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Politik in systematischer Darstellung. 








Vorwort. 


In meinem vor einem Jahre im gleichen Verlage erschienenen 
Bundesstaatsrecht der Schweiz habe ich als den Wegweiser für die 
Zukunft der Schweiz die wissenschaftliche Politik bezeichnet, mit 
dem Bedauern, daß diese bei uns noch keine konsequente Pflege 
gefunden hat. Das führte zur Umschau in der Lehre der Politik 
im allgemeinen, um daraus einen Führer für unsere Zwecke zu 
wählen. Die bisherigen Handbücher der Politik erwiesen sich aber 
zum Teil als unvollständige Lehren und alle entbehren der eine 
wissenschaftliche Disziplin konstituierenden Systematik, weshalb sich 
der Unterzeichnete selbst an die Arbeit machte, für die er übrigens 
nicht unvorbereitet war. Das ist die Veranlassung des vorliegenden 
Buches. 

Das Hauptbestreben war der Veranlassung entsprechend, eine 
vollkommen systematische und insofern auch vollständige Darstellung 
der Politik im allgemeinen zu geben, um diese womöglich zu einer 
lehr- und lernbaren Wissenschaft zu erheben, was um so notwendiger 
' erscheint, als erst durch die Politik das Lebensvolle an Staat und 
Recht anschaulich wird und das Ineinandergreifen, die Zusammen- 
. hänge der einzelnen Teile dieses so kunstvollen Mechanismus, ihre 
Bestimmung im einzelnen und die gegenseitige Bedingtheit sich klar 
erkennen lassen. Wenn die Schweiz dabei durchweg eine besondere 
Berücksichtigung gefunden hat, so mögen es die Veranlassung der 
Schrift und die Stellung des Verfassers entschuldigen. Es dürfte 
' aber diese Seite der Darstellung auch auf das Interesse weiterer 


Kreise Anspruch haben; sind doch die inneren Institutionen der 
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Schweiz als des einzigen Landes, in welchem die reine Demokratie 
und zwar seit dessen Bestehen repräsentiert ist, von bemerkens- 
werter Eigentümlichkeit und tritt die Schweiz auch in ihrer äußeren 
Stellung dadurch hervor, daß es eine schweizerische Frage gibt, 
deren Lösung nicht mehr in der eigenen Hand der Schweiz liest. 

Das Buch ist von einem möglichst objektiven Standpunkte aus 
verfaßt, frei von liebedienerischen Rücksichten wie von übelwollen- 
den Motiven. Ich bin mir bewußt, niemandem zu Leid geschrieben zu 
haben; aber ich habe auch niemandem zu Liebe die berechtigte 
Kritik unterdrückt. Ich liebe mein Vaterland von ganzem Herzen, 
und die Kritik der Mängel und Schwächen seiner Politik schmerzt 
mich selbst am meisten. 


Zürich, den 30. Juli 1903. 


J. Schollenberger. 
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Einleitung. 


I. Einteilung der Politik, 


Die Politik im ganzen läßt sich einteilen in reine oder allge- 
meine und in angewandte oder spezielle Politik. Der Unterschied 
zwischen reiner und angewandter Lehre ist hier ähnlich dem ent- 
sprechenden in der Mathematik. Reine Politik nämlich ist der In- 
begriff der Faktoren, der Größen der Politik, welche bei ihr mit- 
wirken und sie bestimmen. Das sind: Zweck, Mittel und Organe der 
Politik. Angewandte Politik dagegen ist der Inbegriff der Ergeb- 
nisse, zu denen die Anwendung der Faktoren der Politik auf den 
einzelnen Gebieten des Staats- und Rechtslebens gelangt. Der Unter- 
schied ist also nicht gleich demjenigen zwischen theoretischer und 
praktischer Politik; die reine Politik kann ebensogut praktisch sein, 
auf das praktische Leben Rücksicht nehmen, indem sich ihre Fak- 
toren dem praktischen Leben anpassen — wie die angewandte Politik 
theoretisch sein, ihre Forderungen auf den einzelnen Gebieten des 
Staats- und Rechtslebens ohne Rücksicht auf das praktische Leben 
formulieren kann. Die reine Politik ist insofern allgemeine Politik, 
als sie sich überall gleich ist, bezw. ihre Faktoren überall die gleichen 
sind; bei der angewandten Politik hingegen kommt es auf die Ver- 
schiedenheit der speziellen Betätigungsgebiete an, daher sie selbst 
spezielle Politik genannt werden kann. 

Im folgenden werden die Ausdrücke „allgemeine“ und ‚„spe- 
zielle“ Politik gebraucht; von ‚reiner‘ Politik könnte man doch 
nicht sprechen, ohne den Nebengedanken einer „reinlichen“ Politik 
zu erwecken, an die niemand glaubt. 


Il»Eirteraiur. 


Die Literatur über einzelne Seiten und Fragen der Politik ist un- 
übersehbar und noch mehr diejenige über politische Fragen nach 
einzelnen Zeiten und Völkern; es gibt sozusagen keine staatswissen- 
schaftliche und auch keine geschichtliche, geographische, ethnogra- 

Schollenberger, Politik, je, 
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phische etc. Abhandlung, die nicht mehr oder weniger politisch 
wäre. Hier kann es sich nur um Angabe derjenigen Literatur han- 
deln, die sich mit der Politik im ganzen befaßt, kurz um Angabe der 
Handbücher der Politik; hervorragende Monographieen über einzelne 
Teile der Politik sollen gelegentlich namhaft gemacht werden. Hand- 
bücher der Politik sind: Dahlmann, Die Politik, 1847. Waitz, 
Grundzüge der Politik, 1862. Mohl: 1. Encyklopädie der Staats- 
wissenschaft, 2. Aufl.; 2. Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Band Il 
und III, bezw. Politik Band I und Il. Escher, Handbuch der prak- 
tischen Politik, 2 Bände. v.Holtzendorff, Die Prinzipien der Poli- 
tik, 2. Aufl. Bluntschli, Politik (der Lehre vom modernen Staat 


III. Teil). Roscher, Politik. v. Treitschke, Politik, 2Bände. Da- 


zu: van Calker, Politik als Wissenschaft, Festrede 1898. — Betr. 


die schweiz. Politik speziell: Kaiser, Grundsätze der schweiz. Poli- 
tik 1867/75. Hilty, Vorlesungen über die Politik der Eidgenossen- 


schaft, 1875. 
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I. Begriffe. 


— 


_ Aufgabe der allgemeinen Politik ist voraus die Begriffserklärung. 

Dem Worte nach heißt Politik die Kunst mit Bezug aui den 
Staat (nolırızn sc. t&yvn); andererseits aber versteht man darunter 
eine Lehre, Wissenschaft. Es ist also zu unterscheiden zwischen 
der Kunst und der Lehre von dieser Kunst. 


A. Die Politik als Kunst. 


Die Politik als Kunst ist die Kunst der zweckmäßigsten Ge- 
staltung von Staat und Recht und der zweckmäßigsten Anwendung 
des Rechtes. | 

Die Merkmale des Begriffes sind folgende. 

1. Die Politik ist eine „Kunst“, d.h. ein Können, speziell die 
Fertigkeit und Geschicklichkeit, etwas zu bewirken und hervorzu- 
bringen. Die Politik hat also zum Gegenstand ein Handeln, eine 
Tätigkeit, und bezeichnet die Eigenschaft der Fertigkeit und Ge- 

schicklichkeit darin, bedeutet also ein fertiges und geschicktes Han- 
_ deln. Insofern ist Politik jeder andern Kunst gleich, die auch auf 
möglichst geschicktes Hervorbringen eines Gegenstandes oder einer 
Wirkung, d.h. eines möglichst vollkommenen Produktes oder Effek- 
tes gerichtet ist. 

2. Die Politik ist eine Kunst mit Bezug auf Staat und Recht, 
und zwar die Kunst in Schaffung und Anwendung von Staat und 
Recht. Betreffend das Verhältnis der Politik zu Staat und Recht, 
so ist Staat ein Zustand (status) und Recht ein Bestand von Normen, 
beide also etwas Festes, Gegebenes bezw. Gewordenes; Politik da- 
gegen ist die Schaffung bezw. Anwendung von Staat und Recht, 
hat also speziell als Schaffung ein Werdendes zum Gegenstand, in- 
dem sie Staat und Recht schafft, um diese, wenn sie geworden 
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sind, wieder neu, in anderer, vollkommenerer Form zu erzeugen. 
Die Politik bezeichnet also die aktive Teilnahme an Staat und 
Recht, und in diesem Sinn wird auch das Adjektiv „politisch“ 
gebraucht, m.a. W.: „politisch“ bedeutet immer die Teilnahme an 
Staat und Recht, bezeichnet nie bloß eine passive Beziehung 
zu Staat und Recht; so in den folgenden Zusammensetzun- 
sen. Politischer Verein oder politische Versammlung ist 
der Verein oder die Versammlung zur Behandlung von Angelegen- 
heiten des öffentlichen Lebens. Politische Rechte sind Rechte 
auf Teilnahme an der Staatsgewalt selbst, im Gegensatz zu den 
Freiheitsrechten als bloßen Schutzrechten vor Vergewaltigung durch 
Jie Staatsgewalt, die sich also auch auf den Staat beziehen, aber 
passive Rechte sind. Politische Gemeinde ist die Gemeinde, 
die sich mit den Angelegenheiten der Gemeinde befaßt und zwar 
mit denjenigen, die alle Einwohner angehen, nicht bloß die Bürger 
(Gegensatz zur Bürgergemeinde), nicht nur die Angehörigen der 
gleichen Konfession (Gegensatz zur Kirchengemeinde) und nicht 
bloß die Schulgenossen (Gegensatz zur Schulgemeinde)!). Dieser 
Sinn der Aktivität im und am Öffentlichen Leben deckt sich also 
im Adjektiv „politisch“ mit demjenigen im Substantiv „Politik“, 
und der erstere Begriff ist also nicht weiter und nicht weniger be- 
stimmt als der letztere.?) | 

Es gibt daneben einen abgeleiteten Sinn von „Politik“ und 
„politisch“, der den eigentlichen Sinn verallgemeinert und zugleich 


!) Unrichtig Rehm, Allgem. Staatslehre S.9: „— „„politische Gemeinde““ 
Ihren Gegensatz bildet die Bekenntnisgemeinde. Hier ist also politisch so 
viel, wie weltliche Gemeinde, Gemeinde, die nicht religiösen, sondern welt- 
lichen Zwecken dient.“ — Die politische Gemeinde hat sich als solche haupt- 
sächlich im Gegensatz zur Bürgergemeinde, also als Einwohnergemeinde ent- 
wickelt und heißt auch vielfach, namentlich in schweizerischen Kantonen, 
Einwohnergemeinde. Im Gegensatz zu Kirchen- und Schulgemeinde als be- 
sonderen Pflegegemeinden (Gemeinden für positive Förderung der Konfession 
und des Unterrichtes) hieße sie besser polizeiliche Gemeinde (im Kanton 
St. Gallen z. B. heißt die Gemeinderechnung der politischen Gemeinde: Polizei- 
kassenrechnung;). | 

®\) Das haben Rehm, 1. c. S. 8, und Jellinek, Das Recht des modernen 


Staates, I, S. 14, Note 1, übersehen. „Dem Wort Politik kommt heute regel- - 


mäßig nicht mehr dieselbe weite Bedeutung zu wie dem Wort politisch“ 
(Rehm). „Terminologisch ist übrigens das Adjektiv politisch lange nicht so 
scharfer Begrenzung fähig wie das Substantiv“ (Jellinek). Oder läge eine 
Verwechslung vor mit den Worten in übertragenem Sinn? 
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nach einer Seite verschärft. Danach ist „Politik“ die Kunst in 
Geschäften überhaupt, auch von nicht staatlicher Art, und zwar 
so viel wie Geschäftsgewandtheit, Geschäftsklugheit, und in diesem 
Sinn wird auch das Adjektiv „politisch“ gebraucht, nämlich für ge- 
schäftsgewandt, geschäftsklug oder weltklug schlechthin. 

3. Die Politik ist die Kunst in Bezug auf Schaffung und 
Anwendung von Staat und Recht. Sie hat also hiernach zwei 
verschiedene Seiten zum Gegenstand: einerseits die Aufstellung von 
Regeln, d.h. Gesetzen, worunter auch und vor allem Verfassungs- 
gesetze zu verstehen, also die Gesetzgebung, und besteht hier in 
der Gesetzgebungs- bezw. Verfassungspolitik, d.h. der Kunst 
zweckmäßigster Gesetzgebung. Es, handelt sich hierbei um den In- 
halt der Gesetze; die Handhabung der Form, der formellen Technik 
ist Sache der Gesetzgebungskunst i. e. S., wovon hier nicht weiter zu 
reden ist. — Andererseits besteht die Politik in der Anwendung von 
Regeln. In letzterer Beziehung kann aber von Politik nur bei (den- 
jenigen Funktionen der Staatsgewalt die Rede sein, die überhaupt 
ein Handeln nach Rücksichten der Zweckmäßigkeit gestatten, also 
ein freies Handeln innerhalb der gesetzlichen Schranken, nicht da, 
wo die Anwendung einfach in Vollziehung der Gesetze besteht. So 
' vor allem nicht bei der Rechtspflege, aber auch nicht bei demjenigen 
Teil der Verwaltung, der die Polizei, d.h. die Durchführung von 
Geboten und Verboten betrifft, sondern nur bei der Pflege, der 
früher sogenannten Wohlfahrtspolizei, also der positiven Fürsorge 
für die Volksinteressen, für welche es verschiedene Arten und Wege 
der Ausführung gibt (Anlage von Straßen, Gründung von Natural- 
verpflegungsstationen, Zuchtviehgenossenschaften etc.). Die letz- 
tere Seite, bei der sich also die Politik im Sinne der Anwendung 
von Recht allein betätigen kann, heißt Regierung oder Verwaltung, 
im Gegensatz zur Vollziehung oder Exekutive; danach wird die 
bezügliche Politik: Regierungs- oder-Verwaltungspolitik ge- 
nannt. Diese ist also die Kunst der Anwendung bestehender Ge- 
setze innerhalb der Schranken bestehender Gesetze. — In einem 
andern Sinn steht die Verwaltungspolitik als Politik mit Bezug auf 
die Aufgaben des Staates, bezw. mit Bezug auf deren gesetzgeberische 
Feststellung, der Verfassungspolitik als der Politik betr. die Ein- 
richtung des Staates gegenüber, wovon im speziellen Teil. 

Gesetzgebungs- und Regierungs- und Verwaltungspolitik bilden 
also die beiden Seiten der Politik im ganzen. Die gesetzgebenden 
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Behörden und die Regierungs- bezw. Verwaltungsbehörden, wofern 
letztere im Handeln frei sind, heißen daher politische Behörden, 
im Gegensatz zu den Gerichtsbehörden, deren eigentliche Tätigkeit, 
die Rechtspflege, kein Handeln nach Rücksichten der Zweckmäßig- 
keit ist, also die Politik ausschließt. — Im Verhältnis zu einander geht 
die Gesetzgebungspolitik der Regierungspolitik insofern vor, als der 
‚Erlaß von Regeln über deren Anwendung steht; weil aber die 
Politik nach auswärts, die auswärtige Politik, von der unter Um- 
ständen die Existenz des Staates abhängt, hauptsächlich Sache der 
Regierung ist, ist sie insofern wichtiger. 


B. Die Politik als Lehre oder Wissenschaft. 

Es ist zu unterscheiden zwischen Bereich, Berechtigung und 
Methode. 

Dem Bereich nach hat sich die Politik als Wissenschaft mit der 
Politik als Kunst nicht von jeher gedeckt. Im Sinne der Alten, 
deren Hauptvertreter Aristoteles, Politik, ist, war Politik die Lehre 
vom Staat schlechthin, und in diesem Sinne ist sie auch noch 
von neuern, nicht juristischen Schriftstellern (Dahlmann, Waitz, 
v. Treitschke — alles Historiker) aufgefaßt worden. Nach der neuern 
Jurisprudenz hingegen (Mohl, Escher, v. Holtzendorff, Bluntschli) bil- 
det Politik nur einen bestimmten Teil der Staatswissenschaften. Die 
Staatswissenschaften im weitern lassen sich trennen in 1. die soge- 
nannten Gesellschaftswissenschaften, d.h. Disziplinen, welche 
zwar nicht den Staat als solchen, aber die Grundlage desselben, die 
Gesellschaft, zum Gegenstand haben (Soziologie, Volkswirtschaft 
mit der Finanzwissenschaft — die letztere hat zwar als Staatswirt- 
schaftslehre schon den Staat selbst zum Gegenstand — Statistik), 
und 2. Staatswissenschaften i.e.S., auf den Staat als solchen 
bezüglich, die sich aber wieder scheiden in: Staatslehre (betr. Be- 
griff, Wesen und Zweck des Staates und anderer politischen Ver- 
bände — sogenannte Staatsmetaphysik), Staatsrecht und bezw. 
Völkerrecht (Inbegriff der Normen des Staates betr. die Beziehungen 
der Staatsgewalt zu den ihr unterworfenen Staatsbürgern und betr. 
die Organe der Staatsgewalt und ihre Kompetenzen, und Inbegriff 
der Normen der Völkergemeinschaft), und Politik (Lehre von der 
Kunst der zweckmäßigsten Gestaltung des Staates und zweck- 
mäßigsten Schaffung und Anwendung des Rechtes überhaupt). In 
letzterem Sinn deckt sich also die Politik als Lehre dem 
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Gegenstande nach mit der Politik als Kunst, und nur in 
diesem Sinn ist von Politik weiterhin die Rede. 

Berechtigung und Wert der Politik als Wissenschaft. Betr. 
die Berechtigung ist bestritten, daß die Politik als Lehre 1. möglich 
und 2. daß sie nötig sei. Ad 1.: Es ist bestritten, daß sich die 
Politik als Staatskunst lehren lasse, insofern als sich mit allen 
Lehren der Staatskunst kein großer Staatsmann bilden lasse; Staats- 
kunst sei nicht das Produkt von Kenntnissen, sondern von Begabung 
(Geschick, Scharfblick, Entschiedenheit). Die Bestreitung beruht auf 
Verkennung des Verhältnisses der Kunst zur Wissenschaft überhaupt. 
Da, wo es nicht nur auf den Besitz von Kenntnissen, sondern auf 
Anwendung derselben ankommt, auf ein Können: da genügt aller- 
dings die Kenntnis nicht, sondern es muß hinzukommen Übung, 
natürliches Geschick, und nur mit letzteren Eigenschaften wird jemand 
seine Kenntnisse verwenden können, und um so vollkommener, je 
stärker und, ausgebildeter diese Eigenschaften sind. So in der Dicht- 
kunst (Poetik allein tut’s nicht), Heilkunst (Anatomie, Physiologie, 
Pathologie genügen an sich nicht), Kriegskunst (ebensowenig genügen 
Strategie und Taktik). So auch in der Politik; wenn sich auch mit 
der wissenschaftlichen Politik allein kein Staatsmann schaffen läßt, 
so läßt sie sich doch lehren. — Ad 2.: Die Politik ist auch für den 
Staatsmann und im weitern für alle, die am Staatsleben teil zu 
nehmen berufen sind, nötig und wünschenswert, so gut wie für die 
Ausübung jeder andern Kunst bezw. der Betätigung des Könnens 
die Kenntnis ihrer Grundsätze nötig und wünschenswert ist. Und wenn 
auch ohne das jemand mit besonderer Anlage das Richtige treffen 
mag, so doch, caeteris paribus, sicherer der, der theoretisch vor- 
gebildet ist. Die Politik ist also ebenso nötig als möglich. Ohne 
Politik als Wissenschaft ist Politik als Staatskunst bloße Routine; 
andererseits führt allerdings die Überschätzung theoretischer Regeln 
hier wie sonst zum Doktrinarismus. — Dem Werte nach ist die 
Politik von allererster Bedeutung, weil alles vom Staat abhängt, 
Wohl und Wehe aller also durch eine richtige Leitung desselben be- 
dingt sind. Sie ist von höchster Würde (Burke); sie ist die Zentral- 
sewalt unter den Staatswissenschaften, weil sie alle Seiten des 
Staatswesens in ihren Bereich zieht (v.Holtzendorff). Es ist ihr 
daher auch unter den Disziplinen der Staatswissenschaften ein Platz 
anzuweisen, und zwar dem Range nach der erste, in der zeitlichen 
Reihenfolge aber der letzte, weil sie die Krönung der Staats- 


10 Allgemeine Politik. 


wissenschaften bildet, wie auch Bluntschli seine Politik als die 
reifste Frucht seines langen der politischen Wissenschaft und Praxis 
gewidmeten Lebens bezeichnet (vgl. das Vorwort dazu). 

Endlich die Methode. Wie in jeder Wissenschaft gibt es auch 
in der Politik (als Wissenschaft) eine historische und eine dogma- 
tische Methode. — Die historische Methode kann an sich zweier- 
lei zum Gegenstande haben: 1. die Geschichte der Politik als einer 
Lehre, d.h. die Art und Weise, wie die Politik zu den verschiedenen 
Zeiten gelehrt wurde, also eine geschichtliche Lehre von der Poli- 
tik als Lehre; diese bildet einen Teil der Geschichte der Staats- 
wissenschaften, weil die Politik als Lehre selbst zu den Staats- 
wissenschaften gehört. Oder 2. die Geschichte der Politik als Kunst, 
als Staatskunst, m.a.W. nicht die Art und Weise, wie die Politik 
in den verschiedenen Zeiten gelehrt, sondern wie sie geübt worden 
ist; das ist politische Geschichte im eigentlichen Sinn. Nur 
die letztere, die Geschichte der Politik als Staatskunst, bildet das 
adäquate Gegenstück zur Dogmatik: wenn diese zum Gegenstand 
hat, wie die Politik heute geübt wird oder geübt werden soll, so 
die geschichtliche Politik: wie sie früher geübt, nicht bloß gelehrt 
wurde. Eine geschichtliche Darstellung in diesem Sinne ist um so 
mehr berechtigt, als die Politik (als Kunst) ein Werden zum Gegen- 
stande hat, eine Bewegung von etwas, das ist, zu etwas, das sein 
soll, bezw. von dem, was war, zu dem, was ist (vgl. oben A2). Die 
politische Geschichte fällt nicht zusammen mit der Rechts-, speziell 
Staatsrechtsgeschichte. Diese betrachtet an sich nur die Ergebnisse 
der Politik, d.h. die Rechtsinstitute auf jeder Stufe der Entwicklung 
für sich und in ihrem Verhältnis zu einander. Die politische Ge- 
schichte bezeichnet diese Zustände auch, stellt sie auch fest, aber 
einerseits als Ausgangspunkte einer neuen Gestaltung und anderer- 
seits als deren Ziele, hat also zum eigentlichen Inhalt die Dar- 
stellung der Umstände, mit denen bei der Neugestaltung zu rech- 
nen war, und der Mittel, durch die sie bewerkstelligt wurde. 

Die dogmatische Methode andererseits besteht in der Ent- 
wicklung der Faktoren und Rücksichten, welche die Politik be- 
stimmen bezw. nach denen sich die Politik zu richten hat. Es 
kann bei dieser Darstellung objektiv oder subjektiv verfahren werden. 
Objektiv insofern, als nur die Stellungen markiert werden, welche 
die Politik bei jeder Frage einnehmen kann. Subjektiv dagegen ist 
die Politik dann, wenn unter den verschiedenen möglichen Stellun- 
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gen ausgewählt und eine davon als vorzüglich oder gar als allein 
richtig oder zulässig bezeichnet wird. Beispielsweise ist eine Haupt- 
frage für die Politik die Frage nach dem Zweck, von dem nachher 
speziell die Rede sein wird. Werden nun einfach die verschiedenen 
Zwecke, welche die Politik verfolgen kann, angeführt, so ist die 
Darstellung objektiv; wenn dagegen bestimmte Zwecke besonders 
oder einer allein empfohlen wird, so ist das subjektive Politik. 
Immerhin gibt es Stellungen bezw. Stellungnahmen, die nach über- 
einstimmendem Befinden allein zulässig erscheinen, so daß insofern 
ihre Anerkennung nicht als subjektives Belieben, sondern als ob- 
jektives Urteil erscheint. So z.B. die Forderung, daß Zweck und 
Mittel der Politik sittlich, mindestens indifferent sein müssen, keinen- 
falls unsittlich sein dürfen; wobei freilich das wieder der Kontro- 
verse ausgesetzt ist, was sittlich und was unsittlich ist.t) 

Das Verhältnis der beiden Methoden zu einander ist folgendes. 
Die dogmatische Methode kann der historischen entbeh- 
ren, nicht aber umgekehrt: die politische Geschichte setzt die 
Kenntnis der dogmatischen Politik voraus und bedingt auch für 
einen bestimmten Zeitraum immer eine dogmatische Darstellung 
insofern, als sie die Faktoren innerhalb desselben erwägt, welche 
von einem Zustand zum andern geführt haben. Immerhin sind es 
dabei bestimmte, dem betr. Staat im betr. Zeitraum eigentümliche 
Faktoren (ein bestimmter Zweck, ein bestimmtes Mittel), während 
die dogmatische Darstellung es mit allen möglichen Faktoren zu- 
sammen zu tun hat. Durch diese Individualisierung der Faktoren, 
die durch die Geschichte getroffen ist, unterscheidet sich die histo- 
rische Methode von der dogmatischen, so daß sie nicht einfach als 
eine Zusammensetzung oder Wiederholung dogmatischer Darstellun- 
gen erscheint. 

Die politische Geschichtsschreibung, wenn es wirklich Geschichts- 
schreibung und nicht bloß Geschichtenschreibung sein soll, setzt 
daher immer die Kenntnis der dogmatischen Politik voraus. Dar- 
aus erklärt sich denn auch die Erscheinung, daß Historiker so viel 
wie Staatsrechtslehrer über dogmatische Politik geschrieben haben, 


t) Die Politik kann also ebensogut bloße Erkenntnisurteile als Wert- 
urteile enthalten (im ersteren Fall ist sie rein objektiv, im letzteren zugleich 
subjektiv) wie die Staatslehre umgekehrt auch Werturteile, nicht bloß Er- 
kenntnisurteile enthalten kann. Die Bemerkung Jellineks, Lehre vom modernen 
Staat, I, S. 13, ist also unzutreffend. 
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teils um sich einen eigenen Maßstab für ihre Geschichtsschreibung 
zurechtzulegen, teils vielleicht auch nur um den Ausweis über ihre 
Befähigung als Geschichtsschreiber zu erbringen. Damit ist aller- 
dings nicht gesagt, daß nicht auch unter den anderen, die nicht ge- 
rade als Schriftsteller der Politik aufgetreten sind, wahre Geschichts- 
schreiber sich fänden, wenn gleich die Geschichtsbücher nur zu 
oft die unerläßliche Kenntnis der Politik vermissen lassen. — Für 
uns handelt es sich also um eine Darstellung der dogmatischen 
Politik im ganzen, die im weitern als Einführung in die politische 
Geschichte einer einzelnen Zeit oder eines einzelnen Volkes dienen 
könnte, und es behält sich der Verfasser vor, zur historischen Me- 
thode speziell mit Bezug auf die Schweiz überzugehen, deren Ge- 
schichtsschreibung vielfach so sehr der Politik als Lehre entbehrt 
wie die schweizerische Staatsleitung der Politik als Kunst. 


II. Zweck. 


Der Zweck als erster Faktor der Politik ergibt sich aus deren 
Begriff. Weil nämlich ‚die Politik die Kunst der zweckmäßig- 
sten Schaffung und Anwendung von Staat und Recht ist, erhebt 
sich vor allem die Frage nach dem Zweck bezw. den Zwecken, 
denen die Politik dient. 

Es ist zu unterscheiden zwischen dem generellen Zweck, 
dem Zweck im ganzen, und den speziellen, einzelnen Zweck- 
bestimmungen. 


A. Der generelle Zweck der Politik. 


Erster Leitsatz: Die Politik hat einen Zweck und zwar einen 
Zweck außerhalb des Staates. Weil sie einen Zweck hat, des- 
halb ist die fatalistische Staatslehre nichtig, wonach der Staat 
wie der Einzelne darauf verzichtet, mit dem menschlichen Willen 
in den Gang der Ereignisse einzugreifen, in der Meinung, daß doch 
alles durch unabänderlichen göttlichen Ratschluß vorherbestimmt 
sei. Das letztere ist der Gedanke des theokratischen Staates 
im Orient, wonach Gott selbst als Regent gilt und die Priester 
als seine Stellvertreter, als Verkündiger und Ausleger der göttlichen 
Befehle, welche sich in den Gesetzen darstellen (so im alten Indien). 


II. Zweck. 13 


Dieser Gedanke ist aber von vornherein zu verwerfen, weil er, wie 
alles menschliche Streben, so auch die Politik als zwecklos hin- 
stellt und damit ihre Berechtigung negiert. Es ist dies das Prinzip 
des „sich treiben lassen‘, das dem bewußten Streben nach einem 
Ziel, wie es die Politik ist, widerspricht. — Andererseits liegt der 
Zweck der Politik außerhalb des Staates, d.h. der Staat ist nicht 
Selbstzweck, wie namentlich Hegel lehrt; vielmehr besteht er nur 
zur Förderung der Zwecke des Volkes. Nach Hegel ist der Staat 
die Verwirklichung der sittlichen Idee, der sichtbar gewordene Volks- 
geist, und alles Bestehende, auch im Staat, erschien ihm vernünftig, 
so daß es ganz gleichgültig wäre, welche Zwecke der Staat ver- 
folgte, bezw. der Staat, wie immer beschaffen, sich selbst genug 
wäre. 

Zweiter Leitsatz: Der außerhalb des Staates liegende Zweck, 
den die Politik verfolgt, muß sittlich und er muß realisier- 
bar sein. 

I. Einmal sittlich. 

Unter Sittlichkeit verstehen wir hier, ohne tiefer in die Ethik 
einzudringen, alles, was einerseits vom Kopfe (Vernunft, Verstand, 
Intellekt) und andererseits vom Herzen (Gemüt, Gefühl) gebilligt 
wird. Es lassen sich also gewissermaßen zwei Sittlichkeiten unter- 
scheiden, eine des Verstandes, d.h. eine durch den Verstand ein- 
gegebene Sittlichkeit, und eine Sittlichkeit des Herzens, die sich 
beide nicht immer decken. Die erstere besteht in dem Verhalten 
eines Individuums seinem Wesen gemäß, in der Erfüllung seiner 
Bestimmung, und diese Bestimmung ist möglichste Ausbildung und 
Vervollkommnung seiner physischen und geistigen Kräfte. Die Sitt- 
lichkeit des Herzens speziell ist die Moral und zeigt sich in Liebe, 
Mitleid etc. Jene nimmt also ihre Gebote aus der Rücksicht auf 
das Individuum selbst; die Moral aus der Rücksicht auf andere. 
Sie bedingen sich aber gegenseitig: der Verstand soll das Mitleid 
nicht weiter gewähren lassen, als es sich mit der Existenz des 
Menschen selbst verträgt, sonst wird der Mensch zum Narren; ande- 
rerseits aber soll das Mitleid sich so weit betätigen, als es mit jener 
Rücksicht vereinbar ist, wenn das Herz nicht von Stein erscheinen 
soll. Das eine oder das andere wäre nur halbe Sittlichkeit, oder 
nach der andern Seite unsittlich, und erst das Zusammentreffen 
beider macht die vollkommene Sittlichkeit aus. 

Auch in der Politik unterscheidet man denn eine Verstandes- 
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und eine Gemüts- oder Gefühlspolitik, und es wird als letz- 
tere diejenige Politik, die gewissen Neigungen auf Kosten der erstern 
nachgibt, bezeichnet, um sie damit zu verurteilen. Als solche gilt z.B. 
die Politik der Kreuzzüge, welche aus religiösen Superstitionen zu 
diesen phantastischen Kriegsunternehmungen des Mittelalters geführt 
hat.!) Maßgebend für den Staat ist vielmehr und soll sein die Ver- 
standespolitik und zwar aus dem einfachen Grunde, daß der 
Staat so wenig und noch weniger als ein anderer Verband, z.B. 
eine Aktiengesellschaft, nach den bloßen Neigungen seiner Leiter 
verwaltet werden darf. Der Einzelne für sich mag Neigungen {röh- 
nen, das ist seine Sache; der Geschäftsführer eines Dritten darf 
das nicht. Das Wort Bülows, des deutschen Reichskanzlers, die 
Politik werde nicht mit dem Herzen, sondern mit dem Verstande 
gemacht, hat also nicht bloß den Wert einer individuellen An- 
schauung, sondern gibt die Ansicht der Politik selbst als Lehre 
vom Wesen der Politik als Staatskunst wieder. Der Ausspruch ist 
zwar im Hinblick auf die auswärtige Politik getan worden, gilt 
aber nicht weniger für die innere Politik. Der Staat soll die 
Armen unterstützen, die Massen aus dem Zustande des Proletariates 
erheben, nicht sowohl aus philantropischen Rücksichten, als viel- 
mehr in der Erkenntnis, daß es seine Aufgabe ist (wovon nachher), 
seine Glieder nicht verkommen und umkommen zu lassen, sondern sie 
zu stützen und zu heben und damit seine eigene Kraft zu erhöhen, 
statt durch allgemeine Verarmung, Aufstand und Revolution der 
Schwäche und Auflösung zu verfallen. — Die Verstandespoli- 
tik schöpft ihren Zweck aus dem Wesen des Staates selbst. Für 
die Bestimmung dieses Zweckes ist davon auszugehen, daß die 
Menschen nicht um des Staates, sondern daß der Staat 
um der Menschen willen vorhanden ist (Escher I, S.42). Er 
ist um der Menschen willen vorhanden, betrachte man ihn als von 
Gott, der Natur eingesetzt oder aber als von den Menschen selbst 
eingerichtet. Sein Wesen ist also jedenfalls eine im Interesse der 
Menschen liegende Einrichtung, und daraus ergibt sich der Zweck 
der aus dem Wesen des Staates schöpfenden Politik, d.h. der Poli- 
tik, wie sie sein soll, oder der Politik schlechthin. Dieser Zweck 
besteht in der Sicherung der Existenz der Menschen und 


‘) Vgl. Bluntschli, S. 34 — der aber unrichtigerweise die Gefühlspolitik 
zur Idealpolitik rechnet. Diese betrifft nicht das sittliche Moment, sondern 
das Moment der Realisierbarkeit, wovon unten. 
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ihrer möglichsten Vervollkommnung. Und zwar nicht nur 
zu Gunsten einzelner Personen oder einzelner Klassen von Staats- 
angehörigen, sondern aller, indem alle den gleichen Anspruch an den 
Staat haben, wie auch alle gleicherweise zu ihm gehören. Damit ist 
nicht gesagt, daß für alle auf einmal gleichermaßen gesorgt werden 
solle, was auch unter Umständen nicht geschehen könnte Nur 
sollen die einen so gut wie die andern in dieser Fürsorge an die 
Reihe kommen. Immerhin geht die Existenz der Vervollkommnung 
vor, so daß die letztere keiner Klasse zuzuwenden ist, bevor nicht 
die Existenz aller sichergestellt erscheint. Bei beiden Zwecken aber, 
bei Sicherung und Vervollkommnung, erscheint die Sorge des Staa- 
tes selbst nur insoweit als seine Aufgabe, als es an der Gewährung 
der Gelegenheit dazu nicht genügt, wenn anders die Menschen nicht 
im Staat ganz aufgehen sollen, sondern ihrer eigenen Initiative 
Spielraum zu lassen ist. — Den einen wie den andern Zweck ver- 
mag der Staat aber nur zu erfüllen, wenn er selbst als solcher, 
als Verband der in ihm vereinigten Menschen, feststeht. Der erste 
und höchste Zweck ist also Sicherung des Staates selbst, 
welche die Bedingung der beiden anderen Zwecke bildet. Diejenige 
Politik, die sich speziell mit diesem Zwecke beschäftigt, ist die 
auswärtige Politik, im Gegensatz zur innern Politik mit den beiden 
andern Zwecken, Sicherung und Vervollkommnung des Staatslebens 
im Innern, und heißt darum auch die hohe Politik. 

Eine einseitige und daher mangelhafte Zweckbestimmung der 
Politik nach Seiten der Verstandespolitik ist der Utilitarısmus 
oder die sogenannte Nützlichkeitstheorie, deren Begründer der Eng- 
länder Bentham (1748—1832) ist (vgl. Grundsätze der Zivil- und 
Kriminalgesetzgebung aus den Handschriften des englischen Rechts- 
gelehrten Jeremias Bentham, herausgegeben von Dumont, deutsch 
von Beneke, 1830). Es ist das die Staatstheorie mit dem Prinzip, 
der größtmöglichen Anzahl von Menschen den größtmöglichen Nutzen 
zu verschaffen. Also eine Zwecktheorie, die dem Staat einen Zweck 
zum Wohl der Menschen setzt, im Gegensatz zur Anschauung vom 
Staat als der Verwirklichung eines abstrakten Rechtes, und inso- 
fern eine richtige und sogar verdienstliche Theorie; sie ist nur 
unvollständig bezw. einseitig, während die Gefühlspolitik, so weit 
sie über die Verstandespolitik hinausgeht, und nur insoweit ist 
sie Gefühlspolitik, falsch ist. 

ll. Zum zweiten muß der Staatszweck realisierbar sein. 
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Unter dem Gesichtspunkte dieser Forderung unterscheidet man Ideal- 
und Realpolitik. 

Begriffe: Idealpolitik ist diejenige Politik, welche auf das 
Ideal des Staates, sei es ein vom Staat aufgestelltes Ideal überhaupt 
oder auf das Ideal eines bestimmten Staates hinstrebt bezw. (als 
Lehre) hinweist; Realpolitik dagegen ist diejenige Politik, welche 
sich wesentlich oder ausschließlich von den Tatsachen, Umständen, 
leiten läßt, um danach ihre Richtung zu nehmen. Diese Umstände 
sind teils gelegentlich und wechselnd, teils konstant. Die gelegentlichen 
sind nicht von vornherein zu berechnen, wohl aber die konstanten. 
Das sind der Zustand des Staates selbst nach Gebiet und Volk 
und der der andern Staaten, mit denen jener in Beziehung kommt, 
insbesondere der Nachbarstaaten, mit denen die Beziehungen am 
häufigsten und engsten sind. Jenes (Gebiet und Volk) sind die 
. Grundlagen des Staates, dieses ist das völkerrechtliche Verhältnis. 
Diese Zustände sind konstant nicht in dem Sinn, daß sie überall 
und immer gleich wären; aber sie sind jedenfalls immer und überall 
so oder anders, in bestimmter Art und bestimmtem Maße, vorhanden. 
Wie sie aber die Politik bedingen, so sind sie auch selbst Gegen- 
stand der Politik zum Zweck der Änderung, der Vervollkommnung. 
— Realpolitik heißt auch praktische Politik.) 

Das Wesen des Unterschiedes zwischen Ideal- und Realpolitik 
“liegt nicht sowohl in den Mitteln als im Zweck, weil die Mittel für 
die eine wie für die andere Politik die gleichen sind, und nur die 
Zwecke verschieden, bei jener weiter, höher — bei dieser näher, 
niederer gesteckt werden. Daher ist von den beiden Arten der Politik 
bei den Zwecken zu reden. — Das Verhältnis beider zueinander ist 
aber nicht unbedingt das, daß die .eine nicht realisierbar und nur 
die andere realisierbar wäre. Die Unrealisierbarkeit der Idealpoli- 
tik ist also nur relativ. Das Ideal des Staates wird ja allerdings 
bei der Unvollkommenheit aller menschlichen Einrichtungen nie 
oder nie ganz zu erreichen sein, wohl aber das Ideal eines be- 
stimmten Staates oder einer bestimmten in verschiedene Staaten. 
zerfallenden Nation, namentlich deren Zusammenschluß zu einem 


‘) Diesen Sinn hat auch der Titel des Escherschen Buches. Vgl. die 
Vorrede: „— durch die Bezeichnung „„praktisch““ will der Verfasser... 
ausdrücken, dass er nicht den abstrakten Menschen oder eine Utopie vor 
Augen hat, sondern dass er die Menschen nimmt, wie sie in der Wirklichkeit 
nach ihren verschiedenen Eigenschaften und Verhältnissen sind. ... .* | 
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Staat. „Die Einheit Deutschlands und Italiens galt lange Zeit hin- 
durch, nachdem sie in den Volksgeist bereits eingedrungen war, 
als eine Sache der Schwärmerei und des Unverstandes‘“ (v. Holtzen- 
dorff, S.338, Note3), und doch ist sie heute beiderseits erreicht. 
Im übrigen schließen beide, Ideal- und Realpolitik, einander nicht 
aus; sie sollen im Gegenteil Hand in Hand gehen: die Idealpolitik 
soll die Realitäten des Lebens berücksichtigen und sich jeweilen 
mit einem näheren, niederern Ziele begnügen, und die Realpolitik 
soll ihrerseits die Idealpolitik nicht aus den Augen verlieren und 
unter den näheren Zielen diejenigen bevorzugen, die in der Rich- 
tung nach dem Ideal liegen, um nicht auf Abwege zu geraten.!) 
Ausläufer und unter Umständen Auswüchse der beiden Arten 
von Politik sind: nach Seiten der Idealpolitik die Phantasiepolitik 
und nach Seiten der Realpolitik die Opportunität. Phantasie- 
politik ist diejenige Politik, „welche sich Zustände einbildet, die 
nicht vorhanden sind und sich für Traumbilder begeistert“ 
(Bluntschli, S. 33). Der Begriff der Phantasiepolitik ist übrigens 
wieder nur relativ: es kommt auf die Zeit, in der man steht 
und bezw. auf den Standpunkt des Betrachtenden an. Das 
Streben nach politischer Gleichheit erschien vor der fran- 
zösischen Revolution als Phantasterei und doch ist sie durch 
die Revolution verwirklicht und in den heutigen Staät einge- 
führt worden, und daher läßt sich heute die soziale Gleich- 
heit, das Ziel des Sozialismus, hinwieder nicht schlechthin als Idol 
bezeichnen; die politische Umwälzung gegen Ende des XVIII. Jahr- 
hunderts war vielleicht noch größer als eine soziale sein würde, 
nachdem in den politischen Rechten des Volkes das Mittel dazu 
vorhanden ist: anno 1789 mußte erst beides, Mittel und Ziel, er- 
rungen werden. — Opportunität ihrerseits ist Realpolitik speziell 
nach Seiten der Berücksichtigung der gelegentlichen, wechselnden 
Umstände, im Gegensatz zu den konstanten Größen von Gebiet und 


!) In diesem Sinn war der Realpolitiker par excellence, Bismarck, zu- 
gleich Idealpolitiker und erst dadurch der vollendete Politiker, der er war. 
Das hat er nirgends glänzender gezeigt als im Jahre 1866 nach dem Siege 
Preußens über Österreich. Er setzte, allen königlichen und militärischen 
Aspirationen entgegen, den Verzicht auf Annexionen sächsischen, bayerischen 
und österreichischen Gebietes und auf den Einzug in Wien durch; in der 
Voraussicht des späteren Kampfes mit Frankreich hat er Preußen dadurch 
‚diese Mächte verbunden und damit den Sieg über Frankreich und die Einheit 
Deutschlands ermöglicht. Vgl. Gedanken und Erinnerungen II, S. 37 ff. 

Schollenberger, Politik. _ 2 
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Volk (vgl. oben). Solche Umstände sind Stimmung des Volkes, 
Stärkeverhältnis der Parteien, Verhältnis der Wichtigkeit der mo- 
mentanen Aufgaben zueinander etc. Und so wenig schließen sich 
Idealpolitik und Realpolitik aus, daß selbst eine sogenannte Phan- 
tasiepolitik sich auf ihrem Wege gegebenen Falls durch Rücksich- 
ten der Opportunität leiten läßt, wie namentlich die sozialistische 
Partei allerorten zeigt und es auch nicht unterlassen kann, ohne 
ihre Politik zur Sterilität zu verdammen. Die Opportunität ist sogar 
von Gambetta in Frankreich zu einem politischen Prinzip erhoben 
worden, das heute noch von den danach ‚„Opportunisten“ benann- 
ten gemäßigten Republikanern vertreten wird. 

Schriftdenkmale der einen und der andern Richtung sind die 
Staatsromane und die politischen Memoiren: jene der Ideal- 
politik, diese der (geschichtlichen) Realpolitik. Staatsromane sind 
Schriften, welche in Form eines Romanes Zustände und Einrich- 
tungen eines ideal gedachten Staates unter Kritisierung bestehender 
Verfassungen schildern. Nicht zu verwechseln damit sind die hi- 
storisch-politischen Romane, welche geschichtliche Staatsbegeben- 
heiten romanhaft ausschmücken; diese schließen sich vielmehr der 
Gattung nach an die politischen Memoiren an. Von Staatsromanen 
im eigentlichen Sinn sind insbesondere zu erwähnen: aus früherer 
Zeit Morus (englischer Staatsmann unter Heinrich VIII), Utopie 
(1516 — griechisch so viel als Nirgendwo; nach dem Titel dieses 
Romanes werden denn alle idealen Fiktionen „Utopieen‘“ genannt), 
Campanella (ital. Dominikanermönch, 1568—1639), Der Sonnen- 
staat („civitas solis“), und aus der neuesten Zeit Bellamy, Im 
Jahre 2000, ein Rückblick auf das Jahr 1887 (in welchem der Roman 
geschrieben wurde). — Politische und bezw. militärische Memoiren 
sind: aus dem klassischen Altertum die Schriften von Xenophon 
und Cäsar, und aus der Jetztzeit Bismarck, Gedanken und Erinne- 
rungen. Der damit zusammenhängende historisch-politische 
Roman ist deutscherseits hauptsächlich vertreten durch Gregor Sa- 
marow (dem ehemaligen hannöverschen Staatsmann Meding) in 
seinem Romanzyklus: „Um Scepter und Kronen“, „Minen und Gegen- 
minen“ etc.; gelegentlich auch von andern (Sacher-Masoch, Kaunitz; 
Levin Schücking, Die schwarz-weiße Perle; die vaterländischen Ro- 
mane von W. Alexis). Eine Abart davon sind die historischen Ro- 
mane, die ohne Staatsbegebenheiten zum Hauptgegenstand der Dar- 
stellung zu machen, doch einen politischen Hintergrund haben. 
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Ausgezeichnet darin ist Walter Scott (vgl. die vortrefflichen Porträts 
von Ludwig XI. von Frankreich und Karl dem Kühnen von Burgund 
in Quentin Durward, der Elisabeth von England in Kenilworth und 
der Maria Stuart im Abt etc.); ferner seien erwähnt Julius Mosen, 
Der Kongreß von Verona und C.F.Meyer, Jürg Jenatsch. 


B. Die speziellen Zweckbestimmungen. 


Perrten derselben, ergeben sich zum: Teil direkt, zum Teil 
indirekt aus dem generellen Zweck des Staates. Direkt aus dem 
generellen Zweck des Staates ergeben sich spezielle Zweckbestim- 
mungen folgendermaßen. Der generelle Zweck ist Sicherung der 
Existenz und möglichste Vervollkommnung der Menschen und bezw. 
des Staates. ‘Die Sicherung der Existenz einmal bedingt ein Dop- 
peltes: Schutz nach außen, wozu Macht gehört, und Aufhebung 
des bellum omnium contra omnes im Innern durch eine Rechts- 
ordnung. Macht und Recht sind also die beiden Seiten des Siche- 
rungszweckes. Die Vervollkommnung des Menschen ihrerseits ver- 
langt die Sorge für seine Wohlfahrt, damit er sich auf diesem 
Wege, in der Richtung der Vollkommenheit, entwickeln könne. 
Macht, Recht, Wohlfahrt sind daher die trias der direkten Staats- 
zwecke. — Zum andern Teil folgen die speziellen Zweckbestim- 
mungen indirekt aus dem generellen Staatszwecke. Welche Zwecke 
nämlich immer direkt aus dem generellen Zwecke abgeleitet werden 
mögen, so erfordert deren Erreichung einen Staat und bestimmte 
Staatseinrichtungen (eine Grundlage an Gebiet und Volk, eine 
bestimmte Staatsform und bestimmte Organe). Diese Einrichtung 
im gänzen bildet also wiederum einen Staatszweck, um die ersteren 
Staatszwecke damit zu erreichen. Andererseits bedingt aber auch 
die Art dieser Einrichtung die erstern, direkten Staatszwecke: auf 
die Einrichtung kommt es an für die Frage, ob sich die eigentlichen 
Zwecke und in welchem Grad und Maß erreichen lassen. 

Es treten also die drei erstern als materielle Zwecke dem 
weitern der Staatseinrichtung als dem formalen Zwecke gegenüber. 

II. Die materiellen Zwecke im ganzen. 

Zunächst ihre Stellung in Staatslehre und Politik. Diese 
Zwecke kommen in beiden Disziplinen vor, d.h. mit den Staats- 
zwecken, den direkten Staatszwecken beschäftigt sich schon die 
Staatslehre und dann auch die Politik. Mit den Staatszwecken näm- 

90: 
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lich verhält es sich so: 1. liegen sie außerhalb des Rechtes betr. 
den Staat, d.h. des Staatsrechtes, und 2. bestimmen sie doch die 
Gestaltung des Staates. Aus 1. folgt, daß sie zur Staatslehre ge- 
hören, weil diese mit allem, was den Staat betrifft, außer mit dessen 
Normen, sich befaßt: mit seinem Wesen, Grund, seinem Zweck 
und mit Entstehung und Untergang des Staates. Aus 2. folgt, daß 
die Staatszwecke zur Politik gehören. Auch die Politik befaßt sich 
mit Gegenständen, die außerhalb des Rechtes liegen; sie schafft 
das Recht, sie geht auch vom Recht aus, um neues Recht zu 
erzeugen; aber sie ist selbst nicht Recht, sondern bildet den Gegen- 
satz dazu (vgl. oben „Begriffe‘‘). Aber die Politik befaßt sich nicht 
mit allem, was außerhalb des Rechtes des Staates liegt, so nicht 
mit dem Wesen (Begriff) des Staates, sondern nur mit dem, was 
zur Gestaltung des Staates und bezw. Rechtes gehört, und das 
sind vor allem die Staatszwecke: um etwas zu gestalten, muß man 
zuerst wissen, wozu es dienen soll. — Die Staatszwecke kommen 
also in beiden Disziplinen, in Staatslehre und Politik, vor, aber 
in verschiedenem Sinn. Die Politik beschäftigt sich mit den Staats- 
zwecken in einem andern Sinn als die Staatslehre. Die Staatslehre 
hat die Zwecke hauptsächlich als Gewordenes oder Gegebenes darzu- 
stellen: wie die Zwecke entstanden sind, sich ausgebildet haben, ihre 
Bedeutungen wechseln, also eine geschichtliche Darstellung davon zu 
geben. Die Politik dagegen hat die Zwecke darzustellen als etwas 
Lebendes, täglich neu zu Erreichendes, sie hat also darzustellen, 
was als Staatszweck zu erstreben sei. Insofern ist die Darstellung 
bei beiden Disziplinen verschieden. Aber die Staatslehre liebt es, 
die Staatszwecke auch als Postulate der Staatsphilosophie zu be- 
handeln, bezw. die Frage zu prüfen, was für Staatszwecke und in- 
wiefern sie es sein sollen. Und andererseits kann die Politik der 
geschichtlichen Betrachtung der Staatszwecke nicht entbehren, um 
Lehren dafür zu gewinnen, was als Staatszweck und wie er als 
solcher aufzustellen sei. Insofern greifen beide Darstellungen, die 
der Staatslehre und die der Politik, ineinander über. 

Nun aber die Stellung der Zwecke selbst zueinander. 
Es gibt eine Hintereinanderstellung und eine Nebeneinanderstellung 
der Staatszwecke. Das Verhältnis der Hintereinanderstellung be- 
zeichnet, daß ein Zweck den andern vor- bezw. vorhergehe. Je 
nachdem es die Macht oder das Recht oder die Wohlfahrt ist, spricht 
man von einem Militärstaat, Rechtsstaat oder Wohlfahrtsstaat. Mi- 
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litärstaat ist derjenige Staat, welcher vorzugsweise seine mili- 
tärische Stärke, die kriegerische Tüchtigkeit seiner Bewohner und 
die Ausrüstung seiner Heeresmacht als Hauptaufgabe betrachtet 
(Bluntschli I, S.364); Beispiele: Sparta und früher Preußen. Der 
Rechtsstaat ist dann vorhanden, wenn die Ausbildung der recht- 
lichen Garantieen für Volksfreiheit und die Freiheit der Privatper- 
sonen als die Hauptaufgabe des Staates angesehen wird (ibid. S. 365). 
Der Rechtsstaat trat seit der Revolution, der Abwerfung des absolutisti- 
schen Regimentes, als Postulat auf, in der deutschen Rechtswissen- 
schaft namentlich seit 1848, wo die höchste Betonung auf die Freiheits- 
rechte gelegt wurde; er ist aber überholt, insofern als die Freiheits- 
rechte heute ein selbstverständliches Rechtsgut bilden. — Endlich 
der Wohlfahrtsstaat; eine einseitige Form davon ist der Kultur- 
staat und eine mißbräuchliche Form der Polizeistaat. Wohlfahrts- 
staat ist derjenige Staat, dem die Sorge für die Entwicklung des 
Volkes zu möglichst hoher geistiger und materieller Blüte als die 
Hauptsache gilt. Zum Kulturstaat wird der Wohlfahrtsstaat, wenn 
dabei Kunst und Wissenschaft, die geistige Entwicklung einseitig 
bevorzugt wird; schulmäßiges Beispiel: Athen.!) Vom Polizei- 
staat andererseits spricht man da, wo die Sorge für das Wohl des 
Volkes in eine Bevormundung der Untertanen ausartet, und im 
Gegensatz zu ihm hauptsächlieh ist der Rechtsstaat postuliert wor- 
den, als Garantie der Freiheit der Bürger vor staatlicher Verge- 
waltigung. — Die Hintereinanderstellung in der einen oder der andern 
Weise ist aber entweder eine bloße Aufeinanderfolge der verschie- 
denen Zwecke oder eine Bevorzugung des einen vor den andern. 
Die Aufeinanderfolge ist der geschichtliche Prozeß, wonach erst 
ein Zweck um,‘den andern sich geltend machte, und zwar erst 
der Macht-, dann der Rechts: und schließlich der Wohlfahrtszweck, 
aber ohne daß deshalb vor dem spätern der oder die früheren 
Zwecke : zurücktraten bezw. aufgegeben wurden. Die Bevorzugung 
des einen vor dem andern Zwecke dagegen setzt die Vollendung 
dieses geschichtlichen Prozesses, wonach alle Zwecke in .die Linie 
eingerückt sind, voraus und bedingt insofern die Nebeneinander- 
stellung. 


!) Etwas ganz anderes ist „Kulturstaat“ in dem Sinne, in dem man ge- 
legentlich Preußen und in der Schweiz den Kanton Aargau als solchen be- 
zeichnet. Es liegt hier eine Verwechslung mit Kultusstaat vor, dem Staat 
des Kultuskampfes, wie man auch statt Kultuskampf Kulturkampf sagt. 
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So folgt das Verhältnis der Nebeneinanderstellung, der Koordi- 
nation der Staatszwecke. In den entwickelten Staaten kommen alle 
Zwecke nebeneinander vor. Die Zwecke können also nebeneinander 
bestehen, und sie müssen es sogar, soll der Staatszweck im ganzen 
vollständig und der Staat vollentwickelt sein. Diese Möglichkeit 
und Notwendigkeit des Nebeneinanderbestehens der Staatszwecke, 
ohne sich zu widersprechen, um sich vielmehr zu ergänzen und zu 
unterstützen, kurz ihre Übereinstimmung, nennt v. Holtzendorff die 
Harmonie der Staatszwecke (Politik, S. 308ff.). Damit ist nicht 
identisch die Einheit des Staatszweckes.!) Die Einheit des Staats- 
zweckes ist diejenige Eigenschaft des Staatszweckes im ganzen, 
welche die verschiedenen Staatszwecke verbindet, m.a.W. es ist 
der generelle Staatszweck, der den Grund der speziellen Staats- 
zwecke bildet. Die Harmonie der Staatszwecke dagegen ist die 
Folge jener Eigenschaft: da die verschiedenen Staatszwecke von 
Einem Staatszweck herrühren, sind sie miteinander verträglich und 
sogar harmonisch. Der generelle Zweck ist der Fokus, und die 
speziellen Zwecke sind seine Ausstrahlungen. Es verhält sich da- 
mit wie mit der einen und einheitlichen Staatsgewalt und den ver- 
schiedenen Staatsgewalten: wenn schon die Staatsgewalt im Grunde 
nur Eine ist, so gibt es doch verschiedene Äußerungen derselben, die 
sich voneinander unterscheiden lassen; die Lehre von der Gewalten- 
trennung steht also, beiläufig bemerkt, nicht im Widerspruch zur 
Natur der Staatsgewalt. — Immerhin stehen sich die Staatszwecke 
nicht gleich: Macht geht vor Recht und Recht vor Wohl- 
fahrt. So schon geschichtlich: vor der Wohlfahrt kamen Macht 
und Recht; Heer und Gericht waren die ersten Institutionen des 
Staates. Aber auch dogmatisch: von der Möglichkeit des Staates, 
sich als solcher, in der Völkergemeinschaft, nach außen zu be- 
haupten, also von der Macht, hängt sein ganzes übriges Streben 
ab. Selbsterhaltung ist wie beim einzelnen Menschen auch des 
Staates erste Aufgabe, also die Herstellung der dazu dienlichen Macht 
auch seine erste Pflicht. Und im Innern muß erst der Kampf aller 
gegen alle durch eine Rechtsordnung abgestellt sein, ehe die Wohl- 
fahrt gepflegt werden kann, und in beiden Aufgaben ist der Staat nur 
so- weit frei, als er es kraft seiner Macht nach außen ist, wie aller- 
dings diese durch die Ordnung im Innern bedingt erscheint. Erst 


‘) Vgl. die Verwechslung bei Bluntschli, S. 358. 
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seit der Reformation und infolge derselben fing der Staat an, Wohl- 
fahrtsstaat zu werden. Durch die Reformation wurde die Kirche 
mehr auf ihre eigentliche Aufgabe beschränkt, und der Staat über- 
nahm die von der Kirche bisher besorgten anderweitigen Aufgaben ; 
so das Armenwesen, Schulwesen etc. So dann auch in den katholi- 
schen Ländern selbst, wo der Staat sich seit der Reformation eben- 
falls mehr frei und selbständig machte. 

Il. Der formale Zweck. | 

Der formale Zweck im ganzen verkörpert sich in der Staats- 
einrichtung, durch welche sich die materiellen Zwecke erreichen 
lassen. Das Verhältnis zu den materiellen Zwecken ist also fol- 
gendes. Einerseits ist der formelle Zweck subsidiär; es ist der 
Zweck, der den andern, materiellen Zwecken dienstbar ist. Er ist 
aber doch wieder der primäre Zweck, insofern als zuerst ein 
Staat und eine Staatseinrichtung vorhanden sein müssen, ehe da- 
mit weitere Zwecke verfolgt werden können. 'Sie bedingen sich 
also wechselseitig: ohne Zwecke kein Staat und ohne Staat keine 
Staatszwecke. Immerhin erscheint die Staätseinrichtung als das 
Erste, was sich der Betrachtung darbietet, und ist daher weiterhin 
zuerst zu behandeln. 

Zunächst kommt in Frage die Stellung der Lehre von der 
Staatseinrichtung im Staatsrecht und in der Politik. Mit 
der Staatseinrichtung beschäftigt sich auch eine andere Staatswis- 
senschaft, aber hier ist es das Staatsrecht, nicht die Staatslehre wie 
bei den materiellen Zwecken. Der Grund, daß hier das Staats- 
recht und nicht die Staatslehre mit der Politik in Behandlung des 
Gegenstandes konkurriert, ist der: die Staatseinrichtung ist nicht 
wie die materiellen Staatszwecke ein außerhalb des Staatsrechtes 
liegender Zweck, sondern bildet den Gegenstand des Staatsrechtes 
selbst; sie ist eine Summe von Normen betr. den Staat, mit denen 
sich gerade das Staatsrecht beschäftigt. Macht, Recht und Wohl- 
fahrt dagegen sind selbst keine Normen, sondern nur die Ziele 
für Normen. — Die politische Betrachtung unterscheidet sich aber 
hier von der staatsrechtlichen, wie bei den materiellen Zwecken 
von derjenigen der Staatslehre und in ähnlicher Weise. Das Staats- 
recht beschäftigt sich nur mit dem vorhandenen, gewordenen, er- 
reichten Rechte; die Politik dagegen hat es zu tun mit dem Werden- 
den, Angestrebten (Gareis, Allgemeines Staatsrecht, S. 17). Wäh- 
rend es sich also beim Staatsrechte um Erkenntnis der Insti- 
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tutionen des Staates handelt, handelt es sich bei der Politik 
um Wertung derselben nach dem Zweck. Um aber Dinge 
gegeneinander abschätzen zu können, muß man sie zuvor er- 
kennen; insofern zeigt sich auch hier, daß die Politik das 
Staatsrecht voraussetzt (vgl. oben S. 8). Indem aber einerseits 
das Staatsrecht mit der Darstellung der Staatsinstitutionen auch 
eine Prüfung derselben zu verbinden pflegt und andererseits die Poli- 
tik der Prüfung eine Darstellung des möglichen Bestandes voraus- 
zuschicken für gut findet, greifen auch hier beide Disziplinen inein- 
ander über. | 
Sodann die Frage nach dem Recht der Änderung der 
Staatseinrichtung. Es gilt sonst als Grundsatz, daß wie die 
materiellen Zwecke geändert bezw. ausgedehnt werden dürfen, so 
auch der formelle Zweck, die Art der Staatseinrichtung seändert 
werden darf, wenn und soweit es jenen besser entspricht. Diesem 
Grundsatze steht in einem Punkt das sogenannte Legitimitäts- 
prinzip entgegen. Für sich heißt Legitimität dem Worte nach 
Gesetzmäßigkeit, d.h. speziell der Staatsordnung, so daß also jede 
Staatsordnung gesetz- bezw. rechtmäßig ist, was sich an sich von 
selbst versteht. Im Sinne des Ausdruckes „Legitimitätsprinzip“ da- 
gegen ist Legitimität das durch den Bestand geheiligte Recht der 
fürstlichen Dynastieen und ihrer Häupter auf die Landesregierung, 
so daß es weder vom Volk entzogen oder auch nur beschränkt, noch 
von einem Dritten usurpiert werden kann. Das Legitimitätsprinzip 
wurde mit der Restauration der Bourbonen (1814/15), speziell durch 
Talleyrand eingeführt. Den Gegensatz zu demselben bilden das Recht 
der Revolution (Sturz des Herrschers bezw. der Regierung durch 
das Volk) und das Recht der Usurpation (Verdrängung des recht- 
mäßigen Herrschers durch einen andern). Von beiden verschieden 
ist der Staatsstreich, d. h. der Umsturz der Verfassung durch 
den bestehenden Gewalthaber. Während also Revolution und Usur- 
pation gegen den Herrscher gerichtet sind und, wenn gegen einen 
legitimen Herrscher gerichtet, den Gegensatz zur Legitimität bilden, 
geht der Staatsstreich vom Herrscher selbst aus und kann auch von 
einem legitimen ausgehen (so die Aufhebung des englischen Par- 
lamentes durch Jacob II. 1687 oder schon der Vorgang Karls ]I., der 
11 Jahre lang, 1629—1640, mit Strafford ohne Parlament regierte). 
— Das Recht der Revolution oder das Recht des Wider- 
standes ist von jeher anerkannt für den Fall, daß die Re- 
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gierung in Widerspruch mit dem Rechtsbewußtsein des Volkes 
geraten und dadurch unerträglich geworden ist. Übrigens wird 
zwischen passivem Widerstand (Verweigerung des Gehorsams) 
und bewaffnetem Widerstand (Revolution) unterschieden.!) 
Selbst die Usurpation gibt Recht, sobald die neue politische Ord- 
nung in das Rechtsbewußtsein des Volkes übergegangen, wie die 
alte durch Verschwinden aus demselben ihr Recht verliert. Immer- 
hin besteht kein unbedingtes Recht des fait accompli; es genügt 
nicht, daß eine Volksmenge oder ein Dritter in den Besitz der Ge- 
walt gekommen ist, um diese rechtmäßig erscheinen zu lassen, 
m.a.W. „Sei im Besitze und du bist im Recht‘ ist kein staats- 
rechtlich anerkannter Grundsatz. Die Frage ist übrigens kontro- 
vers?). Das Legitimitätsprinzip ist als Dogma jedenfalls längst wieder 
verworfen, und übrigens hält kein Prinzip gegen andauernde Gewalt 
stand. 
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A. Begriff und Wesen. 


Die Notwendigkeit der Feststellung des Begriffes. Es handelt 
sich um die Mittel der Politik, die Staatsmittel, und es ist für 
diese besonders notwendig, den Begriff festzustellen, weil als Staats- 
mittel sehr verschiedenartige Dinge bezeichnet werden. So von 
Bluntschli in seiner Politik: S. 10ff. ist Mittel die Handlungsweise, 
durch welche die Zwecke des Staates erreicht werden; dann S. 173£f. 
ist Mittel die Macht, die von ihm selbst im I. Band, Allgemeine 
Staatslehre, S.362 als Staatszweck bezeichnet war; dann sind 
Mittel die staatlichen bezw. öffentlichen Einrichtungen, als: Ge- 
setze, Regierungsanordnungen und Urteile; Kulturanstalten 
(Schulen, Sammlungen, Denkmäler); Heer und Finanzen; öffent- 
liche Meinung, Presse, politische Vereine und Parteien 
— also die begrifflich verschiedensten Dinge. Auch von andern 
Schriftstellern der Politik wird gelegentlich dieses und jenes als 
Mittel der Politik behandelt, nur nicht so alles durcheinander wie 
von Bluntschli, der daher hier zum Beispiel genommen worden ist. 


!) Vgl.Macaulay, Geschichte Englands, IV, S. 1ff., und J. Venedey, 
John Hampden und die Lehre vom gesetzlichen Widerstande. 
?2) Vgl. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, S. 21. 
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Nun die Feststellung des Begriffes selbst. Im allgemeinen ist 
Mittel allerdings alles, was zu einem Zweck dient oder zu einem 
Ziele führt: eine Handlungsweise, ein Weg, eine Einrichtung, und 
insofern kann sogar der Zweck oder das Ziel, bezw. das, was er- 
reicht wurde, wieder Mittel sein zur Erreichung eines weiteren 
oder anderen Zweckes oder Zieles. Aber in diesem Umfang ist 
der Begriff Mittel‘ nicht zu brauchen: wenn in einer systema- 
tischen Lehre vom Mittel der Zweck unterschieden ‘wird und' von 
beiden vielleicht noch ein Drittes, so dürfen nicht auch der 
Zweck und das Dritte als Mittel genommen werden, ohne ihren 
Unterschied vom eigentlichen Mittel hervorzuheben, sonst entsteht 
eine begriffliche, wissenschaftlich unerlaubte Verwirrung. Vielmehr 
ist im Zusammenhang einer systematischen Lehre Mittel eben nur 
das, was nichts anderes ist als Mittel, das primäre Mittel — nicht 
auch das, was seinerseits durch dieses Mittel erreicht worden ist, 
oder dritte Faktoren; das sind die sekundären Mittel, und diese 
sind als solche eben nicht mehr Mittel im eigentlichen Sinn. 

So ist es auch in der Politik. Es ist genau zu unterscheiden 
zwischen den verschiedenen sogenannten Mitteln. 1. sind auszu- 
scheiden diejenigen Mittel, die im Grund als Staatszwecke er- 
scheinen, so: Macht; Macht ist ein Zweck, der, wenn und 
soweit erreicht, einen Komplex von Einrichtungen bildet; Heer 
und Finanzen speziell sind diejenigen Einrichtungen, in denen 
vor allem die Macht des Staates ihren Ausdruck findet; dasRecht, 
die Rechtsordnung, als anderer Zweck bedingt die Rechtspflege; 
die Wohlfahrt als dritter bedingt Kultur- und andere Anstalten; 
die Gesetzgebung gehört dagegen zu den Staatseinrichtungen, 
die einen formalen Zweck des Staates bilden — alle also ge- 
hören zu den Zwecken des Staates, deren Verwirklichung 
sie darstellen; sie sind zwar auch Mittel für diese 
Zwecke, kommen aber als solche für die Lehre nicht wei- 
ter in Betracht, nachdem von ihnen einmal als Zweckein- 
richtungen die Rede war — für die Staatskunst natürlich 
schon! — 2. sind auszuscheiden öffentliche Meinung, Presse, 
politische Vereine und Parteien. Sie sind ja allerdings be- 
deutende Mittel der Politik, aber nur sekundär: sie lassen sich 
als solche verwenden, wenn sie da sind; primär und ihrer eigent- 
lichen Bedeutung nach aber sind sie Träger, Organe der Politik, 
wie Staatsregierung oder die Staatsmänner selbst. Jenes sind Or- 
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gane der politischen Anschauungen des Volkes im Unterschied von 
denen der Staatsleitung, mit der sie in Übereinstimmung oder im 
Widerspruch stehen können. Indem siein der Lehre der Staats- 
kunst in ihrer primären Bedeutung, als Organe, darzu- 
stellen sind, ist von ihrer sekundären hier nicht weiter 
die Rede — im Gegensatz wieder zur Staatskunst selbst, die sie 
als Mittel für die Regierungspolitik zu verwenden beflissen ist; das 
ist dann eben die eigentliche Kunst, die nicht weiter lehrbar ist. 
— 3. es bleibt also als eigentliches Staatsmittel und als solches 
hier darzustellen nur die Handlungsweise, das ist der Komplex 
von Tätigkeiten, die zur Erreichung der Staatszwecke nötig sind, 
und hier erhebt sich die Frage nach ihrer Art, d.h. die Frage, 
wie sie beschaffen sein sollen. In dieser Beziehung, als Eigen- 
schaften der Staatstätigkeit als des Staatsmittels, durch welches 
die Zwecke erreicht werden, kommen in Betracht: Zweckmäßigkeit 
und Sittlichkeit; die Staatstätigkeit soll zweckmäßig und darf doch 
nicht unsittlich sein. Die Zweckmäßigkeit wird vor allem durch 
den Zweck, das Ziel bestimmt, dem die Staatstätigkeit entgegen- 
strebt, und von diesem ist hier nicht weiter zu reden. Dann wird 
sie bestimmt durch die Umstände, welche der Staatstätigkeit auf 
ihrem Wege zum Ziel zur Seite oder aber entgegenstehen, sie för- 
dern oder hemmen; diese Umstände sind aber im einzelnen Fall 
sehr verschieden und daher nicht a priori zu bestimmen. Nur so 
viel ist hier zu konstatieren: durch die Zweckmäßigkeit unterscheidet 
sich die Politik grundsätzlich von der Rechtspflege. Das Wesen 
der Rechtspflege ist konsequente, in gleichen Fällen gleiche An- 
wendung des Rechtes; das Wesen der Politik ist auch ein Handeln 
innerhalb des Rechtes, wenigstens bedingungsweise (vgl. unten), 
aber ein Handeln, das sich in jedem Fall nach den Umständen rich- 
tet und daher in gleichen Fällen sehr ungleich sein kann. Ist Kon- 
sequenz die Hauptforderung einer guten Rechtspflege, so 
ist umgekehrt Inkonsequenz unter Umständen die größte 
politische Tugend. Jedenfalls zeigt sich gerade hier, in der 
Frage der Zweckmäßigkeit, die Politik als Staatskunst, als die Kunst, 
für einen bestimmten Zweck in einem bestimmten Fall das zweck- 
mäßigste Mittel zu treffen und zur Anwendung zu bringen. — Für 
die Forderung der Sittlichkeit dagegen gibt es allgemeine Grund- 
sätze, die im weitern näher zu betrachten sind. 
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B. Sittlichkeit, als die eine und bestimmbare Eigenschaft der 
Staatsmittel. 


Die Frage ist die, was für Mittel in sittlicher Beziehung für 
Staatszwecke angewendet werden dürfen, bezw. ob für die sittlichen 
Staatszwecke — diese sollen ja von vornherein sittlich sein — 
auch unsittliche Mittel? — Diese Frage setzt voraus, daß das Ver- 
halten des Staates auch unsittlich erscheinen könne. Unsittlich 
kann aber das Verhalten des Staates nur erscheinen von einem 
von dem seinigen verschiedenen, diesem selbständig gegenüber- 
stehenden Standpunkte aus, und das ist der individuell mensch- 
liche Standpunkt. Es verhält sich damit wie mit dem archimedi- 
schen Punkt: man kann die Welt nicht von ihr selbst aus aus den 
Angeln heben, sondern dazu braucht es einen Punkt, einen festen 
Punkt außer ihr. — So lange jene Voraussetzung fehlt, kann sich 
die Frage nach der Sittlichkeit oder Unsittlichkeit des staatlichen 
Tuns nicht erheben. Die Frage konnte also nicht aufgeworfen werden, 
wo und so lange die individuelle Anschauung von Sittlichkeit in 
der Anschauung des Staates aufging, und das war der Fall im 
klassischen Altertum und im christlichen Mittelalter. Im klassi- 
schen Altertum galt Unterordnung des Individuums unter den 
Staat in der Weise, daß alle Gebiete des menschlichen Lebens, 
die privaten wie die öffentlichen Verhältnisse, als ein zusammen- 
gehöriges Ganzes betrachtet wurden, in welchem sich das sittliche 
Ideal realisiere, und die ethischen Untersuchungen gipfelten in einer 
philosophischen Theorie des Staates, so daß Politik der wichtigste 
Teil der Ethik war. Es gab also kein Sittengesetz als im Staat 
und durch den Staat; der Staat war die verkörperte und vollendete 
Sittlichkeit, und alles, was er tat, war sittlich, ‘weil er es tat. 
Eine von der seinigen verschiedene sittliche; Anschauung gab es 
nicht. Ähnlich im christlichen Mittelalter. Hier bildet die 
Welt ein großes Reich, das seine Gesetze empfängt aus dem Munde 
des Statthalters Christi und seiner Vertreter. Die Kirche leitet den 
Staat und stellt die sittlichen Regeln für ihn fest. Die sittlichen 
Gebote gelten also für die Gemeinschaft der Christen überhaupt 
und werden nicht vom Einzelnen erkannt, sondern ihm auferlegt 
durch die Kirche (v. Treitschke I, S. 88/89). — Die Frage erhob sich 
erst mit der neueren Zeit, indem erst da die Voraussetzung ein- 
traf, speziell mit der Reformation, die den Staat von der Kirche 
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und das Individuum vom Staat freimachte und für dasselbe, weil 
es als selbstberechtigte sittliche wie rechtliche Größe anerkannt 
wurde, besondere, von denen des Staates verschiedene Sittengebote 
aulfstellte. 

Und die Antwort? Sie ist dreifach je nach dem Standpunkt: 
1. Mit Bezug auf den Staat wurde zunächst, nachdem er von der 
Kirche frei erklärt war, gar kein Sittengesetz anerkannt, so daß 
ihm alles erlaubt sei, was ‚ihm fromme (Machiavellismus). 
2. Später, namentlich im XVII. Jahrhundert, wurde umgekehrt das 
menschliche Sittengesetz schlechthin auf den Staat anwendbar er- 
klärt, so daß er der nämlichen Sittlichkeit unterworfen sei wie 
das einzelne Individuum. 3. Seither hat sich als Mittel der beiden 
extremen Standpunkte die Anschauung festgesetzt, daß der Staat 
zwar nicht frei von allen sittlichen Geboten sei, aber auch nicht 
schlechthin unterworfen den für das einzelne Individuum gelten- 
den Geboten. Das ist die moderne Staatsraison. — Von den 
drei Ansichten ist die zweite hier nicht weiter zu verfolgen, denn: 
1. fällt sie zusammen mit der allgemeinen Ethik, und diese gehört 
nicht hierher, und 2. hat sie nie praktische Geltung erlangt. Hin- 
gegen sind näher darzustellen Machiavellismus und moderne 
Staatsraison, weil sie 1. von der allgemeinen Ethik verschieden 
sind, besondere Staatsethiken darstellen, die näher zu charakteri- 
sieren Sache der Politik ist, und weil sie 2. von praktischer Gel- 
tung sind bezw. waren: die moderne Staatsraison schon dem Namen 
nach von aktueller Geltung ist und der Machiavellismus Jahrhun- 
derte lang in Geltung stand und heute noch verfochten wird und 
gelegentlich tatsächlich von Einfluß in der Politik ist. 


I. Machiavellismus. 
1. Machiavell und sein Buch vom „Fürsten“. 

Sein Leben. Machiavelli war geboren den 5. Mai 1469 in 
Florenz, 300 Jahre vor Napoleon, dem letzten Vertreter des Machia- 
vellismus (vgl. unten) und stammte aus einer edeln, aber ver- 
armten Familie. Auf seiner ersten Lebenszeit bis zu seinem Ein- 
tritt in den Staatsdienst lagert ein undurchdringliches Dunkel. Be- 
kannt ist daraus nur das Verhältnis zu seinem Lehrer Marcello 
Virgilio, Professor der griechischen und lateinischen Literatur in 
Florenz und zugleich einer der bedeutendsten Verwaltungsbeamten 
der dortigen Republik, bei welchem Machiavelli 1494 zur Erlernung 
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der Staatsgeschäfte, vielleicht in der Eigenschaft eines Privatsekre- 
tärs, eingetreten zu sein scheint. 1498 wurde Machiavelli zum 
Sekretär des Rates der Zehn oder der Regierung der Republik 
ernannt. Er zeigte hier ein so hervorragendes politisches Talent, 
daß er, außer zu vielfachen Missionen im Innern des Staates, zu 
23 auswärtigen Legationen verwendet und so der eigentliche floren- 
tinische Diplomat wurde. In dieser Eigenschaft verkehrte er mit 
Cesare Borgia, Herzog der Romagna, dem Meister und Muster einer 
gewalttätigen und hinterlistigen Politik, als dieser auch Florenz 
unter seine Botmäßigkeit zu bringen versuchte. Machiavelli zeigt 
sich diesem aber in den Schlangenwindungen der Politik durchaus 
gewachsen, und der Versuch mißlang. Im Jahr 1512 wurde die 
politische Laufbahn Machiavellis plötzlich unterbrochen durch die 
gewaltsame Rückkehr der Familie Medici nach Florenz, die 1494, 
noch vor Eintritt Machiavells in den Staatsdienst, vertrieben 
worden war. Die Wiedereinsetzung der Medici in Florenz führte 
zu einer Veränderung der Regierung und zu einem Wechsel 
der leitenden Personen. So wurde auch Machiavelli aller seiner 
Staatsämter entsetzt, und er zog sich, „arm und mit einer zahl- 
reichen Familie der Dürftigkeit überliefert“,1) in ein kleines Land- 
haus, das er bei Florenz besaß, zurück. Hier war es, wo er den 
„Fürsten“ (,Il principe“) schrieb, die Nächte durch, nachdem er 
den Tag über in einer Schenke mit den Bauern Tric-Trac gespielt 
hatte.?2) — Machiavelli ließ das Buch nicht drucken, sondern über- 
reichte es 1513 Lorenzo von Medici, dem damaligen Regenten von 
Florenz, um sich ihm für den Staatsdienst zu empfehlen. Lorenzo 
sowie seine Nachfolger bedienten sich des gewandten Diplomaten 
gelegentlich. zu untergeordneten Diensten, setzten ihm auch ein Jahr- 
gehalt aus für die Abfassung der Florentinischen Geschichte, seines 


') Mundt, Staatsberedtsamkeit (unten zitiert), S. 127. 

°) „Mit diesen verspiele ich dann den ganzen Tag mit Crieca oder mit 
Trietrac, wobei es tausend Händel gibt und tausend Schimpfereien, meistens 
um einen Quattrino; und schreien hört man uns bisnach St. Casciano... 
Kommt der Abend, so kehre ich heim und gehe auf mein Schreibzimmer, auf 
dessen Schwelle ich mein bäurisches Kleid voll Schmutz und Kot von mir 
werfe und königliche Gewänder, wie sie am Hofe sich ziemen, anlege; so, 
würdig angetan, besuche ich die alten Hofhaltungen der Männer des Alter- 
tums, und von ihnen freundlich empfangen, nähre ich mich von solcher Speise, 
die mir allein gehört und für die ich geboren ward .. .“ Brief an Vettori; 
vgl. Mundt, 1. e. S. 132. 
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Hauptwerks; zu seiner früheren Stellung aber gelangte Machiavelli 
nicht mehr. Er starb 1527, und erst 5 Jahre nach seinem Tode 
ist das Buch vom „Fürsten“ zum erstenmal gedruckt worden. 

Das Buch, sein Inhalt und sein Sinn und Zweck. 

Der Inhalt. Das Buch enthält 26 Kapitel, von denen die sieben 
ersten ziemlich harmloser Natur sind, wie auch deren Titel be- 
zeugen: I. Wie viel Gattungen von Fürstentümern es gibt und auf 
welche Weise sie erworben werden; II. Von den erblichen Fürsten- 
tümern; III. Von den gemischten Fürstentümern, etc. Das letzte, 
XXVI. Kapitel enthält die „Aufforderung, Italien von den Barbaren 
zu befreien‘, die für den Zweck des Buches bezeichnend ist. Der 
übrige Inhalt aber gibt dem Buch seinen Ruf, und daher seien dar- 
aus die charakteristischesten Stellen herausgehoben. Aus Kap. VIII, 
Von denen, die durch Verbrechen zur Herrschaft gelangt sind — 
eines der wichtigsten Kapitel, wie schon die Überschrift bezeugt: 
„Daher ist zu merken, daß bei Ergreifung einer Regierung der, 
welcher sich ihrer bemächtigt, alle Verletzungen, die er auszuüben 
gezwungen ist, erwägen und sie alle auf Einen Schlag aus- 
üben muß, damit er sie nicht jeden Tag zu erneuern braucht, und 
durch Nichterneuerung derselben die Menschen sicher machen und 
durch Wohltun für sich gewinnen kann...“ ‚Darum müssen die 
Unbilden alle zugleich geschehen, damit sie weniger geschmeckt 
werden und weniger verletzen; die Wohltaten müssen nach und 
nach geschehen, damit sie besser geschmeckt werden.“ — Ferner: 
„Daher ist es für einen Fürsten, wenn er sich behaupten will, nötig, 
ranssersllernt. (nicht>gutrsein  zus.können‘ (Kap, XV). ‚Daher 
muß ein Fürst es wenig achten, in den Ruf eines Knausers zu 
kommen“ (Kap. XVI). „Cäsar Borgia galt für grausam, trotzdem 
hatte diese seine Grausamkeit die Romagna in Ordnung gebracht,. 
gereinigt und zu Frieden und Gehorsam geführt“ (Kap. XVII). — Es 
folgt nun das den sogenannnten Machiavellismus ohne Zweifel kenn- 
zeichnendste Kapitel, Kap. XVII, In welcher Weise die Fürsten 
Treue halten müssen, mit den Sätzen: „Es kann und darf mithin 
ein kluger Gebieter nicht Wort halten, wenn dieses Worthalten 
zu seinem Schaden ausschlagen würde und wenn die Gründe ver- 
schwunden, sind, die ihn bewogen haben, es zu geben“... „Man 
muß aber diese Natur wohl zu bemänteln wissen und groß im Er- 
heucheln und Verbergen sein.“ Von Machiavelli ist auch der 
bekannte Satz, und er kommt im gleichen Kapitel vor: „Was du 
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scheinst, sieht jeder; was du bist, erkennen wenige.“ — 
Weiter: „Und es läßt sich daraus noch etwas Beherzigenswertes 
folgern, daß die Fürsten die Dinge, welche Vorwurf zuziehen, 
von andern besorgen lassen müssen, und die, welche Dank 
einbringen, selbst tun‘ (Kap. XIX). „Und darum sind viele der Mei- 
nung, daß ein weiser Fürst, wenn er Gelegenheit dazu hat, sich mit 
Schlauheit eine Feindschaft unterhalten soll, damit aus deren 
Unterdrückung seine Größe um so erhabener hervorgehe.‘... „Der 
Fürst, welcher größere Furcht vor dem Volke als vor den Fremden 
hat, muß Festungen bauen; aber der, welcher größere Furcht 
vor den Fremden hat, als vor dem Volke, muß es unterlassen.“ ... 
„Darum ist die beste Festung, die es gibt, nicht vom Volke 
gehaßt zu sein“ (Kap.XX). — Die Quintessenz des Buches ist 
eine Empfehlung jeder List und Gewalttat als Regierungsmaxime, 
um zur Herrschaft zu gelangen und sich darin zu behaupten. 
Und nun der Sinn und Zweck des Buches? War es Machiavelli 
damit Ernst? und sah er in einem solchen Fürsten das Ideal? Daß 
es ihm Ernst mit dem Buche war, geht schon aus dem Zweck 
der Abfassung hervor. Der „Fürst“ ist eine Denkschrift, geschrieben 
zur Bewerbung um einen Staatsdienst bei einem durch Gewalt zur 
Herrschaft gelangten Regenten, un den Verfasser also bei diesem 
zu empfehlen, und konnte daher unmöglich die Verspottung eines 
Gewaltsvstems beabsichtigen, durch das gerade derjenige zur Herr- 
schaft gekommen war, dem das Buch gewidmet wurde. Sodann 
entsprach das Buch seiner, Machiavellis Überzeugung, die sich in 
seinem Verkehr als Florentinischer Staatsmann mit Cäsar Borgia 
gebildet hatte. In Machiavellis Herz hatte sich die Bewunderung 
für diesen eingeschlichen, für einen dermaßen ausgerüsteten poli- 
tischen Charakter, für einen so systematisch abgeschlossenen und 
vollendeten Tyrannen, der in sich selbst gewissermaßen allen Grün- 
den überlegen, und weil er nichts kennt als sein Ziel, nämlich sich 
selbst, dadurch unüberwindlich ist (Mundt). Machiavelli wünschte 
wirklich, daß Lorenz von Medici ein Herrscher werde wie Cäsar 
Borgia. Das Buch ist also nicht ironisch, sondern bitter ernst ge- 
meint. — Aber Machiavelli hält einen solchen Fürsten darum keines- 
wegs für ein Ideal, sondern für eine schlimme Notwendigkeit für 
Italien in jener Zeit. Italien war damals in viele kleine Staaten 
zerfallen, die miteinander in Kampf geraten und jeder im Innern 
in Parteien zerrissen waren, und wurde dadurch der Schauplatz 
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fremder, spanischer und französischer, auch deutscher Heere. Aus 
diesem Zustand könne Italien nur ein Fürst nach Art des im Buche 
geschilderten erretten und es zur Einheit führen, den er in Lorenz 
von Medici zu erblicken erwartet. Sein „Fürst“ ist also nur das 
Mittel, ohne welches ihm der Zweck nicht erreichbar erscheint, 
und dieser Zweck, hehr genug, ist die Befreiung Italiens von 
der Fremdherrschaft, zu welcher das Buch am Schlusse aufruft, 


2. Der Antimachiavell. 


Entstehung und Titel. Von Friedrich dem Großen als Kron- 
 prinzen mit 28 Jahren in Rheinsberg geschrieben, im Jahr 1740, 
dem Jahre seiner Thronbesteigung. Als legitimem Thronfolger ging 
ihm .der für einen Usurpator geschriebene ‚Fürst‘ wider alles Ge- 
fühl. — Friedrich hat seiner Streitschrift selbst den Namen ‚Anti- 
machiavell“ gegeben: ‚„Anti-Machiavel, ou essay critique sur ‚Le 
Prince‘ de Machiavel‘, das ist der vollständige Titel des französisch 
geschriebenen Buches. 

Inhalt. Im Vorwort erklärt der Verfasser, daß Machiavell die 
Politik verdorben und es unternommen habe, die Vorschriften ge- 
sunder Moral zu zerstören, und bezeichnet den ‚Fürsten‘ als eines 
der gefährlichsten Werke, welche sich in der Welt verbreitet haben. 
— Der Antimachiavell folgt in seiner Widerlegung des „Fürsten“ 
demselben von Kapitel zu Kapitel, so daß er auch 26 Kapitel ent- 
hält. Außer den Hieben gegen Argumente des ‚Fürsten‘ enthält 
das Buch einen Schatz von ausgezeichneter nicht nur politischer, 
sondern von Lebensweisheit im allgemeinen. Es seien daraus fol- 
gende Aussprüche wegen ihrer zeitlichen oder lokalen Verwendbar- 
keit hervorgehoben. Machiavell hatte erklärt: „Es gibt kein völlig 
zuverlässiges Mittel, einen freien Staat, den man erobert hat, zu 
erhalten, als das, ihn zu vernichten“ (wie Chamberlain die Buren- 
staaten). Friedrich koramiert ihn mit den Worten: „Du wirst mir 
gestehen, daß ein geplündertes, seiner Bewohner entblößtes Land 
keinen Fürsten durch seinen Besitz mächtig machen kann‘, und 
erklärt seinerseits weiterhin: „Es scheint mir, daß ein Fürst, welcher 
nach einem auf gerechte Veranlassung erhobenen Kriege eine Re- 
publik erobert hätte, sich damit begnügen könnte, sie bestraft 
zu haben, und ihr dann die Freiheit zurückgeben sollte.“ 
Ferner: „Der Gipfel des Ruhmes würde sein, einem Volke die 
Freiheit zu geben, nachdem man es gerettet hat.“ — „Das (das 
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Gefühl der Freiheit, das vom Menschen unzertrennlich sei) ist jener 
Geist des Stolzes und der Unabhängigkeit, der in der Welt so viele 
große Menschen hervorgebracht und jene Arten von Regierungsfor- 
men, die man republikanische nennt, erzeugt hat, welche unter 
dem Schutze der Gesetze die Freiheit gegen alles, was sie unter- 
drücken kann, aufrecht erhalten und eine Art von Gleichheit unter 
den Gliedern einer Republik herstellen, wodurch diese einem na- 
türlichen Zustand um vieles näher gebracht werden.“ — „Alles 
hat seine Zeit, alle Reiche, selbst die größten Monarchieen.“ — 
Von den Gesandten heißt es: „Diese privilegierten Spione, 
welche gegenseitig an allen Höfen unterhalten werden,“ und an 
einer andern Stelle nochmals: „Die Diener, welche die Fürsten an 
fremden Höfen unterhalten, sind privilegierte Spione.“ — „Man 
sagt und kann es ohne viel Nachdenken wiederholen, daß die Ver- 
träge unnütz sind, weil fast niemals alle Punkte derselben er- 
füllt werden und man in dieser Hinsicht in unserem Jahrhundert nicht 
gewissenhafter ist, als man es in jedem andern war.“ — Über die 
kleinen Fürsten Deutschlands wird gespottet: „Bis zu dem 
Allerjüngsten einer apanagierten Linie herab gibt es keinen, der 
sich nicht einbildet, etwas Ähnliches wie Ludwig XIV. zu sein: 
er baut sein Versailles, küßt seine Maintenont) und unterhält seine 
Armeen.“ — ‚Der Vorteil offener Städte besteht darin, daß in 
Kriegszeiten sich niemand ihrer bemächtigt, daß man sie als un- 
nütz betrachtet und somit ihren Besitz denjenigen ruhig überläßt, 
denen sie gehören.“ — Die Geistlichen und Theologen kommen 
mit folgenden Nachreden weg: „Es (daß sie nämlich ihren materiellen 
Vorteil sehr wahrzunehmen wissen) kommt daher, weil diese Herren 
sich wenig um den unverständlichen Jargon kümmern, den sie spre- 
chen, aber sehr viel um die bedeutenden Revenuen, welche sie 
beziehen“... „Glücklich sagen sie, sind die Armen, denn sie werden 
das Himmelreich erben! Und weil sie wollen, daß alle Welt ge- 
rettet werde, tragen sie Sorge, alle Welt arm zu machen.“ — Betr. 
die militärische Stärke eines Staates: „Vor allem ist es gefährlich, 
seine Untertanen in Untätigkeit erschlaffen und durch 
Weichlichkeit unmännlich werden zu lassen in Zeiten, da 
die Strapazen des Krieges und Kämpfe die Nachbarn zum Krieg 
abhärten.“ — Auch von den Gelehrten oder vielmehr von ihrer 


*) Nach der Försterschen Übersetzung; im Original, cap. X, heißt es 
einfach: „il a ses maitresses“, 
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Pedanterie denkt Friedrich nicht besser als von den Theologen: 
„Mit Augen der Milde betrachtet man jene Lastträger in der 
Gelehrtenrepublik, welche sich in den gelehrten Staub des Alter- 
tums vergraben...welche mit den Toten und den Schriftstellern 
des Altertums, die ihnen wohl bekannt sind, leben zum Nutzen der 
Lebenden und ihrer Zeitgenossen, welche sie sehr wenig 
kennen.“ — Von dem Jagdvergnügen der Fürsten urteilt er: 
die Jagd sei von allen Zerstreuungen die, welche den Fürsten am 
wenigsten gezieme.... „Die, welche für gewöhnlich aus der Jagd 
einen Beruf machen, haben ihr Gehirn nur mit Pferden, Hun- 
den und Tieren aller Art angefüllt.“ — Das XVII. Kapitel, 
das wichtigste des „Fürsten“, mit dem Titel: In welcher Weise die 
Fürsten Treue halten müssen, wird vollends verdammt: „Die Un- 
ordnung, die falsche Beweisführung, die sich in diesem Kapitel be- 
gegnen, sind ohne Zahl: vielleicht ist es dasjenige des ganzen 
Werkes, wo zu gleicher Zeit seine (Machiavells) Schlechtigkeit 
und seine Geistesschwäche am meisten zu Tage tritt.“ 
Es sei seitens der Fürsten eine sehr schlechte Politik, Schurken zu 
sein und die Welt zu betrügen: „Sie betrügen nur Ein Mal, wo- 
durch ihnen dann das Zutrauen aller Fürsten genommen wird.“ — 
Die Liebeshändel der Fürsten seien nur eine Schwachheit, ohne 
ihnen zu schaden: „Julius Cäsar, den man zu Rom den Gemahl 
aller Frauen und die Frau aller Männer nannte; Ludwig XIV., 
der den Frauen sehr ergeben war; August I., der König von Polen, 
der sie mit seinen Untertanen gemeinschaftlich hatte: diese 
Fürsten waren nicht wegen ihrer Liebeshändel verhaßt.“ — Be- 
merkenswert ist auch, wie der ahnenstolze Preußenkönig über den 
Adel ohne persönliches Verdienst urteilt: „...es passiert oftmals, 
daß man die Leute von hoher Geburt gering schätzt, weil sie nichts 
Großes, nichts, was der Vorstellung von ihrem Adel ent- 
spräche, an sich haben.‘ — Die Kenntnis der Geschichte steht 
bei Friedrich in hohem Preise: ‚Sie bereichert den Geist und liefert 
gleichsam die Tafel aller Wechselfälle des Glückes und heil- 
samer Beispiele von Auswegen und Hülfsmitteln.“ — Die 
Corsen, das tapfere und entschlossene Bergvolk, werde man nicht 
bändigen, wenn es nicht durch Güte geschähe. „Ich glaube, um 
die Alleinherrschaft auf dieser Insel sich zu erhalten, wird es eine 
unabwendbare Notwendigkeit seın, die Bewohner zu entwafinen 
und zu verweichlichen.“ — Wieder ein Wort von den Repu- 
gr 
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bliken: ‚„Indessen müssen die Republiken in gewisser Weise eine 
Eifersucht zwischen ihren Gliedern aufrechterhalten; denn 
bei völliger Einigung derselben geht ihre Regierungsform in die 
Monarchie über.‘ — Betr. die Festungsfrage: „Die Franzosen kennen 
den Nutzen der Festungen sehr wohl...die Grenze Frankreichs 
nach Deutschland zu ist wie der offene Rachen eines 
Löwen, der zwei Reihen drohender und furchtbarer Zähne zeigt...“ 
— Zur kirchlichen Politik: „Die Staatskunst verlangt, so scheint 
mir, von einem Herrscher, daß er niemals den Glauben seiner 
Völker antaste.... Ein Herrscher kann also gar nicht genug 
Verachtung für die frivolen Streitigkeiten der Priester 
beweisen, welche eigentlich nur Streitigkeiten in Worten sind, und 
er kann nicht genug Aufmerksamkeit darauf verwenden, daß der 
Aberglaube und der religiöse Wahnsinn, den er in seinem 
Gefolge hat, sorgfältig vertilgt werden.“!) — In der Frage 
der Neutralität dagegen ist Friedrich mit Machiavell vollkommen 
einverstanden; um so mehr verdient das übereinstimmende Urteil 
der beiden Gegner Beachtung. „Seit langem — sagt Friedrich dies- 
falls — hat die Erfahrung gezeigt, daß ein neutraler Fürst sein 
Land den Einfällen der beiden kriegführenden Teile aussetzt, daß 
seine Staaten zum Kriegstheater werden und er immer durch 
die Neutralität verliert...“ — Von einem Fürsten, der, statt 
seinen Staat selbst zu regieren, ihn von seinen Ministern regieren 
lasse, sagt er, er stelle das leere Phantom der königlichen 
Majestät dar; seine Person sei dem Staat ebenso unnütz, als die 
des Ministers ihm notwendig sei. — Für das Ideal eines Fürsten 
gilt ihm die Verbindung von Umsicht mit Kühnheit: „Wenn ein 


!) Von diesem Standpunkte aus wäre heute dem Spiritismus näher- 
zutreten. Die Freiheiten sind schön, aber die Freiheit des Aberglaubens 
kann nicht bestehen, ohne das Volk der Verdummung oder dem Wahnsinn 
auszusetzen, in jedem Falle also seine Wohlfahrt zu gefährden, und erschwert 
auch den Zweck des öffentlichen Schulwesens, die Aufklärung. Aber gerade 
die Aufklärung, so lautet die bekannte Schulphrase, beseitigt den Aberglauben. 
Ja, dann könnte man der Aufklärung auch das Verbrechen zu bekämpfen 
überlassen und brauchte es nicht zu bestrafen; denn jede Sünde und auch 
das Verbrechen ist nach Sokrates ein Erkenntnisfehler, der der Erkenntnis 
selbst weicht. Nein! der Aufklärung ist die Bahn zu ebnen, dadurch daß 
der Aberglaube oder doch die öffentliche Verleitung dazu, der Unfug spiri- 
tistischer Sitzungen mit dem ganzen Humbug von Tischrücken und Geister- 
klopfen, Trancen und Materialisationen verpönt wird. Das ist wahre und 
gesunde Politik. 
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Feldherr zugleich umsichtig und kühn wäre, würde er fast un- 
überwindlich sein...Die starke Seite der Kühnen besteht in Er- 
oberungen, die der Vorsichtigen in Erhaltung derselben.“ — Zum 
Schluß: „Die Ruhe Europas gründet sich hauptsächlich auf die 
Aufrechterhaltung jenes weisen Gleichgewichtes, vermöge dessen 
die überlegene Macht einiger Herrscher durch die vereinigten Kräfte 
einiger anderen Mächte aufgewogen wird.... Eine gewisse Vorliebe 
für eine Nation oder Abneigung gegen einige andere, Weiber-Vor- 
urteile, Privatstreitigkeiten, unbedeutende Vorteile, Kleinigkeiten dür- 
fen nie die Augen derer, welche ganze Völker regieren wollen, 
blenden. Sie müssen aufs Große sehen...“ 


3. Die Machiavellistische Politik. 


Das Verhältnis dieses 3. Abschnittes zu den vorigen 1. und 2. 
ist folgendes. Die vorigen Abschnitte betrafen den Machiavellis- 
mus als Lehre und bezw. dessen gegnerischen Standpunkt im Anti- 
machiavell. Der gegenwärtige Abschnitt .dagegen betrifft den Ma- 
chiavellismus als praktische Staatskunst, die Übertragung von dessen 
Lehre in das praktische Staatsleben. 

Begriff. Machiavellistische Politik wird nach dem Namen des 
Verfassers des „Fürsten“ diejenige Regierungskunst genannt, die 
dem Zweck der Erlangung und Behauptung der Herrschaft alle 
Rücksichten unterordnet und sich unbedenklich der Arglist und Ge- 
walttat als den übrigen Mitteln überlegen bedient. 

Geltung dieser Politik, bevor sie als solche erkannt wurde. 
„Der Machiavellismus war bei weitem früher als Machiavelli 
selbst. Machiavelli wurde nur der Theoretiker dieses Systems, das 
er schon in allen seinen Grundzügen entwickelt und ‚ausgebildet 
vorfand und für welches er schon die glänzendsten und berühm- 
testen Persönlichkeiten der Zeitgeschichte als praktische Belege und 
Urbilder anführen konnte. Im Sinne der machiavellistischen Politik 
hatte schon Ferdinand der Katholische von Spanien seine Völker 
unterjocht und geistig, politisch wie religiös mit dem entschieden- 
sten Glück vernichtet.!) In Frankreich war. Ludwig XI. lange vor 
Machiavell der verschlagenste und ausgelernteste Machiavellist ge- 


t) Mit Hilfe der Inquisition, die mehr nur zum Schein gegen Ketzer 
und Ungläubige gerichtet war, in Wahrheit gegen den widerspenstigen Adel 
und Klerus, vorzugsweise die hohe Geistlichkeit. Vgl. Prescott, Ferdinand 
und Isabella. 
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wesen. In Italien war das lastervolle und schandtatenreiche Haus 
der Borgia, das der Kirche zur offenen Verhöhnung aller mensch- 
lichen und göttlichen Rechte sogar einen Papst gegeben, Alexan- 
der VI., der Politik Italiens aber jenen politischen Mörder Cäsar 
Borgia, den hohen Meister aller trügerischen Staatskunst und Staats- 
ränke, in dessen Schule Machiavell seine erste diplomatische Bil- 
dung erhielt und auf den er auch nachher in seinen Schriften be- 
ständig hinweist, als auf einen zwar durch Verbrechen herrschen- 
den Fürsten, den er aber für die italienischen Staatsverhältnisse 
offenbar als das Musterbild eines konsequenten und im strengsten 
Zusammenhang handelnden Herrschers ansieht“ (Mundt, Staatsbe- 
redsamkeit). — Vom Papst Alexander VI. sagt Machiavelli selbst: 
„Er tat nie etwas anderes, als daß er Menschen hinterging, und 
dachte nie an etwas anderes und fand immer Gelegenheit, es tun 
zu können; nie gab es einen Menschen, der größeren Nachdruck 
im Beteuern besaß und mit stärkeren Eiden etwas versicherte, und 
der es weniger hielt, und doch glückten ihm seine Täuschungen 
stets nach Wunsch, weil er wohl diese Seite der Menschen kannte“ 
(in dem berüchtigten XVII. Kapitel, In welcher Weise die Fürsten 
Treue halten müssen). — Ja, schon im Altertum war die machia- 
vellistische Politik der Sache nach bekannt. Aristoteles’ Politik ent- 
hält ein Kapitel (Buch V, Kap. XI), worin die Mittel erörtert und 
angegeben werden, wie ein Tyrann sich in der Herrschaft zu be- 
haupten vermöge — also ganz nach Art des „Fürsten“, und. auch 
Aristoteles entnimmt seine Lehre der Erfahrung, der Politik der 
griechischen und syrakusanischen Städtetyrannien (die Kypseliden 
zu Korinth, die Pisistratiden zu Athen, Dionys und die Hierone von 
Syrakus). 

Die Erkenntnis der machiavellistischen Politik als solcher. War- 
um aber wird, das ist die Frage, die machiavellistische Politik 
erst nach Erscheinen des „Fürsten“ als solche, d.h. als Politik der 
Arglist und Gewalttat erkannt? Die Antwort ergibt sich aus der 
früheren Erörterung der Frage nach der Sittlichkeit der Staatsmittel 
(S. 27f£.). Nicht deshalb erscheint diese Politik nun machiavelli- 
stisch, d.h. unsittlich, weil sie erst im „Fürsten“ ihre vollständige 
Theorie erhalten hat, sondern weil sich zu dieser Zeit, mit und 
infolge der Reformation, eine individuelle, menschliche Sittenlehre 
ausbildete, zu der die bisherige staatliche und hierarchische, wie 
sie Machiavell in seinem „Fürsten“ zusammenfaßte, im schärfsten 
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Gegensatze stand. Erst von diesem anderen Standpunkte, dem der 
individuellen Ethik, und nur von ihm aus fing die machiavellistische 
Politik an verwerflich zu erscheinen. Von diesen Standpunkte aus 
ist das Buch vom ‚Fürsten‘ denn als ‚„Tyrannenbuch‘, ‚Teufels- 
katechismus‘, die „verkehrten X Gebote‘ verrufen worden. 

Die Fortdauer dieser Politik, auch nach Erkenntnis als solcher. 
Nichtsdestoweniger hat sich diese Politik forterhalten bis auf die 
neueste Zeit herab, in folgenden geschichtlichen Erscheinungen. 
1. Zunächst im absolutistischen Staatsregiment. Dasselbe 
folgte auf die Reformation, nicht nur in Monarchieen, sondern auch 
in Republiken, und war auch insofern eine Folge der Reformation, 
als der Staat von der Übermacht der Kirche frei und dadurch selbst 
allmächtig wurde. Diesem staatlichen Absolutismus kam die ma- 
chiavellistische Lehre sehr zu paß. Es erfolgten Taten, gelegent- 
lich noch schrecklicher als die, welche im ‚Fürsten‘ zum System 
erhoben sind, wie die Bartholomäus-Nacht, auch ‚Pariser Bluthoch- 
zeit‘ genannt, jener politische Massenmord der Hugenotten in Paris 
vom 24. August (Bartholomäustag) 1572, das Gegenstück: zur Sizi- 
lianischen Vesper vom 30.März 1282, und vom Kardinal Mazarin, 
dem Minister Ludwigs XIV., des personifizierten Absolutismus, hieß 
es, daß er nur Einen politischen Fehler habe, nämlich den, stets 
ein Halunke zu sein (Anti-Machiavell, XVII. Kap.). — 2. Der Re- 
formation und dem weltlichen Absolutismus gegenüber erhob sich 
der Jesuitismus mit seinem Wahlspruch „Der Zweck heiligt 
die Mittel‘, einem der machiavellistischen Lehre ebenbürtigen 
Grundsatz, der zu allen möglichen Untaten, selbst zum Königsmord 
(Heinrich IV. von Frankreich) anleitete. Der Jesuitismus ist nichts 
anderes als der hierarchische Machiavellismus, wie der Ma- 
chiavellısmus der politische Jesuitismus genannt worden ist (Mundt, 
Niccold Machiavelli, S. 91). — 3. Auch der Ausläufer des Abso- 
lutismus, der sogenannte aufgeklärte Despotismus, wie ihn 
Friedrich Il. vertrat, konnte der machiavellistischen Politik nicht 
entbehren. Der Verfasser des Antimachiavell hat von sich selbst 
erklärt, als Privatmann würde er sein gegebenes Wort unbe- 
dingt halten, aber als Fürst würde er sogar seine persönliche 
Ehre dem Staat zum Opfer bringen, wenn die Existenz des 
Staates dieses Opfer forderte (Bluntschli, S. 20). Und kaum 
auf den Thron gelangt, hat er nach dieser Maxime gehandelt. 
Von keiner Seite hatte Maria Theresia beim Tod ihres Vaters 
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(Karl VI, deutscher Kaiser) stärkere Versicherungen der Freund- 
schaft und des Schutzes erhalten als vom König von Preußen, 
und doch war dieser bereits vollkommen entschlossen, den 
Bruch seines gegebenen Wortes zu begehen und ihr Schlesien 
wegzunehmen und seinem Königreiche einzuverleiben, was ihm auch 
nach drei Kriegen gelang — besonders im siebenjährigen Kriege, in 
welchem ganz Europa: Frankreich, Sachsen mit Polen, Schweden, 
das Deutsche Reich, gegen ihn standen, Staaten, die sich wie er 
der Königin von Ungarn verpflichtet hatten und sich dadurch 
zu ihrer Hülfe verbunden hielten (Macaulay, Friedrich der Große). 
Friedrich hatte auch, als er während des Druckes des Antimachiavell 
König wurde, das Manuskript zurückzuerhalten gesucht, angeblich 
um Abänderungen daran vorzunehmen; der Buchhändler (Johann 
van Düren im Haag) gab es aber nicht mehr zurück, und so ist 
das Buch der Welt erhalten geblieben. — 4. Der Napoleonismus. 
Machiavell handelt in seinem I. Kapitel nur ganz flüchtig von den 
„erblichen Fürstentümern“. In diesen erblichen, an den Stamm 
ihrer Fürsten gewöhnten Staaten gibt es, wie Machiavell hier sagt, 
weit geringere Schwierigkeiten, sie zu behaupten, als in den „neuen“, 
weil es dort schon genug sei, daß man seiner Vorgänger Ordnung 
nicht überschreite und dann Schritt mit den Umständen halte. Der 
neue Fürst aber, auf dessen Bildung und Stellung er seine Lehre 
verwendet, ist ein Emporkömmling und Eroberer zugleich, der mit 
dem Glück und der Stärke der Waffen, dürch die er gesiegt hat, 
im Begriffe steht, sich einen neuen und großen Länderkomplex zu 
gründen, auf dem er zugleich als Gesetzgeber und als kriegerischer 
Reformator auftritt (Mundt, 1. c. S.89/90). Er ist also ein Kriegs- 
fürst, und ein solcher ist mit Rücksicht auf sein eigenes Heer ge- 
nötigt, beständig Krieg zu führen, um die Soldatenmassen, die als 
eine unauflösliche Macht seine Person umgeben und denen er da- 
durch gewissermaßen sein Schicksal anvertraut hat, in fortwähren- 
der Beschäftigung nach außen hin zu erhalten, weil er sonst leicht 
in den Fall kommen könnte, sich seiner Herrschaft durch sie be- 
raubt zu sehen (id. S. 302). Das war die Lage der beiden Napoleone, 
des I. und des Ill. Zwar bestand ihre Methodik nicht, wie die 
des Cäsar Borgia, in Blut und Mord, d.h. in Verbrechen, wenn 
es auch daran, wenigstens unter dem I. Napoleon, nicht gefehlt hat 
(Enghien und Palm). Aber das Mittel ihrer Herrschaft war die 
Militärgewalt: wie sie sich durch Militärgewalt zur Herrschaft er- 
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hoben hatten, so konnten sie sich auch nur durch sie darin be- 
haupten und fanden schließlich beide, wenn nicht durch die eigene, 
so doch durch fremde Militärmacht ihren Untergang. Das Wort 
Napoleons Ill.: „l’empire c’est la paix‘ ist ein geschichtlicher Hohn. 
Wie der Jesuitismus der hierarchische Machiavellismus ist, so war 
der Napoleonismus der militärisch organisierte Machiavellismus. — 
Das ist die letzte Form des Machiavellismus. Damit ist aber der- 
selbe nicht völlig aus der Welt verschwunden: er ist nur ver- 
. schwunden als geschlossenes System, und auch von den einzelnen 
Mitteln sind die barbarischen, wie Meuchelmord, vom sittlichen 
Fortschritt beseitigt worden; andere aber kommen noch in Anwen- 
dung und fort und fort, so lange die sittliche Pflicht des Staates 
eine andere ist als die des Individuums, und in dieser Beschränkung 
der divergenten Moral des Staates einerseits und deren Aufrecht- 
erhaltung andererseits, besteht die moderne Staatsraison, m.a.W.: 
sie besteht darin, daß nur noch die milderen Mittel und nur unter 
Umständen Geltung haben, daß solche aber bedingungsweise für 
den Staat noch Geltung haben, die sich mit der Privatmoral unbe- 
dingt nicht vertragen. 


4. Literatur betr. den Machiavellismus: 

Machiavelli, Der Fürst, übersetzt von Grüzmacher (hist.-polit. Biblio- 

thek, Heft VII); 
Friedrich IL, Antimachiavell, übersetzt von Förster (ibid., Heft IX); 
Mundt, Niccolö Machiavelli und das System der modernen Politik; 
— — Die Staatsberedtsamkeit der neueren Völker, S. 102—166; 
Mohl, Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften, III. Bd.; 
Villari, Niccolö Machiavelli e i suoi tempi 1877/78. 


II. Die moderne Staatsraison. 
1. Begriff und Wesen. 

Raison im Sinne von Staatsraison ist die das Handeln be- 
stimmende Rücksicht, bezw. das durch gewisse Rücksichten be- 
stimmte Handeln oder Verhalten. Staatsraison im allgemeinen 
sodann ist das durch Rücksicht auf sich selbst bestimmte Tun und 
Lassen des Staates, bezw. das Tun und Lassen der Staatsorgane mit 
Rücksicht auf den Staat. Weil auch der Machiavellismus von 
dieser Rücksicht geleitet ist, ist auch er nur eine bestimmte Art 
der Staatsraison im allgemeinen, aber diejenige Raison, die keine 
andere Rücksicht kennt als auf die Existenz des Staates und aus 
dieser Rücksicht jede Arglist und Gewalttat für erlaubt hält, wo- 
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durch sie in den schärfsten Widerspruch mit der Ethik als der 
Lehre von der individuellen menschlichen Sittlichkeit gerät, die 
der egoistischen Rücksicht auf die Existenz des Menschen die Rück- 
sicht auf seine Zweckbestimmung, Vervollkommnung, und auch auf 
andere entgegensetzt ist. — Die moderne Staatsraison endlich ist 
dasjenige Verhalten des Staates bezw. seiner Organe, welches auch 
andere Rücksichten gelten läßt, ohne indes die Rücksicht auf die 
Existenz des Staates irgendwie preiszugeben, so daß die letztere 
Rücksicht durch die anderen wo nicht eingeschränkt, doch gemil- 
dert wird. Dadurch, daß sie an der Rücksicht auf die Existenz un- 
bedingt festhält, gleicht sie jeder Art von Staatsraison, auch dem 
Machiavellismus; dadurch aber, daß sie sich auch von andern Rück- 
sichten bestimmen läßt, nähert sie sich der Ethik. Von letzterer 
unterscheidet sie sich aber immerhin, weil sie nicht alle Rück. 
sichten bezw. Gebote derselben anerkennt, und diesen Unterschied 
nennt man unzutreffend den Unterschied zwischen Staats- oder 
politischer Moral und Privatmoral — unzutreffend insofern, 
als der Unterschied nicht nur in der Moral im eigentlichen Sinn, 
d.h. in der Rücksicht auf andere, sondern auch in der Rücksicht 
auf sich selbst, betr. Vervollkommnung seiner, liegt; m.a.W. un- 
zutreffend deshalb, weil der Staat unter Umständen nicht nur die 
Rücksicht auf andere, sondern auch auf seine eigene Vervollkomm- 
nung beiseite setzen kann im Interesse seiner Existenz. Die Staats- 
moral ist also nicht identisch mit der Staatsraison, sondern das 
Erzeugnis der letzteren: es ist die durch die Rücksicht auf den 
Staat, eben durch die Staatsraison, gebildete Moral. — Um diesen 
Unterschied zwischen der sogenannten Staatsmoral und der Privat- 
moral namentlich aber handelt es sich im weitern. 


2. Grund und Maß der modernen Staatsraison. 


Es handelt sich näher um Grund und Maß des Unterschiedes 
zwischen der modernen Staatsraison und der sogenannten Privat- 
moral, also um die Frage: warum und inwieweit unterscheidet sich 
jene von dieser? 

Der Grund liegt in der Verschiedenheit von Staat und Privat- 
person, ın ihrer verschiedenen Stellung und in ihren verschiedenen 
Pflichten. Einmal in ihrer Stellung. Die Privatperson steht inner- 
halb des Staates, also in einem durchaus geordneten Verbande, 
durch den ihre Existenz und ihre Rechte in jeder Beziehung ge- 
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sichert und geschützt sind und das bellum omnium contra omnes 
beseitigt ist. Im Verhältnis der Staaten zu einander dagegen gilt 
immer noch der Krieg als die ultima ratio, und so lange das der 
Fall ist, hat jeder Staat sich für einen eventuellen Existenzkampf vor- 
zubereiten und zu diesem Zweck seine Macht möglichst zu ver- 
srößern und auszudehnen. — Aus der verschiedenen Stellung von 
Privatperson und Staat ergibt sich auch eine Verschiedenheit der 
Pflichten, in der abermals der Unterschied zwischen Staats- und 
Privatmoral begründet ist. Vom Privaten, dem Existenz und Mög- 
lichkeit der Vervollkommnung (wenigstens rechtlich) gesichert ist, 
kann die Rücksicht auf andere gefordert werden, ja, daß er dieser 
Rücksicht nötigenfalls die auf sich selbst hintansetze, m.a. W., daß 
er sich für andere opfere, so auch und vor allem für den Staat 
selbst, dem er Existenz und ‘Möglichkeit der Vervollkommnung ver- 
dankt: der Soldat hat die Pflicht, sein Leben für den Staat einzu- 
setzen, der Schiffskapitän für die Rettung des Schiffes, der Arzt für 
die Bekämpfung einer Seuche, der Hausvater für die Erhaltung der 
Seinigen etc. Die Rücksicht auf andere ist insofern das 
höchste Prinzip der Privatmoral. Der Staat dagegen darf 
sich unter keinen Umständen für andere opfern; das ist er seinen 
Bürgern schuldig, deren Existenz und Lebensbedingungen von ihm 
abhängen. Er hat also die unbedingte Pflicht der Selbsterhaltung, 
und weil er dieser Pflicht um so mehr genügen kann, je mächtiger 
er ist, hat er die weitere Pflicht möglichster Entwicklung seiner 
Kraft und Macht nach innen wie nach außen; „unter allen poli- 
tischen Sünden ist die der Schwäche die verwertflichste 
und verächtlichste“ (v. Treitschke I, S.101), und wie oft ist die- 
selbe z.B. von der Schweiz in der neuesten Zeit begangen worden und 
wie hat sie sich in der heutigen Stellung der Schweiz gerächt, beides 
sehr im Gegensatz zur alten Eidgenossenschaft. — Die Rücksicht 
auf sich selbst ist also das höchste Prinzip der Staats- 
moral, zum Unterschied von der Privatmoral. 

Andererseits das Maß der heutigen Staatsraison, d.h. die Frage: 
wie weit darf die Staatsmoral, mit Rücksicht auf den Staat, von der 
Privatmoral abweichen? Das Maß ist durch den Grund bestimmt 
und beschränkt, d.h. aus dem Grunde dieser Abweichung folgt deren 
Maß und dessen Begrenzung, m.a.W.: weil der Staat aus diesem 
und jenem Grunde von der Privatmoral abweichen darf, darf er 
es inso- und so weit bezw. darf er es nur inso- und so weit, und 
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zwar: wenn und so weit die Abweichung durch die Pflicht der 
Selbsterhaltung und bezw. durch die Machtfrage bedingt ist, ist 
sie erlaubt, im andern Fall nicht. Darin besteht eben die moderne 
Staatsraison, daß Rücksicht auf den Staat genommen werden darf, 
aber nur so viel besondere Rücksicht auf ihn genommen werden 
soll, als seine besondere Stellung erfordert. 

Das Verhältnis von Grund und Maß der modernen Staatsraison 
ist kurz das: weil alles vom Staat abhängt, darf die Staatsmoral 
(das Erzeugnis der Staatsraison, gebildet durch die Staatsrücksicht) 
von der Privatmoral abweichen — das ist ihr Grund; aber sie darf 
nur so weit abweichen, als die Existenz des Staates es verlangt — 
das ist ihr Maß. 

3. Anwendung der modernen Staatsraison. 

Es erheben sich hier drei Fragen: 1. wo, bei welcher Tätigkeit 
des Staates, kommt die Staatsraison zur Anwendung? 2. inwie- 
weit kommt sie zur Anwendung? und 3. gilt sie auch für private 
Handlungen? — Ad.1. Die Antwort auf die Frage wo? bei welcher 
Tätigkeit? ist einfach. Die Tätigkeit des Staates ist entweder Ge- 
setzgebung oder Verwaltung, und bei beiden macht sich die Staats- 
raison geltend; es kann also unter Umständen von beiden abge- 
wichen werden. Die Abweichungen in der Gesetzgebungspolitik wie- 
gen aber viel schwerer als in der Verwaltungspolitik. Dort wird 
das Moralgesetz durch das Rechtsgesetz selbst gebrochen; daher 
dann die Differenzen zwischen Moral und Recht, und diese 
Differenzen sind bleibend, insofern als die Abweichungen zu Rechts- 
grundsätzen erhoben werden. Die Abweichungen in der Verwal- 
tungspolitik dagegen berühren das Recht selbst nicht, soweit sie 
sich innerhalb der Schranken desselben bewegen, und sind auch 
nur vorübergehend, indem in jedem Anwendungsfall wieder davon 
abgegangen und zur Richtschnur der Moral zurückgekehrt werden 
kann. Inwieweit aber die Verwaltungspolitik sich über die Schran- 
ken des Rechtes selbst hinwegsetzen darf, davon nachher. — Mit 
den gesetzgebungspolitischen Abweichungen ist es daher viel stren- 
ger zu nehmen, weil sie sich an Stelle der Moral selbst setzen, 
diese nicht bloß, wie die verwaltungspolitischen, im einzelnen Falle 
beugen. Damit ist die Antwort auf die erste Frage gegeben. — 
Ad.2. Inwieweit kommt die Staatsraison zur Anwendung? d.h. die 
Rücksicht auf die Staatsinteressen in der Meinung, daß um deren- 
willen von der Moral abgewichen werden darf? Das ist hier die 
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Frage. Nun kommt aber als Gegenstand, von welchem es sich 
fragt, ob davon abgewichen werden darf, auch das Recht in Be- 
tracht, nämlich so: das Recht selbst gehört nicht zur Sittlichkeit, 
ist keine Seite dieser; aber die Beobachtung des Rechtes ist auch 
ein sittliches Gebot, eine der Rücksichten auf andere. Das Recht 
zu beobachten, ist sittlich, weil sonst ein anderer verletzt würde, 
und das wäre unsittlich. Es fragt sich also nicht nur, inwieweit 
vom ausschließlichen Moralgesetz, das nichts ist als Moralgesetz, 
abgewichen werden dürfe, sondern auch, inwieweit vom Rechts- 
gesetz abgewichen werden dürfe? Die Frage, inwieweit vom Recht 
abgewichen werden dürfe, kommt freilich für die Gesetzgebungs- 
politik nicht in Betracht, wohl aber für die Verwaltungspolitik. Für 
die Gesetzgebungspolitik insofern nicht, als die Gesetzgebung selbst 
Recht schafft und abschafft; sie ist also dabei nur an das Moral- 
gesetz gebunden, so weit sie eben überhaupt gebunden ist. Bei 
der Verwaltungspolitik dagegen kommt neben und vor dem Sitten- 
gesetz das Rechtsgesetz in Betracht. Die Verwaltung ist Anwen- 
dung des Rechtes, und hier fragt es sich, inwieweit die Verwaltung 
nicht nur vom Moralgesetz innerhalb des Rechtes, sondern vom 
Rechtsgesetz selbst abweichen dürfe. — Für die Frage, inwieweit? 
kommen also in Betracht Rechtsverletzungen und ethische 
Kollisionen, so daß, während die 1. Frage bereits beantwortet 
ist, sich aus der 2. Frage zwei Fragen entwickeln, die näher zu 
beantworten bleiben. Dazu ist dann noch Ad.3. die Antwort zu 
geben, die Antwort auf die Frage: gilt die Staatsraison auch für 
private Handlungen ? 


a) Rechtsverletzungen. 


' Prinzipiell darf der Staat bezw. die Staatsverwaltung das Recht 
so wenig verletzen als der Private; das Recht ist für sie gemacht 
wie für den Privaten und daher für jene so gut wie für diesen 
verbindlich, und für den Staat noch um so mehr, des Beispiels 
wegen. Was aber sind Rechtsverletzungen? Überschreitungen der 
Vorschriften des Rechtes oder der Schranken, welche das Recht ge- 
zogen hat. Keine Rechtsverletzungen sind daher: 1. eine nach den Um- 
ständen freie und daher unter Umständen inkonsequente Handhabung 
der Gesetze, und 2. falsche Interpretation. — Einerseits betr. freie 
Handhabung der Gesetze. Soweit das Gesetz in Sachen der Staats- 
verwaltung etwas bestimmt gebietet oder verbietet, hat dieselbe keine 
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Wahl: sie muß für die Ausführung bezw. Unterlassung der betr. 
Handlung, kurzweg für die Vollziehung sorgen und ist insofern 
Exekutive.!) Soweit dagegen das Gesetz nur Schranken für 
die Verwaltung aufstellt, kann die Verwaltung in diesem Bereich 
ganz nach Zweckmäßigkeit verfahren und ist insofern Admini- 
strative oder Regierung: sie kann danach Maßnahmen unterlassen 
oder sie nach freiem Ermessen treffen; das ist die freie Hand- 
habung der Gesetze. Immerhin ist dabei vorausgesetzt, daß die 
Verwaltung: 1. nicht gesetzlos handle, d.h. Akte vornehme, zu 
denen sie durch kein Gesetz oder keine Verfassung ermächtigt ist, 
und 2. nicht durch willkürliche Handhabung des Gesetzes die 
Rechtsgleichheit der Bürger verletze. Beides wäre Rechtsver- 
letzung. Im übrigen ist die freie Handhabung des Gesetzes 
keine Rechtsverletzung. — Andererseits falsche Interpretation. 
Eine falsche Interpretation kann Platz greifen nicht nur bei Aus- 
legung strikter gesetzlicher Gebote oder Verbote, sondern auch mit 
Bezug auf die gesetzlichen Schranken, innerhalb deren die Ver- 
waltung freie Hand hat, mit Bezug nämlich auf die Frage der 
Weite oder der Richtung dieser Schranken, mit Bezug auf die 
Frage, ob das Gesetz eine solche Ausdehnung oder eine solche Art 
von Verwaltungsmaßnahmen gestatte. Die falsche Interpretation aber 
kommt selbst in der Justiz vor, mehr als man glaubt, ohne des- 
halb weniger Recht zu sein. „Die Geduld, mit welcher Miß- 
stände der Justiz ertragen werden, erscheint Sachverständigen zu- 
weilen erstaunlich, und es gehört ein hoher Grad der Rechtsver- 
derbnis dazu, ehe die Stimme der Kritik gegen richterliche Entschei- 
dungen sich deutlich vernehmbar macht. Selbst diejenigen, die 
einen wichtigeren Prozeß verlieren, machen lieber das Gesetz selbst 
oder noch häufiger ihren Advokaten als den Richter für ihr Ungtück 
verantwortlich“ (v. Holtzendorff, S.121). So auch bei der Verwal- 
tung, und ist auch hier keine Rechtsverletzung, solange 
die Interpretation nur nichi offenbar rechtswidrig ist. 
Das alles sind also keine eigentlichen Rechtsverletzungen. 
Eigentliche Rechtsverletzungen aber sind, wie bemerkt, prinzipiell 
dem Staat bezw. der Staatsverwaltung wie dem Privaten verboten. 


!) Nicht zu verwechseln mit Verwaltungsexekution; diese ist die 
zwangsweise Durchführung von Verwaltungsbefehlen, gleichviel ob diese die 
Vollziehung einer strikten Gesetzesvorschrift oder einer freien Verwaltungs- 
maßnahme bezwecken, 
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Während sie aber dem Privaten unbedingt verboten sind, sind 
sie es dem Staat bezw. der Staatsverwaltung nur bedingt. Daß 
sie es nur bedingt sind, beruht eben auf der Einwirkung der Staats- 
raison. Und die Berechtigung dieser Einwirkung? d. h., woher nimmt 
die Staatsraison das Recht, Abweichungen vom Recht überhaupt 
zu gestatten? Die Staatsraison nimmt für den Staat bezw. die 
Staatsverwaltung ein Notrecht (jus eminens) in Anspruch, kraft 
dessen sich die Staatsverwaltung gelegentlich über das Recht hin- 
wegsetzen dürfe. Dieses sogenannte Notrecht ist aber kein Recht, 
sondern der Grund höherer Zweckmäßigkeit: die betr. Handlungen 
werden entgegen dem bestehenden Recht vorgenommen und ein 
über diesem stehendes höheres Recht, das jenes in irgend einem 
Fall beiseite zu setzen gestattete, gibt es nicht (vgl. auch Meyer, 
Lehrb. d. Deutsch. Staatsrechtes, S.25). Die Bedingungen aber, 
unter denen eine Rechtsverletzung durch die Staatsverwaltung, bezw. 
die Anwendung des sogenannten Staatsnotrechtes zulässig erscheint, 
sind folgende. 1. Das bestehende Recht muß mit Lebensinteressen 
des Staates unverträglich geworden sein. Diese Bedingung bezw. 
die Frage, was Lebensinteresse sei, ist sehr unsicher und kann 
daher im Anwendungsfall sehr streitig werden. Als Lebensinter- 
esse gilt nicht bloß die Existenz des Staates, sondern auch die 
naturgemäße Entwicklung desselben ; jene muß durch das bestehende 
Recht gefährdet, diese gehemmt sein (Bluntschli, S. 29). Jedenfalls 
müssen Lebensinteressen, nicht bloß Konvenienz des Staates in 
Frage stehen, um das Recht brechen zu dürfen. 2. Die Änderung 
des Rechtszustandes im rechtmäßigen Wege muß unmöglich sein 
— sonst darf das Recht nicht gebrochen, sondern es muß geändert 
oder beseitigt werden. 

‘Nun die Anwendungsfälle des Staatsnotrechtes bezw. der durch 
das Staatsnotrecht gestützten Staatsraison. 

Keine Anwendungsfälle sind: Revolution einerseits und Staats- 
streich und Usurpation als die Revolutionen von oben (Staatsstreich, 
oder an oberster Stelle (Usurpation) andererseits. Mit Unrecht wer- 
den sie unter die Fälle von der Anwendung der Staatsraison auf 
das Rechtsgesetz gestellt; so von Bluntschli, S.29, und v.Holtzen- 
dorff, S.133, die sie unter diesen Anwendungsfällen sogar noch 
voranstellen. Über die Begriffe von Revolution, Staatsstreich und 
Usurpation siehe oben S. 24. Diese Staatsaktionen sind keine 
Rechtsverletzungen im Interesse des Staates, weil sie 1. 
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zum Teil nicht im Interesse des Staates erfolgen und 2. im ganzen 
keine bloßen Rechtsverletzungen sind. Ad 1. Sie erfolgen zum 
Teil nicht im Interesse des Staates selbst. So erfolgt die 
Usurpation im eigennützigen Interesse der betr. Person oder Dynastie; 
auch der Staatsstreich erfolgt vielfach nur in diesem Interesse, und 
nur die Revolution ist auf das Interesse des Volkes und damit des 
Staates gerichtet. — Ad 2. Alle drei Arten sind zwar gewaltsame 
Staatsaktionen, aber keine bloßen Rechtsverletzungen, son- 
dern Umwälzungen der Staatsgewalt selbst, von welcher alles Recht 
ausgeht. Das Staatsnotrecht dagegen ist nur das Recht der Staats- 
gewalt, der bestehenden Staatsgewalt auf Beiseitesetzung des Rechtes, 
nicht das Recht auf Änderung der Staatsgewalt selbst; dafür gibt 
es überhaupt kein Recht, weil es über der Staatsgewalt kein Recht 
gibt, sondern nur unter ihr — m.a.W., das Staatsnotrecht, aus 
dem die Rechtsverletzungen gerechtfertigt werden, setzt die Staats- 
gewalt, die bestehende und feststehende Staatsgewalt voraus, kann 
daher nicht Voraussetzung dieser sein. Aus dem Staatsnotrecht 
lassen sich Rechtsverletzungen der Staatsgewalt, d.h. durch diese 
begangene Rechtsverletzungen, rechtfertigen, nicht aber Verletzung 
oder Beseitigung der Staatsgewalt selbst — Revolution, Staats- 
streich und Usurpation stehen außer aller politischen 
wie rechtlichen Betrachtung. 

Es handelt sich also nur um Rechtsverletzungen als Anwen- 
dungsfälle der Staatsraison, nicht um Verletzungen des Staates bezw. 
der Staatsgewalt selbst. Solche Rechtsverletzungen können begangen 
werden nach außen, durch Verletzung von Verträgen — auch der 
Vertrag ist Recht — und nach innen, durch Verletzung von Gesetz 
und Verfassung. 

1. Vertragsverletzung. Hier ist jedenfalls die zweiteBedingung 
der Rechtfertigung einer Rechtsverletzung von vornherein insofern 
vorhanden, als die Form der gesetzlichen Revision und Fortbildung 
des Rechtes fehlt; jede Veränderung ist von der Zustimmung der 
Kontrahenten abhängig, und so kann einfach durch Verweigerung 
der Zustimmung des bezw. der andern Kontrahenten die Änderung 
unmöglich gemacht werden. So auch bei befristeten Verträgen oder 
Verträgen auf Kündigung eine Änderung innerhalb der Vertrags- 
dauer oder der Kündigungsfrist. — Und die 1. Bedingung ist erfüllt 
im Falle, wenn ein Staatsvertrag hinterher in Widerspruch tritt mit 
der historischen Entwicklung des Volksgeistes, mit der Selbständig- 
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keit und inneren Unabhängigkeit. In solchem Fall bleibt nur die 
Wahl, ob man den Staat den Interessen und der Unbilligkeit einer 
fremden Nation oder ob man einen Vertrag der Selbsterhaltung 
des Unterdrückten aufopfern will (v. Holtzendorff, S. 141). Weil 
jenes der Stellung und Pflicht des Staates widerspricht, bleibt nur 
die Lossagung vom Vertrag.!) 

Beispiele der Lossagung, bezw. Beispiele von Verträgen, von 
denen einseitige Lossagung erfolgte. Die Wiener Verträge von 
1815. Sie sind vielfach gelockert: teils schon dadurch, daß 
der Kreis der Großmächte, durch welche die Vollziehung garantiert 
war, sich geändert hat, bezw. daß verschiedene Mächte aus dem 
Kreis ausgeschieden sind (Spanien, Portugal, Schweden), was auch 
für die Schweiz fühlbar ist — teils durch die Lossagung von Frank- 
reich, nachdem es sich vom Schlag durch die Koalition wieder 
erholt hatte, eine Lossagung speziell gegen die Schweiz gerichtet 
(Chablais und Faucigny, Dappenthal), ohne daß sein Lebensinter- 
esse auf dem Spiele stand. Diese Lossagung ist also nicht nur 
eine Vertragsverletzung, sondern eine frivole, der Entschuldigung 
der Staatsraison entbehrende Vertragsverletzung. — Rußlands Los- 
sagung: 1. vom Pariser Vertrag von 1856, geschlossen zur Be- 
endisung des Krimkrieges, betr. die Neutralität des Schwarzen 
Meeres und die Beschränkung der russischen Kriegsmarine; 2. vom 
‚Berliner Vertrag von 1878 zur Beendigung des’ Krieges gegen 
die Türkei, Art. 59, wonach es versprochen hatte, Batum zu einem 
wesentlich für den Handel bestimmten Freihafen zu machen. Vgl. 
Rivier, Lehrb. des Völkerrechtes, S. 351, Noten 1 und 2. Die rus- 
sische Politik gilt überhaupt als die perfideste und für 
speziell skrupellos in Vertragsbrüchen. . 

2. Gesetzes- und bezw. Verfassungsverletzung. Hier 
ist nun die Möglichkeit der Änderung bezw. Aufhebüng des Rechtes 
gegeben, so daß die 2. Bedingung für eine Rechtsverletzung hier 


*) Vgl. auch Machiavelli, Discorsi, Buch III, Kap. 42. — Die „Discorsi 
sopra la prima decade di Tito Livio“, wie der vollständige Titel lautet (über- 
setzt, wie der Fürst, von Grüzmacher, als: Erörterungen über die erste Dekade 
des Titus Livius), sind, auch wenn sie heute gelegentlich naiv oder. cynisch 
anmuten, das interessanteste und lehrreichste Buch über Politik, das es geben 
kann — viel zu wenig gekannt und geschätzt. Nach :der Lektüre desselben 
erscheint selbst Mommsens Römische Geschichte zu wenig politisch und 
wünschte man, die Römische Geschichte von Machiavelli geschrieben zu be- 
sitzen. Auf die „neueren Forschungen“ kommt es weniger an. 

Schollenberger Politik. 4 
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umgekehrt mangelt — es ist das Staatsgesetz, das der Staat in seiner 
Hand hat und es also, wenn nötig, ändern bezw. aufheben kann. 
Es können aber doch auch hier Hemmungen der Änderung bezw. 
Aufhebung vorhanden sein, so dab im Notfall ebenfalls nur das 
Mittel der Rechtsverletzung bleibt. Diese Hemmungen können be- 
stehen für die Gesetzgebung selbst oder nur für die Verwaltung. 
Für die Gesetzgebung besteht eine Hemmung der Ände- 
rung, wenn das erlassene Gesetz die Änderung ausschließt oder 
vertagt, so daß es gar nicht bezw. nicht innerhalb einer bestimmten 
Dauer sollte geändert oder aufgehoben werden können. Das war 
z.B. früher in der Schweiz gerne bei kantonalen Verfassungen 
der Fall, die sich selbst für eine Anzahl Jahre als unabänderlich 
erklärten.) Von dieser Art Hemmung aber gilt: „daß jedes Gesetz 
seine zukünftige Verletzung sanktioniert, das seine histo- 
rische Unabänderlichkeit selbst im voraus verordnet“ (v. Holtzen- 
dorff, S.145), d.h. das Gesetz, das sich als unabänderlich bezeich- 
net, gibt damit selbst die Ermächtigung, sich an diese Klausel nicht 
zu kehren. Die Übertretung einer solchen Gesetzesvorschrift durch 
die Gesetzgebung erscheint also gar nicht als Rechtsverletzung, 
und ihre Vornahme ist daher auch an keine Bedingungen gebunden, 
und so kommt die 1. Bedingung überhaupt nicht in Betracht. — 
Die Verwaltung ihrerseits hat sich sonst für eine Änderung des 
Gesetzes an die Gesetzgebung zu wenden; wenn aber diese sich 
dafür nicht gewinnen läßt oder zu spät käme, so ist die Hemmung 
vorhanden und damit die 2. Bedingung erfüllt, und es kommt nur 
darauf an, daß die 1. gegeben ist, damit die Verwaltung das Gesetz 
umgehen darf. 

Betr. nun diese 1. Bedingung, die Unverträglichkeit bestehenden 
Rechtes mit Lebensinteressen des Staates. Es ist zu unterscheiden 
zwischen dem Fall, wo eine solche Unverträglichkeit vorliegt, weil 
die Gesetzgebung für eine Änderung nicht zu gewinnen ist, und 
dem Fall, wo die Gesetzgebung für die Änderung zu spät käme. 
Der Fall, wo sie zur Änderung zu spät käme, ist insofern der 
ordentliche Fall einer Rechtsverletzung durch die Verwaltung im 
Innern, als er einen eigentlichen Notstand voraussetzt und die 
Maßnahme zu dessen Beseitigung als durch die Gesetzgebung von 
vornherein genehmigt gelten kann, in der Meinung, daß die Gesetz- 





‘) Vgl. meinen Grundriß des Staats- und Verwaltungsrechtes der 
schweiz. Kantone, I, S. 74. 
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gebung selbst diese Maßnahme vorgesehen und das Gesetz insoweit 
abgeändert haben würde, wenn sie Zeit dafür gehabt hätte. Das ist 
der Fall plötzlicher Landeskalamitäten (Verheerungen durch Feuer, 
Wasser, Seuchen etc.) und von inneren und äußeren Massenerhebun- 
gen (Krawall, Aufruhr, Einbruch eines feindlichen Heeres). Inallen 
diesen Fällen ist die Verwaltung nicht nur berechtigt, sondern sogar 
verpflichtet, ohne Rücksicht auf das Gesetz im besten Interesse 
des Landes vorzugehen. Eine Rechtsverletzung begeht sie natür- 
lich überhaupt nicht, wenn sie zu der von ihr gewählten Maß- 
nahme von der Gesetzgebung selbst für solche Fälle ermächtigt ist. 
— Anders der Fall, wo die Gesetzgebung für eine Änderung nicht zu 
gewinnen ist. Dieser Fall wird äußerst selten sein; ist doch unsere 
Gesetzgebung zur Änderung nur zu sehr geneigt und bereit: nicht 
erst im Fall, wo Lebensinteressen des Staates die Änderung fordern, 
sondern bei bloßer Konvenienz, ja beim ersten besten Einfall. Um 
so strenger ist es hier mit der Beurteilung der Rechtsverletzung zu 
nehmen, und doch kann es auch in diesem Fall Rechtsverletzungen 
geben, die sich durch die Staatsraison rechtfertigen. Beispiele: 
Die Ausweisung des Bischofs Mermillod aus der Schweiz im 
Jahre 1873 durch den schweiz. Bundesrat (vgl. Gareis und Zorn, 
Staat und Kirche in der Schweiz I, S. 85ff., und Salis II, Nr. 688). 
Die Ausweisung stützte sich auf die Bundesverfassung Art. 57 (heute 
70), wonach ‚Fremde‘ wegen Gefährdung der inneren oder äußeren 
Sicherheit aus der Schweiz ausgewiesen werden können; Mermillod 
war aber Schweizerbürger, Bürger von Carouge bei Genf, und schon 
damals galt nach Art. 43 der gleichen Bundesverfassung (heute 
Art. 44), daß Schweizerbürger nicht aus der Schweiz verbannt werden 
dürfen. Die Ausweisung war also eine entschiedene Rechtsver- 
letzung, aber politisch gerechtfertigt, weil an eine Änderung der 
Verfassung im Sinne des Ausweisungsbeschlusses nicht zu denken, 
ohne die Ausweisung aber die Ruhe nicht wieder herzustellen war. 
— Ferner die ersten Maßnahmen der schweiz. Kantone gegen die 
Heilsarmee. Sie enthielten eine Verletzung der Vereins- und Ver- 
sammlungs- bezw. Kultusfreiheit, Freiheiten, die sich von verfas- 
sungswegen durchaus nicht weiter beschränken oder gar aufheben 
ließen, und doch schien der Gefahr des Treibens der Heilsarmee 
für die öffentliche Ruhe und Sicherheit, nach der Art des ersten 
Auftretens dieser Sekte, nicht anders als durch Hinwegsetzung über 
jene Verfassungsgrundsätze begegnet werden zu können. Die Maß- 
4* 
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nahmen wurden dann zwar mit der Zeit durch die Bundesbehörden 
auf das rechtmäßige Maß zurückgeführt. — Immerhin stehen die 
Maßnahmen in diesen Beispielen nur im Widerspruch mit, allerdings 
verfassungsrechtlichen, Sätzen des Staats- und Verwaltungsrechtes, 
nicht mit der Rechtsordnung selbst. Speziell also kommen als durch 
die Staatsraison zu rechtfertigende Rechtsverletzungen keine Ver- 
brechen in Frage; es scheint also durchaus ausgeschlossen, dab 
der Staat bezw. die Staatsverwaltung, die Regierung, heute Ver- 
brechen begehen dürfte oder auch nur begehen lassen dürfte, um 
Lebensinteressen des Staates zu wahren, sonst griffe die moderne 
Staatsraison auf den Machiavellismus in seiner verrufensten Form 
zurück. Und doch ließen sich Fälle denken, wo selbst ein Ver- 
brechen sich rechtfertigte, wenn nämlich nicht nur die naturgemäße 
Entwicklung des Staates, sondern geradezu seine Existenz von der 
Begehung abhinge Fiktives Beispiel: Chamberlain hat den 
Untergang der Burenstaaten beschlossen, und auf ihn allein kommt 
es an, so daß, wenn er nicht bezw. nicht mehr wäre, die Buren- 
staaten gerettet sein würden. Dann: Tod dem Chamberlain — die 
Engländer würden natürlich den Mörder schon fassen, wenn sie 
ihn erwischten! Man sieht aus diesem Beispiel, wie gefährlich für 
eine Person das Odium, der geschworene Todfeind eines Staates zu 
sein, werden kann; andererseits aber auch, wie dumm der Anarchis- 
mus der Tat ist, der ohne Wahl Personen opfert, die für sich allein 
nicht oder ganz und gar nicht Schuld an der heutigen Staatsord- 
nung sind. | | 
b) Ethische Kollisionen. | 

Es handelt sich hier um die Widersprüche, in die sich die staat- 
liche Tätigkeit gelegentlich mit der Ethik setzt, bezw. um die Ab- 
weichungen der staatlichen von der individuell menschlichen Ethik. 
Die staatliche Tätigkeit, bei der diese Kollisionen vorkommen, kann 
wieder sein Gesetzgebung wie Verwaltung — hauptsächlich aber 
kommen sie auf seiten der Verwaltung vor, wie auch diese die 
Haupttätigkeit des Staates, das eigentliche Staatsleben ausmacht. 

Nun die Kollisionen selbst. | 

Für die Kollisionen im ganzen kommen die Bedingungen in 
Betracht, unter denen sie durch die Staatsraison gerechtfertigt wer- 
den. Es ist aber zu unterscheiden zwischen den Bedingungen an 


sich und ihren Modifikationen nach Maßgabe der Umstände, den 
Relationen. | | h 


| 
| 
| 
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Die Bedingungen an sich. Von den zwei Bedingungen, wie sie 
bei Rechtsverletzungen vorhanden sein müssen, damit die Rechts- 
verletzung gerechtfertigt erscheine, ist die 2. insofern immer vor- 
handen, als der Staat selbst das ethische Gesetz nicht, wie das 
Rechtsgesetz, ändern kann. Und betr. die 1. Bedingung kommen als 
Lebensinteressen, welche auf dem Spiele stehen müssen, nicht nur 
Existenz und Entwicklung des Staates (Vervollkommnung seiner 
selbst) in Betracht, sondern noch die Wohlfahrt, d.h. es darf der 
Staat vom Sittengesetz auch abweichen zu Gunsten des Volkswohles, 
nicht nur im Interesse seiner Existenz und Entwicklung. Also: mit 
der Abweichung vom Sittengesetz darf es leichter genommen werden 
als mit der vom Rechtsgesetz. Denn dieses steht unbestreitbar dem 
Staate näher als das Sittengesetz und steht daher für ihn auch höher 
im Wert. Es kommen daher ethische Kollisionen auch eher vor als 
Rechtsverletzungen. Immerhin muß ein öffentliches Interesse im 
Spiele sein, das größer ist als der Schaden der Korrumpierung der 
Moral, und darf die Abweichung nicht weiter gehen, als zur Wahrung 
des Staatisinteresses notwendig erscheint. Daß er aber im übrigen 
das Sittengesetz anerkennt, bezw. daß er es überhaupt anerkennt, 
dadurch unterscheidet sich der moderne Staat vom machiavellisti- 
schen. An einem bestimmten Maßstab dafür, wann und wie sehr 
der Staat vom Sittengesetz abweichen dürfe, fehlt es freilich. Im 
Zweifel ist Nicht-Abweichung vom Sittengesetz bezw. die mindeste 
Abweichung Gebot. 

Für diese Bedingungen aber gibt es zwei Relationen. 1. Der 
Unterschied zwischen Äußerem und Innerem, d.h. äußeren und 
inneren Angelegenheiten. Nach außen, im Verhältnis zu anderen 
Staaten, sind viel eher und viel stärkere Abweichungen von der 
Sittlichkeit durch die Staatsraison gestattet als nach innen, m.a.W.: 
nach außen braucht der Staat in seinen Mitteln weniger bedenklich 
zu sein; „im Innern des eigenen Staates dagegen muß die Moral 
unendlich viel reiner und reizbarer sein“ (v. Treitschkel, S.108). 
Der Grund dafür liegt in zwei Umständen: in dem dabei beteiligten 
Staatsinteresse und in dem dadurch betroffenen Gegner. Nach 
außen handelt es sich meistens um die Existenz des Staates und 
schließlich um ein fremdes Volk; im Innern dagegen steht meist 
nur das sekundäre Interesse der Entwicklung des Staates auf dem 
Spiel, und jedenfalls, auch wenn wie beim Bürgerkrieg die Existenz 
des Staates in Frage kommen sollte, sind es immer Teile des eigenen 


94 | Allgemeine Politik. 


Volkes, gegen die sich die Mittel richten. Das eigene Volk aber 
soll nicht nur möglichst schonend behandelt werden, sondern es 
soll der Staat selbst sich ihm gegenüber möglichst rein halten, schon 
nur um nicht selbst sein Volk zu korrumpieren. — 2. Der Unter- 
schied von Zeit und Ort. In zweiter Linie nämlich kommt es 
auf das Zeitalter an und auf den Kulturzustand des Landes, in 
welchem bezw. gegen welches die politischen Mittel zur Anwendung 
gelangen. Frühere Zeiten gestatteten rohere und perfidere Mittel, 
ohne daß sie darum für schlechter gehalten werden dürften, als 
wie sie die Gegenwart mit ihrer größeren Aufklärung erlaubt. Und 
barbarische Völker müssen mit andern Mitteln bearbeitet werden 
als zivilisierte, um die gleiche Wirkung zu erzielen. Von diesem 
Standpunkte aus ist die Unterwerfung orientalischer und afrikani- 
scher Völker durch die Europäer zu beurteilen; so z. B. aus der 
neuesten Zeit das Auftreten Peters’ als Reichskommissar in Deutsch- 
Ostafrika. Gegen zivilisierte Völker würden die gleichen Mittel un- 
erlaubt erscheinen, um so mehr die Verwendung barbarischer oder 
halbzivilisierter Horden in Kriegen gegen zivilisierte Völker — wie 
von Turkos gegen die Deutschen im deutsch-französischen Kriege 
im Jahre 1870/71, und neuestens von Betschuanen und Basutos 
durch die Engländer gegen die südafrikanischen Republiken. — 

So viel über die ethischen Kollisionen im ganzen. 

Im einzelnen lassen sich die Kollisionen folgendermaßen grup- 
pieren. Der Staat kann selbst durch seine Organe sich in Wider- 
spruch mit dem allgemeinen Sittengesetz setzen, oder er kann un- 
sittliche Eigenschaften und Handlungen Dritter für seine Zwecke 
benutzen. Das letztere vermischt sich mit der eigenen unsittlichen 
Tätigkeit des Staates, läßt sich von dieser nicht wohl ausscheiden. 
Im einen wie im andern Falle aber kann die Sittenwidrigkeit be- 
stehen in einem Tun des Staates oder in einem Dulden von Sitten- 
widrigkeiten anderer; darnach also lassen sich die Kollisionen 
scheiden. 

a) Positive Sittenwidrigkeiten. 

Der Hauptfall positiver Sittenwidrigkeit des Staates ist der 
Krieg, der heute schlechterdings noch als ein erlaubtes Staats- 
mittel gilt, so sehr er in Handlungen — Morden, Brennen und 
Sengen — besteht, die durch das individuelle Sittengesetz und am 
Einzelnen auch durch das Rechtsgesetz aufs schwerste verurteilt 
werden. Immerhin gilt der Krieg auch vor der Staatsraison nicht 
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mehr in allen Fällen und in allen Formen für gerechtfertigt; inso- 
fern ist auch seine Einrichtung durch die moderne Staatsraison 
beeinflußt. — Betr. die Fälle: unerlaubt, weil ohne wahres Staats- 
interesse erscheinen: leichtsinnig angefangener Krieg (aus Über- 
mut, persönlichem Ehrgefühl) — reine Eroberungskriege, außer 
im Interesse der Zivilisation; barbarische Staaten haben, seit es 
zivilisierte gibt, kein Recht mehr, zu bestehen — die Konsequenz 
wäre allerdings, daß auch in der Zivilisation wegen Dynastie oder 
Kirche rückständige Staaten annektiert werden dürften — die Türkei ? 
Spanien? — Religionskriege: es ist eine Religion für den Staat 
so gut wie die andere und hat daher vor ihm auch gleich viel 
Recht, außer einer barbarischen Religion; deren Bekämpfung aber 
ist ein Kampf der Zivilisation gegen die Barbarei überhaupt, der 
erlaubt ist. Eine Konsequenz des Anspruches zivilisierter Religio- 
nen auf gleiche Rechtsstellung ist, daß die Bevorzugung der einen 
oder andern als Staats- oder Landeskirche entfalle, welche Bevor- 
zugung nichts anderes ist als die Resistenz früherer Religionskriege. 
Endlich der Bürgerkrieg: Bürgerkriege, wo also das Staats- 
volk selbst in sich entzweit ist, lassen sich zwar, im Gegensatz zu 
den vorigen, in denen der Staat selbst als solcher auftritt — nicht 
vermeiden; um so mehr sollen sie so unblutig als möglich geführt 
werden. Ein Muster dafür ist die Kriegsführung des schweizerischen 
Generals Dufour im schweiz. Sonderbundskriege vom Jahre 1847.1) 

Betr. die Formen der Kriegsführung sodann: im Kriege gilt 
heute noch sozusagen alles für erlaubt, was dazu dient, den Feind 
niederzuwerfen und den Sieg herbeizuführen; vor allem natürlich 
der Gebrauch tödlicher Waffen; dann Kriegslisten, Spionage, Auf- 
nahme von Überläufern, Bestechungen zwecks Verrates von Festun- 
gen etc.?) Zwar hat sich das Völkerrecht der Formen der Kriegs- 
führung bemächtigt, um zwischen erlaubten und unerlaubten zu 
unterscheiden (vgl. z.B. Rivier, Lehrb. des Völkerrechtes, S. 399). 
Aber diese Grundsätze sind so wenig als andere verbindlich und 
werden von allen Grundsätzen des Völkerrechtes wohl gelegentlich am 
meisten übertreten (siehe die englische Kriegsführung in Südafrika). 
Immerhin enthält sich der Staat aus sich vernünftigerweise solcher 
Mittel, welche entweder nicht notwendig oder von größerem Schaden 


5) Vgl. auch sein Buch „Der Sonderbundskrieg“ — cum grano salis 
vergleichbar demjenigen Moltkes über den deutsch-französischen Krieg. 
2) Vgl. auch Machiavelli, Discorsi, Buch III, Kap. 40. 
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sind als von Nutzen. Das Erstere ist der Fall mit Bezug auf die Neu- 
tralität der verwundeten Soldaten und des Sanitätspersonals, und 
die Nichtanwendung von Sprenggeschossen im Kriege für Hand- 
feuerwaffen. Darüber gibt es auch Verträge (betr. die Neutralität 
der verwundeten Soldaten etc. die sogenannte Genfer Konvention 
vom Jahre 1864 und deren Ausdehnung durch die Haager Konventio- 
nen vom Jahre 1899); sie wären aber nicht abgeschlossen worden, 
wenn die dadurch ausgeschlossenen Handlungen nicht als entbehrlich 
für den Kriegszweck erscheinen. — Von größerem Schaden aber als 
Nutzen und aus diesem Grunde für den Staät selbst verwerflich 
erscheint z.B. die Verleitung zur Desertion, weil sie die eigenen 
Truppen demoralisiert, etc. | 

Auch im friedlichen Verkehr der Staaten untereinander sind 
nicht mehr Mord und Treubruch nach dem Rezept Machiavells 
säng und gäbe; aber Listen und Ränke und zu ihrer Durchführung 
namentlich Lügen und Täuschungen gelten durchaus für erlaubt. 
Zwar wird davon heute viel weniger Gebrauch gemacht als 
früher, wo die Diplomatie die „Staatskunst der Lüge“ war (vgl. 
Antimachiavell: „Diplomaten sind privilegierte Spione“). Ein Bei- 
spiel dieser früheren höfischen Kunst findet sich in der cit. Novelle 
von Levin Schücking, Die schwarz-weiße Perle. Übrigens waren 
große Staatsmänner von jeher auch von großer Offenheit, wie Fried- 
rich der Große und Bismarck. Und diese Offenheit war für Bis- 
marck die wirksamste Waffe; denn die kleinen Diplomaten glaubten 
immer das Gegenteil, wenn er mit Offenheit heraussagte, was er 
wollte (v. Treitschke I, S. 96). | 

Die Anwendung unmoralischer Mittel im Innern kann überall 
in Frage kommen, bei jeder Art von staatlicher Tätigkeit: in der 
Gesetzgebung wie in der Verwaltung, und in jedem Fall staatlicher 
Tätigkeit; sie läßt sich also nicht klassifizieren. ‘Sie gilt aber hier 
für noch mehr verpönt als im auswärtigen Verkehr, und für die 
Gesetzgebung noch mehr als für die Verwaltung; nach dem allge- 
meinen Verhältnis, in welchem die Anwendung unmoralischer Mittel 
in der Gesetzgebung zu der Anwendung solcher in der Verwaltung 
‘steht (vgl. oben S. 44). 

Beispiele der Anwendung, an denen vorzugsweise die Frage 
der Zulässigkeit geprüft zu werden pflegt, sind: 1. Todesstrafe, 
2. Standrecht, 3. Agents provocateurs, 4. Denunzianten-Prämie, und 
5. Lotterieen und Spielbanken. 
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1. Todesstrafe. Der Streit über die Anwendung derselben 
führt auf Beccaria, Über Verbrechen und Strafen, zurück; über die 
Befugnis des Staates zur Anwendung der Todesstrafe bestand bis 
zur Mitte des XVII. Jahrhunderts nicht der geringste Zweifel. 
Die Todesstrafe ist nicht zu verwerfen einfach vom Stand- 
punkt, daß das Töten unmoralisch sei — das Einsperren ist auch 
unmoralisch, insofern als es einem andern ein Leid zufügt; es 
müßte also schließlich das Strafen überhaupt unterlassen werden, 
was die Rechtsordnung und damit die Grundlage des Staates zer- 
störte. Andererseits ist die Todesstrafe auch nicht einfach mit der 
mosaischen Vergeltungstheorie: Auge um Auge zu rechtfertigen. Maß- 
gebend ist allein der Gesichtspunkt, ob die Todesstrafe für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit notwendig oder doch nützlich 
sei, und für diese Frage kommt die Relation von Zeit und Ort, 
d.h. der Kulturzustand in Betracht: wann und wo Kapitalverbrechen 
so häufig sind, daß eigentliche Abschreckung noch nötig erscheint, 
ist die Todesstrafe noch am Platz!), sonst nicht, und danach richtet 
sich auch die Art der Todesstrafe. Unmenschliche Arten, soge- 
nannte Schärfungen aber sind heute jedenfalls verpönt. — Im Zweifel 
ist auch hier gegen die Todesstrafe zu entscheiden, nach den all- 
gemeinen Grundsätzen von den Bedingungen der ethischen Kolli- 
sionen (vgl. oben .S. 53). 

2. Standrecht, d.h. Ersetzung der ordentlichen Justiz durch 
eine außerordentliche, speziell militärische. Unter dem gleichen 
Gesichtspunkt wie die Todesstrafe ist das Standrecht zu rechtfertigen 
für den Fall, daß die Bedrohung des Staates durch äußere oder 
innere Gewalttätigkeit außergewöhnliche Strafmittel und außerordent- 
liches Verfahren, kurzen Prozeß, notwendig machen. 

.3. Agents provocateurs, Lockspitzel. Begriff: es sind Hilfs- 
personen der politischen Polizei. Die politische Polizei im allge- 
meinen hat zur Aufgabe die Aufdeckung politischer Verschwörungen 
und auch die Denunziation politisch verfehmter Bestrebungen. Die 
‚Agents provocateurs sind speziell diejenigen Organe der politischen 
Polizei, welche sich in das Vertrauen politisch verdächtiger Personen 
einschleichen, um sie zur Offenbarung ihrer Gesinnung durch straf- 
bare Handlungen, bei denen sie gefaßt werden können, zu verleiten, 


!) Daß die Todesstrafe abschreckend wirkt, ist gar nicht zu bestreiten. 
„Die Abschreckungskraft der Todesstrafe ist sehr bedeutend“: Mohl, Politik II, 
S. 687; ähnlich Escher II, S. 590. 
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selbst aber, nachdem ihre Opfer der öffentlichen Gewalt verfallen 
sind, der Bestrafung durch den Schutz ihrer Auftraggeber entgehen. 
— Die Einrichtung ist wie der Name französischen Ursprungs, wurde 
vom Napoleonismus eingeführt, schon unter Napoleon I. (Fouche). 
— Die Beurteilung derselben bestchi in einer allgemeinen Verur- 
teilung. Die Verwerflichkeit der Einrichtung beruht darauf: der 
Staat begeht selbst ein Verbrechen, indem er zu Verbrechen an- 
stiftet, die vielleicht nie begangen worden wären, und ein um so 
verwerflicheres Verbrechen, als dadurch nicht andere Verbrechen, 
sondern nur mißliebige politische Gesinnungen und Bestrebungen 
an den Tag gebracht werden sollen. Nichtsdestoweniger wird von 
der Einrichtung immer wieder Gebrauch gemacht, zwar weniger im 
Innern des Staates selbst als im Ausland, indem dort gegen politische 
Flüchtlinge und Vertriebene aus dem Inland Lockspitzel unterhalten 
werden, wodurch aber gelegentlich der inländische mit dem betr. 
ausländischen Staate in Konflikt gerät, wie Deutschland mit der 
Schweiz im sogenannten Wohlgemuthhandel im Jahre 1889. 

4. Denunzianten-Prämie, für Denunziation von Verbrechen. 
Das Mittel ist zwar sittlich auch nicht rein, da schlechte Motive 
(Habgier, Eigennutz) benutzt werden, um zur Entdeckung von Ver- 
brechen zu gelangen. Aber einerseits handelt es sich um Ent- 
deckungen eines eigentlichen Verbrechens, das, wenn es der Be- 
strafung entgeht, eine schwere Belastung der öffentlichen Sicherheit 
bildet, und andererseits ist die Denunziation selbst, wenn auch un- 
moralisch, doch kein Verbrechen; um so weniger begeht der Staat 
ein Verbrechen, wenn er zur Denunziation auffordert. Nach beiden 
Seiten also ist die Einrichtung von der des Lockspitzeltums ver- 
schieden und sehr viel weniger bedenklich als dieses. 

5. Lotterieen und Spielbanken. Während die unter 1. bis 
4. besprochenen Institute nur vom Staat eingerichtet werden können, 
die Einrichtung also immer in einem Tun des Staates besteht, also, 
wenn dieses überhaupt unsittlich ist, in einer positiven Sittenwidrig- 
keit, kann die Stellung des Staates im vorliegenden Fall nicht nur 
in einem Tun, sondern auch in einem Dulden bestehen, m.a.W., 
der Staat kann Lotterieen und Spielbanken nicht nur selbst errichten, 
sondern den Privaten die Errichtung gestatten. Das letztere ist 
sogar der Hauptfall. Beide Arten der Stellung des Staates zu diesen 
Anstalten stehen aber im Zusammenhang und sind daher mitein- 
ander im folgenden Abschnitt näher zu besprechen. 
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ß) Duldung von Unsittlichkeiten. 

Im allgemeinen kommt in Frage, in welchem Falle Duldung mög- 
lich ist und worin die Unsittlichkeit, um deren Duldung es sich handelt, 
besteht. Die Duldung kommt nur im Innern des Staates selbst in 
Frage: der Staat kann nur dulden, wo er verbieten könnte, aber das 
Verbieten unterläßt; und auf auswärtigem, fremdem Gebiet hat der 
Staat so wenig zu verbieten als zu gebieten, hat also keine Ge- 
legenheit zur Duldung. — Die Duldung kommt auch nur auf seiten 
der Gesetzgebung in Frage, nicht auf seiten der Verwaltung, indem 
das Dulden eben in einem Nichtverbieten, in einer Unterlassung 
des Verbietens besteht. Das Verbieten müßte aber durch die Ge- 
setzgebung geschehen, da es sich um die Freiheit der Aufführung 
des Individuums handelt, die durch Gesetz verboten sein müßte, um 
unstatthaft zu erscheinen. Die Duldung besteht also in der 
Unterlassung bezüglicher Verbote durch die Gesetzgebung. 
Die Verwaltung kann nicht verbieten, was vom Gesetz nicht verboten 
ist; wenn sie aber etwas duldet, was vom Gesetz verboten ist, so liegt 
ihrerseits keine ethische Kollision, sondern eine Rechtsverletzung vor. 

Die Unsittlichkeit als Gegenstand der Duldung andererseits be- 
steht in Äußerungen von niederen Trieben, und zwar entweder in 
Äußerungen von an sich berechtigten Trieben, wie des Geschlechts-, 
Nahrungs- und Erwerbstriebes, die aber durch Ausartung oder Über- 
maß der Äußerung unsittlich sind, so geschlechtliche Unsitt- 
lichkeit, Trunksucht und Spielsucht — oder in Äußerungen 
von an sich verwerflichen Trieben, wie der Grausamkeit, insbe- 
sondere gegen Tiere (Tierquälerei). Es kommen also speziell 
diese vier Gebiete der Unsittlichkeit in Betracht, und auf jedem 
derselben erhebt sich die Frage der Duldung: soll oder darf der 
Staat diese Unsittlichkeiten dulden, bezw. inwieweit; so betr. Pro- 
stitution (geschlechtliche Unsittlichkeit), Alkoholismus (Trunksucht), 
Spielbanken und Lotterieen (Spielsucht), Vivisektion und Schächten 
(Tierquälerei). Insofern läßt sich also die Duldung von Unsittlich- 
keiten klassifizieren, im Gegensatz zu den positiven Sittenwidrig- 
keiten des Staates, die so verschieden sein können als die Arten 
seines Tuns überhaupt (vgl. oben S. 56). Indem der Staat weiter 
solche Unsittlichkeiten unter Umständen nicht bloß duldet, sondern 
zu einem Staatsbetrieb erhebt (besonders betr. Spielbanken und 
Lotterieen), verwandelt sich die Frage der bloßen Duldung in 
die Frage positiven Tuns oder vermischt sich mit dieser, d.h. in die 
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Frage bezw. mit der Frage, ob es sich rechtfertigen lasse, daß der 
Staat solche Unsittlichkeit nicht nur dulde, sondern selbst ausübe. 
— Eine unsittliche Handlung ist aber auch und vor allem die Rechts- 
verletzung (vgl. oben S. 45), hier also als Rechtsverletzung dritter, 
privater Personen, nicht des Staates selbst, verstanden. Es ist zu 
unterscheiden zwischen Verletzungen des materiellen Rechtes und 
des formellen der Justiz. Verletzungen des materiellen Rechtes 
sind unbedingt nicht zu dulden und werden auch nicht geduldet. 
Verletzungen des formellen Rechtes, nach welchem bei Streitigkeiten 
der Schutz des Staates (Richters) zu suchen ist, werden dagegen 
unter Umständen als Selbsthilfe gestattet, und zu dieser Selbst- 
hilfe wird das Duell gerechnet. 

Im einzelnen sind also näher zu betrachten: 1. Duell, 2. Pro- 
stitution, 3. Alkoholismus, 4. Spielbanken und Lotterieen, 5. Vivisek- 
tion und Schächtverbot. 

1. Duell. Das Duell ist die Austragung von Ehrenhändeln 
durch Waffen, also eine Art Selbsthilfe, und Selbsthilfe ist bei 
Ehrenhändeln, so lange der Schutz des Staates und der Öffentlichen 
Meinung nicht wirksamer als jetzt ist, angezeigt. Zwar ist Selbsthilfe 
nur bei Notstand erlaubt und hier auch nicht unsittlich, als Schutz 
der eigenen Existenz, die sonst gefährdet erschiene. Bei Ehren- 
händeln dagegen liegt kein Notstand vor, und daher wäre die Selbst- 
hilfe als rechtswidrige Selbsthilfe nicht zu dulden. Aber bei der 
Selbsthilfe in Ehrenhändeln ist wieder die Voraussetzung der rechts- 
widrigen Selbsthilfe nicht vorhanden. Voraussetzung der rechts- 
widrigen Selbsthilfe ist nämlich, daß der staatliche Schutz vorhanden 
und ausreichend sei. Bei Ehrenhändeln dagegen ist dieser Schutz 
unvollkommen oder gar nicht vorhanden. Er ist unvollkommen 
bei förmlichen Ehrbeleidigungen; Buße ist keine Sühne für verletzte 
Ehre, sondern es sollte der Beleidiger in Verruf erklärt werden. 
Und bei Ehebruch wird nur der Angriff auf das Institut der Ehe 
bestraft; die eigentliche Ehrbeleidigung, die darin liegt, die schwerste, 
die es geben kann, geht frei aus, und dazu gibt es auch keinen 
Schutz der Öffentlichen Meinung gegen den Ehebrecher, so ‚lange sie 
so pervers und korrumpiert ist, Ehebrecher als Helden des Tages 
zu feiern und Ehebrecherinnen unter ihren Schutz zu nehmen, wie 
jüngst im Falle der sächsischen Kronprinzessin.!) Um so eher ist 


‘) In diesem Falle hat die schweizerische Presse eine falsche Mann- 
haftigkeit gezeigt, weil sie, als die Kronprinzessin Genf zum Ziel ihres 
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Selbsthilfe zu gestatten. Aber das Duell ist die verrückteste 
Art der Selbsthilfe, weil ihre Folgen ebenso oft wie sie den 
Beleidiger treffen, auf den Beleidigten selbst zurückfallen können); 
statt des Duells wäre daher eine Art der Selbsthilfe zu wählen, 
welche die Züchtigung des Beleidigers wirklich und sicher in die 
Hand des Beleidigten gibt. Es soll dem verratenen Ehemann ge- 
stattet sein, den Schänder seiner Ehre wie einen Hund auspeitschen 
oder niederschießen zu lassen, straffrei und ohne daß es für die 
Straflosigkeit irgend welcher Bedingung entschuldigender Umstände 
bedarf. Das wird die Sitten reinigen. — Übrigens ist das Duell 
selbst nirgends straflos; straffrei sind nur Sekundanten und Ärzte 
mit Rücksicht auf ihre die Ausartung des Duells und seiner Folgen 
verhindernde Tätigkeit.?) ! Ä 

Etwas anderes ist die Mensur — eine Art der körperlichen 
Übung wie das Turnen, bei dem auch körperliche Verletzungen und 
gelegentlich viel schwerere als beim Duell vorkommen. Statt die 
Mensur also schlechthin zu verbieten und damit die Kontrolle über 
sie zu verlieren, sollte der Staat sie unter die Bedingung der nötigen 
Kautelen stellen. | 

2. Prostitution. Prostitution, von pro und statuere, sich dar- 
bieten, hingeben, wird definiert als die gewerbsmäßige Hingabe 
namentlich weiblicher Personen zur Befriedigung des Geschlechts- 
triebes. Betr. einerseits das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit kommt 
es nicht sowohl darauf an, daß die Hingabe um des Erwerbes 
willen stattfindet, als vielmehr, daß sie jedermann und bezw. jeder- 
zeit bereit steht. Dadurch unterscheidet sich die Prostitution sehr 
zu ihrem Nachteil nicht nur von der Ehe, sondern auch vom 
Konkubinat oder freier Liebe. Andererseits kommt sie nur beim 
Weibe vor: nicht sowohl aus dem moralischen Grunde, daß nach 


Liebesabenteuers wählte, sie feierlichst des Schutzes der schweizerischen 
Gesetze versicherte; die schweizerische Presse scheint diese Wahl wie eine 
Ehre für die Schweiz angesehen zu haben. Damit. stimmt auch, daß ein 
ehemaliges Mitglied des schweizerischen Bundesrates sich als Anwalt der 
Kronprinzessin gewinnen ließ, ohne den Handel unsauber zu finden. 

!) Vergl. die Duell-Nummer des Simplieissimus, 7. Jahrgang, No. 43; sie 
ist in dieser Beziehung eine Tat. 

2) Die Verteidigung des Duells nach der jesuitischen Moral: man 
geht auf den Kampfplatz hinaus, man wartet, man verteidigt sich, wenn 
man angegriffen wird; das alles ist erlaubt, also auch das Duell im ganzen. 
Vgl. Blaise Pascal, Lettres & un Provincial. Dritter Brief. 
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hergebrachten Ehrbegriffen nicht nur die Schande des außerehe- 
lichen Umganges überhaupt, sondern auch die des gewerbsmäßi- 
gen speziell, am Weibe haften bleibt, nicht am Mann, der sich 
in einen solchen Umgang einläßt — sondern aus dem physio- 
logischen Grunde, daß es nach der passiven Rolle, die das Weib 
beim Beischlaf erfüllt, nur ihm möglich ist, sich nach der Art 
der Prostitution jederzeit hinzugeben; m. a. W., daß, obwohl Zwei 
zum Umgang gehören, doch die stete Gelegenheit dazu nur 
das Weib zu bieten vermag. — Die Prostitution ist unbedingt un- 
sittlich, auch vom freiesten Standpunkte aus — auch von dem 
Standpunkt aus, von dem sonst ein außerehelicher Umgang, ins- 
besondere das Konkubinat, nicht direkt unsittlich, nur ungesetzlich 
erscheint. Denn die Prostitution ist eine schwere Verletzung der 
Pflicht der ethischen wie der physischen Vervollkommnung des Men- 
schen, eine Versündigung an der Bestimmung des Menschen; sie 
ist eine Vertierung eines an sich berechtigten Triebes, ja eine Be- 
friedigung desselben noch unter der Art mancher Tiergattungen. 
Aufgabe des Staates wäre daher, sie zu unterdrücken, auszu- 
rotten. Aber ihre Unterdrückung ist unmöglich; die Prostitution 
ist ein Erzeugnis der heutigen Gesellschaftsordnung, insofern als 
einerseits die Not dazu drängt, daraus einen Erwerbszweig zu 
machen, und andererseits die Ehe ökonomisch und gesellschaftlich 
erschwert ist — und wirkt daher mit der Kraft eines Natur- 
gesetzes, so lange diese gesellschaftliche Ordnung besteht. — 
Aber, sagt man, so soll sie doch mit allen Mitteln zurückgedrängt 
werden; die Verbrechen sind auch nicht völlig ausrottbar, und doch 
bekämpft man sie. Dagegen ist wieder daran zu erinnern: die 
Bekämpfung des Verbrechens bringt keinen Schaden, wohl aber 
die Bekämpfung der Prostitution: man drängt sie nur in die Schlupf- 
winkel, ohne sie ausrotten, vielleicht nicht einmal vermindern zu 
können; und weil die Prostitution eine der ansteckendsten und 
gemeingefährlichsten Krankheiten, die Syphilis, im Gefolge hat, 
verliert der Staat durch ihre gewaltsame Bekämpfung die Macht 
über ihre Gesundheitsgefährlichkeit. Wenn der Staat die Prostitu- 
tion schlechthin verfolgt, so überläßt er ihrem Treiben auch die 
Gefahr schwerster öffentlicher Gesundheitsschädigung: ausrotten- 
kann er die Prostitution nicht, und soweit sie fortbesteht, verbreitet 
sie frei ihren gesundheitsschädlichen Einfluß. Daher kommt man 


davon zurück, sie ausrotten zu wollen, was ja doch nicht gelingen 
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kann, um dafür ihre unheilvollen Folgen zu bekämpfen. Man duldet 
die Prostitution, um sie sanitär überwachen zu können. Soweit 
der Staat die Prostitution duldet, duldet er in der Tat eine Unsitt- 
lichkeit, das ist nicht zu leugnen; aber er duldet das Übel, das er 
nicht ausrotten kann, um wenigstens dessen Folgen zu bekämpfen. 
Die Duldung ist also gefordert durch die sanitäre Pflicht des Staates 
und damit auch gerechtfertigt. Aber die Erfüllung der sani- 
tären Aufgabe soll nicht der Prostitution selbst zur Förderung dienen. 
Sittliche und sanitäre Pflicht stehen sich also gegenüber und be- 
schränken sich gegenseitig. Der Staat soll die Prostitution zurück- 
drängen, ohne die Kontrolle darüber zu verlieren bezw. aufzugeben. 
Es sind daher diejenigen Kontrollmittel zu vermeiden, die, wenn 
auch wirksamer als andere, doch eine Propaganda der Prostitution 
bedingen. Dahin gehört das Bordellwesen: die Bordelle, diese 
kollektive Form der Prostitution, gestatten allerdings eine leichtere 
Überwachung der Prostitution und leichtere sanitäre Untersuchung 
der Prostituierten, aber sie sind eigentliche Frei- und Brutstätten 
des Lasters. Freistätten insofern, als die Prostitution hier ein eigent- 
liches Heim zu ihrer Entfaltung findet, ohne andere Mitbewohner 
als solche, die zum Gewerbe gehören. Brutstätten des Lasters 
sind die Bordelle für Insassen und Gäste. Einerseits nämlich bieten 
sie den Entehrten, Gefallenen einen bequemen Unterschlupf, neh- 
men der Schändung ihre drückenden Folgen und ermuntern sie 
“dadurch und erheben die Prostituierten zu einer Art Kaste und 
halten sie um so mehr darin fest, als die Bordelle durch Kartell 
untereinander verbunden sind und so ein über Länder ausgebreitetes 
Netz bilden. Die Bordelle sind auch die Brutstätten des 
Mädchenhandels; schaffe man jene ab, so wird auch dieser 
verschwinden — ohne das ist jede Maßregel gegen den Mädchen- 
handel unzulänglich. — Andererseits ziehen die Bordelle durch ihre 
bekannte Lage, leichte Zugänglichkeit und ungestörte und diskrete 
Gelegenheit des Umganges die Gäste an, und werden sie durch 
alle diese Umstände um so unheilvoller, als sie auch der Jugend 
den Besuch leicht machen und sie dadurch anreizen. — Also kon- 
trollierte Einzelprostitution, das ist das Ergebnis einer ver- 
nünftigen Auseinandersetzung zwischen den sittlichen und sanitä- 
ren Anforderungen an den Staat in Sachen der Prostitution. Da- 
bei läßt sich einerseits die Duldung nicht nur der Prostitution selbst, 
sondern auch einer gewissen Beihilfe zu derselben nicht vermeiden, 
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in der Weise, daß Wohnungs- und Zimmervermietern es nachge- 
sehen wird, wenn sie an Prostituierte vermieten, und Lohndienern, 
Portiers etc., wenn sie Kunden (den Weg weisen. Sonst finden die 
Prostituierten ihre Rechnung nicht, und um sie zu finden, entziehen 
sie sich vollständig der staatlichen Kontrolle, betreiben mit ihren 
Helfershelfern das Gewerbe im geheimen, wodurch der sanitäre 
Vorteil verloren ginge, ohne daß dadurch die Sittlichkeit gewönne, 
weil das Gewerbe doch nicht aufhört. — Andererseits aber ist 1. die 
Rekrutierung zur Prostitution und 2. die Verwilderung der Einzel- 
prostitution zu beschneiden. Ad.1. In ersterer Beziehung ist ein- 
mal der Verführung von Mädchen entgegenzuwirken. Es sollte nicht 
nur die Gelegenheit zur Verführung jugendlicher Frauensper- 
sonen, sondern auch die Verführung selbst bestraft werden, und 
zwar nicht nur unmündiger, sondern minderjähriger überhaupt und 
in allen Fällen, weil vom Manne mehr sittliche Stärke verlangt 
werden kann als vom Weibe, so daß er auch die Geneigtheit einer 
winderjährigen Frauensperson zur Hingabe nicht mißbrauchen soll. 
Sodann ist der Übertritt Entehrter in die Reihe der Prostituierten 
zu verlegen: wieder durch Bestrafung der Gelegenheitsmacher, aber 
auch durch Bestrafung derjenigen, die ein verführtes Mädchen im 
Stiche lassen, und durch Verpflichtung zu moralischer und Öökono- 
mischer Satisfaktion an dasselbe, zu letzterer insbesondere, wenn 
finanzielle Not zur Verführung benutzt worden ist. — Ad.2., betr. 
die Verwilderung der Prostitution. Eine erste und gewöhnliche Art 
derselben ist die Zurschaustellung der Prostitution, die in jeder 
Form zurückzuweisen und zu ahnden ist. Weit gefährlicher aber. 
sind die „Raubdirnen“, die beim Gewerbe der Prostitution auf 
Bestehlung der Kunden ausgehen und zu diesem Zweck weder vor 
Täuschung noch vor Gewalt zurückschrecken. Dazu brauchen sie 
aber männliche Hilfe; das ist das sogenannte Louiswesen, darin 
bestehend, daß sich die Dirne einen Zuhälter, sogenannten Louis, 
hält, der ihr Kunden zuführt und bei deren Ausraubung behilflich 
ist. Gegen das Zuhälterwesen ist mit allen und den SOBEr 
Mitteln einzuschreiten. 

Die positive Gesetzgebung in Sache der Prostitution ist sehr. 
ungleich. Es gibt drei grundsätzlich verschiedene Standpunkte der 
Behandlung, als deren Vertreter Frankreich, Deutschland und der 
Kanton Zürich gelten mögen. In Frankreich gilt das Bordellsystem 
und zwar in ausgedehntestem Maß und in den mannigfaltigsten 
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Abstufungen bis zur größten Öffentlichkeit, Schamlosigkeit und Bil- 
ligkeit und ist dadurch mit eine Hauptschuld an der Korruption 
der öffentlichen Moral, die sich auch in dem verlotterten öffent- 
lichen Gewissen betr. den Ehebruch zeigt. — In Deutschland sind 
Bordelle und Zuhälterwesen von Reichs wegen verboten (Reichs- 
strafgesetzb. 88 180—181, a) und haben daraufhin namentlich die 
Bordelle in Hamburg aufgehoben werden müssen. Im übrigen aber 
ist Duldung der Prostitution gestattet, weil für Verletzung der 
Vorschriften über polizeiliche Aufsicht gewerbsmäßiger Unzucht 
Strafe vorgesehen ist (ibid. $ 361, Ziff. 6). Durch die Landes- 
gesetzgebung sodann bezw. danach erlassene Lokalstatute ist die Ein- 
zelprostitution geduldet und geregelt. — Kanton Zürich. Nach 
dem ursprünglichen Strafgesetz war die Gestattung von Bordellen 
den Gemeindebehörden vorbehalten. Durch die Novelle vom 27. Juni 
1897, eingeführt infolge der sogenannten Sittlichkeitsinitiative, ist 
dagegen der Prostitution der Krieg erklärt worden. Danach ist 
die Prostitution selbst zwar nicht verboten, sofern sie nicht öffent- 
lich provokativ auftritt (neue Ausgabe des Strafgesetzb. $ 128); aber 
jegliche Vorschubleistung derselben durch Vermittlung von Kunden, 
Zimmervermietung etc. ist verpönt (ibid. 88120 und 121). Der Ent- 
faltung auf der Straße ist auch durch 8128 entgegengetreten; um 
so mehr wird die Prostitution zur Winkelprostitution, in Wirtschaften 
und andere Häuser zurückgedrängt (vgl. die Geschäftsberichte des 
Stadtrates von Zürich seit 1897). Zur Zeit ist eine Bewegung im 
Gange zwecks Rückkehr zum früheren Standpunkt; besser aber ist 
der gegenwärtige, als daß etwa dem Bordellunwesen wieder das 
Tor geöffnet werden sollte. 

3. Alkoholismus. Damit bezeichnet man den Inbegriff der 
individuellen Nachteile aus dem übermäßigen Genuß von Alkohol, 
also die Alkoholvergiftung, d.h. einen Inbegriff von Wirkungen; 
dann aber auch den Inbegriff der Erscheinungen, Verkörperungen 
dieser Wirkungen, d.h. die Massenerscheinung der dadurch ver- 
kommenen Personen, ähnlich wie mit Pauperismus die Massen- 
erscheinung der almosenbedürftigen Personen bezeichnet wird. — 
Grund und Folge des Alkoholismus ist die Armut; die Armut ist 
nicht nur die Folge, sondern auch der Grund des Alkoholismus. Aller- 
dings hat der Alkoholismus Verarmung zur Folge; aber die Armut 
ist auch sein Grund, wenigstens der Grund des Alkoholismus als 
Massenerscheinung ist Armut, Massenarmut: der Arme läuft ins 
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Wirtshaus, weil es besser ist als sein Heim, heller, luftiger, gesell- 
schaftlicher — wärmer, und er betrinkt sich mangels besserer Sät- 
tigung des Magens — weil er keine bessere Sättigung bezahlen kann, 
und er unterliegt auch dem Einflusse des Alkohols um so eher, je 
weniger und schlechter sein Magen gesättigt ist. 

Das beste Mittel der Abhilfe ist, weil es die Quelle verschüttet, 
die ökonomische Hebung der Volksmassen, wie bei der ‚Prostitution. 
Inzwischen darf allerdings der Staat der weiteren Veralkoholisie- 
rung des Volkes nicht einfach zusehen und dadurch sich der Dul- 
dung dieser Art Verkommenheit schuldig machen; er muß, so lange es 
Mittel gibt, wenigstens die Erscheinung bekämpfen. Diese Mittel sind: 
1. Förderung der Bestrebungen der Mäßigkeitsvereine — nicht 
der Abstinenz; diese selbst ist als Propaganda unmoralisch, in- 
sofern als sie auf einer unmoralischen Voraussetzung beruht, auf 
der Voraussetzung einer Charakterschwäche, darauf nämlich, daß, 
wer sich des Alkohols nicht ganz enthält, im Alkoholgenuß auch 
nicht Maß zu halten vermag. Mäßiger Genuß ist im Gegenteil 
förderlich für Körper, Geist und Gemüt. Die Gegenden mit der 
betriebsamsten, wohlhabendsten und aufgewecktesten Bevölkerung 
sind die Weingegenden — ‚die Rheinländer haben Wein in 
den Knochen“ (v. Treitschke I, S. 224). Dazu ist die Abstinenz von 
nationalökonomischer Schädlichkeit nach seiten der Produzenten. 
Daher ist von Staats wegen wohl Mäßigkeit zu fördern, nicht gänz- 
liche Abstinenz; die staatliche Abstinenzpropaganda inHeer 
und Schule ist verkehrt. — 2. Verteuerung und Verbesse- 
rung der alkoholischen Getränke — Verteuerung, um dem Über- 
maß des Genusses zu steuern, und Verbesserung, um die Schäd- 
lichkeit des Genusses zu beseitigen; nach dem Muster:der schweize- 
rischen Alkoholgesetzgebung. Zwar handelt es sich bei letzterer 
um gebrannte Wasser und ist deren Verkauf Bundesmonopol, wie 
auch in Schweden und Norwegen. Aber diese Maßnahmen sind 
auch der Mäßigung des sonstigen Alkoholgenusses vorteilhaft und 
lassen sich auch auf diesen übertragen in folgender Weise: Ver- 
teuerung durch Erhöhung der Zölle auf die Einfuhr, wodurch zu- 
gleich der inländischen Landwirtschaft gedient ist, und Verbesse- 
rung durch Verbot der Panscherei. — 3. Beschränkung der öffent- 
lichen Gelegenheit zum Alkoholgenuß durch Reduzierung der 
Wirtschaften auf das Bedürfnis, auf die sogenannte Normalzahl. 
— 4. Bestrafung der Gewohnheitsvolltrinker, wie die Frei- 
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burgische Gesetzgebung sich treffend ausdrückt, und auch die Ver- 
leitung zur Eigenschaft eines solchen, soll verboten werden, speziell 
der‘ Trinkzwang im studentischen Bierkomment — im übrigen ver- 
dienen die ‚Trinksitten‘“ nicht, als bloße Euphemie behandelt zu 
werden. 

4. Hazardspielunternehmungen. Dazu gehören die Spiel- 
banken, Lotterieen, das Lotto und die Lotterieanleihen. Spielbank 
ist eine Unternehmung von Hazardspielen des Unternehmers gegen 
das besuchende Publikum. Lotterie ist die Verlosung von Ge- 
winnen unter die Käufer der betr. Glücksscheine Das Lotto ist 
eine Abart der Lotterie, wonach auf eine Nummer von einer un- 
begrenzten Anzahl von Personen gesetzt und der Einsatz in so und 
so vielfachem Betrage gewonnen werden kann und in um so mehr 
vervielfachtem Betrage, je mehr Nummern zugleich von der gleichen 
Person besetzt worden sind. Lotterieanleihe ist diejenige Ver- 
bindung von Lotterie mit Anleihe, wonach statt des Zinses oder 
neben einem nur geringen Zins ein Glücksgewinn versprochen wird 
— im Unterschied zur Prämienanleihe, die den Glücksgewinn mit 
einem ordentlichen Zinse verbindet. — Die Hazardspielunterneh- 
mungen sind ohne Ausnahme verwerflich, weil sie von moralischem 
und nationalökonomischem Nachteil sind. Von moralischem inso- 
fern, als das Volk gewöhnt wird, statt von der Arbeit vom Glücks- 
fall seine Lebensgüter zu erwarten; von nationalökonomischem des- 
halb, weil in jedem Falle eine Ausbeutung des Volkes stattfindet. 
Und sie sind um so verwerflicher, je größer diese Nachteile sind, 
und danach sind die verschiedenen Hazardspiele verschieden zu 
beurteilen. Die Spielbanken sind einerseits um so weniger ver- 
werflich im Vergleich zu den Lotterieen, als sie mehr von Fremden 
als von Einheimischen und mehr von der reichen Klasse als von 
der großen Masse des Volkes frequentiert werden; andererseits aber 
um so mehr verwerflich, als bei hohem Spiel sogar die Existenz des 
Spielers bedroht sein kann. Von den Lotterieen ist das sogenannte ita- 
lienische Lotto um vieles schlimmer als die preußische, sächsische 
u.s.w. Klassenlotterie, die eine eigentliche Lotterie darstellen; das 
italienische Lotto gestattet nämlich eine unbegrenzte Zahl der Ein- 
sätze und reizt durch die mit verbundenen Einsätzen (Amben, Ternen, 
Quaternen etc.) unverhältnismäßig steigenden Gewinnchancen zum 
Spiel um so mehr an. 

Die mögliche Stellung des Staates zu den Hazardspielunterneh- 
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mungen ist dreifach verschieden: er kann solche Unternehmungen 
dulden oder verbieten oder selbst betreiben. Das schlechteste ist 
die Duldung, weil damit der Staat das Volk den bezeichneten 
moralischen und ökonomischen Nachteilen überliefert. Weniger 
schlecht ist der Selbstbetrieb mit Monopol. Sonst ist die bloße 
Duldung einer Unsittlichkeit weniger bedenklich als die Begehung 
selbst. Hier aber verbindet sich mit dem Selbstbetrieb der staats- 
wirtschaftliche Vorteil der Einnahme bezw. einer größeren Einnahme 
als bei bloßer Konzessionierung von privaten Unternehmungen. Je- 
doch erscheint der moralische und nationalökonomische Nachteil 
immer noch größer als der staatswirtschaftliche Vorteil und ist um 
so mehr zu vermeiden, wenn sich auf anderem Wege die Einnahme 
erreichen läßt. Daher ist denn der gänzliche Ausschluß von 
Hazardspielunternehmngen geboten, immerhin mit Unterscheidung 
der eigentlich volksschädlichen Unternehmungen von den bloßen 
Unterhaltungsspielen, wie es das sogenannte Rößlispiel bei kleinem 
Einsatz ist. Überhaupt erscheint die herrschende Rigorosität gegen 
die Spielbanken übertrieben in Betracht, daß dieselben weniger dem 
eigenen Volke als den Fremden dienen und für diese eine bemerk- 
bare Anziehungskraft haben. 

5. Vivisektion und Schächtverbot. Vivisektion ist die Vor- 
nahme von Operationen am lebenden Tiere. Sie ist allerdings mit 
Tierquälerei verbunden, aber sie ist ein unentbehrliches Hilfsmittel 
der physiologischen und der pathologischen Forschung. Der Physio- 
logie dient sie zur Ermittlung der Funktionen innerer Organe: des 
Blutkreislaufes, der Verdauung, des Stoffwechsels; der Pathologie: 
zur Ermittlung der Wirkung der Ansteckungsstoffe und der Gegen- 
wirkung von Giften, Arzneien etc. — Für die Stellung des Staates 
ist folgende Betrachtung maßgebend. Wenn er die Vivisektion ge- 
stattet, duldet er eine Unsittlichkeit; wenn er sie verbietet, ver- 
hindert er eine wichtige Aufgabe des öffentlichen Gesundheitswesens. 
Weil aber das wichtigste materielle Interesse des Menschen, die 
Gesundheit, in Frage steht, muß sich ihm die Rücksicht auf das 
Tier unterordnen. Immerhin darf die Unsittlichkeit der Tierquälerei, 
und eine Tierquälerei ist die Vivisektion schlechterdings, nur zu 
gelassen werden, sofern sie der Heilwissenschaft Nutzen bringt und. 
sich absolut nicht vermeiden läßt. Daraus folgen zwei an die 
Zulassung der Vivisektion zu knüpfende Bedingungen: 1. Die Vivi- 
sektion soll auf wissenschaftliche Anstalten und auch hier 
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auf das nötigste Maß beschränkt werden, und 2. die Qualen des 
Tieres sind durch Narkotisierung etc. möglichst zu mildern. Ganz 
auszuschließen sind die früher gelegentlich vorgekommenen Vivi- 
sektionen an zum Tode verurteilten Verbrechern (v. Holtzendorff, 
S. 159), weil die Würde des Menschen, die auch im Kapitalver- 
brecher zu achten ist, nicht solchen Versuchen aufgeopfert werden 
darf, so lange Tiere dafür ausreichen. Ebenso die elektromagne- 
tischen Heilversuche an Soldaten als Versuchsobjekten, wovon die 
Presse neuestens aus Heidelberg zu berichten wußte. 

Ist die Vivisektion leidlich zu dulden, so ist das Schächten 
unbedingt zu verbieten. Schächten ist die. Schlachtung nach den 
Vorschriften des Talmud, die sogenannte ‚„israelitische‘‘ Schlacht- 
methode, und besteht im Durchschneiden der Luftröhre bezw. in der 
Blutentziehung ohne vorherige Tötung oder Betäubung des Tieres. 
Das Schächten ist unbestreitbar eine Tierquälerei und seine Duldung 
also unsittlich. Die Duldung ist aber durch kein staatliches Inter- 
esse geboten; speziell ist das Schächten keine Kultushandluns, 
d.h. keine Handlung der Gottesverehrung, die auf die Kultusfrei- 
heit Anspruch machen könnte, sondern eine Handlung des bürger- 
lichen Lebens, wenn sie auch rituell bestimmt ist, wie noch vieles 
im Leben der Juden. Daher ist das schweizerische Schächtverbot 
'ganz gerechtfertigt, wenn es auch in der Bundesverfassung selbst 
(Art. 25 bis) nicht an seinem Platze erscheint, in die es infolge 
einer Volksinitiative gelangte, nachdem sich die Bundesbehörden dem 
betr. Volkswunsche gegenüber verschlossen gezeigt hatten. 


6) Die Geltung der Staatsraison für private Handlungen. 


Die Frage ist hier die, ob auch private, d.h. durch Privatper- 
sonen begangene Verletzungen des Rechts- oder des Sittengesetzes, 
‚wenn im staatlichen Interesse begangen, sich rechtfertigen lassen 
(vgl. oben S. 45). | 

Voraussetzung ist jedenfalls, daß die Handlung im staatlichen 
Interesse begangen. werde. Was heißt aber ‚im staatlichen Inter- 
esse begangen“? Kommt es bloß auf das subjektive Motiv an? d.h. 
darauf, daß der Täter im guten Glauben sich befinde, die Tat liege 
im Interesse des Staates, auch wenn sie diesem in Wirklichkeit 
nichts nützt? Genügt es, daß der Täter rein sei von selbstsüch- 
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tigen Motiven oder niederen Leidenschaften bei Begehung der Tat? 
Oder kommt es umgekehrt bloß auf den objektiven Erfolg an? 
Darauf, daß die Tat wirklich von Nutzen für den Staat sei? gleich- 
gültig, ob die Tat aus selbstsüchtigen oder eigennützigen Beweg- 
gründen — wegen persönlichen, materiellen oder Ehren-Vorteils, 
oder aus Rache — geschehe? Offenbar gehören beide Momente 
zusammen; wenn das eine oder das andere fehlt, läßt sich die 
Tat nicht rechtfertigen: 1. vor allem nicht, wenn sie dem Staat gar 
nichts nützt, 2. aber auch nicht, wenn sie dem Staat zwar nützt, 
aber gemeinen Motiven entspringt; dort (1) hat sie den Erfolg 
nicht für sich, und hier (2) die Gesinnung gegen sich. — Die Be- 
dingungen!) sodann, unter denen die Begehung sich rechtfertigen 
läßt, sind folgende. 1. Die sittlichen und rechtlichen Mittel 
müssen unzulänglich sein, um den gewünschten bezw. nötigen 
Erfolg herbeizuführen; solange Mittel dieser Art Erfolg versprechen, 
sind andere unstatthaft. — 2. Die Unsittlichkeit oder Rechtsver- 
letzung muß im Verhältnis stehen zu dem Interesse, um dessen 
willen die Handlung begangen wird, bezw. im Verhältnis zum Nutzen 
stehen, welchen die Handlung dem Staate bringt. Also auch hier, 
wie bei staatlichen Handlungen, muß das Mittel im Verhältnis 
zum Zweck stehen. Nach Seiten des Zweckes einmal ist speziell 
folgendes nötig. Es müssen überhaupt erhebliche Interessen des 
Staates im Spiele sein, um unsittliche oder gar rechtswidrige Hand- 
lungen Privater zu rechtfertigen. Als solches Interesse kann selbst 
für bloß unsittliche Handlungen (im Gegensatz zu Rechtsverletzun- 
gen) die bloße Wohlfahrt des Volkes nicht genügen, während sie’ 
für von Staats wegen begangene Immoralitäten genügt (vgl. oben 
5.53). Es muß vielmehr verlangt werden, daß Existenz oder freie, 
naturgemäße Entwicklung des Staates auf dem Spiele stehe — 
der Staat selbst, durch seine Organe, mag gelegentlich Immorali- 
täten begehen im Interesse des Volkswohles; beim Privaten da- 
gegen muß es strenger genommen werden: er soll solche nur be- 
gehen dürfen im Interesse von Existenz und Entwicklung des Staa- 
tes, er soll sich überhaupt nicht unnötig in die Staatsangelegen- 
heiten mischen. — Nach Seiten der Mittel sodann gilt: so lange 


') Bedingung ist nicht gleichbedeutend mit Voraussetzung. Voraus- 
setzung ist der Grund, auf den gestützt die Handlung begangen wird 
bezw. begangen werden darf; Bedingung dagegen ist die Modalität, 
welche der Handelnde bei der Begehung einzuhalten hat. | 
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weniger sträfliche Mittel genügen, soll nicht Mord und Todschlag 
verübt werden, auch im Interesse der Existenz des Staates nicht. 

Aber die Rechtfertigung, die Absolution für solche private Hand- 
lungen? Die Frage ist die: wenn Voraussetzung und Bedingungen 
für die Rechtfertigung vorhanden sind, vor wem ist der Täter ge- 
rechtfertigt und worin besteht die Rechtfertigung? Der Private be- 
findet in solchem Falle sich in anderer, verantwortungsvollerer Stel- 
lung, als der Staat. Der Staat, wenn er Verletzungen begeht, hat über 
sich nur die Moral, die Ethik, er ist also nur dieser verantwortlich 
— selbst wenn er Rechtsverletzungen begeht, ist er nicht straffällig;; 
er steht über dem Recht, und auch seine Organe sind nicht straf- 
fällig, wenn sie nichts anderes begehen als Rechtsverletzungen kraft 
Notstandsrechtes, das eben Rechtsverletzungen den staatlichen Or- 
ganen von vornherein gestattet. — Beim Privaten dagegen ist zu 
unterscheiden, daß, wenn er nur das Moralgesetz verletzt, er auch nur 
unter diesem steht wie der Staat; bei Rechtsverletzungen hingegen 
steht er unter dem Rechtsgesetz. Die Rechtsverletzungen können 
betreffen das Völkerrecht (z.B. Bruch des Ehrenwortes, auf das hin 
ein Kriegsgefangener entlassen worden ist) oder die staatliche Rechts- 
ordnung. Die Rechtsverletzungen der letztern Art sind die politi- 
schen Verbrechen, Angriffe auf das Staatsoberhaupt oder auf die 
äußere oder innere Sicherheit des Staates. — Mit Bezug aber auf 
die vorliegende Frage der Verantwortlichkeit kommt es nicht auf 
diesen Unterschied an, sondern darauf, an welchem Staat die Rechts- 
verletzung begangen worden ist, ob an demjenigen Staat, dem der 
Täter subjiziert ist, oder an einem andern, nämlich so: wenn die 
Rechtsverletzung an einem anderen Staate begangen worden ist als 
an demjenigen, in dessen Gewalt der Täter sich befindet, so hat der 
diesseitige Staat keine Pflicht und kein Interesse der Verfolgung 
der Rechtsverletzung. Darin besteht der Schutz der politi- 
Verbrechen. Politische Verbrechen sind eben Rechtsverletzungen 
gegen einen Staat in politischem Interesse. — Derjenige Staat da- 
gegen, an welchem die Rechtsverletzung begangen worden ist, wird 
sie zu verfolgen trachten, um so mehr, wenn er die Rechtsverletzung 
auch als Verletzung seines Interesses betrachtet, bezw. die Tat nicht 
als in seinem Interesse begangen anerkennt. Er wird also den 
Täter zur Verantwortung zu ziehen suchen; er wird ihn aber 
immerhin nicht hängen, er hätte ihn denn zuvor, wie es von 
den Nürnbergern heißt. Wenn es ihm aber gelingt, so bleibt dem 
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Täter nichts als die moralische ee die Gloriole der 
öffentlichen Bewunderung. | 

Beispiele der Anwendung der Staatsraison auf private Hand- 
lungen. I. Ein Beispiel der Verletzung der Moral im Staatsinteresse 
ist der Glaubenswechsel deutscher Prinzessinnen zum Zweck 
der Verbindung mit andersgläubigen Fürsten (v. Holtzendorfisches Bei- 
spiel). Der Religionswechsel ist sonst als Abfall vom Glauben der 
Väter eine Immoralität, wird im Beispiele aber durch politisches 
Interesse gerechtfertigt. — Ein berühmtes Beispiel ist der Übertritt 
Heinrichs IV. von Frankreich zur katholischen Religion und zwar 
ein Beispiel doppelter Art. Der erste Übertritt, in der Bartholomäus- 
nacht vom Jahre 1572, geschah, um den Kopf zu retten, was auch 
einer rein menschlichen Moral als Entschuldigung genügen muß; 
zum Märtyrer zu werden, ohne damit andere zu schützen, ist nie- 
mand verpflichtet. Der zweite Übertritt dagegen, der es ermöglichte, 
den vakanten französischen Thron zu besteigen und das durch den 
Jahrzehnte langen religiösen Bürgerkrieg tief aufgewühlte Land zu 
pazifizieren, lag im höchsten Staatsinteresse, so daß es einer Ent- 
schuldigung aus menschlichen Rücksichten nicht weiter bedarf. Vgl. 
Häusser, Geschichte des Zeitalters der Reformation, S. 437. — Und 
die christlichen Missionen in heidnischen Ländern? An 
sich sind sie als Verleitung zum Glaubensabfall nicht weniger 
unmoralisch, ‘ und speziell diejenigen in China haben auch 
nicht die Rechtfertigung für sich, daß sie mit einem bar- 
barischen Glauben aufzuräumen suchten; Islam und Buddhismus, 
dem die Chinesen neben der Religion des Laotse und Konfutse 
huldigen, sind so zivilisierte Religionen wie das Christen- 
tum, ja der Buddhismus 'ist recht eigentlich die Quelle, aus 
dem das Christentum selbst vielleicht seine höchsten Ideen geschöpft 


hat. Es bliebe also als Rechtfertigung für diese Missionen nur die 


Tatsache, daß sie die Vorposten politischer oder militärischer Er- 
oberung bilden — wo bleibt dann aber die Religion? — II. Beispiele 


von Rechtsverletzungen aus politischen Gründen: 1. Der Fall 


Ducrot. Ducrot, der französische General, der bei Sedan gefangen 
genommen wurde, war gegen das Versprechen auf Ehrenwort, 
in diesem Kriege nicht mehr gegen Deutschland zu kämpfen, ent- 
lassen worden, sollte sich in Pont a Mousson den deutschen Militär- 


behörden stellen, hatte sich auch dort gestellt, war dann aber als. 
Arbeiter verkleidet, nach Paris entkommen und hatte dort den Befehl 


nn das! 
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über einen Teil der Besatzungsarmee unter Trochu übernommen. 
Der Bruch des Ehrenwortes, den Ducrot damit beging, war unzweifel- 
haft eine Rechtsverletzung, eine Verletzung des Völkerrechtes, die 
von Deutschland im Fall der Wiederbetretung mit Tod bestraft 
werden konnte (vgl. Rivier, Lehrbuch des Völkerrechtes, S. 405, 
Note4). Ob er aber vor der Staatsmoral gerechtfertigt war? Diese 
Frage ist sehr bestritten; jedenfalls müßte die Annahme der mora- 
lischen Rechtfertigung sich die Konsequenz gefallen lassen, daß die 
Vergünstigung der Entlassung auf Ehrenwort überhaupt nicht mehr 
zu gewähren sei. — 2. Fiktive Fälle, deren politische Recht- 
fertigung dagegen auf der Hand liegt: Ermordüng Napoleons I., wie 
sie von Heinrich v. Kleist, von Friedrich Stapß u.A. zur Zeit der 
Fremdherrschaft in Deutschland geplant war, und die Ermordung 
'Chamberlains durch einen Buren ‘oder Burenfreund während des 
Burenkrieges, von welchem Beispiel bereits oben S. 52 die Rede 
war.!) — Anarchistische Verbrechen dagegen sind nicht nur 
schwere Rechtsverletzungen, sondern auch durch gar kein politi- 
sches Interesse gerechtfertigt; sie sind gemeine Verbrechen und als 
solche zu bestrafen, wenn sie nicht als Taten Verrückter erscheinen. 


IV. Organe. 


Organe, Träger der Politik sind an sich: 1. Staatsmänner und 
Diplomaten, 2. politische Parteien, 3. öffentliche Meinung und 4. Da 
litische Presse. 

Im Verhältnis zueinander gruppieren sie sich doppelt, nach zwei 
verschiedenen Gegensätzen. Einerseits stehen sich gegenüber 1. 
Staatsmänner und Diplomaten und 2. die übrigen Organe, insofern 
‚als die erstern die amtlichen, die übrigen dagegen die außer- 
amtlichen Organe der Politik sind. In dieser Beziehung besteht 





!) Vgl. auch „Nebelspalter“ vom Jahre 1902, No. 46: „Die Reise Cham- 
berlains mit Milner verspricht recht interessante Früchte. Die interessanteste 
‚davon aber wäre, wenn die Buren diese beiden Urheber all’ des namenlosen 
‚südafrikanischen Elends — hängen würden. Das kostete nichts und alle 
Leute hätten Freude daran.“ Nur wäre die Tat, so sehr die Gelegenheit 
dazu ein Fest war, „post festum“ gekommen. 
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ein Unterschied zwischen Staatsrecht und Politik. Im Staatsrecht 
gibt es keine außeramtlichen Organe; hier ist Organ, was eine 
Funktion ausübt, und staatsrechtlich können eine Funktion nur die- 
jenigen ausüben, die dazu durch Verfassung oder Gesetz berufen 
sind, und was so berufen ist, ist amtliches Organ: so allerdings 
nicht nur die Behörde, sondern auch das Volk mit seinen politischen 
Rechten; jene sind mittelbare Organe, dieses ist ein unmittelbares 
Organ. Im übrigen ist das Volk im Staatsrecht kein Organ des 
Staates, ebensowenig die politischen Parteien; letztere sind es auch 
nicht in der neuesten staatlichen Einrichtung der Proportionalwahl 
nach der Listenkonkurrenz, wonach jede Partei als solche bei einer 
Wahl mit Kandidaten auftreten kann und so viel Vertreter erhält, 
als ihrer Stärke im Verhältnis zu den anderen Parteien entspricht 
(wovon näher unten bei der „Speziellen Politik“) — es ist damit 
staatsrechtlich nur Rücksicht auf die Parteien genommen, ohne 
dieselben damit zu einem Organ zu erheben. — In der Politik da- 
gegen gibt es neben den amtlichen auch außeramtliche Organe; das 
sind die übrigen genannten, die politischen Parteien und die folgenden 
Organe. — Der Grund dieser Verschiedenheit liegt im Unterschied 
zwischen Staatsrecht und Politik. Das Staatsrecht ist wie das Recht 
überhaupt etwas Gegebenes, das nur von denen angewendet werden 
kann, die dieses Recht selbst als berechtigt erklärt, und wer für 
öffentliche Funktionen berechtigt erklärt ist, der ist damit amtliches 
Organ, und andere Organe zur Anwendung dieser Funktionen gibt 
es nicht. Die Politik dagegen ist immer etwas Werdendes, das 
zwar auch von den amtlichen Organen geschaffen wird, aber nicht 
lediglich aus sich, sondern nach dem Willen des Volkes, seiner 
Parteien und Preßstimmen und der sogenannten öffentlichen Mei- 
nung, die daher alle, wenn auch nur indirekt, daran teilnehmen und 
insofern Organe der Politik sind. 

Andererseits stehen sich gegenüber 1. Staatsmänner und Diplo- 
maten, die politischen Parteien bezw. deren Mitglieder und Führer, 
die Parteimänner und die Parteiführer, und die Presse bezw. deren. 
Vertreter, die Journalisten; 2. die öffentliche Meinung. Die ersteren. 


sind die politischen Personen, politische Männer — nicht zu‘ 
verwechseln mit „Staatsmänner“, einem engeren Begriff, von dem’ 
nachher — kurzweg die Politiker; die letztere dagegen, die ten 


liche Meinung, ist eine politische Macht, bestehend in einer 
Stimmung und beruhend auf einer Volksmasse. | 





IV. Organe. 75 
Nun die Organe der Politik im einzelnen: 


A. Staatsmänner und Diplomaten. 
Begriffe, Wesen und Aufgaben. 


Es besteht ein Unterschied zwischen „Staatsmann“ und „Diplo- 
mat‘; beide Begriffe sind nicht identisch, der Begriff Staatsmann 
ist weiter als derjenige ‘des Diplomaten: jeder Staatsmann ist oder 
sollte sein Diplomat, aber ein Diplomat ist nicht ohne weiteres 
auch ein Staatsmann. 

Zum ersten der Staatsmann. Staatsmann ist der Leiter eines 
Staates im ganzen nach außen und innen. Die Merkmale des Be- 
griffes, aus denen sich zugleich Wesen und Aufgaben des Staats- 
mannes ergeben, sind folgende. 

a) „Leiter des Staates“, d.h. einer, der wirklich im Staats- 
dienst steht oder gestanden hat; insofern ist „Staatsmann“ 
ein Berufs-, bezw. Amtsname, nicht Ehrenname.!) Also nur der 
Beruf bezw. das Amt macht den Mann; der Name ist allerdings 
Ehrenname mit Rücksicht auf die Größe und Höhe der Aufgabe, 
wird aber tatsächlich zum Ehrennamen nur für denjenigen, der 
dieser Größe und Höhe gewachsen bezw. würdig ist. Und zwar muß 
der Mann, um Staatsmann zu heißen, der Regierung ange- 
hören oder angehört haben; die Mitgliedschaft des Parlaments 
genügt nicht — nicht jeder Kantonsrat (schweizerisch: Name für das 
Mitglied eines kantonalen Parlaments) vom Lande und auch nicht 
jeder aus der Stadt ist ein Staatsmann, und auch wenn sich der 
Mann im Parlament noch so sehr auszeichnete; so wieder Richter: 
obschon nicht nur ein hervorragender Parteiführer und politischer 
Journalist, sondern auch ein ausgezeichneter, s. Z. vielleicht der 
ausgezeichnetste 'Parlamentier Deutschlands und auch insofern Poli- 
tiker und zwar ausgezeichneter Politiker, ist er doch kein Staatsmann. 

b) „Leiter des Staates im ganzen, nach innen und 
außen.‘ Die Erläuterung dieses Begriffsmerkmales liegt in folgen- 





1) Die Definition von Bluntschli, S. 1, ist falsch: „Den Ehrennamen 
‚Staatsmänner geben wir nur den seltenen Männern, die sich hinwieder unter 
‚den Politikern als Führer und Leiter auszeichnen“ — nein! auch der ge- 
wiegteste Parteiführer und der hervorragendste politische Journalist, ist so 
lange er nicht am Staatsruder ist, kein Staatsmann; so Eugen Richter in 
Deutschland, und Gambetta erst, nachdem er durch die Schlacht bei Sedan 
aı die Regierung gekommen war. Sie sind, resp. waren Politiker, aber keine 
Staatsmänner. 
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den Sätzen. 1. Nicht jeder Minister oder (schweizerisch) 
Regierungsrat ist ein Staatsmann; sonst hätte die Schweiz 
die schwere Menge, am meisten von allen Staaten. Es gibt viele 
unter den zur Regierung berufenen Personen, die nichts anderes 
sind als Routiniers in dem Fach, das sie gerade verwalten, und 
unter Umständen nicht einmal das — von denen sich mit 
einer Variante des Lessingschen 'Sinnspruches sagen läßt: „Er 
ward geboren, aß und trank, ward Regierungsrat und starb“ 
(Kaiser, Vorrede, S. II). — 2. Es muß vielmehr ein Regierungs- 
mann sein, der das Ganze der Staatsleitung beherrscht. 
Staatsmann ist schon wörtlich der Mann des Staates, nicht bloß 
einer Seite desselben. Zwar gibt es wenige Staatsstellen, die wie 
das Deutsche Reichskanzleramt die ganze Staatsleitung wirk- 
lich in Eine Hand geben — dasselbe ist, wie es von Bismarck 
geschaffen ist, so auch auf seine Person zugeschnitten; kleinere 
Persönlichkeiten nehmen sich daher darin kläglich oder puppenhaft 
aus. Die Präsidentschaften in den Republiken sind nicht das 
Gleiche: entweder sind es bloße Kollegialpräsidien, bestehend in 
der Vorsteherschaft im Kollegium und im übrigen, wie die andern 
‚Regierungsstellen, mit einem bestimmten einzelnen Departement ver- 
bunden — so in der Schweiz; oder sie stehen über der eigent- 
lichen Regierung, wie in Monarchieen der Monarch, und ihre Titulare 
betätigen sich nicht eigentlich an der Regierung — so in Frankreich 
der Präsident der Republik, von dem es wie vom alten französischen 
König heißen könnte: „il regne, mais il ne gouverne pas“. — Aber 
es kommt auch nicht sowohl auf die Stelle in der Regierung an, 
daß sie die Herrschaft über das Ganze bedinge, als vielmehr auf. 
die Person, daß sie vermöge ihrer Übersicht über das Ganze und 
vermöge ihrer geistigen Größe und Tatkraft bestimmenden Einfluß 
auf das Ganze ausübe. Hier wird der Amtsname „Staatsmann“ durch” 
den Ehrennamen bedingt: nur wer mit seinem Amte eine solche 
persönliche Stellung verbindet, ist Staatsmann. — 3. Speziell muß 
der Mann nicht nur die innere, sondern auch die äußere 
Politik beherrschen. Die äußere Politik ist die Hauptsache, 
insofern als durch sie Existenz und Stellung des Staates in der 
Völkergemeinschaft bedingt wird. In dieser Beziehung ist der Staats- 
mann Diplomat, welch letzterer es mit den äußeren Beziehungen des. 
Staates zu tun hat. Nur wer Diplomat ist, ist Stantsman 
aber wer nur Diplomat ist, ist noch kein Staatsmann. 
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Also auch die innere Politik gehört zum Staatsmann; dadurch unter- 
scheidet er sich vom Diplomaten und übertrifft ihn. Daher haben 
sich die Diplomaten von den Staatsmännern leiten zu lassen, indem 
die innere Politik, zwar von der äußeren abhängig, diese hinwieder 
bestimmt und beschränkt. Und daher ist auch ein guter Diplomat 
nicht ohne weiteres ein guter Staatsmann. „Er (Sir William Temple, 
unter KarlIl. von England Gesandter und Minister) galt mit Recht 
für einen der ersten Diplomaten Europas, aber die Talente und 
Vorzüge eines Diplomaten sind sehr verschieden von 
denen, welche einen Staatsmann geeignet machen, das Haus 
der Gemeinen in bewegten Zeiten zu leiten“ (Macaulay, Geschichte 
Englands, in der Übersetzung von Bülau, I, S. 287). — 4. Auf 
die Größe des Staates 'kommt es nicht an, soweit es 
überhaupt nur ein Staat ist, - der äußere wie innere Politik 
zu betreiben hat. Immerhin sind die Aufgaben in Großstaaten 
größer als in Kleinstaaten, nicht nur die Aufgaben der äußeren 
Politik (Großmachtspolitik), sondern auch die der innern: große 
Länder und Volksmassen zu beherrschen, ist kompliziert und 
schwierig. Und in Einzelstaaten innerhalb eines Bundesstaates, 
in denen es an einer eigentlichen äußeren, mit fremden Staaten 
beschäftigten Politik fehlt, läßt sich überhaupt kaum mehr von 
Staatsmann reden, sondern nur noch vom Verwaltungsbeam- 
ten, um so weniger, je kleiner diese Einzelstaaten sind, wie 
in der Schweiz die Kantone — schon aus Mangel an Gelegenheit 
für eine entsprechende Betätigung sind also die Staatsmänner in der 
Schweiz selten. — Andererseits freilich können unter Umständen 
kleine Staaten größere Staatsmänner besitzen als große. Beispiele da- 
für sind in früherer Zeit in der Schweiz Waldmann und Zwinglit) und 


2) Bluntschli, Geschichte der Republik Zürich, sagt: „Die Schweizer- 
geschichte ist reich an großen Taten und Ereignissen, aber arm an hohen 
Individuen“, und rechnet zu den letztern Hans Waldmann, den züricherischen 
Bürgermeister und schweizerischen Feldhauptmann in der Schlacht bei Murten. 
Die neueste Geschichtsforschung hat sich auch an Waldmann gemacht, um 
ihn herabzusetzen und damit das Urteil Bluntschlis zu verwerfen, weil Wald- 
mann Jahrgelder vom Herzog von Mailand bezogen habe; sie übersieht aber 
hier, wie so oft, die Relation von Zeit und Ort, von der oben 8.54 die Rede 
war. Die Annahme fremder Staatsgelder war damals nicht so außergewöhn- 
lich, um besonders ehrenrührig zu erscheinen, so sehr sie heute selbst vor 
der Staatsmoral verwerflich ist, und einen Vaterlandsverrat hat Waldmann 
mit der Annahme nicht begangen, weil das wahre Interesse Zürichs und der 
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im letzten Jahrhundert der belgische Staatsmann Nothomb (siehe Geff- 
ken, Politische Federzeichnungen), nicht zu vergessen Cavour in 
Sardinien, ein leuchtendes Beispiel. Vgl. dagegen das heutige Italien 
mit seiner Großmannssucht, die wohl Diplomaten erzeugt, aber keine 
Staatsmänner, die sich zu einer tüchtigen inneren Politik herabließen. 
Betr. große Staatsmänner in Großstaaten siehe Brougham, Die Staats- 
männer während der Regierungsepoche Georg Ill. 

Zweitens der Diplomat. Diplomatie!) ist die staatsmännische 
Tätigkeit in auswärtigen Angelegenheiten, die praktische Staats- 
kunst im Verkehr der Staaten untereinander, im Unterschied von der 
sogenannten inneren Politik. Der Name kommt von diploma, d.h. 
Urkunde, insbesondere völkerrechtlichen Inhalts, und zwar deshalb, 
weil früher, bis ins XVII. und XVIII. Jahrhundert, die staatsmännische 
Kunst sich vielfach um die Entzifferung alter Pergamente oder 
Diplome zur Verstärkung veralteter Ansprüche bewegte; daher werden 
auch Staatsverträge „diplomatische Urkunden‘ genannt. Jetzt ge- 
hört die letztere Tätigkeit zur Diplomatik, d.h. Erforschung von 
Urkunden gleichviel welchen Inhalts, und der Mann dieser Beschäfti- 
gung heißt Diplomatiker, und von ihm wird der „Diplomat‘‘ unter- 
schieden. | 

Der Stand der Diplomaten. Die Diplomaten bilden seit Mitte 
des XVIII. Jahrhunderts eine besondere Klasse von Staatsfunktio- 
nären, im Gegensatz zu früher und im Unterschied zu den Staats- 
männern. Im Gegensatz zu früher insofern: früher bildete die 
Diplomatie eine gelegentliche Tätigkeit der Staatsmänner überhaupt, 
bis der auswärtige Verkehr zu einer komplizierten und ständigen 
Tätigkeit wurde, die eine Teilung der ganzen staatsmännischen Arbeit 
nach dieser Seite und damit eine besondere Klasse von Funktionären 
für diese Tätigkeit nötig machte. Früher war auch die Bezeichnung 
für die Funktion des auswärtigen Verkehrs und ihrer Vertreter 
schwankend: entweder zu weit (Politik, Staatskunst; Politiker, Staats- 
leute) oder zu eng (Unterhandlungskunst; Gesandte, Unterhändler), 
bis um die Mitte des XVIII. Jahrhunderts sich der Name „Diplo- 
matie“ und „Diplomaten“ dafür festzusetzen anfing. — Der Unter- 
schied von den Staatsmännern andererseits ist der: zu diesen ver- | 
halten sich die Diplomaten seither wie Spezialisten zu Vertretern 


Schweiz im weiteren eher für die mailändische Politik sprach als für die 
französische, von der der Schweiz noch nie etwas Gutes gekommen ist. 
!) Siehe diesen Artikel in Bluntschli und Brater, Staatswörterbuch. 
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eines Berufes im ganzen: so sehr die letzteren auch in dem be- 
treffenden speziellen Zweige bewandert sein sollen, so gewinnen 
darin doch die Spezialisten eine Überlegenheit, indem sie sich diesem 
Zweige ausschließlich widmen. So die Diplomaten mit Bezug auf 
den auswärtigen Verkehr. Wie aber die Spezialisten den Blick 
aufs Ganze nicht verlieren dürfen, so haben auch die Diplomaten 
von den Staatsmännern ihre Weisungen im Interesse des Ganzen 
zu empfangen. — Zu den Diplomaten gehören: der Minister des 
Auswärtigen und die obersten Räte desselben (nicht das 
untergeordnete Personal) und die Gesandten (nicht die Agenten, 
die zwar für diplomatische Geschäfte, aber ohne amtlichen Cha- 
rakter bestellt werden; ebensowenig die Kommissarien, als nur 
für bestimmte einzelne Geschäfte entsandte Funktionäre, und am 
wenigsten die Konsuln, mit Ausnahme der Jurisdiktionskonsuln, 
die auch in den Ehrenrechten neben den Gesandten rangieren). 

Aufgabe und Kunst der Diplomatie, speziell der Gesandten. Die 
Aufgaben sind teils ostensible, teils geheime. Die ostensibeln, 
mehr positiven Aufgaben sind: Einleitung und Abschließung von 
Verträgen (Allianzen, politischen Verträgen, Verkehrsverträgen), die 
sogenannte Negoziation; Vertretung des Absendestaates und seiner 
Angehörigen im Empfangsstaat überhaupt; ferner: Vertretung anderer 
Staaten und bezw. deren Angehörigen mangels einer eigenen Ver- 
tretung dieses andern Staates oder bei Vakanz von dessen Ver- 
tretung, namentlich bei Staatsstreitigkeiten dieses Staates mit dem 
Empfangsstaat bezw. im Kriegsfall zwischen ihnen. Beispiele der 
Vertretung bei Vakanz: der nordamerikanische Gesandte Washburne 
in Paris für die dortigen Deutschen im deutsch-französischen Kriege; 
die belgische Gesandtschaft in Rom für die Schweiz im Silvestrellifall. 
— Die geheime, mehr negative Aufgabe ist: gegen gefährliche Ab- 
sichten und Einflüsse zu opponieren, Contreminen anzulegen, durch 
verfängliche Vorschläge oder Andeutungen die Geheimnisse auszu- 
forschen etc. (Escher II, S. 658), kurz die Vereitelung der dem eigenen 
Staate schädlichen oder gefährlichen Negoziationen anderer Staaten 
beim Empfangsstaat. Zu diesem Zwecke stehen den Gesandten 
oft geheime Fonds zur Verfügung: zur Beeinflussung bezw. Be- 
stechung einflußreicher Hofbeamten, der Presse, von Parteiführern 
etc. Das Mittel ist alt; klassisches Beispiel: Philipp von Mazedonien 
und seine Bestechung des attischen Redners Aeschines und auf der 
andern Seite Demosthenes mit seinen „Philippicae‘“, etc. 
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Die Kunst der Diplomatie — diplomatische Kunst, verächtlich 
auch diplomatische „Künste“ genannt — besteht in der Anwendung 
der für die Aufgaben nötigen Mittel bezw. Eigenschaften. Es ist 
aber zu unterscheiden zwischen dem nach den Umständen wechseln- 
den Benehmen und den Grundeigenschaften. Dem Diplomaten 
müssen die widersprechendsten Eigenschaften zu Gebote stehen je 
nach dem Bedürfnis des Momentes: Stolz, wenn es die Ehre 
des eigenen Landes gilt, und Devotion, um dem andern bei- 
zukommen — Offenheit, zur Erweckung des Vertrauens für sich 
oder zur Entlarvung des Gegners, unter Umständen verblüffend, 
und Geheimhaltung, namentlich der eigenen Negoziationen — 
Ruhe und Heftigkeit etc. ,„...und aBißerle Falschheit istallweil 
dabei!‘ — Die Grundeigenschaften aber, welche die Geltendmachung 
der einen oder der andern der vorigen Eigenschaften begleiten und 
bestimmen, sind: Gewandtheit, Feinheit des Benehmens im 
persönlichen und schriftlichen Verkehr; daher ist „diplomatischer 
Takt‘, „diplomatischer Stil“ sprichwörtlich geworden; Schlauheit, 
ebenfalls eine sprichwörtliche Eigenschaft der Diplomaten, und. 
(reistesgegenwart, um im Moment das Richtige bezw. Ange- 
messenste zu treffen, auch Schlagfertigkeit in Rede und Antwort. 
Wer nicht alle diese Eigenschaften in hohem Maße besitzt, ist zum 
Diplomaten nicht qualifiziert. Diese Eigenschaften aber machen noch‘ 
nicht den großen Staatsmann aus; dazu gehört ein großes Ziel und 
ein hoher Geist. Im Ziel aber sind jedenfalls die Gesandten nicht 
frei. — Immerhin machen sich auch in der Diplomatie die nationalen 
Eigentümlichkeiten geltend, so daß 'bei der einen Vertretung diese, 
bei der andern eine andere Eigenschaft hervorsticht: Stolz beim’ 
Engländer, Eleganz in Benehmen und Gespräch beim Franzosen, 
Ruhe beim Deutschen und Schlauheit beim Russen — die rus- 
sische Diplomatie gilt für die verschlagenste, der am wenigsten zu 
trauen ist, wie auch die russische Politik überhaupt für die perfi- 
deste gilt (vgl. oben S. 49). | 

Aufgabe und Kunst der Diplomatie sind aber bei Groß- und, 
bei Kleinstaaten sehr verschieden. Bei ersteren handelt es sich 
in erster Linie um Allianzen und politische Verträge, um die Be- 
hauptung und bezw. Vermehrung ihres Gewichtes und Einflusses 
im Völkerkonzert, und dazu ist alle Kunst notwendig. Bei den 
Kleinstaaten dagegen ist die völkerrechtliche Stellung gegeben; es 
kommen wesentlich nur Verkehrsverträge in Frage und dazu allein 









IV. Organe. sl 


brauchte es keine Gesandtschaften. Die Gesandtschaftsfrage steht 
denn in der Schweiz immer auf der Tagesordnung. Es gäbe freilich 
einen Zweck, der den Bestand schweizerischer Gesandtschaften voll- 
auf rechtfertigte... 

B. Parteien. 


Vgl. speziell Karl Rosenkranz, Über den Begriff der politi- 


schen Partei, 1843. 
I. Begriff. 


Im allgemeinen sind Parteien Teile einer Personengemein- 
schaft (partes) und zwar im Verhältnis des Streites unter ein- 
ander; es gibt Parteien in rechtlichen Streitigkeiten (vor Gericht), 
in tätlichen Streitigkeiten (Raufhändeln), in wissenschaftlichen 
Streitigkeiten und so auch in der Politik. — Im politischen Sinne 
sind es freiwillige, auf die Dauer berechnete Vereinigungen von 
Staatsbürgern zum Zwecke der Einwirkung auf die Staatsleitung, 
d.h. um die Politik im ganzen oder in einem bestimmten Zweige 
ihrer Tätigkeit in eine bestimmte Richtung zu bringen oder darin 
zu erhalten. Die Merkmale der politischen Partei sind danach 
folgende. 

1. Es ist eine freie Vereinigung von Staatsbürgern, im Gegen- 
satz zu den durch Natur oder Kultur geschaffenen Volksgruppen, 
als: Familie, Stamm, Nation einerseits und Kaste, Stand, Klasse 
andererseits. Zwar gibt es Parteien, die sich an solche Volksgruppen 
anschließen, bezw. sich aus ihnen hauptsächlich rekrutieren; so 
schließt sich die dynastische Partei an das Herrscherhaus an, die 
ezechische Partei in Böhmen an ihren Stamm, die Waadtländer in 
der Schweiz an ihre Gauverwandtschaft, die Junker- oder die 
Arbeiterpartei an ihre Stände oder Klassen. Aber auch solche 
Parteien sind mit der betr. Volksgruppe nicht identisch, denn: . 
1. ist mit der Familie, Nation, Klasse etc. nicht ohne weiteres 
auch eine bezügliche Partei gegeben, sondern erst wenn sie sich 
in Widerstreit mit andern Gruppen der gleichen Art setzt, und 2. be- 
steht dann die Partei nicht notwendig aus allen Angehörigen der 








betr. Volksgruppe — es können einzelne, so sehr sie zur Gruppe 
gehören, doch der Partei fernbleiben — und besteht auch nicht 
notwendig nur aus Angehörigen der Gruppe — z.B. können der 
‚Arbeiterpartei auch Mitglieder aus andern Ständen angehören. 
2. Es ist eine auf die Dauer berechnete Vereinigung, im Gegen- 
satz zu der von Mohl sogenannten „Zusammenscharung‘‘, d.h. der- 
_ Sehollenberger, Politik. 6 
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jenigen Vereinigung, die entsteht, „wenn eine bestimmte Frage die 
Leidenschaften und Wünsche der Bürger so lebhaft beschäftigt, daß 
die eine bestimmte Art der Entscheidung gemeinschaftlich Wollen- 
den lärmend und wohl drohend ihr Verlangen stellen, sich zu augen- 
blicklicher Durchsetzung aneinander anschließen und gemeinschaft- 
liche Schritte tun; dies jedoch ohne eine bestimmte Organisation 
oder Abgrenzung und ohne Notwendigkeit eines Zusammenhaltens 
in anderen Beziehungen, jedenfalls ohne Fortdauer der Gemeinschaft 
nach Erreichung oder entschiedener Verfehlung des Zweckes“ 
(Encykl., S. 649). — Partei ist eben ein politischer Verein, „Zu- 
sammenscharung‘‘ dagegen bloß eine politische Versammlung; jene 
steht unter dem Vereins-, diese unter dem Versammlungsrecht. 

3. „Vereinigung von Staatsbürgern.“ 

Einerseits handelt es sich um den Gegensatz zu Fremden 
und Frauen. Zwar sind weder Fremde noch Frauen ausgeschlossen, 
überhaupt nicht bloß die Stimmberechtigten zugelassen; weder 
rechtlich — das Recht hat in dieser Frage überhaupt nichts zu 
sagen; die Partei ist ja kein staatsrechtliches Organ, wie die Stimm- 
berechtigten, sondern bloß ein politisches Organ — noch an sich 
begrifflich — die Partei hört wegen der Art ihrer Zusammen- 
setzung nicht auf, Partei zu sein; auf die Zusammensetzung kommt 
es überhaupt nicht an. Aber den Hauptstock einer Partei sollen 
doch Staatsbürger und zwar Aktivbürger ausmachen, sonst wird 
die Partei leicht antinational und revolutionär — antinational, wenn 
von Fremden beherrscht, und revolutionär insofern, als die Partei, 
wenn sie zum größten Teil stimmunfähig ist und sich daher nicht 
auf gesetzlichem Wege, durch den Stimmzettel, Luft machen kann, 
es auf ungesetzlichem Wege tut, durch Revolten, Aufstand etc. 
Kurz: so sehr namentlich fremde Elemente für die Partei und das’ 
Staatsleben überhaupt nützlich und notwendig sein können, weil sie 
neue Ideen bringen, den Gesichtskreis erweitern und so Krähwinkelei- 
und Stagnation verhindern, wie namentlich Deutsche die schweizeri- 
sche Regeneration der 30er Jahre gefördert haben — ebenso sehr ist 
ein Überwiegen des fremden Elementes für den Staat schädlich 
und gefährlich, auch für das Parteileben, und daher ist auch von 
diesem Standpunkte aus die Erleichterung der Einbürgerung der Aus- 
länder, wie sie in der Schweiz eingeführt ist, zu begrüßen. | 

Andererseits sind Volksparteien gemeint, im Gegensatz zu den 
parlamentarischen Parteien. Es gibt nämlich in den Parlamenten 
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Parteigruppen von Abgeordneten — sogenannte Fraktionen oder 
„parteiklubs‘, wie sie im Frankfürter Parlament vom Jahre 1848, 
wo sie zuerst vorkamen, hießen -—- die nicht einer bestimmten Partei 
im Volke entsprechen. Die Volksparteien wählen ihre Abgeordneten, 
und die Abgeordneten der einen und der andern Volkspartei finden 
sich dann im Parlament zu einer parlamentarischen Partei zusammen, 
wenn sie in den grundsätzlichen Fragen der parlamentarischen Ge- 
schäfte übereinstimmen, oder umgekehrt: es differenzieren sich die 
Abgeordneten einer und der gleichen Volkspartei in zwei oder 
mehrere Fraktionen. Eine solche verschiedene Gruppierung der 
Volks- und. der parlamentärischen Parteien findet sich namentlich 
im bundesstaatlichen Verhältnis, wo die Volksparteien selbst sich 
einfach und einzig nach den Gegensätzen im Einzelstaat scheiden. 
Die parlamentarischen Parteien können vielfältiger sein als die Volks- 
parteien (so im Deutschen Reichstag mit seinen 12 Fraktionen; vgl. 
Richter, Politisches ABC-Buch, Stichwort „Parteien‘“) oder umgekehrt 
(so hat die schweiz. Bundesversammlung nur 3 Fraktionen). 

4. Ist die politische Partei eine Vereinigung „zum Zweck der 
Einwirkung auf die Staatsleitung‘“, um die Staatsleitung in die 
eigene Hand zu bekommen oder doch nach eigenem Willen zu be- 
stimmen. Die nähere Bedeutung dieses Merkmals liegt in 4 Sätzen. 
1. Durch diese Einwirkung unterscheidet sich die Partei wieder- 
um von den andern Gruppierungen im Staat: Familie, Nation, Stamm, 
Stand; die Partei ist aktiv, die andern sind als Gruppen durchaus 
passiv — die letztern sind einerseits Bedingungen, andererseits Ob- 
jekt der Politik, keinenfalls aber deren Organ. Beide, Partei und 
die andern Volksgruppen, unterscheiden sich also doppelt vonein- 
ander, nach ihrer Bildung (vgl. Merkmal 1) und nach ihrer Beziehung 
zum Staat: die Partei ist eine freie, willkürliche Bildung und hat 
eine aktive Rolle; die andern Gruppen sind unwillkürliche, natur- 
oder kulturgemäße Erscheinungen und nehmen eine passive Stel- 
lung ein. — 2. Die Einwirkung auf die Staatsleitung muß aber im 
Interesse des Staates selbst stattfinden, nicht im Interesse der 
Partei bezw. ihrer Mitglieder, sonst wird die Partei zur Clique. 
Clique ist eine Partei, jede Art von Partei, die nicht das allgemeine 
Interesse, sondern dasjenige ihrer Mitglieder verfolgt. Clique ist 
also nicht eine besondere Art von Partei, sondern besteht in einer 
Eigenschaft, die bei jeder Partei vorkommen kann, durch die aber 
eben die Partei zur Clique degradiert wird. Sie kommt auch bei 

6* 
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jeder Partei mehr oder weniger vor, d.h. jede Partei ist mehr oder 
weniger Clique, namentlich in einzelnen Mitgliedern, den sogenann- 
ten politischen Strebern, die dadurch den Namen der Partei 
schänden. — 3. Diese Einwirkung ist nur möglich in freien und 
fortschrittlichen Staaten, und um so reicher ist das Parteileben, 
je freier und fortschrittlicher ein Staat ist. Die Einwirkung ist nur 
in freien Staaten möglich: Theokratie und Despotie, diese verschie- 
denen Formen unfreier Staaten dulden keine Einwirkung der Staats- 
bürger als solcher auf die Staatsleitung, mit einem Wort keine Partei 
— und die Einwirkung ist nur in fortschrittlichen Staaten möglich: 
auch in freien Staaten ist ein Parteileben nicht möglich, wenn das 
Staatsleben stagniert, oder vielmehr: das Staatsleben stagniert, wenn 
das Parteileben erstirbt. — 4. In solchen Staaten aber ist die Ein- 
wirkung natürlich, und natürlich ist auch die Teilnahme der 
Bürger am Parteileben. Das Parteileben ist für den Staat selbst 
natürlich und insofern sittlich, abgesehen vom Treiben staatsfeind- 
licher Parteien, von denen nachher zu reden ist; weit entfernt also, 
daß das Parteileben unsittlich, schlecht für den Staat sei, ist es für 
ihn ganz naturgemäß und daher gut, abgesehen von den Auswüchsen. 
Und ebenso natürlich und daher sittlich ist die Teilnahme der Bürger 
am Parteileben; sie sollen sich zur einen oder andern Partei schlagen, 
ohne deshalb Parteibüffel zu werden, d.h. Leute, die jede eigene Mei- 
nung an die der Partei abgegeben haben und alles, was von ihrer 
Partei oder von Parteigängern kommt oder geschieht, gut, alles andere 
dagegen schlecht und verwerflich finden. „Es ist keine Tugend des 
guten Staatsbürgers, keiner Partei zuzugehören“ (Bluntschli, S. 499); | 
Solon hatte sogar das Gesetz aufgestellt, daß jeder, welcher‘ 
bei Unruhen in der Stadt Athen nicht Partei ergreifen würde, als’ 
der Apragmosyne (Zurückgezogenheit, Untätigkeit, Liebe zur Ruhe) 
schuldig mit dem Tode (oder mit Verlust des Bürgerrechtes?) be- 
straft werden sollte (vgl. Duncker, Geschichte des Altertums IV, | 
S. 226). Verlust des Bürgerrechtes oder wenigstens des Stimmrechtes 
würde die richtige Strafe sein. 
II. Arten | 

der Parteien nach den verschiedenen Gegensätzen im Staatsleben. 
1. Unterscheidung 1 
der Arten an sich, deren Bezeichnungen und Symbole. 4 
a)Religiöse Parteien, Beispiele: Christen undMohamme- 
daner im Orient, speziell in der Türkei (,Kreuz‘“ und „Halbmond‘“) 
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— Katholiken und Protestanten, mit ihren verschiedenen Schat- 
tierungen und Bezeichnungen in den verschiedenen Staaten und 
Zeitaltern: früher in England: Katholiken, Hochkirchler, Presbvte- 
rianer (d.h. Puritaner mit Presbyterialverfassung, daher der Name); 
in Frankreich: Liguisten und Hugenotten — heute katholischerseits 
insbesondere die Ultramontanen („Schwarze“). 

b) Nationale bezw. Stammesparteien, patriotische und 
ausländische Parteien. — Nationale bezw. Stammesparteien 
gibt es da, wo ein Staat aus verschiedenen Nationalitäten oder 
Stämmen besteht. Beispiele: in England früher englische und schot- 
tische, seither irische Partei unter O’Connell und Parnell; in Öster- 
reich Czechen und Deutsche etc.; in der Schweiz Welsche und 
Deutsche, enger Waadtländer und Berner etc. Diese Art der Partei- 
bildung ist sehr gefährlich für den Staat, birgt die Gefahr der 
Spaltung und Auflösung des Staates bezw. des Anschlusses seiner 
Teile an die entsprechenden nationalen Staaten. — Patriotische 
und ausländische Parteien. Beide kommen als Gegensätze da 
vor, wo im Land Fremdherrschaft oder fremder politischer Ein- 
fluß besteht. Patriotisch ist dann diejenige Partei, welche die Fremd- 
herrschaft und den fremden Einfluß ablehnt und bekämpft; so die 
Geusen in den Niederlanden zur Zeit der spanischen Herrschaft, 
in der Schweiz zur Zeit der Helvetik die Föderalisten, die aber 
zugleich reaktionär waren. Der Patriotismus in übertriebenem Sinne 
heißt Chauvinismus, nach einem abgedankten napoleonischen Sol- 
daten, Chauvin, der unter der Restauration durch seine Schwärmerei 
für Napoleon I. Aufsehen machte. Er besteht entweder in der Sucht 
nach politischer Beeinflussung eines fremden Landes, zu welchem 
Zwecke sogar mit diesem Krieg gesucht wird, bezw. im Bestreben der 
Rückgewinnung früheren politischen Einflusses oder Überordnung (so 
‚der französische Chauvinismus gegen Deutschland) — oder in der Ab- 
weisung auch anderer als politischen, ganz naturgemäßen Einflüssen 
(so in der welschen Schweiz gegen Deutschland anläßlich der 
Vetter-Affaire). In beiden Fällen ist der Patriotismus übertrieben 
und daher Chauvinismus: einerseits ist es ungerecht, eine aktive 
politische Beeinflussung eines anderen Landes zu betreiben und 
andererseits unverständig, die passive, nicht politische, sondern gei- 
stige und insofern natürliche, als von einem stammverwandten Lande 
ausgehende Beeinflussung zu leugnen. — Eine ausländische Partei 
ist diejenige, welche die Fremdherrschaft und fremden politischen 
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Einfluß im Lande begünstigt oder die Begünstigung des einen oder 
anderen fremden Staates zu ihrer Aufgabe macht; so gab es früher 
im ersteren Sinn in der Schweiz eine französische und österreichische 
Partei (die der „Lilien“ und die der „Pfauenfeder‘“) und in Grau- 
bünden eine französische und eine spanische (nach den beiden 
herrschenden Geschlechtern der .Salis und der Planta). 

c) Ständische bezw. Klassen-Parteien, Beispiele: Adel und 
Bürger (in Rom: Patrizier und Plebejer — in Preußen die Junker- 
partei, „Krautjunker“) oder Adel und Bauern (im Bauernkrieg 1525 
der „Bundschuh“) — Bürgerliche (,„bourgeois“) und Arbeiter 
(Sozialisten, Internationale, Rote“); der Unterschied geht aber in 
die rein politischen oder wirtschaftlichen Arten von Parteien über. 

d) Verfassungsparteien. So: Monarchisten (Royalisten) 
und Republikaner (zur Zeit der englischen Revolution „Rund- 
köpfe‘“,. zur Zeit der französischen ‚„Sansculotten‘“). Unter den 
Monarchisten gibt es dann unter Umständen wieder verschiedene 
dynastische Parteien; im früheren Deutschen Kaiserreich die Guelfen 
oder Welfen und die Ghibellinen oder Waiblinger, d.h. Hohenstaufen 
— in England die weiße und die rote Rose (die Häuser York und 
Lancaster) — in Frankreich: Bonapartisten, Bourbonisten („Lilien“) 
und als deren Zweig die Orleanisten (Herzog v. Aumale) — in 
Spanien die Karlisten etc. — Ferner Aristokraten contra Aristo- 
kraten; so vor der Revolution in den schweiz. Demokratieen die 
„Linden“ (Regierungspartei) gegen die „Harten‘‘ (Oppositionspartei) 
— ın Zug die Zurlauben c. Schuhmacher, in Außerrhoden Wetter 
c. Zellweger, in Schwvz Pfeil ce. Reding —, und so auch in Grau- 
bünden die Salis gegen die Planta. — Ferner Aristokraten und 
Demokraten, zwar darunter vielfach ständische oder rein poli- 
tische Gegensätze verstanden. — Unitarier oder Zentralisten und 
Föderalisten, in der Schweiz seit der Helvetik. | 

e) Wirtschaftliche Parteien; früher „Hörner“ und „Klauen“ 
in Schwyz, zwei Parteien betr. die Allmendnutzung, bezeichnet nach 
dem aufzutreibenden Vieh; heute: Schutzzöllner und Freihänd- 
ler, die Sozialdemokraten nach seiten ihrer sozialen Bestrebung. 

f) „Rein politische“ Parteien (Bluntschli), rectius „rein und 
allgemein politische‘ Parteien: rein insofern, als sie sich nach 
keinen anderen als staatlichen Gegensätzen bilden, weder nach reli- 
giösen, noch nach nationalen oder ständischen Gegensätzen — all- 
gemein insofern, als sie sich nach den Gegensätzen der staatlichen 
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Interessen überhaupt bilden, weder nach Verfassungs- noch nach 
wirtschaftlichen Interessen speziell. Dahin gehört der Gegensatz 
von konservativ, liberal, demokratisch etc., und die besonderen Spiel- 
arten der einen oder andern Gattung, als Fortschrittsparteien, Rechte 
und Linke etc. Rein politische Parteien sind auch die englischen 
Whigs und Tories; vgl. Macaulav, Geschichte Englands I, :S. 307 
(Übersetzung von Bülau). KT 
2. Würdigung 
der verschiedenen Arten mit Rücksicht auf Staat und Gesellschaft. 
In dieser Beziehung ist zunächst zu unterscheiden zwischen staats- 
feindlichen und staatlichen, d.h. staatserhaltenden Parteien. 
Staatsfeindliche Parteien sind solche, die den Staat, der 
seinem Begriffe nach die höchste menschliche Gemeinschaft dar- 
stellt, unter eine andere Herrschaft bringen, oder sich ihm entziehen 
oder ihn selbst auflösen möchten. Nicht zu verwechseln damit 
sind die staatsformfeindlichen Parteien, als Feinde der bestehenden 
Staatsform, wie die Republikaner in Monarchieen und die Monarchi- 
sten in Republiken; sie sind keineswegs Feinde des Staates. als 
solchen. — Zu den staatsfeindlichen Parteien gehören die Ultramon- 
‘tanen, die Juden und die Anarchisten. Die Ultramontanen einmal 
insofern, als sie für die mittelalterlichen Ansprüche der Kurie auf 
unumschränkte monarchistische Gewalt in der Kirche eintreten, sö 
daß der Staat in kirchlichen Dingen und auch in der Frage, was 
kirchlich sei, dem Papst untertan wäre und das kirchliche Gebot 
über das staatliche ginge. Also nicht als Katholiken, um des Glau- 
bens willen, sind sie staatsfeindlich, obwohl der Katholizismus her- 
gebrachtermaßen mit dem Ultramontanismus imprägniert ist, d.h. 
der katholische Glaube verbunden ist mit der Lehre von der obersten 
Gewalt des Papstes nicht bloß in geistlichen, sondern auch in welt- 
lichen Dingen. — Die Juden ihrerseits sind staatsfeindlich, auch 
nicht ohne weiteres um der jüdischen Religion willen, sondern nur 
insofern, als dieselbe verquickt ist mit Bestrebungen, sich der staat- 
lichen Herrschaft zu entziehen. Dieses Bestreben offenbart sich in 
den Zionisten, einem jüdischen Verein, gegründet 1897 zum 
Zwecke der Ansiedelung der Juden in Palästina. Auch dieser Verein 
ist an sich nicht staatsfeindlich, aber seine Bildung ist ein Zeichen, 
| ein Symptom, daß dieJuden dem christlichen europäischen Staate abge- 
neigt sind, ihm nicht untertan sein wollen wie andere Andersgläubige, 
trotzdem daß sie gerade in neuester Zeit in jeder Beziehung Rechts- 
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gleichheit erlangt haben. Daß sie früher, so lange sie unterdrückt 
waren, staatsfeindlich gesinnt gewesen sind, ist begreiflich: der Staat 
war judenfeindlich und sie daher staatsfeindlich, Aber gerade in 
den Zionisten zeigt es sich, daß die Juden, wie immer man sie 
behandle, ein Europa fremdes, asiatisches Volk sind.!) Daher 
ist der Antisemitismus nicht durchaus zu tadeln, wenn er auch 
nicht ganz tadellos ist; er ist berechtigt insofern, als er verlangt 1. die 
Juden sollen sich der staatlichen Ordnung fügen, und 2.‘der Staat 
soll ihnen und ihrem Ritus keinerlei besondere Konzession machen?) 
— er ist aber übertrieben, insoweit als er wieder Ausnahmegesetze 
gegen die Juden verlangt. — Anarchisten sind wörtlich Anhänger 
der Anarchie, d.h. Gesetzlosigkeit, im modernen Sinne des Wortes 
aber sind es Anhänger der sogenannten freien Association, wO- 
nach die Ordnung nicht durch den Staat geschieht — denn der 
Staat sei immer, in welcher Form er auch bestehen möge, gleich- 
bedeutend mit Zwang und Gewalt — sondern auf der freien Ent- 
schließung der Individuen beruht. Alle Beziehungen werden durch 
Verträge geregelt, die Kontrakte sollen den Platz der Gesetze ein- 
nehmen, Gesetze werden weder durch eine Majorität, noch mit 
Einstimmigkeit votiert; jeder Bürger, jede Gemeinde oder Korpo-' 
ration gebe sich selbst ihre Gesetze (Philippowich, Polit. Ökonomie I, 
S. 356). 

Staatsfeindlich sind also alle drei Parteien, aber nicht in gleichem 
Grad und mit gleichem Einfluß. Die Ultramontanen wollen den 
Staat, aber unter kirchlicher Herrschaft; die Juden wollen den euro- 
päischen christlichen Staat nicht, und die Anarchisten wollen über- 


!) Schon Voltaire hatte geraten, die Juden nach Palästina zurück- 
zuschicken. Vgl. Chamberlain, die Grundlagen des XIX. Jahrhunderts II, 
S. 337, und ebendenselben betr. die Ultramontanen wie die Juden als staats- 
feindliche Parteien überhaupt. 

?®) Es ist: verkehrt, dem jüdischen Ritus Konzessionen auf Kosten der 
allgemeinen Staatsgesetze zu machen, wie z. B. durch Dispensation jüdischer 
Schüler von Manualarbeiten am Samstag, als dem jüdischen Sabbath, in der 
Schule, oder durch Bewilligung besonderer jüdischer Friedhöfe, soweit sonst 
Separatfriedhöfe ausgeschlossen sind — weil solche Konzessionen gewisser- 
maßen eine offizielle Unterstützung einer dem christlichen europäischen Staate 
abgewandten, feindlichen Richtung bilden. Ebensowenig und aus dem 
gleichen Grunde ist den Wiedertäufern und anderen weltfremden Sekten 
der Waffendienst oder gar der Militärdienst zu erlassen. Das gäbe eine 
schöne Ordnung, wenn jeder einfach unter Berufung auf seinen Glauben sich 
den staatlichen Einrichtungen und deren Pflichten entziehen könnte. 
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haupt keinen Staat. Graduell sind also die Ultramontanen die am 
wenigsten und die Anarchisten die anı meisten staatsfeindliche Partei; 
potentiell aber dürften sich die Drei in umgekehrter Reihenfolge 
stellen, indem die Ultramontanen offenbar die mächtigste Partei 
sind, die Anarchisten aber noch weit weniger einflußreich sind als 
die Juden. 

Unter den staatlichen, d.h. staatserhaltenden (staatserhaltend in 
diesem Sinn nicht zu verwechseln mit konservativ) Parteien anderer- 
seits sind zu unterscheiden die bürgerlichen, als auf den gegebenen ge- 
sellschaftlichen Grundlagen stehenden Parteien und die sozialisti- 
schen Parteien. Die sozialistischen Parteien für sich betrachtet 
haben zum Ziel die Änderung der gesellschaftlichen Grundlagen, als 
Eigentum, Familie und Religion; insbesondere die Änderung der 
Eigentumsverhältnisse, und danach unterscheiden sich hauptsäch- 
lich Kommunismus und Kollektivismus. Jener bezweckt die 
Aufhebung des privaten Eigentums überhaupt, der Kollektivismus 
die Aufhebung des sogenannten Kapitaleigentums. Kapital ist der 
Vorrat an Gütern, die, selbst Produkte menschlicher Arbeit, wieder 
die Mittel zu weiterer Produktion abgeben; was also der Kollektivis- 
mus bezweckt ist Aufhebung des Privateigentums an Produktions- 
mitteln, während das Eigentum an Gebrauchs- und Verbrauchsgütern 
unangefochten gelassen wird. Die Verbindung des Kollektivis- 
mus als dieser Art der Eigentums- bezw. Güterordnung 
mit der demokratischen Staatsform ist die Sozialdemo- 
kratie, bezw. jene ist das Programm dieser als sozialister Partei. 
— Betr. das Verhältnis der sozialistischen Parteien, speziell der Sozial- 
demokratie, zu anderen Parteien, so unterscheiden sich die erstern 
scharf von den Anarchisten dadurch, daß sie einen Staat wollen, ja 
sie unterscheiden sich von den Anarchisten noch mehr als die 
anderen staatlichen Parteien, insofern als sie den Staat noch mäch- 
tiger wollen als diese, weil darin auch die Gesellschaft aufgehen 
soll. Andererseits nähern sich ihnen die anderen staatlichen Par- 
teien, je mehr auch diese die unbedingte Herrschaft des Privateigen- 
tums preisgeben durch Beschränkung des Eigentumsrechtes aus 
öffentlichen Gründen wie kraft des öffentlichen Baurechtes, ferner 
durch Ausdehnung und Erleichterung der Expropriation, Lockerung 
des Erbrechtes etc. 

Die bürgerlichen Parteien ihrerseits zerfallen in die sozial- 
politischen und die staatspolitischen Parteien. Die sozialpoliti- 
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sche Partei hat zum Zweck die Sozialpolitik, d.h. das Eingreifen 
des Staates im Interesse des Volkswohles, der großen Masse des 
Volkes, insbesondere zur Beseitigung oder Milderung des Gegensatzes 
von reich und arm, von Kapital und Arbeit, bezw. der aus diesem 
Gegensatz entspringenden Übel. Diese Partei hat mit der Sozial- 
demokratie den Zweck oder doch die Richtung gemein, unterscheidet 
sich aber von ihr durch das Mittel oder das Maß, indem sie den 
Zweck auf Grund der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung zu 
erreichen sucht. — Staatspolitische Parteien sind Vereini- 
gungen mit dem Zwecke der Ordnung des Staates als solchen, im 
Gegensatz zur Ordnung der gesellschaftlichen Verhältnisse des Volkes 
als dem Gegenstand der Sozialpolitik. Auf dieser Seite kommen zur 
Geltung Konservatismus, Liberalismus, Radikalismus. Cha- 
rakterisierungen dieser Parteien finden sich bei Mohl (Politik I, 
S. 7ff.) und bei Rohmer in seinem Buche von den vier Parteien. 
Mohl macht dem Liberalismus speziell Tadelsucht, Geiz, Unentschlos- 
senheit zum Vorwurf und der demokratischen bezw. radikalen Partei: 
Roheit und irreligiöses Verhalten. Rohmer vergleicht diese Parteien 
mit den Menschenaltern: die Radikalen sind politische Knaben, die 
Liberalen Jünglinge, die Konservativen Männer und die Reaktionäre 
Greise — ein geradezu kindischer Vergleich, den aber Bluntschli, 
von der Rohmerschen Parteienlehre sozusagen hypnotisiert, als die 
größte Weisheit präkonisiert hat (vgl. s. Politik, S. 565£f.). 


3. Verhältnis 


der verschiedenen Arten der Parteien zueinander. Es ist zu 
unterscheiden das Verhältnis in einem und dem gleichen Staat 
und das Verhältnis in einer und der gleichen Person. In 
einem und dem gleichen Staat können die verschiedenen Arten 
von Parteien nebeneinander vorkommen, wie eben das Staatsleben 
die verschiedensten Gegensätze, religiöse, ständische, politische, 
wirtschaftliche etc. umfaßt. Und eine und die gleiche Person kann 
verschiedenen Arten von Parteien angehören: auch im Leben einer 
Person machen sich verschiedene Gegensätze geltend: religiöse, stän- 
dische, politische, wirtschaftliche etc. Ein Ultramontaner kann adelig 
oder bürgerlich, konservativ oder sozialistisch sein etc.; auch kann 
ein Konservativer sehr gut sozialpolitisch sein — das ganze konser- 
vative Basel ist ein löbliches Beispiel dafür. Immerhin schließt die 
Angehörigkeit zu einer Partei diejenige zu einer andern Partei inner- 
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halb der gleichen Art von Parteien aus: man kann nicht adelig 
und bürgerlich, konservativ und radikal etc. zugleich sein; das ist 
selbstverständlich. Aber die Zugehörigkeit zu einer Partei schließt 
unter Umständen auch die Zugehörigkeit zu anderen Arten von 
Parteien aus, so insbesondere die Zugehörigkeit zu einer staatsfeind- 
lichen Partei. Daher die Erscheinung, daß die Juden und Anar- 
chisten sonst zu keinen politischen Vereinen gehören. 
Nur der Ultramontanismus gestattet die Teilnahme an anderen Arten 
von Parteien, weil er den christlichen Staat oder den Staat über- 
haupt nicht negiert, sondern ihn nur unter die Kirche gestellt 
wissen will. 


III. Organisation, Wirksamkeit und Auflösung 
der Parteien. 
1. Bestand 


der Partei und ihre Zusammensetzung aus Parteiführern 
und Parteigängern. Die Partei ist weder eine kompakte, noch 
eine gleichförmige Masse; das gilt insbesondere von den soge- 
nannten rein politischen Parteien. Sie ist einmal keine kompakte 
Masse, sondern eine Masse, die in steter Umbildung begriffen ist, 
kurz, sie ist ein Prozeß. ‚Wie eine Wolke nicht ein mit Regen, 
Hagel, Blitz gefüllter Schlauch, sondern eine sich unaufhörlich nach 
den atmosphärischen Agentien umgestaltende Existenz ist, so auch 
die aus der Mitte der geschichtlichen Bewegung hervorgehende Partei 
ein stets werdendes Dasein“ (Rosenkranz). — Die Partei ist aber 
auch keine gleichförmige Masse, sondern besteht aus verschiede- 
nen konzentrischen (zentripetalen und zentrifugalen) Ringen bezw. 
aus aufsteigenden Lagen, mit einer aristokratischen oder monarchi- 
schen Mitte bezw. Spitze; sie ist ein Organismus, eine Hierarchie 
— so selbst eine noch so demokratische Partei. ‚Aus der unbe- 
stimmten Gärung der Masse treten zunächst einige gesellige Kreise 
mit verwandten Ansichten hervor. Aus diesen Kreisen überragen 
abermals einzelne tonangebende Individuen die übrigen, bis endlich 
durch irgend eine Veranlassung eines derselben der entschiedene 
Gravitationspunkt für die andern wird‘ (Rosenkranz). Das ist der 
Parteiführer (leader), und um ihn gruppieren sich die Parteigänger 
in verschiedenen Abstufungen. 

Der Parteiführer. Dies „kritische“ Individuum muß irgend 
eine konzentrierende Tat vollbracht haben, wodurch es sich das 
‚unbedingte Vertrauen der Übrigen erwirbt. Dies Individuum als der 
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Parteichef kann und wird zwar seine Einseitigkeiten haben, muß 
aber im allgemeinen an Einsicht, an Festigkeit der Gesinnung und 
an Kraft des Handelns den übrigen relativ überlegen sein. In ihm 
existiert als Einheit, was sich innerhalb der Partei als die extreme 
Eigentümlichkeit verschiedener Individuen darstellt. Dieses Indivi- 
duum, das monarchische Moment der Partei, muß für jede Koterie, 
für jede Fraktion, für den urteilslosen Haufen wie für die feinsten 
Intelligenzen und solidesten Charaktere, von gleicher Anziehungskraft 
sein. Es muß, wie die Franzosen zu sagen lieben, ein providen- 
tieller Mensch sein, in welchem die andern, was sie auch an ihm 
auszusetzen haben, sich doch wiederfinden. Wo ein solcher Mensch 
hinkommt, wird er, falls der Boden, d.h. das Bedürfnis da ist, sich 
die Partei schaffen (Beispiel O’Connell). Einem solchen schaden 
Schwächen, Fehler, üble Angewohnheiten, Lücken der Bildung, An- 
wandlungen von Fanatismus oder von Verzweiflung nicht nur nicht, 
sondern helfen ihm sogar, weil sie dem Neide der Ehrgeizigen in 
seiner Partei einen Tribut darbringen, wovon sie sich ohne Gefahr 
für die Sache sättigen und sich den Selbstgenuß ihrer relativen 
Überlegenheit geben können. Nur muß der Kern des Chefs ein sub- 
stantieller, unverwüstlicher sein. Der Parteichef darf am wenig- 
sten an Ruhm denken, der ihm ohnehin ganz von selbst zufällt. 
Dies Motiv muß er andern überlassen und kann es sogar als einen’ 
vortrefflichen Hebel gebrauchen; er selbst muß darüber hinweg sein 
und mit Byron sagen: 
„Ein Name nach dem Tod ist ihr Gelüste, 
„Ein elend Bild und eine schlechte Büste“ (Rosenkranz). 

Das Zerrbild eines Parteiführers — wir haben es vor uns’ 
— ist ein eingebildeter Mensch, erfüllt von affektierten Leidenschaf- 
ten, gefallsüchtig, neidisch auf alle und streberisch über alles. — 
Endlich der fiktive Parteiführer. Es ist nämlich möglich, daß” 
eine Partei sich so organisiert, daß die eigentlich Handelnden schein- 


t 
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bar die Form untergeordneter Organe annehmen und andere als die 









rechtmäßigen Parteihäupter vorschieben, weil dieselben gerade durch 
Reichtum, Geburt, bürgerliche Stellung, weite Bekanntschaft, ein 
unentbehrliches materielles Gewicht in die Wagschale legen. Jedoch 
wird diese Stellung in der Regel nur da vorkommen, wo die Partei 
zu Verschwörungen neigt (idem). 

Die Parteigänger (Partisanen) lassen sich nach ihrer Bedeu- 
tung für die Partei folgendermaßen gruppieren: 1. Der engere Rat 
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des oder der Parteiführer, bestehend aus folgenden Charakteren. 
Der eine: die abstrakte reine Einsicht ohne Gesinnung und Tat- 
kraft; der feine, Pläne schmiedende, erfinderische, unterrichtete Kopf. 
Ein anderer wird die abstrakte reine Gesinnung, das Ilvrische 
Pathos, ohne tiefere theoretische Durchdringung der Sache und ohne 
Geschick zum Handeln sein, der Enthusiast. Noch ein anderes In- 
dividuum wird für die notwendige mechanische Seite der Tätigkeit 
besonders organisiert sein. Was der Theoretiker aussinnt, wozu 
der Enthusiast begeistert, das wird es zu realisieren anfangen. Er 
wird der Geschäftsführer, der Proselytenmacher, Kolporteur werden, 
Briefe schreiben, Geldbeiträge einsammeln, Bekanntschaften vermit- 
teln, Drucksachen besorgen etc. Er ist der Faiseur (idem).!) — 
2. Die weitern Mitglieder der Partei: von den sich dem engeren Rat 
mehr oder weniger annähernden, bis in die als Talente indifferente 
Masse, bis zum Schweif des Agitators. Darunter der Jacques bon- 
homme, der Sündenbock, das für eine Partei, wie für jedes Ge- 
meinwesen, so notwendige Individuum, welches für alle vorkommen- 
den Angelegenheiten, Verstöße, Kalamitäten verantwortlich gemacht 
wird, und das auch harmlos und gutwillig sich auszanken läßt, was 
für die Verträglichkeit der übrigen von größter Wichtigkeit. — Dieser 
‚passive Sündenbock wird durch ein anderes Individuum ergänzt, 
den aktiven Erheiterer, den Spaßmacher, den Witzbold, den Poin- 
tendreher, den epigrammatischen Buffo, den piqueur und farceur. 
— 3. Auf der Grenze der Partei steht der Überläufer, der Apostat 
und Renegat, der zur Partei gehört und auch nicht zu ihr gehört. 
Dies Individuum folgt dem Siege der Parteien. Wo es sich befindet, 
markiert es denselben, wie die Nummern eines Pegels den Wasser- 
stand. Während der gefahrvollen Momente einer Partei wird es 
untätiger, unsichtbarer. Krankheit, Reisen, Familienabhaltungen etc. 
nötigen ihm dann eine Stellung A part auf. Aber sowie die Krisis 
vorüber und der Sieg hier oder dorthin gesichert ist, erscheint es 
wieder und bleibt entweder bei der früheren Partei, sofern sie die 
triumphierende, oder es geht zu einer andern gewöhnlich mit der 
Einleitung über, daß es das private und öffentliche Verhältnis ver- 


!) Man denkt hier unwillkürlich an Motteler, den „roten Postmeister“, 
der das in Deutschland in den achtziger Jahren verbotene und darum in 
Zürich gedruckte Organ der deutschen Sozialdemokratie, den „Sozialdemokrat“, 
trotz aller Wachsamkeit der deutschen Polizei unter allen möglichen, stets 
wechselnden Deckadressen in Deutschland zu verbreiten wußte. 
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mischt, mit einem Mitglied der vorigen Partei sich persönlich über- 
wirft und damit sein Ausscheiden pathologisch motiviert. Die andere 


Partei nimmt den Überläufer gewöhnlich deshalb auf, weil sie von 


ihm die geheimen Beziehungen ihrer Gegnerin zu erfahren hofft. 
Gegen niemand, als gegen den Überläufer hat man daher vorsichtiger 
zu sein. Er macht den geradesten Gegensatz zu dem wahrhaften 
Parteiführer aus, der alle Interessen seiner Partei mit unermüdlicher 
Tätigkeit als seine eigensten behandelt und bis zur höchsten Auf- 
opferung, bis zu der des Lebens, für sie zu wirken entschlossen ist 
(idem). — Es gibt zwar auch Höhergestellte in der Partei, die zu 
Überläufern werden, die Parteiführer selbst gelegentlich, und deren 
Gewinnung gilt für den höchsten Triumph der Gegenpartei. Aber 
dieser Fall ist kein typischer, sondern unvorhergesehen, während 


es sich hier nur um die Typen der Parteigänger handelt. Der typische 
Überläufer ist ein schwacher Mensch, der andere ein schlechter, per- | 
fider Kerl. Was aber soll man von denjenigen sagen, die sich der 


Gegenpartei anfreunden, ohne sich zu demaskieren, und dadurch 


| 


die Partei selbst korrumpieren? Vgl. auch Machiavelli, Discorsi, 


Buch I, Kap. 41, Schluß. 
2. Teilung 


der Partei in Unterabteilungen (vgl. Rosenkranz, S. 26f.). Jede 


Partei enthält in sich selbst eine große Abstufung des Maßes 


4 


von Energie, wodurch eine große Verschiedenheit der Ansichten 


erzeugt wird. Die extremen Anhänger jeder Meinungsnüance 
heißen Ultras; es sind die politischen Extreme nach beiden 
Seiten: zur Zeit der französischen Revolution gab es Ultrarevolu- 
tionäre (die Jakobiner) und nach der Restauration der Bourbons 
Ultraroyalisten (Adels- und Priesterpartei zu Gunsten der Wiederein- 
führung der absoluten Monarchie mit allen Mißbräuchen und ver- 


alteten Zuständen) — so ähnlich in der Schweiz zur Zeit der Helve- 
tik und bei Einführung des Bundesvertrages von 1815. — Die Nüancen 
selbst sind die Fraktionen, Koterien und in ihrer schärfsten Zu- 


spitzung die Clique. Fraktion einmal (als Name einer Volkspartei; 


von der Fraktion als parlamentarischer Partei war oben S. 82,° 


die Rede) ist die Repräsentation eines Gegensatzes innerhalb der 
Partei selbst. In der Regel sind es deren drei: rechte und linke 
Seite und Zentrum. Rechte Seite ist diejenige Fraktion, welche 
ihre Entstehung als solche, die Vergangenheit, aus der sie herkommt, 
noch an sich hat. Die Linke dagegen diejenige Fraktion, welche 


| 
| 
| 
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die Keime der Zukunft, das ungeduldige Hinausdrängen über die 
Gegenwart, die schroffe Negation derselben zu ihrem Charakter hat. 
Beide stehen sich innerhalb der Partei mit einer notwendigen 
Spannung gegenüber: jene als die senile, noch mit dem Alten un- 
mittelbar verflochtene Fraktion; diese als die juvenile, die in der 
Vorstellung der andern Zeit schwelgt. Jene ist für diese zu langsam, 
zu furchtsam; diese für jene zu rasch, zu tollkühn. — Zwischen 
beiden steht das Zentrum, welches die Neigung zum Stillstand 
mit der Wagelust des Fortschritts, die zögernde Vorsicht mit der 
phantastischen Übereilung vereint und aus dem Konflikte der Oppo- 
sition innerhalb der Partei durch Opposition gegen beide Extreme 
seine Kraft zieht. Es nimmt insofern für die einzelne Partei die- 
selbe Stellung ein, welche die Regierung im Staat (d.h. in der kon- 
stitutionellen Monarchie) für die verschiedenen Parteien desselben 
und muß sich daher, wie diese, darauf gefaßt machen, mit doppelten 
Beschuldigungen überhäuft zu werden. Die Rechte wirft ihm vor, 
von der Linken sich zu vorzeitigem Übermut fortreißen — die Linke 
dagegen, sich von der Rechten an Vorurteilen, leeren Bedenklich- 
keiten zurückhalten oder gar zu retrograden Schritten verleiten zu 
lassen. Diese Vorwürfe werden auch stets einige Wahrheit haben, 
da eine mathematisch genaue Mitte, eine vollkommene Symmetrie 
der Gründe und Gegengründe, des Zurück und Vorwärts, für den 
empirischen Menschen nicht wohl möglich ist. Die Schwankungen 
des Zentrums müssen sich aber in ihm so ergänzen, daß ihre Sum- 
mierung approximativ die Mitte gibt. 

Koterien und Cliquen. Koterien sind die Fraktionen der Frak- 
tion. Die Widersprüche innerhalb der ganzen Partei und ihre Ver- 
tretungen in den Fraktionen wiederholen sich nämlich innerhalb 
einer Fraktion: wie die Partei, so hat die Fraktion ihr Zentrum und 
ihre rechte und linke Seite, und diese Unterschiede sind die Koterien. 
„Da ihre Mitglieder in geselliger Beziehung meistens einen engern 
Verkehr unterhalten werden, so erzeugt sich aus solcher vertrau- 
licher Beziehung bald eine eigentümliche Modifikation der Sprache, 
welche nur dem der Koterie Angehörigen verständlich ist, weil 
sie Bedeutungen, Stichwörter, Anspielungen, ja neugeprägte Aus- 
drücke enthält, die nur unter den angegebenen Bedingungen der 
persönlichen Sympathie und des näheren Umganges Sinn haben.“ 
Clique ist die abermalige Spezifikation der Koterie. — Beide Unter- 
arten der Fraktion fallen aber stark ins Persönliche und Selbstsüch- 
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tige, und namentlich die Clique ist ausschließlich als solche Partei- 
bildung angesehen, die nicht das allgemeine Interesse, sondern das 
ihrer Mitglieder verfolgt (vgl. oben S. 83). 


3. Die Stellung zur Regierung. 


Einleitende Bemerkung. Mit Punkt 3 beginnt die Frage nach 
der Wirksamkeit der Parteien, während 1 und 2 die Organisation 
betrafen. Die Wirksamkeit der Partei ist Kampf. Das Partei- 
leben ist ein Kampf, wie das Leben des einzelnen Menschen. Wie 
es vom Menschen heißt, „Der Mann muß ein guter Kämpfer sein,“ 
so soll es auch die Partei, und je nach der Stimmung dazu und dem 
Erfolg davon heißt es da wie dort: „Das Leben ist ein Kampf, 
juchhe!“ oder aber „Das Leben ist ein Kampf, o weh!“ — Gegner 
ist die Gegenpartei, aber auch die Regierung insofern, als dieser 
die Richtung der Partei gegeben und jeder Einfluß der andern 
Partei unmöglich gemacht werden will, und die Art und Weise, 
wie dieser Kampf geführt wird, ist die Pragmatik, Taktik und 
Strategie der Parteien, das sogenannte Spiel derselben (Rosenkranz). 
— Im Verhältnis zur Regierung besteht nicht unbedingt Kampf, son- 
dern es kommt auf die Stellung zu ihr an; im Verhältnis zur Gegen- 
partei bezw. zu den Gegenparteien ist unbedingt Kampf, und daher 
handelt es sich hier nur um die Mittel des Kampfes, die im 
Falle des Kampfes mit der Regierung auch gegen diese nach Maß- 
gabe der Verwendbarkeit zur Anwendung kommen. Danach scheidet 
sich die folgende Darstellung. 

Betr. die Stellung der Parteien zur Regierung, welche den eigent- 
lichen Gegenstand dieses 3. Punktes bildet, kommen in Betracht: 
a) Rangstellung, b) Regierungs- und Oppositionsparteien und c) Ge- 
heimbünde. | 

a) Rangstellung. Dieselbe kann an sich, wie die Rangstel- 
lung zweier Potenzen überhaupt zueinander, in Über-, Unter- oder 
Nebenordnung bestehen. Ob sie im einen oder andern bestehe, dafür 
kommt es wesentlich auf die staatsrechtliche Stellung der Regierung. 
an, und diese ist abhängig von der Staatsform: ob Demokratie oder. 
Monarchie, bezw. ob parlamentarische, konstitutionelle oder abso- 
lute Monarchie. Die politische Stellung der Regierung zu 
den Parteien istalso, wie ganz natürlich, durch die staats- 
rechtliche bedingt, und zwar kommt es darauf an, ob nach! 
der staatsrechtlichen Stellung die Regierung auf Volk oder Parlament 


IV. Organe. 97 


beruht oder aber mehr oder weniger auktoritär’ ist. Danach ist 
denn zu unterscheiden zwischen Demokratie und parlamentarischer 
Monarchie einerseits, der konstitutionellen Monarchie andererseits 
und der absoluten Monarchie oder Despotie zum dritten. — 

a) Demokratie und parlamentarische Monarchie. Beide 
haben das miteinander gemein, daß nicht nur eine Volksvertretung vor- 
handen ist, sondern daß durch diese hauptsächlich auch die Regierung 
bestimmt wird, wo nicht durch das Volk selbst. Nur in der reinen 
Demokratie wählt das Volk die Regierung und beeinflußt sie 
dadurch unmittelbar; in der repräsentativen Demokratie wählt es 
nur die Volksvertretung (die sogenannte Repräsentative, daher der 
Name dieser Demokratie), aber die Volksvertretung wählt die Re- 
gierung; in der parlamentarischen Monarchie wird zwar die Re- 
gierung vom Monarchen gewählt, aber nach dem Willen bezw. Mehr- 
heitswillen des Parlamentes. Also gerade mit Bezug auf die Re- 
gierung sind sich Demokratie und parlamentarische Monarchie gleich, 
eben darin, daß die Regierung von keinem Monarchen bezw. nicht 
vom Monarchen, sondern von der Volksvertretung oder vom Volk 
selbst abhängig ist. Die Stellung der Regierung zu den parla- 
mentarischen oder Volksparteien ist daher hier die der 
Unterordnung. Diese Unterordnung ist aber verschieden, je nach 
der Stellung der Parteien zueinander. 1. Wenn nämlich eine Partei 
übermächtig über alle anderen ist, so ist die Regierung ‚eine 
Parteiregierung, d.h. die Regierung besteht ganz aus Männern 
dieser Partei und wird nach dem Willen dieser Partei gelenkt. Die 
Partei selbst ist Regierungspartei in dem Sinn, daß sie selber 
die Regierung, ihre Besetzung und ihre Führung, bestimmt, und im 
Gegensatz zu ihr heißt die andere oder die anderen Parteien 
Oppositionsparteien, als Parteien der Opposition nicht sowohl 
gegen die Regierung, als gegen die Regierungspartei, von welcher 
die Regierung abhängig ist. — Die Parteiregierung kann zwischen 
den Parteien regelmäßig wechseln oder kasuell von einer auf 
die andere übergehen. Wechselnde Parteiregierung besteht, wenn 
‚die Parteien konstant und ungefähr gleich stark sind; so in England 
zwischen Whigs und Tories und in den Vereinigten Staaten zwischen 
Republikanern und Demokraten. Ein kasueller Übergang dagegen 
findet statt je nach dem Auftreten einer übermächtigen Partei: im 
Kanton Zürich gab es eine demokratische Parteiregierung in den 
70er Jahren, darauf im Anfang der 80er eine liberale. — 2. Wenn 
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dagegen zwei oder mehrere Parteien zu gleicher Zeit ungefähr gleich 
stark sind, so kommt es zu einem sogenannten Koalitionsmini- 
sterium, besetzt aus den verschiedenen Parteien gleichmäßig bezw. 
nach Maßgabe ihres Stärkeverhältnisses. Ein solches Ministerium 
ist die heutige Zürcherische Regierung; auch in England gibt es 
gelegentlich Koalitionsministerien aus Whigs und Tories. In diesem 
Fall sind beide bezw. alle Parteien Regierungsparteien, und eine 
Oppositionspartei gibt es eigentlich nicht oder doch nur von uner- 
heblicher Bedeutung, sonst wäre sie eben auch Regierungspartei 
bezw. in der Regierung vertreten. 

ß) Konstitutionelle Monarchie. Sie unterscheidet sich von 
den vorigen Staatsformen dadurch: zwar ist, wie in Demokratie 
und parlamentarischer Monarchie, auch eine Volksvertretung vorhan- 
den und wird die Regierung, wie in der parlamentarischen Monarchie, 
vom Monarchen gewählt. Aber, wie Monarch und Volk als unmittel- 
bare Organe gleichberechtigt sind, so stehen auch die von ihnen 
gewählten Organe, einerseits die Regierung und andererseits das’ 
Parlament, sich gleichberechtigt gegenüber — im Gegensatz zur 
parlamentarischen Monarchie. Hier sind Monarch und Volk auch‘ 
unmittelbare Organe, aber die von ihnen gewählten Organe, Parla- 
ment und Regierung, stehen sich nicht gleich, sondern diese ist, 
jenem untergeordnet. — In der konstitutionellen Monarchie ist also’ 
die Stellung der Regierung zu Parlament und Volk bezw. 
zu den darin herrschenden Parteien die der Nebenordnung. 
Das zeigt sich in der Besetzung und in der Führung der Regierung. 
Die Besetzung der Regierung durch den Monarchen geschieht ohne 
Rücksicht, wenigstens ohne ausgesprochene Rücksicht auf Parteien. 
Die Führung der Regierung ihrerseits findet zwar nicht ohne alle 
Rücksicht auf die Parteien statt, sonst wäre sie zu sehr erschwert; 
aber in Art und Maß der Berücksichtigung bezw. Beeinflussung der 















Parteien ist die Regierung frei. Es gibt zwei verschiedene Arten 
der Berücksichtigung der Parteien. 1. Entweder werden alle Par- 
teien möglichst gleich berücksichtigt; das ist die Politik des juste 
milieu. Die Regierung sucht die Parteien durch eine Ausgleichung 
zu neutralisieren, indem sie der einen und der andern Zugeständnisse 
macht und durch dieselben der Gerechtigkeit zu genügen strebt. 
Einen Augenblick hindurch wirkt dies auch auf die Partei, welche 
sich gefördert sieht, günstig. Weil aber gleichzeitig oder bald dar- 
auf die Gegenpartei gleicher oder gar größerer Begünstigung sic 
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erfreut, so hebt sich der Gedanke wieder auf, die Regierung im 
Prinzip bestimmt zu haben. Das Vertrauen beider Parteien zur Re- 
gierung verkehrt sich daher in Mißtrauen gegen sie. Beide fangen 
an, sie der Heuchelei, der Schwäche, der Ratlosigkeit zu beschuldigen. 
Die Regierung, statt über den Parteien zu stehen, gerät in die 
schlimme Stellung, zwischen dieselben zu geraten (Rosenkranz). Das 
war die Politik und das Schicksal Louis Philipps. — 2. Oder die Re- 
gierung schließt sich an eine bestimmte Partei an. Der Anschluß 
an eine Partei ist entweder ein Anschluß ohne weiteres an die- 
jenige Partei, welche den Grundsätzen der Regierung am nächsten 
steht, bezw. ein Anschluß dieser Partei an die Regierung, oder ein 
Anschluß gestützt auf ein Übereinkommen mit einer Partei, um 
deren Unterstützung zu gewissen Maßregeln zu gewinnen. Im letztern 
Fall paktiert die Regierung mit der Partei, und gerade dieses Pak- 
tieren zeigt die Stellung der Nebenordnung der Regierung neben den 
Parteien, indem es gleichberechtigte Vertragsparteien, Regierung und 
Partei, voraussetzt. — Auch auf seiten der konstitutionellen Mon- 
archie heißt die Partei, welche mit der Regierung, freiwillig oder 
kraft Übereinkommens, zusammengscht, Regierungspartei, und die 
andere bezw. die anderen: Oppositionsparteien — beides aber 
in anderem Sinn als unter dem demokratischen oder parlamentari- 
schen Regime: die Regierungspartei bestimmt nicht die Regierung, 
sondern wird von ihr oder doch durch das Übereinkommen mit 
ihr bestimmt, und die Oppositionsparteien richten sich nicht sowohl 
gegen die Regierungspartei, als gegen die Regierung selbst, von der 
die Regierungspartei mehr oder weniger nur abhängt und mit deren 
Kursänderung sie so wie so die Bedeutung als Regierungspartei ver- 
liert. — In der konstitutionellen Monarchie namentlich zeigen sich 
daher korruptive Formen der Regierungs- und der Oppositionspartei, 
zu denen die eine und die andere durch die selbständige Stellung 
der Regierung verleitet wird, um deren Gunst und die damit ver- 
bundenen Vorteile zu gewinnen: zu diesem Zwecke hängt man ihr 
an oder man macht ihr Opposilion, um sich erkaufen zu lassen. 
Beim demokratischen oder parlamentarischen Regime sind solche 
korrupte Parteien als Parteien nicht möglich, weil es hier nicht 
auf die Regierung, sondern auf die Partei ankommt, welcher die 
Regierung untertan ist — einzelne Persönlichkeiten dieser Art gibt 
es natürlich unter jedem Regime, speziell auch unter dem demokra- 
tischen der Schweiz. — 5 
7= 
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y) Absolute Monarchie und Despotie Hier gibt es 
kein stimmfähiges bezw. wahlfähiges Volk und keine Volksver- 
tretung; die Regierung herrscht unumschränkt. Daher steht sie 
über den Parteien, soweit es deren überhaupt gibt; ihre Stel- 
lung ist die der Überordnung. Man spricht zwar von Über- 
ordnung der Regierung über den Parteien auch sonst, auch bei 
anderen Staatsformen, als politischem Gebot: die Regierung soll 
über den Parteien stehen! Das heißt aber nur, daß sie von den 
Parteien unabhängig sein soll, nicht des weiteren, daß die Parteien 
umgekehrt von ihr abhängig sein sollen. Unabhängig von den Par- 
teien aber ist die Regierung der Natur der Sache nach, wie gezeigt, 
nur in der konstitutionellen Monarchie; in der Demokratie und parla- 
mentarischen Monarchie steht sie unter ihnen. — Gibt es aber in der 
absoluten Monarchie und Despotie überhaupt Parteien? Die Über- 
einstimmung des Volkes mit der Regierung gilt als selbstver- 
ständlich. Soweit daher hier Parteien auftreten, sind sie gegen 
die Regierung gerichtet, gerichtet auf Abschaffung von deren Allein- 
herrschaft und auf Einführung einer freieren Staatsform, und sind 
daher von ihr unterdrückt, kurz es sind regierungsfeindliche 
Geheimbünde. So die Nihilisten in Rußland, die Jungtürken in 
der Türkei (vgl. schweiz. Bundesblatt 1901, III S. 940). 

b) Regierungs- und Oppositionspartei. Hierbei handelt es 
sich nicht um den Rang zwischen Regierung und Parteien, sondern 
um Freundschaft oder Feindschaft zwischen den beiden Teilen. 
Je nachdem nämlich eine Partei mit der Regierung geht oder ihr 
entgegenstrebt, ist sie Regierungs- oder Oppositionspartei. Statt Re- 
gierungspartei spricht man auch von Ordnungspartei. „Ordnung“ 


ist hier diejenige Ordnung von Recht und Gesetz, welche im Sinne 


der jeweiligen Regierung liegt, als ob alle andern politischen Be- 


strebungen, insbesondere eine liberalere Gestaltung der politischen 


Rechte, zur Unordnung und zum Umsturz führen müßten (Richter, | 


Politisches ABC-Buch, Artikel „OÖrdnungsparteien‘“). Im Namen Ord- 


\ 
ö 


nungspartei liegt also schon ein verwerfendes Urteil gegen die Oppo- 


sitionsparteien. — Regierungs- oder Oppositionspartei sind also keine 


besonderen Arten von Parteien, sondern von Parteistellungen zur 


Regierung; jede Art von Partei kann zur Regierungs- oder Opposi- 


fionspartei werden, je nach der Haltung der Regierung. Die 
Bedeutung von Regierungs- und ÖOppositionspartei ist aber wesent- 
lich verschieden je nach der Regierungsform, unter der sie wirken, 


| 
| 
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wovon bereits im vorigen Abschnitt die Rede war; ein weiteres ist 
darüber nicht zu sagen. — Von der Regierungspartei speziell ist 
wohl zu unterscheiden die sogenannte Camarilla. Camarilla heißt 
die Partei der nächsten Umgebung des F ürsten, die Partei des Hofes 
und der Günstlinge, im Unterschied zur Regierungs- wie zur Oppo- 
sitionspartei als Volks- oder parlamentarischen Parteien, die ge- 
legentlich mit der Oppositionspartei gegen Regierung und Regierungs- 
partei zusammengeht, wenn deren Politik den Interessen der Hof- 
partei zuwiderläuft. Über diesen Widerpart seiner Politik hat sich 
Bismarck oit und bitter beklagt. Camarilla gibt es übrigens nicht 
nur an fürstlichen Höfen, sondern soweit sich eben um eine Re- 
gierung ein Hof von Nepoten und Günstlingen bilden kann. 

c) Geheimbünde. Dieselben sind, kurz gesagt, unterdrückte 
Oppositionsparteien, womit zugleich die Stellung dieses Abschnittes 
zum vorigen bezeichnet ist. Sie kommen vorzugsweise da vor, wo 
Parteien überhaupt nicht geduldet werden: in der absoluten Mon- 
archie und Despotie; so die bei diesen Staatsformen obenge- 
nannten Parteien der Nihilisten und Jungtürken. Dazu gehörten 
auch die Carbonari (d.h. Köhler) in Italien, gegründet zur Zeit der 
napoleonischen Herrschaft gegen diese, also ursprünglich eine 
patriotische Partei gegen Fremdherrschaft, und fortgesetzt gegen das 
zur Zeit der Restauration wiedereingeführte alte absolute Regiment, 
und andere. — Geheimbünde können aber auch vorkommen unter 
freieren Staatsformen, sofern Parteien nicht geduldet wer- 
den. Hier ist die Unterdrückung von diesen Ausnahme und 
erhebt sich die Frage, unter welchen Umständen die Unterdrückung 
gerechtfertigt sei. Zur Rechtfertigung der Unterdrückung genügt 
es offenbar nicht, daß die betr. Parteien „förmlich gegliederte Orga- 
nisationen seien, welche einer Partei befehlende Gewalt, regelmäßig 
verteilte untergeordnete Behörden, einen genau geregelten Zusammen- 
hang und eine Verfügung über Geld und Menschenkräfte geben‘, 
wie Mohl (Encykl., S. 657, Note 2) meint — sonst müßten die Frei- 
maurer wie die Jesuiten unterdrückt werden. Nicht zu dulden auch 
unter freieren Staatsformen sind bloß solche Parteien, welche ent- 
weder die Parteiparole über das Staatsgebot stellen, wie die 
Jesuiten und andere der ultramontanen Propaganda dienenden Kongre- 
gationen, wie solche jüngst aus Frankreich ausgewiesen worden 
sind, oder welche die Gewalttat, das Verbrechen, zum Mittel 
gegen den Staat benutzen, wie die Anarchisten, die Fenier etc. — 
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nicht aber die Sozialdemokraten, auch nicht um ihrer internationalen 
Verbindung willen, als sogenannte Internationale, sonst müßten wie- 
der auch die Freimaurer verfolgt werden. — Geheimbünde anderer 
Art:sind die Camorra und Maffia und die Freimaurer. Alle 
drei sind nicht staatliche, d. h. nicht gegen den Staat selbst, sondern 
segen die Gesellschaft oder bestimmte gesellschaftliche Klassen ge- 
richtete Geheimbünde. Die Camorra war eine auf Erpressung und 
auf Brandschatzung der Besitzenden ausgehende Verbrecherbande 
in Neapel, und die Maffia ist nichts anderes als die Übertragung der 
Camorra auf Sizilien, zur Unterstützung des dortigen Brigantentums. 
Die staatliche Pflicht der Verfolgung beider ergibt sich danach von 
selbst. Die Freimaurer ihrerseits sind ein Geheimbund, Jer gegen 
die Jesuiten gerichtet und den alten „Bauhütten‘, d. h. den Zünften 
der Maurer und Steinmetzen nachgebildet ist. Er hat sich aber heute 
überlebt und ist hohler Mystizismus mit einem Hokuspokus von Auf- 
nahmegebräuchen und Erkennungszeichen (vgl. die Broschüre ‚Unter 
dem Sargdeckel‘“) oder, soweit von Realität, eine Versicherung auf 
Gegenseitigkeit der Mitglieder selbst, eine Beförderungsanstalt für 
politische und andere Streber, Stellenjäger etc. 


4. Der Kampf der Parteien, 


bezw. die Mittel desselben; vgl. die einleitende Bemerkung zu Ab- 
schnitt 3. | 

Im allgemeinen: „Die Art und Weise, wie dieser Kampf geführt 
wird, die Pragmatik, Taktik und Strategik der Parteien, das soge- 
nannte Spiel derselben (wie sie schon oben S. 96 bezeichnet wurde), 
ist im wesentlichen nach seinen Tugenden der Aufopferung wie 
in seinen Lastern der Selbstsucht immer und überall dieselbe. Die 
verschiedene Kulturstufe der Völker bringt allerdings Modifikationen 
der Form hervor, allein der Verlauf des Kampfes ist in seinen Haupt- 
momenten der nämliche. Auch die Leidenschaften, die sich in ihm 
entiesseln, sind, wie verschieden der Inhalt sei, in ihrem patholo- 
gischen. Formalismus, wie in der Steigerung ihres Kolorits immer 
und überall dieselben. -Jedesmal wenn ein solcher Streit ausgekämpft 
worden ist, hält man es für unmöglich, daß solche Erbitterung, 
solcher Haß, solche Wut, solche Schmähungen, solche 
Niederträchtigkeiten je sollten wiederkehren können. Allein 
umsonst. Mit dem frischen Interesse stellen sich auch die Leiden- 
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schaften, mit diesen auch die Maßlosigkeiten ihres Ausdrucks wieder 
ein; peccatur intra et extra‘ (Rosenkranz). | 

Im einzelnen lassen sich drei Arten von Mitteln enscheiens 
rein theorelische, theoretisch-praktische und praktische (nach eben- 
demselben), m.a. W., rein sachliche, sachlich-persönliche. und. per- 
sönliche Mittel. a) Rein sachliche Mittel. Diese beschränken 
sich auf die begriffliche Widerlegung der Ansichten der Gegenpartei 
und auf eine streng sachliche Kritik ihrer Handlungen und Cha- 
raktere. Dieser Standpunkt des Kampfes ist der würdigste und 
macht das Ideal aller Parteipolemik wie Parteiapologetik aus (idem). 
b) Die sachlich-persönlichen Mittel — es ist dies das Stadium, 
wo die sachliche Kritik in persönliche Verunglimpfung übergeht, 
Es mischt sich die Neigung ein, ohne alle Kritik vom Gegner auch 
das Albernste, das Schlechteste für wahr zu halten. Die moralische 
Delikatesse, worin alle Parteien in Ansehung ihrer Gegner außer: 
ordentlich feinfühlig sind, wird splitterrichtend. Die Leichtgläubig: 
keit an jede Dummheit, an jedes Laster, an jede Bosheit, welche 
dem Gegner aufgebürdet werden, wächst immer mehr. Die kleinsten 
Gerüchte dehnen sich schnell zur Riesengröße aus, und es werden bloße 
Mythen, werden die subjektivsten Vermütungen zu den ausgemach- 
testen Tatsachen gestempelt und, als aus sicherer Quelle mitgeteilt, 
mit Schadenfreude verbreitet. Das Unschuldigste wird verdächtigt 
und Zusammenhänge werden gesucht, wo sie geradezu unmöglich 
sind. Jeder nicht zur Partei Gehörige darf nichts als Verachtung 
und, als erklärter Gegner, nichts als Verfolgung erwarten. Ist es zu 
dieser Erhitzung der Gemüter gekommen, so verliert sich die Pole: 
mik bald in Lüge und Verleumdung, und diese ist es recht 
eigentlich, welche das theoretisch-praktische (sachlich-persönliche) 
Moment des Kampfes bildet. Das Calumniare audacter, semper ali- 
quid haeret, ist hier der Wahlspruch und die Konsequenzmacherei 
das Mittel, der Lüge den Schein der Wahrheit zu geben. Es braucht 
wohl kaum erwähnt zu werden, daß eine jede Partei gegen die 
andere wahr und gerecht zu sein, von ihr dagegen ungerecht und 
unwahr behandelt zu werden behauptet. Der Kunstgriff, über das 
Unglück des Parteizwistes zu jammern, dagegen das Glück des 
Friedens und der Ruhe zu preisen, wird von jeder Partei geübt; jede 
sieht nur in der andern, nicht in sich das Negative. Die Versiche- 
Tung, sine ira et studio zu sprechen und zu schreiben, wird hier 
das alltäglichste Motto (idem). — c) Die persönlichen Mittel. 
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Was nun die praktischen (persönlichen) Mittel des Kampfes betrifft, 
so sind sie unendlich mannigfaltig.. Mit der Bestechung wird der 
Anfang gemacht. Man geht von dem Axiom aus, welches Pitt im 
englischen Parlament aussprach, daß jeder Mensch seinen Preis 
habe. Wem man nicht mit Geld beikommen kann, den ladet. 
man zur Tafel; wen die Gourmandise nicht kitzelt, wen das 
Knallen der Champagnerkorke ungerührt läßt, den ködert man durch 
Schmeichelei. Wer gegen diese gleichgültig ist, der ist vielleicht 
schwach gegen das schwache, allein zugleich schöne Geschlecht. 
In allen großen Parteikämpfen haben Weiber wichtige Rollen ge- 
spielt, wiewohl ihr Anteil an den Begebenheiten oft unbekannt 
bleibt. Gelingt es mit dieser reizenden Verführung nicht, so be- 
ginnt der Zwang, erst noch als psychologisch-moralischer. Man 
droht, man schüchtert ein. Man intriguiert, bereitet Verlegenheiten, 
oft auf die einfachste, sogar offenste Weise. Wenn z.B. in Frank-' 
reich ein Journal nicht aufkommen soll, so vereinigen sich die übri- 
gen dahin, gar nicht von ihm zu sprechen. Das absolute Ignorieren 
wirkt tödlich und ist auch den stärksten Subventionen unüberwind- 
lich. Man nennt es alliance de silence (ein auch sonst dem Jour- 
nalismus bekanntes Kampfmittel). Noch ein Schritt weiter und die 
Verfolgung der Gegenpartei nimmt den Charakter der Tätigkeit an ; 
der Zwang wird Gewalt. Hiermit aber verändert sich die ganze | 
Physiognomie der Partei. Sie ist Faktion, sie ist Rotte geworden 
(factio, im Sinn von Zusammenrottung, Rotte), eine Form, welche 
im Mittelalter fast alle Parteien hatten!) und die in Europa erst seit’ 
der Zeit im Verschwinden begriffen ist, in welcher die Zentralisation” 
der Regierung mit der Macht der Öffentlichkeit sich zu vereinigen 
anfing (idem). — Faktion ist also wieder wie Koterie oder Clique 
nicht eine besondere Art von Partei, sondern jede Partei kann 
bezw. konnte dazu werden; während aber Koterie und Clique a 
Ausartung der Partei nach seiten des Zweckes bezeichnen, indem 
nicht mehr das allgemeine Interesse, sondern das persönliche Inter- 
esse der Mitglieder Zweck der Partei ist — bezeichnet Faktion die 
Ausartung der Partei nach seiten des Mittels: von den sonstigen 
Mitteln des Kampfes wird zur Gewalttat übergegangen. — Wahlum- 
triebe nehmen auch heute noch oft die Form der Faktion an, ohne 
es wirklich zu sein: so „wenn ungeheure Volksmassen sich B 


ı) Vgl. z.B. die romantische Schilderung solcher Parteifehden in Walter 
Scott, der Abt. | 
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sammeln, Banner mit drohenden Inschriften, mit Karrikaturen ein- 
hertragen, die Bildnisse der Minister verbrennen, Rednerbühnen auf 
den Straßen errichten, die Redner mit Eierschalen, Kartoffeln etc. 
beworfen, bald verhöhnt, bald vergöttert werden“ (Rosenkranz); 
aber ohne ernstliche Gewalt zu üben oder Schaden zu tun. — 
„Weiter als bis zur Faktion kann sich hier die Entwicklung der 
Partei nicht steigern. Mit ihr kommt es zum Aufstande, der einen 
sehr verschiedenen Umfang und Verlauf haben und wirklicher Krieg 
werden kann“ (idem). — d) Die Allianz, ein ganz anderes Mittel. 
Der Unterschied von den bisherigen besteht in drei Momenten: 
Zuständigkeit des Mittels, Ziel und Zeit der Anwendung, nämlich: 
die vorigen drei Mittel sind Mittel der Partei aus sich und gerichtet 
nicht sowohl gegen die Gegenpartei im ganzen, als vielmehr, vor 
allem die persönlichen Mittel, gegen die einzelnen Personen der 
Gegenpartei, um die Partei in ihren Mitgliedern, vorzugsweise in 
ihren Führern zu verderben, bezw. zum Abfall zu bewegen, und 
kommen jederzeit zur Anwendung. Die Allianz dagegen ist ein 
Mittel außer der Partei, bestehend in der Verbindung mit einer andern 
Partei und gerichtet gegen eine dritte Partei im ganzen, und 
kommt hauptsächlich nur bei Entscheidungskämpfen, Wahlen und 
‚Abstimmungen, zur Anwendung. — Dem Begriffe nach ist die 
Partei-Allianz die Verbindung verschiedener Parteien innerhalb eines 
Staates für Bestrebungen auch innerhalb dieses Staates. Dadurch 
ist sie verschieden einerseits von den sogenannten Internationalen 
(Ultramontanismus, Sozialisten), die nur Eine Partei vorstellen, aber 
in verschiedenen Staaten gleicherweise zur Erscheinung kommen 
— und andererseits von dem Fall, wo eine Partei mit einer Partei in 
einem andern Staat oder mit diesem andern Staat selbst bezw. dessen 
Regierung sich verbündet, um im eigenen Staate ihre Bestrebungen 
durchzusetzen, wie es in der alten Eidgenossenschaft wiederholt 
von Protestanten und Katholiken geübt wurde. Das letztere ist ein 
Abusus der Parteiverbündung, eine Gefahr für den inländischen 
Staat und daher von diesem durchaus zu bekämpfen. Im Gegensatz 
also zu diesen anderen Fällen ist die Allianz im vorliegenden Sinne 
eine wirkliche Parteiverbündung, nicht bloß die Verbindung einer 
und derselben Partei, und eine ordentliche, an sich erlaubte 
Parteiverbündung, keine Verbündung mit auswärtigen Mächten. — 
Die Voraussetzung dieser Parteiallianz ist ein gemeinschaftliches, 
bestimmtes einzelnes Interesse. Einmal ein gemeinschaftliches 
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Interesse, d.h. eine Bestrebung, wodurch sich die verbündeten Par- 
teien gleicherweise vom Gegner abgestoßen und zu einander hinge- 
zogen fühlen, und zwar eine sachliche Angelegenheit, z.B. die Ein- 
führung der Proportionalwahl, oder eine persönliche, als: Bekämp- 
fung einer verhaßten und Durchsetzung einer beiden Teilen genehmen 
Kandidatur. Im übrigen können die verbündeten Parteien einander 
mehr oder weniger fernstehen; wenn sie aber sonst einander gerade- 
zu entgegengesetzt sind, so spricht man von unnatürlichen Alli- 
anzen, so bei der Allianz von Ultramontanen und Sozialdemokraten, 
der „Schwarzen“ und ‚„Roten“. Immerhin kann es Zeiten geben, 
wo man nicht fragen darf, mit wem, sondern nur gegen wen 
man geht. Andererseits ist Voraussetzung ein bestimmtes 
einzelnes Interesse, auch bestimmte einzelne Interessen; wenn 
es aber so viele sind, daß die Parteien schließlich in ihrem 
Wesen übereinstimmen, bezw. wenn sie sich zur Bekämpfung 
der Gegenpartei im ganzen, nicht bloß in einzelnen Äußerungen ver- 
bünden (wie in der Schweiz gelegentlich Liberale und Demokraten 
als bürgerliche Partei gegen die Sozialdemokraten), so trilt Ver- 
schmelzung ein, d.h. Auflösung der Parteien als solcher und 

Bildung einer neuen Gesamtpartei oder Aufgehen der einen Partei 
in der andern — gerade wie bei völkerrechtlichen Allianzen: wenn 
zu viele gemeinschaftliche Interessen sich geltend machen, als daß 
die Vereinigung bloße Allianz bleiben könnte, so tritt Staatenbund, 
bezw. Bundesstaat ein. — Es gibt also zwei Klippen der Partei- 
allianz: wenn zu wenig gemeinschaftliche Interessen vorhanden 
bezw. die Parteien sich sonst zu fremd sind, so kommt es zu einer 
unnatürlichen Allianz, und wenn zu viel gemeinschaftliche Inter- 
essen: zur Verschmelzung der Parteien bezw. Auflösung als solcher. 


5. Auflösung 

der Parteien, erfolgt entweder auf natürlichem Wege oder gewaltsam 
durch die Regierung. | 

Auf natürlichem Wege erfolgt die Auflösung so: Tod ist 
zwar für das Parteileben unmöglich, wie für den Staat: ein Staat, 
die Verbindung eines Volkes mit einem Gebiet, stirbt nicht wie’ein 
einzelner Mensch, so daß er von der Stelle einfach verschwände — 
außer das Staatsgebiet würde total verschüttet oder von den Wellen 
verschlungen, und ebensowenig das Parteileben: so lange es einen 
Staat gibt, so lange gibt es Parteien, und wenn es nicht diese 


IV. Organe. 107 


Partei ist, so ist. es eine andere. Eine Partei kann nur dadurch 
verschwinden, daß sie sich entweder mit einer andern Partei ver- 
einigt oder in zwei oder mehrere Parteien zerfällt; wieder ganz 
wie der Staat, der nur aufgeht durch Vereinigung in dieser oder 
jener Weise mit einem andern Staat oder durch Zerfall in mehrere 
Staaten. .Jenes ist der Fall der Verschmelzung. Er kann ein- 
treten als Folge der Allianz,. von der oben die Rede war, und das 
ist der gewöhnliche Fall der Verschmelzung. Diese kann aber auch 
stattfinden ohne vorhergehende Allianz; immerhin muß die Vor- 
aussetzung der Allianz, gemeinsame Interessen, vorhanden sein und 
zwar in einem Maß, daß eben Wesensgleichheit vorhanden ist.. — 
Andererseits das Ereignis des Zerfalles einer Partei in zwei oder 
mehrere. Veranlassung dazu ist die Tatsache, daß die Aufgabe, für 
welche sich die Partei konstituiert hatte, erfüllt ist, und die Partei sich 
für die neuen Aufgaben, die sich herausstellen, nicht mehr zu einigen 
vermag. Eine Partei muß, wie alles in der Welt, fort- 
schreiten, um fortzubestehen. — Die Folge der Tatsache aber 
ist: Konstituierung der dissentierenden Teile zu selbständigen Par- 
teien, sofern die Teile numerisch stark genug und ihre Richtungen 
von denjenigen bestehender Parteien different genug sind — andern- 
falls Auflösung in die ihnen am nächsten verwandten Parteien. — 
Ein Beispiel ist die demokratische Partei des Kantons Zürich: 
die Aufgabe der politischen Volksrechte ist erfüllt, und über die 
weiteren Aufgaben (Proportionalwahl, Volkswahl des Bundesrates, 
Recht auf Arbeit, Revision des Fabrikgesetzes, des Steuergesetzes 
betr. Erweiterung der Progression und der Vorsorge, etc.) ist die 
Partei in sich uneins geworden. Aber beide Teile sind für sich 
jedenfalls nicht mehr stark genug, um sich selbständig zu machen. 
Die Rechte ist auch nicht mehr different genug von den Liberalen, 
um nicht schließlich in diese aufzugehen: größere Fortschritte will 
sie nicht und kleinere wollen auch die Liberalen, und so wird 
ein „Versöhnungsbrei“ aus beiden. Nach links wäre noch 
Platz genug für eine selbständige Richtung, für eine sozial- 
politische Partei, die in den nächsten Aufgaben mit der Sozial- 
demokratie zusammenginge und von dieser sich doch durch das 
Festhalten an den bisherigen Grundlagen des Staates unterschiede; 
aber der Teil ist für sich zu schwach, .daher wird er durch das 
Beharren. der Rechten zur Sozialdemokratie hinübergetrieben. — 
Die Scheidung innerhalb der Partei hat sich zu vollziehen begonnen 
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mit der Absage der Mehrheit der demokratischen Partei im Jahr 
1898 an die sozialdemokratische Partei, mit der die Demokraten sonst 
immer bei Gelegenheit zusammengegangen waren, und diese Absage 
war ein politischer Fehler der Führer, den die Partei mit ihrer Auf- 
lösung zu büßen haben wird. Die Absage beruhte offenbar auf 
einer Verquickung der kantonalen mit der eidgenössischen Politik, in 
welch’ letzterer die Gegensätze andere sind und Liberale und Demo- 
kraten sehr wohl zusammengehen können. Auf diese Führer paßt 
genau, was in einem Nachruf auf den Genfer Favon über dessen 
älteren politischen Freund Carteret gesagt worden ist: „Der über 
70 Jahre alte Carteret glaubte, daß die Weltnach Erfüllung 
seines Programms stillstehen müsse, während die jüngere 
radikale Schule, an deren Spitze Favon, Gavard, Lachenal, P. Mau- 
riaud standen, eine fortschreitende Entwicklung im Staate wie im 
Schulwesen verlangten‘ (siehe den Berner ‚Bund‘ 1902, Nr. 142). 
— Die Auflösung der demokratischen Partei steht auch in anderen 
Kantonen bevor, hat auch im Kanton Genf begonnen seit dem 
Generalstreik, Milte Oktober 1902. Überhaupt verfällt jede 
Partei, die sich rechts hält, dem Untergang, die andern 
gehen über sie hinweg — das ist eine Art Naturgesetz. Und 
die Linke der Demokratie wird zur Sozialdemokratie hinübergetrieben, 
wie der große nationale Schweizerische Grütliverein, der mit Sack 
und Pack ins sozialdemokratische Lager hinübergezogen ist ;‚ das ist 
die Schuld der Rechten der Demokratie. 

Andererseits die gewaltsame Auflösung durch die Regierung. 
Voraussetzung ist, daß die Partei mit der Rechtsordnung selbst in 
Konflikt gerät oder daß die Regierung das Parteileben beherrscht. 
Eine die Rechtsordnung verletzende Partei, welche also das Ver- 
brechen zum Kampfmittel nimmt, kann und muß in jedem Staat’ 
von Staats wegen, also gewaltsam, unterdrückt und aufgelöst werden, 
selbst in der Demokratie, sonst gibt sich der Staat selbst preis. — 
Sonstige Parteien dagegen können nur unterdrückt werden, wo die 
Regierung eine ihnen übergeordnete Macht bildet; dieser Fall kommt 
also hauptsächlich nur unter absolutistischen oder despotischen Re- 
gierungen vor und bildet den eigentlichen Fall der gewaltsamen 
Auflösung — gewaltsam nicht nur dem Mittel, sondern auch dem 
Motiv der Auflösung nach. Veranlassung dieses Falles bildet ein- 
fach der Widerstand der Partei gegen die Bestrebungen der Regierung, 
bezw. der Kampf um eine freiere Regierung, und dieser Kampf 
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hat mehr oder weniger die Unterstützung des ganzen Volkes für 
sich, im Gegensatz zum Kampf gegen die Rechtsordnung. Über 
die Folge der gewaltsamen Unterdrückung in diesem Fall, der allein 
vorausgesetzt ist, sagt Rosenkranz: „Die Folge derselben ist un- 
fchlbar das Entstehen geheimer Gesellschaften, welche den 
Parteizweck im stillen weiter verfolgen. Ephemere Koalitionen 
kann der Terrorismus der Gewalt vernichten, allein von ihnen würde 
auch die Regierung nie etwas zu fürchten gehabt haben, und gewalt- 
same Maßregeln würden mithin gegen sie nur lächerlich sein. Die 
Partei aber, welche aus substantiellem Boden entsprossen ist, muß 
sich wiedererzeugen, und kann sie es nicht offen, so tut sie es 
heimlich. Die gewaltsame Behandlung einer Partei, die einen wesent- 
lichen Zweck des Staates zu realisieren strebt, vermag dieselbe 
nicht zu vernichten, sondern bewirkt nur eine Verzögerung ihrer 
Entwicklung. Aber mit den geheimen Gesellschaften, die wie ein 
unsichtbares Netz in den Staat sich einweben, ist die Regierung 
viel übler daran, als mit den Parteien, deren Manifestation sich 
offen darlegen darf; denn diese Gesellschaften pflegen, wenn sie 
sich bedrängt sehen, fanatisch zu werden, im Fanatismus aber 
Verschwörungen anzustiften, d.h. geheime Vorbereitungen zu 
treffen, den plötzlichen Umsturz der Regierung zu bewirken. Diese 
Form der Partei, die Reproduktion der Faktion in dem Dunkel 
des Geheimnisses, ist daher die in jeder Hinsicht für die Regierung 
gefährlichste.“ 


C. Öffentliche Meinung und Zeitgeist. 
I. Öffentliche Meinung. - 


Auch Volksmeinung, Gesamtmeinung, Kollektivrmeinung genannt; 
römisch: tacitus consensus und, mit Bezug auf die Schätzung des 
Individuums nach Ehre und Ansehen, existimatio. 

Vgl. v. Holtzendorff, Wesen und Wert der öffentlichen Mei- 


nung. 
1. Begriff und Wesen, 


Der Begriff ist sehr schwer zu fassen; was Öffentliche Meinung 
ist, wissen alle und weiß im Grunde keiner. Daher findet sich ent- 
weder überhaupt keine Definition, sondern bloße Bezeichnung von 
Symptomen; so in Bluntschli und selbst in der zit. Schrift von 
v. Holtzendorff, deren Titel schon dafür bezeichnend ist. Oder dann 
bedient man sich der Blumensprache oder der Gleichnisse: „puissance 
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invisible, qui sans tr&sors, sans gardes et sans arm&e, donnait des 1oid 
a la ville et jusque dans le palais du roi“ (Necker, zitiert in 
v. Holtzendorff, S. 26) — „Die öffentliche Meinung ist die VI. Groß- 
macht“ (Napoleon III., in v. Treitschke, I, S. 146). | 

Öffentliche Meinung ist die Volksmeinung, diein einer 
Sache von öffentlichem Interesse die Öffentlichkeit be: 
herrscht. Die Merkmale des Begriffes sind folgende. 

a) Es ist eine Volksmeinung. Also jedenfalls keine Rec 
rungsmeinung. Die Regierungsmeinung ist nie identisch mit der 
öffentlichen Meinung. Diese kann zwar mit der Meinung der Staats- 
regierung zusammengehen, m.a.W., die Staatsregierung kann im 
Kampfe gegen politische und kirchliche Parteien die öffentliche Mei- 
nung auf ihrer Seite haben; in der Regel wird es umgekehrt sein, 
weil die öffentliche Meinung zumeist erst im Widerstand gegen ihr 
mißliebige Handlungen oder Zustände von öffentlichem Interesse sich 
bildet, also vorzugsweise gegen öffentliche bezw. staatliche Zustände 
sich richtet. Jedenfalls aber ist die Öffentliche Meinung ein Anderes 
als die Regierungsmeinung, eine Größe für sich, und möchte sie 
noch so sehr mit wc im Kampf gegen andere Meinungen übereins 
stimmen. | 

Es ist also eine orale ee Volkes oder aus dem Volke, 
etwas Volksmäßiges, iin Gegensatz zum Regiminellen. Worin aber 
besteht diese Volksmeinung? Sie ist einmal keine bloße Summe 
von Meinungen, sondern eine einheitliche, eine Gesamtmeinung. Sie 
ist keine bloße Summe von Meinungen. Weder von individuellen 
Meinungen, auch nicht von öffentlich geäußerten individuellen Mei- 
nungen, mögen sie noch so sehr mit einander übereinstimmen. Die 
öffentliche Meinung schweigt vielfach öffentlichen Stimmen gegen- 
über, um sich hinterher gegen diese geltend zu machen. — Noch 
ist sie eine Summe von Parteimeinungen; sie spricht sich gelegent- 
lich gegen alle diese aus. Das haben die Parteiführer und Preß- 
helden schon oft zu ihrem Erstaunen und Schrecken erfahren. Wenn 
sie alle einig waren in einem Plan, einer Wahl oder Abstimmung, 
so kam die öffentliche Meinung und warf alles über den Haufen. 
— Sie ist vielmehr eine einheitliche, eine Gesamtmeinung. Es 
verhält sich mit ihr wie mit dem Staat. Wie dieser die Staats- 
angehörigen wohl zum Substrat hat, aber nicht gleich ist der Summe 
der Staatsangehörigen, sondern eine eigene, dritte Person — so die 
öffentliche Meinung. Sie basiert ja wohl auf individuellen oder 
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Parteimeinungen, aber sie erhebt sich selbst zu einer moralischen, 
metaphysischen Person; das ist ihre Macht, daß sie wohl auf indi- 
viduellen Meinungen beruht, aber losgelöst, unabhängig ist von ihnen. 

Sie ist sodann auch keine mittlere Meinung, sondern die Mei- 
nung des Großteils des Volkes ohne Ansehen der Partei und des 
Standes. Sie ist keine mittlere Meinung, weder im Sinn von Mei- 
nung der Mittelklassen, noch im Sinn von politischer Durchschnitts- 
meinung. Bluntschli, Politik, S. 188 meint, sie sei die Meinung 
der Mittelklassen, wenigstens vorzugsweise, d.h. des sogenannten 
UI. Standes, der Bürger und Bauern, im Gegensatz zum. Geburts- 
und Geldadel und bezw. Klerus einerseits und zum Proletariat ande- 
rerseits. Für die Jetztzeit ist diese Meinung schon deshalb unzu- 
treffend, weil zur Öffentlichen Meinung die Meinung der Mehrheit 
des Volkes gehört, der sogenannte III. Stand für sich aber diesen 
Großteil nicht mehr ausmacht, wenn er ihn überhaupt je gebildet hat. 
— Biedermann, in Rotteck und Welckers Staatslexikon: sie sei die 
politische Durchschnittsmeinung, also etwa die liberale, demo- 
kratische Meinung zwischen der konservativen rechts und der radi- 
kalen (sozialdemokratischen) links. Das ist wieder unrichtig. Die 
öffentliche Meinung kann sehr extrem sein: sie war schon sehr 
konservativ, namentlich im Sinne des kirchlichen Konservatismus, 
und ist es in dieser Beziehung wohl noch; andererseits und noch 
mehr ist sie gelegentlich radikal, sonst käme es nicht zu Revolu- 
tionen oder auch nur zu Reformen und Revisionen. — Die öffent- 
liche Meinung ist vielmehr die Meinung der Mehrheit des Volkes 
ohne Ansehen von Partei oder Stand, m. a. W., sie ist die Diagonale 
der Kräfte der Parteien und Stände und indifferenter Ele- 
mente des Volkes, d.h. die Meinung, welche aus diesen wider- 
streitenden Kräften und nach Maßgabe von deren Stärke sich bildet 
— die Resultante aus dem Parallelogramm dieser Kräfte. 
Darum ist sie noch keine mittlere Meinung, wohl aber die stärkste 
Meinung. Sie kann mit einer Partei- oder Standes-, Klassenmeinung 
fast oder ganz zusammenfallen, wenn diese Meinung gegenüber 
andern übermächtig ist; aber sie ist doch nicht mit dieser Partei- 
oder Standesmeinung identisch, so wenig wie mit einer Regierungs- 
meinung, wenn sie mit dieser übereinstimmt. 

b) Die öffentliche Meinung ist eine Volksmeinung in einer 
Sache von öffentlichem Interesse. Es handelt sich bei diesem 
zweiten Merkmal also um den Gegenstand der öffentlichen Meinung. 
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Der Gegenstand muß zwar von öffentlichem, nicht bloß privatem Inter- 
esse sein; damit ist aber nicht gesagt, daß bloß öffentliche Ange- 
legenheiten, d.h. den Staat oder die Gemeinde betreffende Ange- 
legenheiten, von öffentlichem Interesse sein können. Vielmehr können 
auch private Angelegenheiten von öffentlichem Interesse sein, inso- 
fern als sich das Volksgefühl dadurch angezogen oder abgestoßen, 
verletzt fühlt. Besondere Kindesliebe, private Aufopferung kann 
öffentlicher Ehrung teilhaftig werden; umgekehrt können Geiz, 
vom Gesetz nicht verbotener oder erreichbarer Wucher, hochfahren- 
des Wesen, unmoralischer Wandel, speziell unerlaubter geschlecht- 
licher Umgang, kurz Gemeinheiten der Lebenshaltung in dieser oder 
jener Weise, zu einer Art Volksgericht führen (als solches weltbe- 
kannt das Haberfeldtreiben im bayerischen Hochlande). Die öffent- 
liche Meinung gibt auch ihr Urteil über den Wert des Einzelnen ab, 
soweit er in der Öffentlichkeit steht, und ist hier existimatio. 

Von den öffentlichen Angelegenheiten kann jede Art Gegenstand 
der öffentlichen Meinung sein, nicht bloß politische, sondern auch 
kirchliche Angelegenheiten, Recht und Rechtspflege, wirtschaftliche 
Fragen; nur nicht eigentlich wissenschaftliche oder technische Dinge. 
Betr. die kirchlichen Angelegenheiten ist zu unterscheiden zwischen 
der kirchlichen Lehre selbst und ihrer Ausübung und den sonstigen 
Zuständen in der Kirche. Gegen die Lehre als gewissermaßen 
etwas Göttliches richtet sich die öffentliche Meinung nicht; im Gegen- 
teil richtet sie sich seit Anerkennung der Glaubens- und Kultusfreiheit 
gegen Angriffe auf die eine oder die andere Lehre, auch gegen den 
ebenso frivolen als brutalen Atheismus, den die Sozialdemokratie 
zu ihrem Nachteil hervorzukehren liebt. Wohl aber richtet sich die 
öffentliche Meinung gelegentlich gegen die Art und Weise der Aus- 
übung der kirchlichen Lehre und gegen kirchliche Zustände. So 
am Ausgang des Mittelalters gegen die Entsittlichung des Klerus, 
und die öffentliche Meinung führte nicht nur zum Abfall eines Teils 
der Gläubigen, zur Reformation, sondern zu Reformversuchen inner- 
halb der Kirche selbst in den sogenannten Reformkonzilien. Neue- 
stens gegen die Heilsarmee, wegen der Art und Weise ihrer Glaubens- 
übungen. — Mit Bezug auf Recht, d.h. Rechtsordnung, und Rechts- 
pflege bildet die öffentliche Meinung das sogenannte Volksrechts- 
bewußtsein, das sich namenllich im Strafrecht und in der 
Strafrechtspflege betätigt und hier insbesondere die Abschaffung 
der Folter und die Einführung der Öffentlichkeit des Verfah- 
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rens bewirkt hat. Das Volksrechtsbewußtsein ist also eine Seite 
der Öffentlichen Meinung, gerichtet auf Rechtsordnung und Rechls- 
pflege. — Auch das wirtschaftliche Leben wird von der 
öffentlichen Meinung in starkem Maße beeinflußt, insofern als 
der Staatskredit, der Wert vieler Staatspapiere und der Ver- 
lauf ökonomischer Krisen davon abhängig erscheinen (v. Holtzen- 
dorff, S. 11); sie wendet sich gegen Gründerwesen, Lebensmittel- 
fälschungen, betrügliche Ausbeutungen in Handel und Wandel, 
Negersklaverei ete. — insofern fällt ihre Wirksamkeit teilweise mit 
der in privaten Angelegenheiten zusammen. Nur in Sachverstän- 
digen-Fragen mischt sich die öffentliche Meinung nicht ein. Wenig- 
siens in der Regel nicht; das liegt schon im Begriff der öffentlichen 
Meinung als Volksmeinung, die von jeher als Gegensatz speziell 
zur Gelehrtenmeinung aufgefaßt worden ist. Ausnahmsweise hat 
sich die öffentliche Meinung auch schon gegen Sachverständigen- 
Urteile gewendet, wenn deren Inhalt allzu sehr von der allgemeinen 
Auffassung abwich. — In politischen Angelegenheiten ist zu unter- 
scheiden zwischen ihr als Gegenstand der Politik — soweit 
sie selbst Gegenstand der Politik ist — und politischen Angelegen-. 
heiten außer ihr. Betr. die öffentliche Meinung selbst als Gegenstand 
der Politik, so wird sie sich immer gegen ihre Beschränkung und 
gegen Beschränkung der Quellen, aus denen sie schöpft, richten: 
gegen die Heimlichkeit in der politischen Staatspraxis wie in der 
Rechtspflege; dagegen ist sie für Rede- und Preßfreiheit, Abschaffung 
der Zensur, Vereins- und Versammlungsrecht. In dieser Beziehung 
ist sie konstant freiheitlich. — Betr. die politischen Angelegenheiten 
außer ihr kommt es auf die Zeit an, ob es eine Zeit der Ruhe oder 
der Erregung ist. In ruhigen Zeiten ist sie konservativ. In Zeiten 
der Erregung ist sie konservativ oder freiheitlich, je nach den über- 
wiegenden Einflüssen; diese Erregung kann freilich auch künstlich 
herbeigeführt werden, wie sie natürlicherweise durch gewisse Er- 
eignisse erzeugt wird, ist aber in jenem Fall stets nur momentan, um 
danach um so stabiler und konservativer zu werden. Im ganzen 
ist also die öffentliche Meinung mehr konservativ. 

c) Es ist die Volksmeinung, die die Öffentlichkeit be- 
herrscht. Die öffentliche Meinung ist nicht bloße Meinung, sie 
ist eine herrschende Meinung, eine Macht, und zwar ist diese 
Macht nicht eine bloße Folge von ihr, sondern ein begriffsmäßiges 
Merkmal. Sie kann zwar zu Zeiten passiv, schweigend sich ver- 
=. Schollenberger, Politik. 8 
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halten, aber auch so fühlt, wer etwas gegen sie unternimmt, den 
Druck ihrer Macht. Sie äußert sich aber, wenn zu sehr auf die 
Probe gestellt, aktiv, in Demonstrationen, die sich bis zu Aufständen 
und Revolutionen steigern können. Und zwar ist sie eine Macht 
sowohl gegenüber Privatpersonen, als in eigentlich öffentlichen An- 
gelegenheiten des Staates und der Gemeinde — soweit private An- 
gelegenheiten Gegenstand des öffentlichen Interesses sind, wovon 
unter b) die Rede war; was sie überhaupt zu ihrem Gegenstande 
macht, darüber übt sie ihre Macht. 


2. Wirksamkeit 


der öffentlichen Meinung, speziell in eigentlich öffentlichen Ange- 
legenheiten. 

a) Die Voraussetzung der Wirksamkeit, m.a.W. die Frage: 
wird die öffentliche Meinung unter allen Verhältnissen wirksam und 
bezw. unter welchen wird sie es am meisten? Voraussetzung ist 
einerseits die Möglichkeit ihrer Betätigung und Äußerung und ande- 
rerseits die Unmöglichkeit, sich ohne weiteres in Staatswillen umzu- 
setzen. Sie ist daher in der Regel am unwirksamsten in der Despo- 
tie und in der reinen Demokratie: dort, weil ihr die Betätigung 
und Äußerung durch Unterdrückung unmöglich gemacht ist; immer- 
hin ist sie auch hier nicht völlig tot, sondern nur latent, und 
macht sich dann gelegentlich in Revolten und Revolutionen Luft. 
In der reinen Demokratie dagegen ist sie als öffentliche Meinung 
unwirksam, weil ihr jeden Augenblick die Erfüllung ihrer Postulate 
gesichert ist, bezw. soweit dies der Fall ist. Sie ist hier unwirksam 
jedenfalls mit Bezug auf die Gesetzgebung, weil diese vom Volk 
jederzeit nach seinem Willen geändert werden kann. Es verbleiben 
ihr also als Angriffsobjekte nur Verwaltung und Justiz, die sie 
schließlich durch Änderung der bezüglichen Gesetzgebung nach 
ihrem Willen einrichten kann. — Ihr ordentlicher Kampfplatz ist 
das repräsentative System, d.h. die Repräsentativdemokratie und 
die konstitutionelle oder parlamentarische Monarchie. Hier ist sie 
nicht unterdrückt wie in der Despotie, sie kann sich also betätigen, 
aber sie bezw. das Volk kann die Gesetze nicht selbst erzeugen 
wie in der reinen Demokratie: sie richtet sich hier also unter 
Umständen nicht nur gegen Verwaltung und Justiz, sondern auch 
und vor allem gegen die Gesetzgebung, um deren Änderung von der 
Repräsentative zu erlangen. 
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b) Die Art der Wirksamkeit. Die öffentliche Meinung ist nicht 
von offizieller Kraft und mehr negativ als positiv. Sie ist nicht 
von offizieller Kraft, d.h. sie stellt sich nicht in positiven Gesetzen 
oder obrigkeitlichen Befehlen unmittelbar zwingend dar, sondern 
nur als Meinung — immerhin als zwingende Meinung. Wo sich 
der Volkswille in Plebiszit oder Referendum geltend machen kann, 
da ist er nicht mehr bloß öffentliche Meinung, sondern ein außer- 
ordentliches oder ordentliches Staatsorgan. Sie ist also nicht 
selber Staatsgewalt, noch weniger das Produkt derselben, Gesetz. 
Aber das Gesetz kann sich auf sie berufen, Rechtswirkungen 
von ihr abhängig machen. Das tut vorzugsweise das Strafgesetz, 
namentlich betr. Ehrbeleidigungen, in der Weise, daß es festsetzt, 
Beleidigung sei das, was jemanden in der öffentlichen Meinung 
herabsetze (vgl. z. B. das deutsche Strafgesetzbuch $ 186 oder das 
zürcherische 8 155). Öffentliche Meinung ist hier aber nicht 
die Meinung des Richters darüber, was er als Ehrbeleidigung 
ansieht, sondern die Meinung des Volkes und zwar desjenigen Kreises, 
dem die Parteien bezw. der Beleidiger (Beklagte) angehört. — Ande- 
rerseits ist die öffentliche Meinung mehr negativ, d.h. ihre Wirk- 
samkeit besteht mehr im Widerstand gegen Gesetzgebungs- oder 
Regierungsaktionen als in der Durchsetzung eigener Forderungen. 
Der Grund ist der: einerseits ist es viel leichter, eine große Zahl 
von Menschen in der Verneinung bestimmter Behauptungen oder 
Tendenzen zu vereinigen — während sie in der Positive, in der 
Frage, was an Stelle des abgelehnten Projektes zu setzen sei, aus- 
einanderzugehen pflegen — und andererseits ist die Negation 
zeitlich zäher, hält länger als positive Forderungen, die leicht durch 
andere Angebote seitens der Staatsregierung zum Schweigen gebracht 
werden können. | 

c) Der Bereich der Wirksamkeit richtet sich nach den Grenzen 
des Gegenstandes, des Interesses. Danach kann sich die öffentliche 
Meinung auf den Umfang einer Ortschaft, eines Bezirkes beschränken, 
und danach kann man von einer öffentlichen Meinung in einer 
Ortschaft, in einem Bezirke sprechen. Oder sie erstreckt sich über 
Staatsgrenzen hinaus, indem sie sich mit einem Gegenstande be- 
schäftigt, der internationale Kreise, vielleicht die ganze europäische 
Kulturwelt etc. interessiert, und dadurch wird sie zur Großmacht. 
Beispiele solcher Ausdehnung: Abschaffung der Negersklaverei, Arme- 
nische Frage, Burenkrieg. 

S+ 
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3. Wert der öffentlichen Meinung. 

Es ist zu unterscheiden zwischen ihrem äußern und ihrem 
innern Wert. Der äußere Wert besteht in der Macht, welche der 
öffentlichen Meinung zukommt; es ist der Machtwert. Derselbe 
gehört zu ihrem Begriff, wovon oben die Rede war, und kommt ihr 
daher immer mehr oder weniger zu. — Der innere, ethische 
Wert dagegen hängt wie der jeder Meinung von der Richtigkeit und 
Beständigkeit einer öffentlichen Meinung ab. Dieser Wert kann 
ihr abgehen, weil sie sich vielfach irrt oder ändert. Einer irrigen 
oder unbeständigen öffentlichen Meinung gegenüber aber hat die 
Staatsregierung Stellung zu nehmen: die Staatsregierung hat das, 
was sie als das Gute oder das Bessere erkannt hat, womöglich. 
durchzusetzen und dabei auch bei einem Wechsel der öffentlichen 
Meinung festzubleiben; die Staatsregierung soll wohl Konzessionen 
machen im Mehr oder Weniger (quantitativ), aber nicht im So oder 
Anders (qualitativ). Ein berühmtes Beispiel bildet der preußisch- 
österreichische Krieg vom Jahre 1866, der gegen die entschiedene 
öffentliche Meinung in Preußen begonnen wurde, dessen Erfolg aber 
die Öffentliche Meinung zum Schweigen brachte, ja zum Gegenteil 
bekehrte. | 

Il. Zeitgeist. 
(Vergl. Bluntschli S. 127 ff.) 

Das Wesen des Zeitgeistes besteht in der besonderen Geistes- 
richtung, durch welche sich die verschiedenen Zeitalter vonein- 
ander unterscheiden. Bluntschlische Beispiele: Das XII. Jahrhundert 
ist das Zeitalter der Kreuzzüge, d.h. sein Zeitgeist war die Sehnsucht 
(des ganzen christlichen Europas, das h. Grab von den Ungläubigen 
zu befreien; die II. Hälfte des XV. und die I. Hälfte des XVI. Jahr- 
hunderts: das Zeitalter der Renaissance, des Wiederauflebens der 
antiken Ideen, und der Reformation; das XVII. das Zeitalter des 
Absolutismus, des Sieges der fürstlichen Gewalt über das ständische 
System; das XVIII., das Zeitalter der Aufklärung und der bürger- 
lichen Freiheit, und das XIX., das eiserne oder Maschinenzeitalter, 
das Zeitalter der Erfindung der Dampfkraft und ihrer Verwendung 
in Industrie und Handel, der Dampfmaschinen, der Eisenbahnen etc. 
— Im Verhältnis zur öffentlichen Meinung ist Zeitgeist der 
bleibende Niederschlag ‚der öffentlichen Meinung einer bestimmten 
Kulturzone in öffentlichen Angelegenheiten. Dem Gegenstande nach 
ist er enger als die öffentliche Meinung, weil er sich auf Angelegen- 
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heiten der eigentlichen Öffentlichkeit bezieht. Aber er ist der Nieder- 
‚schlag der öffentlichen Meinung, also das Produkt der Gesamtwirkung 
dieser, nachdem sie sich abgeklärt hat und ihre unbeständigen Be- 
standteile sich verflüchtigt haben. Und ferner ist er der Nieder- 
schlag der öffentlichen Meinung einer ganzen Kulturzone; er er- 
streckt sich also über lokale und staatliche Grenzen hinaus, wie 
auch die öffentliche Meinung an sich in großen Fragen diese Aus- 
dehnung gewinnen kann. Endlich ist er der bleibende Niederschlag; 
damit ist seine zeitliche Ausdehnung über Jahre und Jahrzehnte, 
ja über ein ganzes Jahrhundert bezeichnet. Bleibend aber nicht 
in der Weise, daß der Zeitgeist unverändert bliebe: in dieser Be- 
ziehung gleicht er vielmehr einem großen Wasserreservoir, einem 
See, der von der öffentlichen Meinung gespeist wird, dessen Wasser 
sich aber fortwährend unmerklich verändert, bis es nach einer 
gewissen Zeit gänzlich erneuert ist. Die öffentliche Meinung 
ist also nicht sowohl abhängig vom Zeitgeist, als vielmehr 
umgekehrt, indem dieser durch jene bestimmt und umge- 
wandelt wird. — Wirksamkeit und Wert des Zeitgeistes. Der 
Zeitgeist ist die potenzierte öffentliche Meinung in öffentlichen An- 
gelegenheiten und der Politik direkt durchaus unzugänglich; 
die Politik kann vielmehr nur auf die öffentliche Meinung einwirken, 
um durch diese eine Änderung des Zeitgeistes herbeizuführen. 


D. Presse. 
I. Begriff. 

Im eigentlichen Sinn versteht man unter Presse diejeni- 
gen mechanischen Einrichtungen, durch welche die literari- 
schen oder künstlerischen Werke der Menschen vervielfälligt und 
dadurch weiteren Kreisen zugänglich gemacht werden. In über- 
tragenem, metaphorischem Sinn ist Presse das Produkt dieser Ein- 
richtungen, die so vervielfältigten Schriften und Bilder. Hier ist sie 
in letzterem Sinne verstanden, und zwar speziell als politische 
Presse, und von den verschiedenen Formen dieser — Büchern, Denk- 
schriften und Protokollen, Broschüren, Flugblättern, Zeitschriften 
und Zeitungen — werden wieder nur die Zeitungen ins Auge 
gefaßt, die allein auf die Massen und bleibend einwirken. Die 
übrigen genannten Formen wirken nur, die einen auf bestimmte, 
exklusive Kreise, weil sie nur bei diesen Eingang finden, wie die 
Bücher bei wissenschaftlich Gebildeten, die Denkschriften und Proto- 
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kolle in amtlichen Kreisen — und die andern, wie die Flugschriften, 
nur vorübergehend, im speziellen Fall zum speziellen Zweck. Also 
die politischen Zeitungen sind im weitern hauptsächlich gemeint. 


U. Organ der Politik. 


Als solches steht die politische Zeitungspresse unter einer be- 
stimmten Leitung und .besitzt eine bestimmte Einrichtung. 

1. Einmal die Leitung. Die Presse ist kein selbständiges Organ, 
sondern nur das Sprachrohr anderer Organe der Politik: der Staats- 
männer und Diplomaten bezw. der Regierung, oder einer Partei, 
oder der sogenannten Öffentlichen Meinung. Diese Organe sind die 
Leiter der Presse. 

a) Die Regierung. Insofern die Regierung Leiter der Presse 
ist, spricht man von „Regierungspresse‘“. Die Regierungspresse 
setzt voraus, daß die Regierung eine eigene Politik besitze, neben 
den Parteipolitiken, also neben bezw. über den Parteien stehe, wie 
in der konstitutionellen und absoluten Monarchie. In der Demo- 
kratie und parlamentarischen Monarchie ist eine eigentliche Regie- 
rungspresse nicht möglich. Die Regierung kann hier wohl einzelne 
Maßnahmen durch die Presse empfehlen oder verteidigen; das ist 
dann aber keine Vertretung der Regierungspolitik im ganzen. Oder 
es können einzelne Regierungsmitglieder eine Presse halten oder für 
die Presse schreiben, womit wieder nicht die Regierungspolitik 
vertreten wird, sondern die Politik des betr. Mitgliedes bezw. der 
Partei, welcher das Mitglied angehört. — Die Leitung der Presse 
durch die Regierung kann direkt oder indirekt sein. Sie ist direkt, 
wenn die Regierung selbst ein Journal herausgibt, worin sie ihre 
Politik vertritt; das ist dann die offizielle Regierungspresse, wie 
es früher der französische Moniteur war und heute der deutsche 
Reichs- und Staatsanzeiger ist. Nicht zu verwechseln damit ist das 
amtliche Blatt, Amtsblatt, feuille officielle, in der schweiz. Eidge- 
nossenschaft „Bundesblatt‘ genannt; dasselbe wird allerdings von der 
Regierung herausgegeben, ist aber kein politisches Blatt, sondern ein 
amtliches Publikationsmittel für amtliche Bekanntmachungen. — Die 
indirekte Leitung besteht in dem System der offiziösen, d.h. halb- 
offiziellen Blätter, wonach Artikel oder Korrespondenzen in Zeitun- 
gen erscheinen, die zwar nicht in amtlicher Form auftreten und auch 
den Schein amtlichen Eingreifens zu vermeiden suchen, aber doch 
von amtlicher Stelle ausgehen und einen autoritativen Einfluß aus- 
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üben sollen. Ein solches offiziöses Blatt war die ‚Norddeutsche 
Allgemeine Zeitung‘ unter Bismarck und ist sie noch jetzt. 

b) Die politische Zeitungspresse als Parteiorgan. Das ist ihre 
ordentliche und hauptsächliche Stellung, d.h. die politische Zei- 
tungspresse ist ordentlicherweise und hauptsächlich Parteipresse, 
im Gegensatz zur Presse als Regierungspresse. Bei der Leitung 
der Parteipresse kommen drei Seiten der Stellung der Partei in 
Betracht: 1. ihre Stellung zur Frage der Parteipresse überhaupt, 
2. zur Redaktion und 3. zum Eigentümer des Blattes. Adi. In 
erster Beziehung ist zu sagen: jede Partei soll ihr eigenes 
Blatt haben, sonst fehlt ihr die ordentliche Vertretung zur Ver- 
bindung der Mitglieder und im Kampf mit den Gegenparteien; aber 
sie soll nur Ein Hauptblatt haben, sonst fehlt ihr die nötige 
Konzentration, leidet sie durch Konkurrenz und Reibung zweier oder 
mehrerer Blätter unter sich. DieErrichtung einesBlattes neben 
dem andern solite überhaupt nicht Sache privaten Be- 
liebens, sondern Sache eines Parteibeschlusses sein, wenn 
das Blatt Anspruch an die Kundschaft der Partei haben und nicht 
schließlich aus Mangel an Unterhalt zu Grunde gehen soll. Auch jede 
Fraktion innerhalb einer Partei ınag ihr eigenes Blatt haben, wenn 
sie groß genug und die Unterschiede markant genug sind; andern- 
falls ist es, als wenn in einer und der gleichen Partei verschiedene 
Konkurrenzblätter beständen, wie vorher bemerkt. Hingegen kön- 
nen neben dem Haupt-, Zentralblatt untergeordnete Blätter, in jedem 
Kreis oder Bezirk ein lokales Blatt zur lokalen Ausprägung der 
Parteipolitik bestehen, aber je wieder nur eines. — Die Partei 
soll aber auch zu ihrem Blatte stehen, und keiner soll für ein 
Blatt der Gegenpartei schreiben, es mit Korrespondenzen etc. 
bedienen, sonst zeigt er einen Mangel an Disziplin oder vielmehr 
an Charakter. Damit beginnt gewöhnlich die Überläuferei, oder es 
ist ein Zeichen des Zerfalls der Partei im ganzen. — Ad 2. 
Betr. die Stellung der Partei zur Redaktion bezw. umgekehrt, 
so muß der Redakteur jedenfalls der Partei angehören. 
Es genügt nicht, daß er ein gewandter Zeitungsschreiber sei, 
er soll auch ein überzeugter Zeitungsschreiber sein. Immerhin 
kann der Fall eintreten, daß ein Parteibeschluß, welcher in 
der Presse der Partei zu vertreten ist, der Ansicht des Re- 
dakteurs nicht entspricht; dessen ungeachtet hat er die Partei- 
ansicht, nicht seine eigene zu vertreten — das verlangt die 
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Parteidisziplin, ohne welche eine Partei schwach und schließlich 
dem Zerfall ausgesetzt ist — und darf nicht einmal neben der 
Parteiansicht seine eigene geltend machen, sonst stellt er die Partei 
bloß. Der Redakteur muß auch der gleichen Fraktion angehören, 
‚wenn innerhalb der Partei zwei oder mehrere Fraktionen bestehen 
‘und jede ihr eigenes Blatt hat — ganz aus den gleichen Gründen, 
aus denen er der Partei im ganzen angehören muß. Es müssen 
auch zweioder mehrere Redakteure eines und des gleichen 
Blattes der gleichen Partei bezw. Fraktion angehören, sonst 
wird es eine Zeitung mit Januskopf. — Ob aber der Redakteur 
zugleich Partei- bezw. Fraktionsführer sein soll oder darf? Aller- 
‚dings haben die Redakteure die Neigung, Parteiführer zu werden, 
weniger umgekehrt: die Parteiführer haben weniger Neigung nach 
‘der Redaktion, weil sie gewöhnlich schon ihre gute und bessere 
Stellung haben, während die Redaktion Erwerbszweig ist wie jeder 
andere. Aber diese Kumulation von Einflüssen auf die Partei in 
der nämlichen Person ist der Freiheit der Partei gefährlich, ver- 
leitet dazu, die Partei zu terrorisieren und ist daher jedenfalls 
undemokratisch; Redaktion des Blattes und Führung der 
Partei sollten daher förmlich inkompatibel erklärt sein. 
— Ad3. Die Stellung der Partei zum Eigentümer des Blattes. Das 
Beste ist, wenn das Blatt der Partei selbst gehört; dadurch 
wird die Partei vom Blatt unabhängig. Jedenfalls sollteauchder 
Eigentümer des Blattes der Partei angehören wie der 
Redakteur, sonst — wenn das Blatt einem andern oder einer politisch 
indifferenten juristischen Person, einer Aktiengesellschaft, angehört 
— riskiert die Partei, von heute auf morgen ihr Organ zu verlieren, 
weil es an jemand anders, der der Gegenpartei angehört oder es 
für sie erwirbt, verkauft werden kann. 

c) Als Organ der öffentlichen Meinung. Die öffentliche 
Meinung ist als Diagonale der Kräfte der Parteien und indifferenten 
‚Elemente, als die Resultante aus dem Parallelogramm dieser Kräfte 
(vgl. oben S. 111) — über- oder vielmehr unpolitisch. Daher ist‘ 
auch die bezügliche Presse unpolitisch, hört auf, Organ der Politik 
oder einer bestimmten Politik zu sein, und gilt als unparteiisch. Sie 
hat daher auch mehr Absatz, weil sie keine der Parteien verletzt, 
und genießt mehr Vertrauen. Um des größeren Absatzes willen 
wird daher gerne die Vertretung der öffentlichen Meinung von einem 
Blatt als Maske vorgenommen; gelegentlich zeigt sich aber doch das 
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wahre Gesicht und zwar gewöhnlich konservativ gefärbt. Als 
solches Organ der sogenannten öffentlichen Meinung gilt das Welt- 
blatt „Times“ und hat sich damit den Vorwurf der Charakter- 
losigkeit zugezogen (vgl. v. Holtzendorff, S. 49), der auch anderen 
Blättern dieser Art gebührt. — 

2. Neben der Leitung der Presse kommt sodann noch deren Ein- 
richtung in Betracht. Es handelt sich aber hier nicht um die tech- 
nische Einrichtung des Blattes (Erscheinungsweise: Format und Pe- 
riodizität, Sorge für Verbreitung etc.), sondern um den geistigen 
Habitus. Letzterer bietet zwei Seiten der Betrachtung: die Person 
des Journalisten, speziell seine Ausbildung, und sein Produkt, nach 
der Frage der Anonymität und der Verbindung mit dem Nachrichten-, 
dem Bildungs- und dem Inseratenwesen. 

a) Journalistenhochschulen und Journalistenexamen. 
Bis jetzt sind es bloße Forderungen. Beide Forderungen setzen eine 
besondere Wissenschaft der Journalistik voraus. Eine solche aber 
gibt es nicht. Speziell für die politische Zeitungsschreiberei ist nichts 
anderes erforderlich als Staatswissenschaften, diese sind aber 
durchaus nötig, wenigstens für die hohe Journalistik, und zwar vor 
allem Politik, wie schon der Name des Berufes es verlangt, dann aber 
auch ihre Unterlagen: Staatsrecht, Staatslehre, Geschichte etc. Was 
es zur Journalistik darüber hinaus bedarf, ist bloße Technik: die 
Kunst der Schere; die Kunst, über alles zu reden, auch wovon man 
nichts versteht; die Kunst, jemanden anzugreifen, ohne dafür gericht- 
lich gepackt werden zu können — das alles aber sind keine einer 
Wissenschaft würdigen Gegenstände. Übrigens ist am politischen 
Journalisten, wie am Politiker überhaupt noch wichtiger als staats- 
wissenschäftliche Kenntnis: Gesinnung, Überzeugungstreue, 
Charakter, und diese lassen sich auf keiner Hochschule, lassen sich 
überhaupt nicht lernen — sind nicht Gegenstand des Unterrichtes, 
sondern der Erziehung und der Selbstzucht. Schwächlinge, Feiglinge, 
die den Mut der Wahrheit nicht haben, Überläufer, Verräter, die ihr 
bereits untreu geworden — kurz, moralisch Verderbte sollten von 
‚der Presse ausgeschlossen werden, sonst ist die Öffentlichkeit selbst 
‚der Korruption ausgesetzt. 

b) Anonymität. Diese Frage kommt allerdings einerseits nicht 
sowohl bei Zeitungen, die ja nach den Preßgesetzen überall von 
einem verantwortlichen Herausgeber und Redakteur gezeichnet sein 
müssen, als vielmehr bei Flugschriften und Büchern in Betracht, 
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und andererseits nicht nur bei politischen Schriftwerken, sondern 
bei Schriftwerken überhaupt. Immerhin kann sie auch bei Zeitungen 
wichtig werden, wenn sie Einsendungen aufnehmen, ohne den Ver- 
fasser bekannt zu geben. — Die Frage ist sehr streitig. Gegen 
die Anonymität spricht der Umstand, daß sie die Niedertracht be- 
günstigt, Verleumdungen und Gemeinheiten ermöglicht, ohne daß 
der Verfasser zur Rechenschaft gezogen werden kann. Für die Ano- 
nymität spricht dagegen der Vorteil, daß sie die Freiheit der Mei- 
nungsäußerung schützt, auch des Schwachen gegen den Starken, 
des Geringen gegen den Mächtigen, wie die geheime Stimmabgabe 
— ohne geheime Stimmabgabe keine freie Stimmabgabe, und ohne 
den Schutz der Anonymität blieben Mißwirtschaft und Schandtaten 
der Regierung oder der Großen gelegentlich unaufgedeckt. Berühmte 
und verdienstvolle anonyme bezw. pseudonyme Schriften sind bei- 
spielsweise die Briefe von Dunkelmännern (epistolae obscurorum 
virorum) von Hutten u. a., 1515—1517, und die Junius-Briefe, 1769 
bis 1772 im Publie Advertiser erschienen, deren Verfasser der eng- 
lische Staatsmann Philip Francis ist. 

c) Die Verbindung mit dem Nachrichten-, dem Bildungs- und 
dem Inseratenwesen. — Die Verbindung der politischen Presse mit 
dem Nachrichtenwesen ist natürlich und konsequent von der 
einen wie von der andern Seite: von seiten der politischen Presse 
insofern, als wer auf die Politik einwirken will, von allen Vor- 
gängen, die auf sie Einfluß haben, Notiz nehmen muß, und schließ- 
lich können auch die geringsten Vorgänge und jedenfalls die 
Summe gleichartiger Vorgänge zu politischen Maßnahmen Anlaß 
geben — von seiten des Nachrichtenwesens insofern: wer Nachrichten 
bringt, ‘hat auch von den verschiedenen Interessen, die sich im 
Volke regen, Kenntnis zu geben, und diese Mitteilung führt dahin, 
. sich auch über die Berechtigung dieser Interessen und die Art 
ihrer Befriedigung auszusprechen, das aber ist Politik. — Die Ver- 
bindung mit dem Bildungs- und mit dem Inseratenwesen dagegen 
ist, die eine für das Publikum und die andere für die politische 
Presse selbst nachteilig. Die Verbindung mit dem Bildungswesen 
ist für das Publikum jedenfalls dann nachteilig, wenn eine und 
dieselbe Redaktion über alles mögliche, auch über das, was sie 
selbst nicht oder nicht gründlich versteht, Belehrung geben will 
oder soll. Die Belehrung ist also halb, der Leser aber gewöhnt sich, 
seine Belehrung in den Zeitungen zu suchen und kommt damit über 
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eine Halbbildung nicht hinaus. Er versteht schließlich gleich dem Re- 
dakteur von allem etwas und nichts ordentlich. Das ist „der unsag- 
barverwüstendeEinflußderZeitungenaufdieindividuelle 
Bildung‘, über den v. Treitschke (I, S. 181) raisonniert. Anders 
ist es nur, wenn die Belehrung im einen oder andern Fach von 
Leuten des Faches selbst gegeben wird; dadurch aber wird die Zei- 
tung insofern zur Fachzeitschrift und greift in die Fachliteratur über 
— die Verbindung ist dann, wenn nicht schädlich für das Publikum, 
so doch unnatürlich. — Die Verbindung mit dem Inseratenwesen 
andererseits ist für die politische Presse selbst nachteilig, insofern 
als ihre Haltung gelegentlich durch Inserate beeinflußt wird. Keine 
Zeitung kann allein durch das Abonnement auch nur annähernd die 
Kosten ihrer Herstellung decken; insoweit ist sie von den Inseraten 
abhängig: auf kostspielige Inserate, um sie nicht zu verlieren, muß 
sie Rücksicht nehmen, dadurch daß sie vielleicht gegen ihren Inhalt, 
so sehr es in der Pflicht läge, aufzutreten unterläßt, oder, wenn sie 
gezwungen ist, Inserate zu suchen, übernimmt sie vielleicht, um sich 
dieselben zu sichern, eine positive Empfehlung des Inhaltes im 
Textteil, so sehr sie die Pflicht hätte, den Inhalt zu bekämpfen. 
Aber die Verbindung ist einmal ein unvermeidliches Übel. 


UI. Politik des Organs. 


Die Presse ist nicht nur ein Organ der Politik und insofern 
bei der Politik aktiv beteiligt, sondern sie ist andererseits selbst 
Gegenstand der Politik, also passiv der Politik unterstellt, d.h. es 
handelt sich nach dieser andern Seite darum, wie die Presse von 
der Gesetzgebung zu behandeln sei. Diese Frage gehört an sich 
in die Verfassungspolitik, weil es sich um die Beschränkung der 
Preßfreiheit als eines Freiheitsrechtes handelt, bezw. in die Rechts- 
oder Wohlfahrtspolitik, je nachdem die Beschränkung durch die 
Rechtsordnung (Strafrecht) oder durch die Verwaltungsgesetzgebung 
(Polizeirecht) erfolgen soll, jedenfalls in die spezielle Politik, steht 
aber im Zusammenhang mit der Besprechung der Presse. als Organ 
der Politik und soll daher hier noch zur Erörterung kommen. 

Es gibt zwei Svsteme der Beschränkung der Presse: das Prohi- 
bitiv- oder Präventivsystem einerseits und das Repressivsvstem 
andererseits. Das erstere bezweckt, rechtswidrige oder sicherheits- 
gefährliche Handlungen der Presse von vornherein zu verhindern, 
und besteht in der Beschränkung des Rechtes selbst auf Heraus- 
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gabe von Preßerzeugnissen durch verwaltungsrechtliche Maßnahmen, 
als Zensur, Konzession, Kaution — ist aber veraltet. — Das Re- 


pressivsystem andererseits, von dem weiterhin allein zu sprechen 


ist, bezweckt lediglich die nachträgliche Bestrafung von durch die 
Presse besangenen verbotenen Handlungen, und besteht in der Be- 
freiung des Preßrechtes (im subjektiven Sinn) von Beschränkungen 
durch verwaltungsrechtliche Maßnahmen, insbesondere von der Zen- 
surt), und diese Befreiung hauptsächlich macht die Preßfreiheit 
aus. Die Preßfreiheit ist nicht unbeschränkt, und zwar ist sie nicht 
nur beschränkt durch strafrechtliche Bestimmungen gegen Verbrechen 
und Vergehen durch die Presse (Preßstrafrecht), sondern auch durch 
polizeirechtliche Vorschriften (Preßpolizei). Die Preßpolizei be- 
steht aber beim Repressivsystem nur in der Regelung der Art und 
Weise der Ausübung des Preßrechtes, nicht in der Regelung bezw. 
Beschränkung des Preßrechtes selbst — und zwar zum Zwecke, na- 
mentlich die Verfolgung der Presse im Falle der Begehung von 
Verbrechen und Vergehen zu sichern, und hat demnach formelle 
Vorschriften zum Inhalt: jede Druckschrift soll den Namen 
und Wohnort des Druckers und Verlegers enthalten, periodische 
Druckschriften müssen überdies von einem verantwortlichen Redak- 
teur gezeichnet sein etc. Daneben gibt es allerdings auch mate- 
rielle Ordnungsvorschriften, aber repressiver Art, wie insbesondere 
betr. den sogenannten Berichtigungszwang, d.h. die Verpflich- 
tung zur Berichtigung von Tatsachen bezw. Aufnahme bezüglicher 
Berichtigungen im Blatt — nur keine präventiven Beschränkungen 
mehr, wie Zensur, Konzession und Kaution. — Sodann das Preß- 
strafrecht; Forderungen bezw. Fragen betr. dasselbe: 

1. Nur die auch sonst strafbaren Handlungen (Beleidi- 


gung, Erregung öffentlichen Ärgernisses durch unzüchtige Schriften, 


!) Immerhin gibt es noch eine Zensur der Redaktion. Darüber sagt 
v. Holtzendorff, Wesen und Wert der öffentlichen Meinung, 8. 102: „Gegen- 
über einzelnen, nicht berufsmäßig und ständig angenommenen Tagesschrift- 


steller ist an Stelle der alten Staatszensur, die mißliebige Bücher zu 
unterdrücken verstand, die Zensurbehörde der Redaktion getreten, welche 


alles dasjenige zurückweist, was in den Rahmen der jeweiligen Parteidoktrinen 


der Tagesblätter nicht hineinpaßt. Daraus ergibt sich, daß allen denjenigen, 


die außerhalb der engeren Parteigenossenschaften stehen, der Weg versperrt 
oder doch erschwert ist, der eine Einwirkung auf die öffentliche Meinung 
ermöglichen würde, wenn nicht etwa bezahlte Inserate außerhalb des redaktio- 


nellen Teiles der Zeitungen zugelassen werden.“ 


eig unc 
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Anstiftung zu strafbaren Handlungen) sind unter Strafe zu stellen, 
nicht auch die Tendenz des Preßproduktes, andernfalls würde die 
Preßfreiheit verletzt. Die Preßfreiheit ist also nicht schon durch 
Abschaffung verwaltungsrechtlicher Präventivrmaßnahmen gesichert, 
sondern erst, wenn auch die strafrechtliche Repression sich auf 
eigentliche Verbrechen und Vergehen der Presse beschränkt. 

2. Wie aber sind die Vergehen der Presse zu behandeln? Sind 
sie anders zu behandeln als die gleichen Verbrechen, die sonst 
begangen werden? — technisch ausgedrückt: sind die Preßvergehen 
eine eigene Art von Vergehen, delicta sui generis? Speziell 
wurde nach Einführung der Schwurgerichte postuliert, daß diese 
für Preßvergehen ausschließlich zuständig sein sollen, ein Postulat 
also zu Gunsten der Preßfreiheit (so zur Zeit der 48er Revo- 
lution in Deutschland; Reichsverfassung vom 28. III. 1849, Art. 143, 
dessen Bestimmung eines der Grundrechte bildete). Diesem Stand- 
punkt wird heute mitunter wenigstens die Konzession gemacht, daß 
Preßvergehen, wenn auch nicht unbedingt, so doch auf Verlangen 
des Klägers oder des Beklagten ohne Unterschied der Schwere vom 
Schwurgericht beurteilt werden, also unter dieser Bedingung auch die 
leichtesten, während sonst nur die schwersten vor das Schwur- 
gericht gehören (so im Kanton Zürich; Rechtspflegegesetz $ 93, 
ZUf. 12). 

3. Wer ist für Preßvergehen zu bestrafen? Es hat sich die 
eigentümliche Theorie ausgebildet und ist in die Gesetzgebung über- 
gegangen, daß nicht nur der eigentliche Schuldige, also der Ver- 
fasser strafbar sei, sondern statt seiner eventuell andere Personen 
hintereinander: Herausgeber, Verleger, Drucker, die dadurch auch 
des Zeugniszwanges bezw. der Pflicht der Nennung des Verfassers 
enthoben werden. Dies ist die sogenannte stufenweise und aus- 
schließliche Verantwortlichkeit — stufenweis insofern, als 
eine um die andere Person, wenn die vorhergehende unbelangbar 
hezw. unbekannt ist, in die Verantwortung eintritt, und ausschließlich, 
weil der Eintritt einer nachfolgenden die Verantwortlichkeit der vor- 
angehenden Personen ausschließt. — Nach allgemeinen Grundsätzen 
wären andere bei der Verbreitung des Preßerzeugnisses beteiligte 
Personen keinenfalls wie der Verfasser selbst, sondern nur nach 
Maßgabe ihrer Schuld (Gehilfenschaft etc.) verantwortlich, dafür aber 
verpflichtet den Verfasser anzugeben. Die Abweichung von diesen all- 
meinen Grundsätzen enthält also wieder eine Begünstigung der 
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Preßfreiheit, bezw. einen besonderen Schutz dieser Art Meinungs- 
freiheit, ohne daß das Vergehen straflos wäre. | 


4. Ambulanter oder fliegender Gerichtsstand der Presse, 


wonach an jedem Orte, an welchen die Zeitung hingelangt, gegen 
dieselbe geklagt werden kann, m.a.W. an jedem Orte, an welchem 
die Zeitung verbreitet wird — daher früher auch „Gerichtsstand 
der Verbreitung‘ genannt. Dieser Standpunkt der Strafverfolgung 
der Presse ist vertreten in der deutschen Strafprozeßordnung, Art. 7 
und 360 (auch im früheren Preßgesetz des Kantons Bern vom 21. II. 
1853, Art. 41, das aber durch das Strafgesetz vom Jahre 1866 auf- 


gehoben worden ist), ist aber der Preßfreiheit nachteilig und daher 


vom Allgemeinen Deutschen Journalisten- und Schriftstellertag in 


Zürich im Jahre 1899 bekämpft worden (vgl. das gedruckte Referat 


von Dr. Bernheim in München). 


* R * 

Schon Tacitus spricht sich zu Gunsten der Preßfreiheit aus, 
in den Annalen, Buch IV, Kap. 34 und 35, wo es u.a. heißt: „Der 
Senat beschloß, seine (des Cremutius Cordus) Schriften zu ver- 
brennen; dennoch blieben sie der Nachwelt erhalten, indem sie 
versteckt und heimlich im Publikum verbreitet wurden. Um so mehr 


erscheint die Borniertheit jener lächerlich, die da wähnen, durch 


eine momentane Gewalttat vermöge auch das Andenken künftiger 


Zeiten ausgelöscht zu werden. Im Gegenteil, im Kampf gegen 


ihre Unterdrückung wächst das Ansehen der Geister, und 


auch ausländische Herrscher, wie alle, die in gleicher Weise wüteten, 


haben nur sich selbst mit Schande und die Andern mit Ruhm be- 


deckt.“ — Unter den Neuern hat keiner beredter den Kampf für die 
Preßfreiheit geführt als Milton; seine Areopagitica gilt überhaupt 


als die glänzendste Verteidigung der Preßfreiheit, die je geschrieben 


worden ist („Areopagitica. Eine Rede für die Freiheit der Presse. ° 


An das Parlament von England‘; vgl. John Miltons Politische Haupt- 
schriften, übersetzt von Bernhardi, S. 38f£f.). 


u Ar Zee 


Spezielle Politik. 





Einleitung 


betr. Gegenstand, Einteilung und Methode der Darstellung der spe- 
ziellen Politik. 

Es handelt sich um die Anwendung der Grundsätze der all- 
gemeinen Politik auf die speziellen Zwecke des Staats- und Rechts- 
lebens. Diese Anwendung erzeugt neue Grundsätze bezw. eine andere 
Art von Grundsätzen, die je nach den verschiedenen Zweigen der 
‚Anwendung sehr verschieden sind; es kommt also im weitern auf 
diese Zweige, bezw. auf die Abteilungen des Staats- und Rechts- 
lebens an. 

Das Staats- und Rechtsleben läßt sich betrachten, und danach 
teilt sich die Darstellung desselben ein: 1. einerseits am Staat für 
sich, dem Einheits- bezw. Einzelstaat, und andererseits an der 
Staatenverbindung, speziell am Bundesstaat. 2. Die Politik des 
Staates für sich zerfällt wieder in innere und äußere Politik. 
3. Die innere Politik im weiteren Sinn hat es zu tun: a) mit der 
Einrichtung des Staates: nach seinen Grundlagen, Substraten (Ge- 
biet und Volk), seiner Verfassung und Organisation; b) mit den 
Aufgaben des Staates betr. Recht, Macht und Wohlfahrt, die zu- 
sammen, im Gegensatz zur Einrichtung, die Verwaltung des Staates 
ausmachen bezw. bestimmen. Von a) und b) war bereits in der 
allgemeinen Politik, unter „Zweck“ als speziellen Zweckbestimmun- 
gen, formellen und materiellen, die Rede; diese verschiedenen Zweige 
des Staatslebens bilden eben die verschiedenen Zweckbestimmungen, 
auf welche sich die staatliche Tätigkeit zu richten hat. Während 
aber unter allgemeiner Politik diese Zweige nur als Zwecke zu be- 
gründen waren, ist hier, in der speziellen Politik, die Art und 
Weise ihrer Ordnung bezw. Erfüllung näher festzustellen. 4. Die 
äußere Politik hat den Staat nach außen, in seinen auswärtigen 
Beziehungen zu verwalten, schließt sich also der inneren Verwaltung 
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als deren Komplement an. — So ergibt sich denn folgende Ein- 
teilung der speziellen Politik: I. Staatspolitik; so sei, in Ermang- 
lung einer zutreffenden Bezeichnung, die Politik betr. die Ein- 
richtung des Staates nach seinen Grundlagen, Substraten (Gebiet 
und Volk) benannt. ‚„Staatspolitik‘ in diesem Sinn heißt also nicht 
die Politik betr. den Staat überhaupt — das ist die Politik sonst 
im ganzen — sondern die Politik betr. speziell die Grundlagen des 
Staates. 11. Verfassungspolitik betr. Staatsform und Staatsorga- 
nisation. III. Verwaltungspolitik, innere und äußere Politik. 
IV. Bundesstaatliche Politik. 

Zur Behandlung kommt aber nicht alles, was die Politik betrifft: 
1. einerseits überhaupt nicht, was vorzugsweise von anderen Diszi- 
plinen, der Staatswissenschaft, die ihren Gegenstand zugleich poli- 
tisch behandeln, als ihre Spezialität, in Beschlag genommen wird, wie 
die Kriminalpolitik von der Disziplin des Strafrechtes, die Wirtschafts- 
politik von der Volkswirtschaftslehre, so daß hauptsächlich die Ver- 
waltungspolitik andern Disziplinen zu überlassen ist; 2. und anderer- 
seits, auch soweit ein Gebiet als der Politik im ganzen zugehörig 
erscheint, können nicht alle Detailfragen, sondern nur die Haupt- 
und wegleitenden Fragen zur Erörterung gelangen. 





I. Staatspolitik. 


Einleitende Bemerkung. Es ist also die Politik betr. den 
Staat als solchen, als juristische Person, nach seinen Bestandteilen: 
Gebiet und Volk, gemeint. Vielfach aber werden Gebiet und Volk 
nicht als Gegenstand, sondern als Voraussetzung der Politik behandelt 
und daher als Einleitung zur Politik dargestellt (so von Mohl, Encykl.) 
und gelegentlich noch andere sogenannte Grundlagen, als Eigentum, 
Familie etc. dazu genommen (so wieder Mohl und auch v. Treitschke). 
Gebiet und Volk aber sind als Grundlagen der Korporation des 
Staates durchaus verschieden von Eigentum und Familie, diese sind 
Grundlagen der Rechtsordnung, d.h. des Verhältnisses der Ein- 
zelnen unter sich; die einen wie die andern Faktoren aber, Gebiet 
und Volk wie Eigentum und Familie, sind selbst Gegenstand der 
Politik, nicht bloß Voraussetzung dieser. 

Land und Leute, um die es sich hier im weitern allein handelt, 
bilden allerdings in erster Linie Schranken der Politik — Um- 
stände, nach denen sich die Politik zu richten hat, m. a. W., sie 
werden nicht nur von der Politik bearbeitet und beeinflußt, sondern 
und vor allem wird die Politik von ihnen beeinflußt und bestimmt, 
im Sinne der Erleichterung oder Erschwerung der Politik auf allen 
ihren übrigen Gebieten der Betätigung: Verfassung, Rechtsordnung, 
Verwaltung. Sie bilden also, Land und Leute, einen Gegenstand 
nicht nur der aktiven, sondern und zuerst der passiven Politik, 
wie man die Politik nennen kann, je nachdem sie Einfluß ausübt 
oder selbst beeinflußt wird. Das ist zwar auch bei allen andern 
Gegenständen der Politik der Fall: auch auf den übrigen Gebieten 
bildet der jeweilige Bestand — der Verfassung, des Rechtes, der 
Staatswirtschaft etc. — einen erleichternden oder erschwerenden 
Umstand für die weitere Politik. Aber auf allen anderen Gebieten 
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sind die Zustände künstlich, von der Politik selbst geschaffen und 
daher für sie leichter zu ändern; Land und Leute hingegen sind 
natürliche, von der Natur geschaffene Faktoren (mit Einer Aus- 
nahme, wovon unten), die die Politik viel stärker beeinflussen und 
auch viel schwerer von ihr zu beeinflussen bezw. zu ändern sind 
— sie sind also Gegenstand hauptsächlich der passiven, weniger der 
aktiven Politik. 


A. Gebiet. 


Diesen ihren einen und ersten Gegenstand hat die Staatspolitik 
mit der Geographie gemein. Diese teilt sich in politische und 
physikalische Geographie. Die politische Geographie hat zum 
Gegenstand die Fläche des Gebietes, nach Größe, Figur (Konfigura- 
tion) und Grenzen. Die physikalische Geographie, mit der sich 
die Politik nicht weniger zu beschäftigen hat als mit der sogenannten 
politischen Geographie — hat zum Gegenstand die Beschaffenheit 
des Landes, und zwar die Beschaffenheit der Luft (der atmosphäri- 
schen Hülle des Gebietes) und des Bodens. Die Beschaffenheit der 
Luft ist das Klima, das hauptsächlich bedingt ist durch die Lage 
des Landes (Breitegrad und Höhenlage), dann auch durch orogra- 
phische und hydrographische Verhältnisse. Die Beschaffenheit des 
Bodens stellt sich dar in Orographie, Hydrographie und Pro- 
duktionskräften, d.h. Fruchtbarkeit an diesen oder jenen Pro- 
dukten. — Danach teilt sich auch die Darstellung der Staatspolitik 
betr. das Gebiet. 


I:Die Fläche 
nach Größe, Figur (Konfiguration) und Grenzen. 


Im ganzen sind diese Eigenschaften des Gebietes willkürlich 
— das ist die Ausnahme, von der in der einleitenden Bemerkung 
zu Staatspolitik die Rede war; sie sind vom Willen der Menschen 
bestimmt und daher auch willkürlicher Änderung unterworfen, bezw. 
sie können durch menschlichen Willen geändert werden, bilden also 
einen Gegenstand für die Politik nicht nur insofern, als die Polilik 
bei ihrer Tätigkeit auf sie Rücksicht zu nehmen hat, sondern auch 
insofern, als diese Eigenschaften selbst durchaus durch die "Tätig 
keit der Politik bestimmt werden — kurz, sie bilden einen Gegenstand 
nicht nur der passiven, sondern auch der aktiven Politik. Sie 
formieren den Staat, daher ihre Beschreibung „politische Geo- 
graphie“ heißt, im Gegensatz zur physikalischen, deren Gegenstand 
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Eigenschaften des Landes schlechthin sind, die, an sich auch ohne 
staatliche Bildung bestehen, wenn gleiche diese sie in gewissem 
Maße zu ändern und bezw. zu fördern vermag. 

Im einzelnen: 

1. Größe. 

a) Die Relation. Es handelt sich hier, beim Gebiet, um die 
absolute Größe des Landes, d.h. um seinen Flächeninhalt für sich, 
ohne Rücksicht auf die Bevölkerung — nicht um die relative Größe, 
also nicht darum, ob das Land dicht oder dünn bevölkert bezw. 
über- oder untervölkert sei; von dieser letzteren Beziehung wird 
unter „2. Bevölkerung‘ die Rede sein. Aber auch der Flächeninhalt 
eines Staates als solcher hat für die politische Betrachtung seine 
Relation: es kommt nämlich bei der Politik des Gebietes auf die 
Größe des Landes im Verhältnis zu den andern Staaten, spe- 
ziell zu den umgebenden, zu den Nachbarstaaten an: ein Land 
kann an sich klein sein und erscheint dennoch groß oder doch 
groß genug, wenn es nicht von größern oder wenn es gar von 
kleinern Staaten umgeben ist, und umgekehrt kann ein Land groß 
sein und dennoch klein erscheinen im Verhältnis zu andern Staaten. 
Das zeigt sich bei der Schweiz in verschiedener Weise: 1. früher 
erschien die Schweiz wenigstens nach zwei Seiten groß genug, nach 
Süden und Norden, so lange die italienischen und die deutschen 
Kleinstaaten noch nicht zu großen Reichen vereinigt waren; 2. heute 
erscheint sie von bedrückender Kleinheit, weil sie rings von Groß- 
staaten umgeben ist. 

b) Die Politik. Zunächst die Expansionspolitik; Bedürfnis, 
Mittel und Art derselben. 

Ein großer Umfang des Landesist für einen Staat oder 
eine Staatenbildung nicht nur wünschenswert, sondern 
nötig aus militärischen und nationalökonomischen Gründen. Mili- 
tärischerseits aus zwei Gründen: 1. wegen der numerischen Macht, 
weil unter gleichen Umständen der Staat, je größer er ist, um so 
mehr Mittel aufzubringen vermag. 2. Wegen der Tiefe des Landes, 
vorausgesetzt, daß es sich nicht um einen langen, dafür aber schmalen 
Streifen, sondern um ein nach allen Seiten ausgedehntes Land 
handle. In diesem Falle sind allerdings ausgedehntere Grenzen zu 
verteidigen als bei einem kleinen Land, was die Verteidigung er- 
Schwert; aber je größer das Land in dieser Weise ist, um so 
schwerer fällt es dem Feind, bis ins Innere einzudringen und den 
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Gegner ins Herz zu treffen. Beispiel der russische Feldzug Napo- 
leons I, der nicht nur am Klima und der Jahreszeit, sondern 
auch an der örtlichen Ausdehnung brach oder gebrochen wäre. 
— Der nationalökonomische Vorteil eines großen Landes ande- 
rerseits ist der: eine Seuche oder Mißwachs, eine Überschwemmung 
können nicht leicht auf einmal alle Teile eines sehr ausgedehn- 
ten Landes treffen; es ist also hier eher ein Ausgleich möglich 
(v. Treitschke I, S. 223). — Daher ist Großstaatenbildung, imGegen- 
satz zur Kleinstaatenbildung bezw. zum Verharren in Kleinstaaterei 
das Ziel der Politik, das ist Expansionspolitik. Das Wort, das 
1866 fiel: „Preußen muß wachsen, um atmen zu können“ 
(v. Treitschke I, S. 224) gilt auch für andere Staaten und hätte vor 
allem für die Schweiz gegolten, und wo die Kleinheit des Landes 
demselben den Lebensatem zu benehmen droht, muß das Wachsen 
um jeden Preis betrieben oder doch versucht werden. 

Die Vergrößerung kann gewaltsam oder in friedlichem Wege 
geschehen: gewaltsam durch Eroberung; friedlich durch Kauf — 
so erweiterten sich zur Zeit der alten Eidgenossenschaft meistens 
die schweizerischen Städte zu Kantonen — oder durch freiwillige 
Vereinigung, in Monarchieen auch durch Heirat. Und die Vergröße- 
rung kann, ob sie gewaltsam oder friedlich geschehe, bestehen, ent- 
weder im Erwerb anliegender Gebiete, so daß das Staatsgebiet selbst 
ausgedehnt wird, oder in Anlegung von Kolonieen in andern, fernern 
Ländern, endlich auch in gewissem Sinn in der Führung der Flagge 
zur See. Auch die Kolonisation kann gewaltsam geschehen durch 
Vertreibung oder Unterdrückung der bisherigen Besitzer des Landes, 
dann gilt von ihr, was von der Eroberung gilt; oder sie kann friedlich 
geschehen, so insbesondere, wenn sie in einem unbewohnten Lande 
stattfindet. Näher zu betrachten sind daher als Mittel bezw. Arten 
der Vergrößerung, Eroberung, Kolonisation und, kurz gesagt, Flagge. 

Eroberung. Dieselbe gilt als Aneignung fremden Besitztums 
heute für unsittlich und daher unerlaubt, wie die private gewaltsame 
Aneignung fremden Eigentums. Während die letztere aber unbe- 
dingt für unerlaubt bezw. widerrechtlich gilt, ist die Eroberung unter 
Umständen als erlaubt angesehen, nämlich: 1. im Interesse des er- 
oberten Landes selbst: wegen innerer Zerrüttung — das war 
der Vorwand für die Teilung Polens in den Jahren 1773, 1733 und 
1795 — oder barbarischer Rückständigkeit (Aufteilung des 
schwarzen Erdteils); 2. im Interesse des Eroberers: wegen ständiger, 
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übermächtiger Bedrohung anderer Staaten durch den zu erobernden 
(Koalitionskriege gegen Frankreich, 1795--1815) oder wegen fort- 
gesetzter Nichterfüllung völkerrechtlicher Verbindlichkei- 
ten (Vorwand für die Annexion der Burenrepubliken). In allen 
Fällen also zur Strafe für innere Zustände oder äußeres Verhalten, 
bezw. zur Besserung, gewissermaßen als Völkergericht. Am gerecht- 
fertigtsten erscheint dabei noch die Rücksicht auf die Zivilisation: 
ein Staat von Wilden oder gar Kannibalen besitzt heute keine Exi- 
stenzberechtigung mehr; vielfach ist aber dieser Grund nur Vor- - 
wand, so gegen China; die Chinesen sind keine Wilden, besitzen 
vielmehr die älteste Zivilisation. — Es gäbe noch einen weiteren 
Fall der 2. Art von durch das Staatssittengesetz erlaubter Erobe- 
rung, nämlich wo die Eroberung dazu diente, um sich „Luft“ zu 
‚machen, also zur Erhaltung der Existenz; wie auch private Ver- 
brechen im Falle des Notstandes nicht strafbar erscheinen. Aber 
dieser Fall ist unpraktisch, insofern als ein in seiner Existenz be- 
drohter gewöhnlich auch ein ohnmächtiger Staat sein wird, der 
darum auch zu Eroberungen unfähig ist, außer in fernen, noch 
schwächeren Staaten, d.h. außer auf dem Wege der Kolonisation. 

Kolonisation. 1. Begriff und Unterschied von Auswanderung. 
Kolonisation ist Niederlassung auf noch nicht bebautem Boden, spe- 
ziell Ansiedlung in einem entlegenen, namentlich überseeischen Lande 
von einem alten Kulturland aus. Sie unterscheidet sich von der 
Auswanderung einerseits durch die Zusammenfassung von Aus- 
wanderern zu einer größeren Zahl, andererseits durch die — staats- 
- rechtliche, hoheitliche, nicht bloß privatrechtliche — Okkupation 
eines fremden Gebietes zu bleibendem Besitz, und drittens, wo es 
sich um eigentliche Kolonieen handelt (vgl. 2. Arten) durch die Tat- 
sache der Verbindung mit dem Mutterland. — 2. Arten. Es gibt 
‚eigentliche und uneigentliche Kolonieen. UneigentlicheKolonieen 
sind: einerseits diejenigen, die sich zu selbständigen Staaten er- 
hoben haben (Vereinigte Staaten von Nordamerika, früher auch 
die Burenstaaten), und andererseits die in einem fremden Staats- 
gebiet, unter der Hoheit eines andern Staates angelegten Kolonieen, 
wo es sich also nur um privatrechtliche Okkupation handelt. Eigent- 
liche Kolonieen dagegen sind teils überseeische Provinzen, die 
- Bestandteile des Staates selbst bilden und seiner Staatsgewalt unter- 
tan sind — teils Schutzländer, unter der bloßen Schutzgewalt 
des Staates stehende Nebenländer, teils sogenannte Interessen- 
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oder Machtsphären, d.h. Gebiete, auf deren Okkupation der 
Staat ein Recht besitzt, ohne dasselbe zur Zeit auszuüben. — 3. Po- 
litik. Es ist zu unterscheiden zwischen Kolonisationspolitik, 
‘d.h. Ermöglichung und Förderung der Kolonisation, und Kolonial- 
politik, als Verwendung der Kolonisation zu bestimmten, insbe- 
sondere Macht- und Kulturzwecken. — Die Politik betr. das Kolo- 
nialwesen im ganzen ist Staatspolitik, insofern als sie im Interesse 
des Staates als solchen verfolgt wird, im Gegensatz zur Auswande- 
rungspolitik, die als Sorge für die Einzelnen, für die Auswandereı 
und auch, wenn zur Verhütung der Übervölkerung und der Über- 
handnahme des Pauperismus betrieben, als Sorge für die Zurück- 
bleibenden Wohlfahrtspolitik und danach eine Seite der Verwal- 
tungspolitik ist. — 4. Literatur, insbesondere zu erwähnen:Roscher 
Kolonieen, Kolonialpolitik und Auswanderung, aber lediglich vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt, also als Gegenstand der Wirt- 
schaftspolitik behandelt. 

Flagge. Die Führung der Flagge zur See bedingt eine Er- 


weiterung des Stammgebietes selbst, insofern als Schiffe auf offener 


See als Teile ihres Heimatstaates bezw. desjenigen Staates, dessen 
Flagge sie führen, gelten, und bringt jedenfalls eine Ausdehnung 
seiner Lebenstätigkeit mit sich. Voraussetzung für das Recht zur 
Führung ist einfach die Selbständigkeit des betr. Staates, der eine 
eigene Flagge führen will. Eigene Seehäfen sind kein recht- 
liches Erfordernis; der Mangel an solchen macht aber tatsächlich 
die Erlaubnis der Küstenstaaten notwendig zur Zulassung der Schiffe 
in deren Seehäfen und bezw. zur Zulassung unter den gleichen Be- 
dingungen wie die Schiffe des Küstenstaates selbst oder diejenigen 
der meistbegünstigten Nation — eine Erlaubnis, die indes früher 
leicht zu erlangen war, namentlich für neutrale Staaten. Auch der 
Besitz einer Kriegsmarine ist, so wenig als ein rechtliches Er- 
fordernis, ein tatsächliches absolutes Bedürfnis. Es hat schon manche 
Staaten mit eigener Flagge zur See ohne Kriegsmarine gegeben, so: 
Hamburg, Lübeck, Bremen, der Kirchenstaat, und heute noch ist ein 
solcher Belgien. — 

Die Expansionspolitik der Schweiz. Über das Bedürfnis 


einer solchen für die Schweiz besteht kein Zweifel und kein 


Streit. Eine Expansionspolitik war auch wiederholt möglich, ist 
aber nie verwirklicht worden. Zu einer Vergrößerung des Stamm- 


gebietes war wiederholt Gelegenheit vorhanden, ist aber immer ; 
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wieder unbenutzt gelassen worden; so schon zur Zeit der alten 
Eidgenossenschaft, zur Zeit der Mailänderzüge, aber noch in neue- 
ster Zeit seit 1815: Veltlin, Chiavenna und Bormio sind nicht 
zurückgewonnen, die Rechte auf Chablais und Faucignv und das 
Dappental sogar preisgegeben worden. — Betr. sodann die Anlage 
von Kolonieen. Uneigentliche Kolonieen im Sinne der Okkupation 
eines unter fremder Staatsgewalt stehenden Gebietes waren schon 
1863 von Dr. Joos angestrebt worden, um in Costa Rica angelegt 
zu werden; die Unterstützung des Bundes wurde dafür nachgesucht, 
aber abgeschlagen (vgl. Ullmer, Die staatsrechtliche Praxis der 
schweiz. Bundesbehörden, Il, Nr. 1305). Auf eigentliche Kolonieen 
wie andere sodann sah der Antrag Bleuler im Jahr 1871 bei Be- 
ratung der 1. Totalrevision der Bundesverfassung ab, lautend: „Dem 
Bunde steht die Gesetzgebung und Aufsicht über das Auswanderungs- 
wesen zu. Derselbe ist befugt, sich bei nationalen Kolonisations- 
unternehmungen zu beteiligen.“ Der Antrag wurde aber ver- 
worfen (vgl. Botschaft und Bericht zum revidierten Bundesgesetz 
betr. das Auswanderungswesen: Bundesblatt 1887 II, S. 219ff. und 
1888, I, S. 604ff.). Als Kolonisationsunternehmunigen, an denen sich 
der Bund beteiligen sollte, waren speziell solche von Gemeinden 
(z. B. Neu-Glarus in Nordamerika) namhaft gemacht. Solche Kolo- 
nieen bildeten aber, meinte der Bundesrat, keine Erweiterung des 
Mutterlandes. ‚Ja, wenn unser Staat über das Meer hinaus sein 
Gebiet erweitern und dieses Gebiet festhalten könnte‘ — ja dann! 
Darüber seien aber alle Nationalökonomen einig, daß, um zu kolo- 
nisieren, ein Staat ein Küstenland sein und eine Flotte haben müsse. 
Es erscheint das nicht notwendig für Kolonieen, die friedlich an- 
gelegt werden und sich selbst schülzen können. Seiner Zeit hätte 
es noch Platz für friedliche Okkupation genug gegeben, und in- 
zwischen hätten sich die Kolonieen wohl auch stark genug ent- 
wickeln können, um sich selbst zu erhalten. Jetzt ist es freilich 
zu spät. Die Schweiz hat sich denn auf die Sorge für das Aus- 
wanderungswesen, die vereinzelte und private Niederlassung in 
fremdem Lande, beschränkt, und auch diesfalls besteht die Sorge 
nicht in Förderung des Auswanderungswesens, zur Verhütung der 
Übervölkerung oder der Überhandnahme des Pauperismus, sondern 
in bloßer Überwachung der Agenturen und Anleitung der Auswande- 
tungslustigen. — Endlich die Frage der schweizerischen Flagge zur 
See. Schon zweimal sind die Bundesbehörden um Führung bezw. 
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Genehmigung zur Führung angegangen worden, in den Jahren 1864 
und 1889; aber beide Male haben sie abgelehnt (vgl. Salis, Bundes- 
staatsrechtI, Nr.109). Das erste Mal hatte sich der Bundesrat nach 
allseitiger Prüfung der Frage, rechtlich und politisch, dafür aus- 
gesprochen und die Ermächtigung von der Bundesversammlung ver- 
langt, den Gebrauch der schweizerischen Flagge auf dem Meere an 
schweizerische Schiffe, d.h. Schiffe, deren Eigentümer Schweizer 
sind, zu bewilligen; aber die Ermächtigung wurde vorenthalten bezw. 
deren Erteilung verschoben und damit die Frage aus den Traktanden 
beseitigt (vgl. die Botschaft des Bundesrates im Bundesblatt 1864, 
Il, S. 123ff., eines der würdigsten und erhebendsten, zu- 
gleich gründlichsten neueren eidg. Aktenstücke, und den 
dilatorischen Bundesbeschluß in Bundesgesetze 8/204). 

Aus dieser Botschaft sind besonders folgende Sätze denkwürdig, 
die daher hier wiedergegeben werden mögen. Es werde sich, meint 
der Bundesrat, aus der Führung der Flagge zur See eine schweize- 
rische Handelsmarine entwickeln, die von selbst eine Reihe 
weiterer Vorteile erzeugen werde. Sie werde einmal die Schweizer 
auf eine neue Tätigkeit hinlenken, den Seedienst. Es sei eine 
irrige Vorstellung, wenn man glaube, die Marine rekrutiere sich am 
besten nur durch Küstenbewohner.!) „Es unterliegt keinem Zwei- 
fel, daß ein guter Teil Schweizer, in denen ohnehin ein 
innerer Drang nach großen Weltfahrten zu steckenscheint, 
diese Berufsart ergreifen werden, um in die Welt hinaus- 
zukommen, und es ist dies gewiß eine viel ehrenhaftere 
und zugleich zweckentsprechendere Art, ihren Drang zu 
befriedigen, als wenn sie hinausziehen, um in Algier, Ba- 
tavia oder Rom (Kirchenstaat) vor fürstlichen Palästen 
Wache zu stehen.“ — Die Einrede des Mißbrauches der Flagge 
für Kriegskontrebande und Sklavenhandel könne nicht gelten; die 
Schlechtigkeit des Einzelnen falle nicht auf das Land zurück, dem 
er angehöre: „Überhaupt sind solche Argumente, die aus 
der Möglichkeit des Mißbrauchs einer an sich guten Sache 
geschöpft werden, selten von erheblichem Wert.“ — Und 
was den Schutz der Flagge betreffe, der übrigens selten nötig 
werden würde, so werde die Schweiz tun, was sie könne, zu Un- 


!) Man sollte auch meinen, Italien und Nordpol, wie reimt sich das 
zusammen? und doch haben Italiener den Rekord Nansens im Nor 
geschlagen. Vergl. „Die Stella Polare im Eismeer, 1899/1900“. 


I. Staatspolitik. 139 


möglichem sei sie nicht verpflichtet. ‚Um deswillen aber ein Recht 
von vornherein preiszugeben, weil es der Mißachtung eines andern 
ausgesetzt sein könnte, sieht am Ende doch dem Verfahren jener 
Konskribierten ähnlich, welche sich verstümmeln, um den Gefahren 
des Militärdienstes zu entgehen.‘ — Eine Handels-Großmacht, 
werde die Schweiz unter allen Umständen niemals sein oder werden 
können, so lange sie keine eigenen Schiffe besitzt. ‚Die 
schweizerische Flagge bringt daher dem Lande das Geschenk seiner 
vollen Unabhängigkeit und Selbständigkeit auf dem Gebiete 
des Handels.“ Die Schweiz habe gegenwärtig (1864) vielleicht mehr 
Grund als früher, dieser Selbständigkeit erhöhten Wert beizulegen. 
Sie werde in allernächster Zeit das einzige europäische Land 
sein ohne eigene Handelsmarine. Durch die Unifikation Ita- 
liens sei auf der Südseite der Schweiz nicht nur eine bedeutende 
neue Landmacht, sondern auch eine nicht unbeträchtliche neue See- 
macht entstanden, und ganz ein ähnlicher Prozeß bereite sich auf 
ihrer Nordseite vor! Die Schweiz werde daher gut tun, sich im 
Augenblicke, wo es noch Zeit sei, auch ihre Hände frei 
zu machen und sich für alle Eventualitäten unabhängig 
zu stellen. „Die Schweiz mufs ein Loch haben.“ Das 
Loch der Militärkapitulationen sei heute verstopft; das Aufziehen 
der schweizerischen Flagge werde diesem Bedürfnis nach einem 
Loch eine vollere und reichere Befriedigung verschaffen, als der 
fremde Kriegsdienst zu gewähren vermochte. Unser Land sei und 
werde bei den in unsern Nachbarstaaten im Schwange gehenden 
Zentralisationsbestrebungen immer mehr zwischen eine Anzahl 
von Staaten ersten Ranges eingekeilt, welche eine weitere 
erhebliche Ausdehnung der Schweiz in nächster Nähe undenkbar 
machen. Es sei daher mit der Bevölkerungszunahme einer- und 
dem Werbeverbot andererseits ein verstärkternatürlicherDrang 
vorhanden nach einem Ausgang oder anderweitiger poli- 
tischer Kraftentwicklung. Eines der Mittel zur Abhilfe sei 
die Begründung schweizerischer Kolonieen, und die Autorisation 
der schweizerischen Flagge werde unzweifelhaft wie der Entwicklung 
neu zu begründender Kolonieen, so deren fortwährendem direkten 
Verkehr mit dem Heimatlande förderlich sein. — Aber abgesehen von 
solchen Kolonieen erschließe sich mit der Eröffnung des Meeres der 
Schweiz ein neues unbegrenztes Gebiet der Tätigkeit und 
zwar einer Tätigkeit, welche hinwiederum die Blicke der Nation 
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erweitert und die Tatkraft derselben stählt. „Das Gebiet 
für ihre weitere Entwicklung ist hier ganz frei und schrankenlos. 
Will sich die Schweiz durch überseeischen Landbesitz vergrößern; 
wul sie sich militärisch weiter entwickeln; will sie Bündnisse mit 
fremden Ländern schließen; will sie auswandern oder will sie bloß 
zu Hause fabrizieren und handeln: so ist ihr freier Raum gegeben 
für jede nützliche Tätigkeit, wie sogar für jede Laune ihrer Phan- 
tasie. Die Schweiz findet auf dem Ozean dieselbe Luit 
der Freiheit, die auf den Alpen (nicht mehr!) weht!“ — 

Noch ein Wort über das Verhältnis des Rechtes der Flaggen- 
führung zur Pariser Seerechtsdeklaration vom Jahre 1856, 
2 und 3.1) Die Führung einer eigenen Flagge ist durch die Deklara- 
tion nicht bedingt, d.h., den Satz auf die Schweiz angewandt, die 
schweizerischen Waren genießen, auch ohne daß sie unter schweize- 
rischer Flagge segeln, den Schutz der Deklaration als Waren eines 
Vertragsstaates dieser Deklaration, und umgekehrt würde die Schweiz, 


auch wenn sie eine eigene Flagge führte, dieses Schutzes entbehren, 
wenn sie der Deklaration nicht beigetreten wäre. Aber mit eigener 
Flagge käme sie nicht in der prekären Stellung eines Schutzbe- 
fohlenen in Betracht, dessen Ladung durch die neutrale Flagge 
irgend eines andern Staates geschützt ist, sondern mit dem Ansehen 
eines Schutzherrn, dessen neutrale Flagge selbst die Ladungen? 
anderer Staaten deckt. In diesem Unterschied zeigt sich überhaupt, 
was die Schweiz heute ist und was sie sein könnte. | 

c) Die Kontraktionspolitik, d. h. das Bestreben der Zu E 
sammenziehung eines Staates auf ein kleineres Gebiet bezw. auf 
seinen Kern durch Abtrennung, Dismembration äußerer Teile von 
ihm. — Die Aufgabe dieser Politik ist leicht: wie privatrechtlich, 
so staats- bezw. völkerrechtlich ist es leichter, Gegenstände zu dere- 
linquieren als zu okkupieren, weil bei der Dereliktion gewöhnlich” 
keine dritten Rechte verletzt werden, wohl aber bei der Okkupation. 5 
Bei der Dereliktion von Staatsgebiet werden höchstens die Rechte 
bezw. Interessen des aufzugebenden Gebietes selbst verletzt. — Die 
. Kontraktionspolitik kann freiwillig sein, ist aber meistens durch 
Dritte erzwungen und im letztern Fall nicht sowohl Kontraktions-“ 


!) 2) Die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, mit Ausnahme MM 
Kriegs-Kontrebande; 3) neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ansnahi 
der Kriegs-Kontrebande, darf nicht mit Beschlag belegt werden. Vergl. 
v. Liszt, Völkerrecht, 2. Aufl., S. 21. 
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politik, als vielmehr das Resultat der Expansionspolitik dritter 
Staaten oder der Sezession von Teilen des Staates selbst. Die frei- 
willige Aufgabe von Gebiet ist gewöhnlich schlimm, sie kann aber 
auch sehr angezeigt sein. Sie ist schlimm, wenn sie aus einem 
falschen Grunde geschieht oder die Folge ist der Schwäche der 
Zentralregierung. Es ist falsch, Ländergebiet aufzugeben durch Ver- 
kauf, um aus dem Erlös Geld für den Staatshaushalt zu gewinnen, 
wie es falsch ist, Staatsdomänen zu verkaufen, um laufende Schulden 
zu decken; beides ist eine grundfalsche, ruinöse Staats- und Finanz- 
politik. — Die Kontraktionspolitik kann aber auch sehr angezeigt sein. 
Es kann sehr angezeigt sein, die Expansionspolitik aufzugeben bezw. 
Staatsgebiet fahren zu lassen, wo der Staat durch die Expansion 
nur die innere Politik vernachlässigt oder gefährdet, wie es bei 
Italien mit seiner Kolonialpolitik der Fall ist, oder wo die Aus- 
dehnung des Staatsgebietes auch gar zu groß ist, als daß die ent- 
ferntesten Teile noch wirksam beherrscht werden könnten. Daher 
das Wort über Rußland: „Rußland ist groß und der Zar ist weit!“ 
— Erzwungen andererseits wird die Dereliktion von Staatsgebiet 
durch dritte Staaten, die Kontraktion des einen also durch die Expan- 
sion des andern, oder durch Teile des eigenen Staates, die selbständig 
zu werden streben. Diesen Bestrebungen von der einen wie von 
der andern Seite hat der Staat mit allen Kräften entgegenzuwirken, 
soweit nicht eine freiwillige Aufgabe in seinem Interesse läge, die 
immerhin auf eine Zeit unbeeinflußter Situation aufzuschieben wäre. 

Gegenstand der Kontraktionspolitik bezw. der freiwilligen oder 
erzwungenen Dereliktion von Staatsgebiet können sein: Kolonieen 
oder Teile des Stammlandes. Bei den Kolonieen ist eine Dismen- 
bration noch am ehesten angezeigt, insofern sie Glieder betrifft, 
die vom Mutterlande lokal bereits abgetrennt sind. Insbe- 
sondere dann, wenn es sich nicht um Abtretung an einen anderen 
Staat, sondern um Selbständigkeit der Kolonieen handelt, wie es 
bei Nordamerika der Fall war. Immerhin soll das Mutterland noch 
groß genug sein, um für sich, militärisch und nationalökonomisch, 
bestehen zu können. Jedenfalls gibt es einen Punkt, über den die 
koloniale Ausdehnung nicht hinausgehen kann, ohne daß ihre Wir- 
kung ins Gegenteil von dem umschlägt, was mit der Ausdehnung 
bezweckt war; ein Punkt, den England bereits überschritten zu haben 
scheint, wie sich gelegentlich mit einem Male zeigen dürfte. — 
Die Abtrennung von integrierenden Bestandteilen des Stamm- 
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landes dagegen bedeutet gewöhnlich die Auflösung des Staates über- 
haupt oder bereitet diese vor, so bei Polen — und die Türkei 
und China? — Das Verfahren der Kontraktionspolitik seinerseits 
ist wieder verschieden. Die Dereliktion geschieht entweder auf ein- 
mal oder allmählich. Auf einmal, plötzlich: d.h. ohne vorherige 
Vorbereitung der Trennung durch Lockerung des betr. Teils — 
nicht zu verwechseln mit „zumal“, d.h. alle auf einmal, wo die 
Abtrennung verschiedener Teile in Betracht kommt; diese kann für 
alle betreffenden Teile auf einmal, plötzlich oder allmählich oder 
für die einen so, für die andern anders geschehen. — Die allmäh- 
liche Trennung besteht in der vorherigen Lockerung des Verbandes 
mit dem Stamm- oder Mutterlande, indem dem betr. Teil mehr und 
mehr Selbständigkeit eingeräumt wird. Sie empfiehlt sich für Kolo- 
nieen in der. Weise, daß daraus zunächst Schutzgebiete gemacht 
werden etc. Weil aber eine solche Lockerung bezw. Selbständig- 
werdung der völligen Trennung voraufzugehen pflegt, ist sie sehr 
bedenklich und daher zu bekämpfen, wenn die schließliche Tren- 
nung vermieden werden soll. Man denkt hier unwillkürlich an 
Österreich-Ungarn. | 


2. Figur, 


Konfiguration, d.h. die geometrische Figur, welche das Staats- 
gebiet bildet. | 


Das Staatsgebiet kann aus Einem Stück oder aus verschiedenen 
Stücken bestehen. Im letztern Fall wird immerhin eines das Haupt- 
stück sein, im Verhältnis zu welchem die anderen Stücke Enklaven 
sind. Es sind also zu betrachten, das eine oder Hauptstück und 
die Enklaven. 


a) Das eine oder Hauptstück. An seine Figur sind im 
Interesse der äußeren Sicherheit und der inneren Verbindung zwei 
Hauptfiorderungen zu stellen. 1. Es soll ebenso tief wie lang 
oder breit sein, m.a.W. es soll möglichst der Kreis- oder der 
Quadratform nahekommen. Das im Interesse der äußeren Sicher- 
heit, insofern als es für den Feind um so schwerer fällt, bis ins 
Innere vorzudringen (vgl. oben S. 133) und zwar für alle Nachbarn 
ringsum gleicherweise. Andererseits im Interesse der inneren Ver- f 
bindung bezw. des inneren Verkehres, insofern als auf diese Weise i 
alle Teile miteinander verbunden sind und sich auch gleichmäßig 
vom Mittelpunkt aus leiten und beherrschen lassen. — 2. Es sol 
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nicht in einem Winkel in einen anliegenden Staat vorspringen und 
umgekehrt soll nicht ein anliegender Staat einen tief einschneidenden 
Winkel in dasselbe bilden. Im erstern Fall ist der vorspringende 
Winkel gefährdet, sofern nicht der zugehörige Staat selbst über- 
mächtig ist, und im andern Fall, bei einspringendem Winkel, bringt 
dieser Gefahr für das Land. In jedem Fall aber ist die Verbindung 
erschwert: enlweder des Hauptlandes selbst mit dem vorspringenden 
Winkel oder der beiden durch einen einspringenden Winkel getrenn- 
ten Teile des Landes unter sich. 

Die Schweiz speziell entspricht nach beiden Richtungen der 
Idealfigur nicht; um so mehr hätte sie Ursache gehabt, die Rechte 
und Gelegenheiten der Korrektur wahrzunehmen. 1. Betr. Genf. 
Nach deser Seite ist das schweizerische Gebiet zu schmai, die 
Verbindung namentlich mit Wallis ist zu Lande wenigstens unter- 
brochen. Diesem Übelstande hätte das Servitutsrecht auf die 
sogenannte Simplonstraße abhelfen können, das seinerseits ge- 
schützt war durch das Besetzungsrecht von Chablais und 
Faucigny: aber beide sind so gut wie aufgegeben. — 2. Betr. 
Tessin: ein nach Italien vorspringender Winkel, der gefährdet er- 
scheint und es durch die Gotthardbefestigung eher noch mehr ist 
(vgl. unten). Zur Ausgleichung der Linie im Süden bezw. zur Ein- 
ebnung der Grenze hätten gedient: die Erwerbung von Domo d’Os- 
sola und des Eschentales, die aber 1516 an Frankreich preis- 
gegeben wurde, und die 1859 vernachlässigte Wiedererwerbung von 
Chiavenna, Veltlin und Bormio. 

b) Die Enklaven. Es sind kleinere Stücke Staatsgebiet, die 
von einem andern Staate oder von andern Staaten eingeschlossen 
und dadurch vom zugehörigen Staat abgetrennt sind. Im Verhältnis 
zum zugehörigen Staat sind sie Exklaven, weil von ihm lokal 
abgetrennt; gegenüber dem einschließenden Staat dagegen: Enklaven, 
weil von ihm enklaviert, aber exemte Gebiete, weil von seiner 
Hoheit ausgenommen. — Die Forderung der Politik geht auf Be- 
seitigung der Enklaven, weil sie militärisch exponiert sind und 
der Verwaltung, namentlich der Rechtspflege große Schwierigkeiten 
bereiten durch die Trennung von der Zentrale. Die Erfüllung der 
Forderung ist dem Gebiete nach meistens leicht, insofern als sie sich 
durch Austausch bewerkstelligen läßt; infolge des inneren Zustandes 
der Enklave aber erscheint sie gelegentlich erschwert oder unmög- 
lich, dann nämlich, wenn die Bevölkerung der Enklave durch Rasse, 
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Religion oder Kultur zu verschieden von der des umgebenden 
Staates ist. 

In der Schweiz verhält es sich so: nach außen gibt es aller- 
dings keine Enklaven, aber im Innern zwischen den Kantonen, und 
gerade hier zeigt sich für die Möglichkeit der Erfüllung der politi- 
schen Forderung auf Beseitigung derselben ein Unterschied. Beim 
sogenannten Seeland, dem Gelände an und um Murtner-, Neuen- 
burger- und Bielersee, wären die vielfachen kantonalen Enklaven, 
die es dort gibt unschwer zu beseitigen; der innere Zustand bildete 
weder politisch noch kirchlich ein Hindernis. Anders beim Kloster 
Fahr im Kanton Zürich, einer Exklave des Kantons Aargau, und 
bei den Klöstern Wonnenstein und Grimmenstein, Exklaven 
von Innerrhoden, in Außerrhoden gelegen, auch bei Oberegg, einem 
innerrhodischen Bezirk zwischen Außerrhoden und dem Kanton 
St. Gallen: die Einverleibung dieser Objekte in den. umgebenden 
Staat erscheint wegen deren katholischen Religion bezw. als klöster- 
licher Institute schwer angängig. 


3. Grenzen. 

An deren Beschaffenheit erheben sich zwei Arten von Forde- 
rungen: die eine ist formell, die andere materiell. Die formelle 
Forderung ist die, daß die Grenze genau bestimmt und nicht zweifel- 
haft sei, um nicht zu Grenzstreitigkeiten Anlaß zu geben. Hierzu ist 
ein gemeinschaftliches Verfahren mit den Nachbarstaaten nötig, 
durch welches genaue und hinreichend zahlreiche Bezeichnungen 
(Marken) an Ort und Stelle errichtet und Karten und Protokolle 
hierüber aufgenommen werden (Mohl, Encykl., S. 569). 

Die materielle Forderung. In dieser Beziehung ist zu unter- 
scheiden zwischen konventionellen und natürlichen Grenzen. Ein- 
mal die konventionellen Grenzen. Konventionell ist schließlich 
jede Grenze außer derjenigen, die durch die Meeresküste gebildet 
wird, weil sie, was immer als Grenze angenommen werde, auf 
Konvention, Vertrag der beteiligten Staaten, beruht. Konventionell 
im Gegensatz zu natürlich aber ist die Grenze dann, wenn sie ledig- 
lich durch den gemeinsamen Willen der Adjacenten, nicht zugleich 
auch durch besondere Bodengestaltung bezeichnet wird. Insofern 
die Bezeichnung in jenem Fall durch Menschenhand hergestellt wer- 
den muß — in Gestalt von Steinen, Pfählen, Zäunen, Mauern etc. 
— heißt sie auch künstlich. — Politisch sind konventionelle Grenzen 
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von viel geringerem Werte als natürliche und daher möglichst zu 
vermeiden. Von geringerem Werte deshalb, weil sie keine trennende 
Schranke bilden und der Verwischung und Vernichtung ausgesetzt 
sind. Weil sie keine trennende Schranke bilden, bieten sie auch 
keinerlei Schutz vor Grenzüberschreitungen, durch die Streitigkeiten 
hervorgerufen werden, und noch weniger vor Einfällen. Auch durch 
die Möglichkeit der Verwischung und Vernichtung ist Anlaß zu 
Streitigkeiten gegeben. — Natürliche Grenzen sind Küstengrenze, 
Flußgrenze, Berggrenze und Wüstengrenze. Von letzterer ist nicht 
weiter zu sprechen; sie ist die unsicherste der natürlichen Grenzen 
und kommt gewöhnlich nur gegen Wüstenvölker, also halb oder 
ganz barbarische Stämme, vor. 

Die Küstengrenze ist unter allen natürlichen Grenzen die- 
jenige von größtem Wert. Immerhin ist zu unterscheiden zwischen 
insularer Küstengrenze und anderen Küstenbildungen. Insulare 
Küstengrenze ist diejenige Grenze, die in ihrer ganzen Ausdehnung 
Küstengrenze ist, in welchem Falle also der Staat eine Insel bildet. 
Es ist die vorzüglichste Küstengrenze und damit die vorzüglichste 
Grenze überhaupt, weil sie die größte Hafenbildung und die größte 
Angriffsschwierigkeit bietet. In Europa hat sie nur England, und 
doch ist dieses schon dreimal erobert worden, durch die Römer, 
die Angelsachsen und die Normannen; ein viertes Mal war seine 
Eroberung projektiert von Napoleon I. — und das nächste Mal? 
Andere Küstenbildungen sind mehr von bedingtem Wert, be- 
dingt durch folgende Umstände: a) Zahl und Lage der Küsten und 
deren Hafenbildung, Zugänglichkeit und Anzahl der Häfen. Am 
günstigsten ist in Europa Frankreich damit bestellt, das nach Norden, 
Westen und Süden offen ist, in den Kanal, den Atlantischen Ozean 
und das Mittelländische Meer hinausgeht. Schlechter Deutschland; 
es ist nur nach Norden offen, und die deutschen Häfen sind vielfach 
schwer zugänglich wegen der seichten Ufer. Am schlechtesten ist 
Rußland daran: die Ostseehäfen sind einen großen Teil des Jahres 
durch Eis gesperrt und das Weiße Meer ist für den Handel un- 
benutzbar; daher das Bestreben der russischen Politik nach dem 
Besitze des Bosporus als einer Verbindung mit dem Weltmeer gen 
Westen, wie sie Rußland in Ostasien in den Häfen von Wladiwodstok 
und Port Arthur bereits besitzt und sie sehnlichst wünscht mit dem 
Persischen Golf und dem Arabischen Meerbusen durch Angliede- 
rung der Iranischen Staaten. — b) Die Konfiguration des Binnen- 
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landes, insbesondere mit Rücksicht auf die größere oder ge- 
ringere Leichtigkeit des Verkehres mit dem Hinterlande. In dieser 
Beziehung kommen für die Vermittelung Ströme und Flüsse in 
Betracht; ihr Mangel ist zwar einigermaßen durch Eisenbahnkom- 
munikationen ersetzbar. | 

Von Flußgrenzen gibt es zwei Arten: entweder gehört die 
ganze Flußbreite dem einen Staat, oder es teilen sich zwei Grenz- 
staaten in den Wasserlauf. -Im ersteren Fall ist nicht sowohl der 
Fluß, als das andere Ufer die Grenze. Im zweiten Fall gibt es 
wieder zwei Möglichkeiten: entweder ist die Mitte des Flusses die 
Grenze, oder es ist das der sogenannte Talweg, d.h. die durch 
die Strömung bedingte Fahrbahn. — Die Flußgrenze ist nicht un- 
wichtig als Verteidigungslinie im Kriege, und wenn es sich um einen 
schiffbaren Strom handelt, ist sie auch wichtig für die Handels- 
politik; aus letzterer Rücksicht namentlich war der Rhein von jeher 
das Ziel der französischen Politik. Die Flußgrenze ist aber ge- 
wöhnlich keine Nationalitätsgrenze, im Gegensatz zur Gebirgs- 
grenze. Die letztere ist viel bedeutender für die Verteidigung als 
die Flußgrenze, und bildet im Gegensatz zu dieser eben auch gewöhn- 
lich die Nationalitätsgrenze, wodurch die Scheidung zwischen Staa- 
ten noch schärfer markiert wird. 

Betr. konventionelle und natürliche Grenzen im ganzen ist zu 
sagen: meistens verbinden sich die einen mit den andern und handelt 
es sich bloß um ein Mehr oder Weniger der einen und andern Art. 
In den Vereinigten Staaten von Nordamerika dagegen sind auffallen- 
derweise fast alles konventionelle Grenzen und zwar in übertrieben- 
stem Sinn: es sind willkürlich auf der Karte gezogene, in der Regel 
in rechten Winkeln sich schneidende Linien, wie die Stadtquartiere 
in Mannheim — ‚der Gipfel aller Gedankenlosigkeit und Verkehrt- 
heit“ (Mohl). 

Die Grenzen der Schweiz speziell. Formell sind die Grenzen 
wohl durchweg in Ordnung, durch Verträge ringsum festgestellt. 
Nach der materiellen Seite der Frage sind es fast durchgehends 
natürliche Grenzen und zwar meist Gebirgsgrenzen. Die schutz- 
losesten Grenzgebiete sind Basel, Genf und Tessin, insofern als sie 
bloß konventionell oder durch Flüsse begrenzt sind und die Schutz- 
servituten speziell für Basel und Genf, gegen Frankreich errichtet, 
das damals allein als übermächtiger und gefährlicher Nachbar in 
Betracht kam, sozusagen preisgegeben sind. Heute, nachdem Italien - 
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zentralisiert ist, wäre auch ein völkerrechtlicher Schutz für 
das Tessin angezeigt — die Gotthardbefestigung will uns weniger 
als Schutz des Tessin erscheinen, denn als Steinmal dafür, sich 
auf dieselbe beim ersten Angriff vom Süden her zurückzuziehen. 


II. Die Beschaffenheit 


des Landes, nach Klima, Orographie, Hydrographie und Produktions- 
krälten. 


Im allgemeinen: 


Daß die Beschaffenheit des Landes im ganzen für den Staat 
sehr wichtig ist, liegt auf der Hand und ist auch allgemein aner- 
kannt. Sie bildet daher auch einen wichtigen Gegenstand für die 
Politik, passiv und aktiv: passiv insofern, als die Beschaffenheit 
des Landes die Politik beeinflußt, fördernd oder hemmend, und sich 
die Politik danach zu richten hat — aktiv dadurch, daß der Staat 
fördernde Zustände herbeizuführen oder zu verstärken und hem- 
mende zu mindern oder zu beseitigen sucht. Daher hat sich schon 
Aristoteles in seiner „Politik“ (Buch VO, Kap. 5) damit beschäftigt, 
ebenso Montesquieu, Geist der Gesetze, in nicht weniger als 5 Büchern 
(XIV—XVII); Buckle hat sogar die ganze Geschichte durch natür- 
liche Verhältnisse: Beschaffenheit des Bodens und Ernährung der 
Bewohner, zu erklären versucht und gilt daher für den materialisti- 
schen Geschichtsschreiber par excellence (vgl. seine „Geschichte 
der Civilisation in England“ — ein Buch der Geschichte der Zivi- 
lisation überhaupt). 

Wie aber soll das Land beschaffen sein, um das Staatsleben 
möglichst zu fördern, bezw. auf welche Beschaffenheit soll der 
Staat sehen, wenn er die Wahl des Gebietes hat, wie insbesondere 
bei der Kolonisation, oder nach welcher Beschaffenheit soll er hin- 
streben, soweit sich dieselbe überhaupt von ihm beeinflussen läßt? 
Einerseits soll die Beschaffenheit mannigfaltig, andererseits aber 
darf sie nicht zu verschieden, m.a.W., es dürfen die Gegensätze 
des physischen Lebens in einem Staate nicht zu groß sein. Mannig- 
Taltigkeit der Beschaffenheit, namentlich der Bodenbeschaffenheit, 
ist für den Staat nicht nur nationalökonomisch, sondern auch kultu- 
rell wichtig: nationalökonomisch insofern, als die Mannigfaltigkeit 
der Bodengestaltung auch eine mannigfaltige Gestaltung der wirt- 
‚schaftlichen Tätigkeit erlaubt — kulturell, weil die Berührung der 
102 
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verschiedenen wirtschaftlichen Tätigkeiten ein erhöhtes geistiges 
Leben erzeugt. Einseitigkeit der Volkswirtschaft, und wenn diese 
noch so ergiebig wäre, tötet den Geist. — Keine allzu großen 
Gegensätze des physischen Lebens im Staat, ist der andere Grund- 
satz. Solche wirken trennend und die politische Einheit erschwerend. 
In dieser Hinsicht wird Frankreich als sehr glücklich von der Natur 
begabt gepriesen und auf diese Anlage das Gefühl der Einheit im 
Volke zurückgeführt, das denn auch die straffe staatliche Zentra- 
lisation ermöglicht. Ihm gegenüber wird die Schweiz gestellt und 
sogar behauptet, der Föderalismus sei unleugbar durch die von 
hohen Gebirgen, Seen, Flüssen zerrissene Natur des Landes bedingt 
(Escher), als ob er deshalb hier naturgemäß wäre. Dieser Behaup- 
tung gegenüber ist an Italien und Deutschland zu erinnern. Von 
gleicher Seite (Escher) war die Meinung ausgesprochen worden, die 
geographische Bildung stelle sich bei beiden Ländern der Einheit 
entgegen, und doch sind heute beide geeinigt. Übrigens war vor der 
Einheit Italiens gerade der gleichmäßige, ebene Norden der Klein: 
staaterei verfallen, während das Bergland des Südens zu einem 
regno unifiziert war (v. Treitschke, I, S. 217). 
Im einzelnen: 

a) Klima. Dasselbe ist fast ausschließlich ein Gegenstand der 
passiven Politik, insofern als die Politik vom Klima bestimmt und 
beschränkt wird, nicht umgekehrt; immerhin ist es nach gewissen 
Seiten auch Gegenstand der aktiven Politik, d.h. es kann in gewissem 
Maße von der Staatswirtschaft günstig oder ungünstig beeinflußt 
werden. | 

Als Gegenstand der passiven Politik ist das Klima von höchster 
Bedeutung für das Staatsleben, und zwar in doppelter Beziehung: 
1. für den gegebenen Staat, bezw. für den Staat an sich und 2. für 
die Möglichkeit seiner Ausdehnung und der Beziehung zu andern 
Staaten, insofern als es sich fragt, inwieweit der Staat sich in andere 
Klimate erstrecken könne und in welcher Weise mit Ländern ande- 
rer Klimate zu verkehren sei. — Ad1. betr. den Einfluß auf den 
Staat an sich. Die klimatischen Extreme der Tropen und der 
Polarländer setzen der politischen Handlungsfreiheit die größten 
Schranken entgegen. Das tropische Klima erzeugt Ruhe, Quietismus, 
Stagnation in den politischen Zuständen, und nach den Erdpolen 
zu hört die Besiedelung und damit die Staatsbildung überhaupt 
mehr und mehr auf. Die gemäßigte Zone ist daher als das 
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Gebiet der politischen Freiheit und Betätigung zu be- 
trachten. Es lassen sich also eigentlich mit den Ländern der 
gemäßigten Zone nur die Tropen, die immerhin eine Staatenbildung 
zulassen, vergleichen, und der Unterschied ihres Klimas gegenüber 
dem gemäßigten tritt in folgenden Verhältnissen zu Tage, die 
wieder auf die Politik zurückwirken. a) In Religionssystem und 
Sitten. In den Tropen sind Emanationslehre — wonach alles, auch 
der Staat, göttlichen Ursprungs und nicht freie menschliche Schöp- 
fung ist — und Fatalismus zu Hause, beides Hindernisse für die 
politische Entwicklung, weil jegliche Verbesserung als ein Eingriff 
in die göttlichen Institutionen angesehen wird. Das Christentum 
dagegen, als die der gemäßigten Zone angehörige Religion, ist die 
Religion der politischen Freiheit, weil es kein Staatssystem ent- 
hält und keine besondere Staatsform fordert; daher ist es auch 
so schwer in den tropischen Ländern zu verbreiten und sind die 
Missionen ebenso ohne bleibenden Erfolg, wie sie als eine brutale 
Aufdrängung fremden Glaubens erscheinen (vgl. oben S. 72). — 
b) In physischen und speziell geschlechtlichen Verhält- 
nissen. Die Tropen erzeugen einerseits große Trägheit, so daß die 
Menschen nur durch Furcht vor Strafe zur Erfüllung beschwerlicherer 
Pflichten angetrieben werden können; das führt zur Sklaverei. Ande- 
rerseits herrscht dort infolge des Klimas große Sinnlichkeit bei früh- 
zeitigem Verblühen des Weibes, worin der Grund der Polygamie 
zu suchen ist. — c) Auch im wirtschaftlichen Einfluß zeigt 
sich der klimatische Unterschied. In den Tropen ist ein geringer 
Aufwand für die zum Leben nötigen Bedürfnisse erforderlich und 
daher die wirtschaftliche Energie minim, so daß auch von dieser 
Seite die Trägheit gefördert wird, m.a. W., das dortige Klima macht 
den Körper nicht nur direkt, sondern auch indirekt schlaff, weil 
es dem Menschen auch größere Anstrengungen zur Befriedigung 
seiner Bedürfnisse erspart. — Ad 2. Das Klima bestimmt die Rich- 
tung der Kolonisation und Auswanderung und gibt die Richt- 
schnur für die Behandlungsweise überseeischer Besitzungen durch 
europäische Mächte, weil die Tropen den Ausländern selbst mehr 
oder weniger unzugänglich und Besitzungen unter andern Himmels- 
strichen anders zu behandeln sind als das eigene Land. Das nennt 
v. Holtzendorff „die Gesetze der klimatischen Analogieen“ — 
sollte es nicht heißen ‚der Akklimatisation“? Der Maßstab für 
Richtung und Grenze der Kolonisation und Auswanderung ist ge- 
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geben in den Statistiken über die Mortalität der Europäer in fremden 
Ländern. So sind Togo und Kamerun durch ihr mörderisches. Klima 
für Europäer fast unbewohnbar. 

Von seiten der aktiven Politik ist dem Klima nur sehr be- 
dingungsweise beizukommen. ‚Das Klima kann durch die Staats- 
tätigkeit beeinflußt werden, soweit dasselbe von Umständen abhängt, 
die durch den Menschen geschaffen bezw. geändert werden können. 
Zu diesen Umständen gehören Sümpfe und Wälder, die als Boden- 
gestaltungen das Klima bedingen. Sümpfe, welche die Malaria 
erzeugen, lassen sich austrocknen, und durch die Austrocknung 
wird nicht nur die Luft saniert, sondern auch der Boden kultur- 
fähig gemacht, ein doppelter Vorteil, der um so mehr zu Staats- 
werken dieser Art ermuntern sollte. Rühmliche Beispiele von solchen 
sind in der Schweiz das Linthwerk und die Juragewässerkorrektion 
im bernischen Seeland (vgl. oben S.144) und in Holland die Trocken- 
legung des Haarlemer Meeres und das ähnliche Projekt betr. die 
Zuidersee — vgl. dagegen Italien mit seiner römischen Campagna 
und den pontinischen Sümpfen, die wie Kunstwerke in ihrem ‚„‚klassi- 
schen‘ Zustande mit einer der innern Politik Italiens (siehe oben 
S. 141) würdigen Pietät erhalten blieben; die pontinischen Sümpfe 
werden jetzt allerdings ausgetrocknet. — Der Überfluß an Wäldern 
erzeugte den nach Cäsar und Tacitus sprichwörtlichen „ewigen Nebel“ 
Deutschlands. Andererseits hat ein Mangel daran in Italien und 
Spanien, durch die Raubwirtschaft verschuldet, diese Länder. auf 
weite Strecken ausgedörrt und verödet, während ein richtiger Forst- 
schutz, worin sich wieder die Schweiz neben Deutschland aus- 
zeichnet, der Atmosphäre wie dem Boden die nötige Feuchtigkeit 
erhält und zugleich vor Überschwemmungen schützt, denen holzarme 
Länder überdies ausgesetzt sind. — Sogar den verderblichen Nieder- 
schlägen der Luft, den Hagelwettern, sucht neuestens menschliche 
Kunst bei uns nach dalmatinischem Muster durch das sogenannte 
Hagel- oder Wetterschießen zu begegnen, das, wenn auch noch 
ohne den erwarteten Erfolg, doch ein Zeichen einer rührigen Politik 
ist, die nach Möglichkeit sogar das Klima, dieses am unnahbar- 
sten erscheinende Naturphänomen, nach ihren Interessen zu wenden 
versucht. 4 

ß) Orographische Verhältnisse. In Betracht kommt ein- 
mal die orographische Gestaltung des Landes im ganzen, ob es 
Gebirgsland oder Ebene ist, bezw. aus Hochgebirge oder Tiefebene 
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besteht, und sodann die Verteilung der Gebirge im Lande. In 
ersterer Beziehung ist zu konstatieren, daß die politische Wichtig- 
keit des Gegensatzes zwischen Gebirgsland und Ebene in dem Ein- 
fluß auf den Verkehr liegt: das Gebirge trennt, die Ebene verbindet. 
Während in der Ebene das Leben, die Sitten, ja selbst die sprach- 
lichen Eigentümlichkeiten ziemlich einförmig sind, finden sich im 
Gebirgslande in den verschiedenen Gegenden die auffallendsten 
Unterschiede, selbst in einander ganz nahe gelegenen Orten ganz 
verschiedene Dialekte, Sitten und Gebräuche. Dieser Unterschied 
zwischen Ebene und Gebirge wirkt insofern auf die Politik zurück, 
als dort durch die Gleichförmigkeit die Zentralisation begünstigt, 
hier dagegen durch die Verschiedenartigkeit die Dezentralisation be- 
dingt wird. — Das Letztere gilt auch für die Schweiz als Gebirgs- 
land, und es ist nicht zu leugnen, daß ihre föderative Verfassung 
zum Teil als das Resultat der orographischen Beschaffenheit anzu- 
sehen ist. Aber damit ist nicht gesagt, daß sie in souveräne 
Staaten zerfallen müßte und nicht bloß autonome Gemeinwesen 
genügten, um der Verschiedenheit der Landesteile in Sprachen, Sitten 
und Gebräuchen gerecht zu werden. Übrigens scheiden sich die 
Kantone nicht durchaus nach ebenen und Gebirgskantonen; der 
Kanton Bern gehört sogar allen drei orographischen Gebieten der 
Schweiz an: den Alpen, dem Mittelland und dem Jura. Wenn wirk- 
lich der Orographie entsprechend dezentralisiert werden müßte, so 
käme vor allem in Betracht, daß das schweizerische Mittelland eine 
einzige große Hochebene bildet und daraus daher ein einziger Kanton 
bis an den Kamm der Berner und Glarner Alpen zu bilden wäre, 
an den sich dann die jenseitigen Kantone Graubünden, Tessin und 
Wallis anschlössen. Wegen der Orographie am föderativen Charak- 
ter des schweizerischen Staates festzuhalten, erscheint auch um 
so weniger Nötigung vorhanden, als die Verbindungen mit und 
zwischen den Gebirgsgegenden durch Straßen und Eisenbahnen ver- 
mehrt worden sind und täglich verbessert werden. — Betr. die 
Verteilung der Gebirge im Lande, so ist namentlich die 
Frage für die Politik sehr wichtig, ob die Gebirgszüge bezw. die 
höchsten derselben, die Wasserscheiden, an der Grenze oder aber 
im Innern des Landes liegen. Jenes bedingt eine größere Abge- 
schlossenheit und daher auch größere Sicherheit nach außen; wenn 
dagegen die Gebirge im Innern des Landes liegen, so öfinet diese 
Situation allerdings für die vom Gebirge ausgehenden Gebiete den 
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Verkehr nach außen, stellt sie aber auch nach außenhin bloß. Das 


Letztere ist bei der Schweiz der Fall, insofern als der Zentralstock 
des Gotthard im Innern liegt und speziell Tessin nach Italien offen 
daliegt, im guten wie im bösen. Ob für den letztern Fall die Be- 
festigung des Gotthard wirklich mehr einen Schutz für den Tessin 
vorstellt, als ein Wahrzeichen dafür, denselben in diesem Falle 
aufgeben zu müssen, ist eine kritische Frage, die bereits oben S. 147 
ungern genug berührt worden ist. 

y) Hydrographische Verhältnisse, betr. Meere, Seen und 
Wasserläufe (Ströme, Flüsse, Bäche). In erster Linie kommen die- 
selben als Gegenstand der passiven Politik in Betracht. In dieser 
Beziehung bilden sie im Gegensatz zu den Gebirgen eine Förderung 
der Kultur, teils und hauptsächlich als Verkehrswege für den Handel, 
teils, wenigstens die Wasserläufe, als Triebkräfte im Dienste. der 
Industrie. Sie sind aber, in Berücksichtigung auch ihrer geschicht- 
lichen Bedeutung für die Kultur, folgendermaßen zu gruppieren. 
1. Die schiffbaren und zugleich befruchtenden Ströme. 
Sie kommen geschichtlich zuerst in Betracht; die großen Stromgebiete 
bilden die ältesten Kulturstätten, so: das Fünfstromland des Indus, 
der Ganges, der Nil in Ägypten; Euphrat und Tigris in Mesopotamien, 
Hoang-ho und Jang-tse-kiang in China etc. Später inEuropa der Rhein, 
in merkantiler Hinsicht der wichtigste Strom Europas, mit einem Ver- 
kehr wie kein anderer Strom des Erdteils. In seiner Hauptlänge ist 
er bereits deutscher Strom; v. Treitschke erklärt es aber als uner- 
läßliche Aufgabe deutscher Politik, auch die Mündungen des 
Stromes zurückzugewinnen (l, S. 218) — und die Quellen?! — 
2. Die Meere. Die Küstenländer und Inseln erwerben ebenfalls eine 
frühzeitige Kultur, folgen aber als Bildungsstationen erst nach den 
Stromgebieten. Die Kultur Griechenlands und des alten Roms ist jünger 
als diejenige Indiens, Ägyptens, Assyriens und Babylons etc. Grund 
davon sind die unabsehbare Ausdehnung und die Gefahren des Meeres, 
die lange den. Menschen vor der Befahrung des offenen Meeres 


zurückschreckten und zunächst auf die Küstenschiffahrt beschränk- | 


ten. — 3. Die triebkräftigen Wasserläufe, auch wenn nicht 
schiffbar, kommen in Betracht für die Flößerei — für diese zugleich 
als Verkehrswege — hauptsächlich aber für Wasserwerke. In letz- 
terer Anwendung setzt die Möglichkeit der Benutzung der Wasser- 
läufe bereits eine gewisse Industrie voraus, weil dazu Motoren, wenn 


auch noch so primitiver Art, erforderlich sind, und die Benutzung 
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selbst setzt das Bedürfnis voraus, die menschliche Kraft durch 
Wasserkraft zu ersetzen; also in jeder Beziehung bedingen die 
Wasserwerke und damit die Wasserläufe als Triebkraft einen höheren 
Grad von Kulturentwicklung. 

Andererseits sind die Gewässer auch der aktiven Politik zu- 
gänglich, und zwar, wieder in vorteilhaftem Gegensatz zu den Ge- 
birgen, nicht nur in dem Sinne, daß sie sich verbessern bezw. 
sich ihre Schwierigkeiten für die Benutzung überwinden lassen, 
sondern auch in der Weise, daß sie als Verkehrswege durch die 
Staatstätigkeit geschaffen, hergestellt werden können. In ersterer 
Hinsicht ist zu erinnern an die Anlegung von Hafenplätzen, den 
Schutz vor Küstenversandungen, die Korrektion von Flüssen, Be- 
seitigung von Stromschnellen etc. An Verkehrswegen aber sind ge- 
schaffen worden: Suezkanal, zum Teil auch der Panamakanal, der 
Kaiser-Wilhelm-Kanal, die Querkanalisationen zur Verbindung ver- 
schiedener Ströme miteinander in Frankreich, Deutschland etc. 

Die Schweiz speziell besitzt keine Küste, keine schiffbaren 
Ströme, wohl aber Seen und Wasserkräfte. An Seen ist die Schweiz 
eines der reichsten Länder der Welt. Das macht die besondere 
Schönheit des Landes aus, welche die Schweiz vor Tirol voraus hat; 
von der Schönheit des Landes aber hängt hinwieder die Entwick- 


lung des Fremdenverkehrs und der darauf begründeten sogenannten 


Fremdenindustrie ab. Die Wasserkräfte der Schweiz sodann 
gehen an .Wert in die Millionen, aber sie sind noch lange 
nicht genügend ausgebeutet, am wenigsten im wasserkraftreichsten 
Kanton der Schweiz, in Graubünden, und auch soweit die Aus- 
nutzung stattfindet, wird sie Privaten überlassen bezw. übertragen, 
statt vom Staat selbst betrieben zu werden. Auf die Ausbeutung 
in Regie von Bundeswegen trug die Petition „Freiland“, der schwei- 
zerischen Gesellschaft für Bodenverstaatlichung, vom Jahr 1891 an, 
fand aber bei den Bundesbehörden kein weiteres Gehör, als daß 
eine Enquete über die Wasserverhältnisse der Schweiz bezw. deren 
Bestand an Wasserkräften angeordnet wurde, die indes bis jetzt zu 
keinem praktischen Resultate gelangt zu sein scheint, in so hohem 
Maße auch die Staatswirtschaft selbst bei der Frage beteiligt sein 
mag. Nun ist die Frage als Bundesangelegenheit vom schweizeri- 
schen Obersten Affolter neuerdings angeregt worden. Inzwischen 
hatte der Kanton Zürich seinerseits die Ausbeutung der Wasser- 
kräfte am Rhein durch den Staat in Erwägung gezogen; der Antrag 
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des Regierungsrates aber auf Verstaatlichung dieser, Wasserkräfte 
ist vom Kantonsrat abgelehnt worden. 

ö) Die Produktionskräfte des Bodens, seine Fruchtbarkeit. 

Zunächst von den Produktionskräften im allgemeinen und zwar 
nach ihrem Einfluß auf die Politik, also als Gegenstand der passiven 
Politik. Vom Standpunkt der passiven Politik sind drei verschiedene 
Typen von Fruchtbarkeit zu unterscheiden. Ein völlig unfrucht- 
barer Boden einmal ist sehr ungünstig für das Gemeinleben, weil 
er nur wenige und auch diese nur dürftig zu ernähren vermag. 
Die Folge ist eine dünne und arme Bevölkerung. Untervölkerung 
aber lockert die Verbindung zwischen den Menschen, rechtlich wie 
tatsächlich, und Armut hindert die Entwicklung eines ganzen Volkes 
wie des Einzelnen. Die Tatsache völliger Sterilität und ihre Folgen 
finden sich aber nicht nur in den kalten, sondern auch in den heißen 
Zonen, in den Wüsteneien Afrikas und Asiens wie in den Polar- 
ländern. Die mongolischen und tartarischen Horden haben in ihren 
Steppenländern wenig Fortschritte gemacht und es erst in den Acker- 
ländern China und Indien zu einer Zivilisation gebracht; ebenso die 
mohammedanischen Araber: nicht im steinigen Arabien, sondern erst 
in den fruchtbaren Ländern Persiens und an der Küste des Mittel- 
meeres (Buckle). — Ein höchst fruchtbarer Boden andererseits, 
wie in den südlichen Ländern, namentlich in den Tropen, bietet 
Nahrung für viele und gestattet daher eine dichte Besiedelung, so- 
fern nicht hinwieder das Klima bezw. das Gesetz der klimatischen 
Analogie (vgl. oben S. 149) die Besiedelung hindert. Insofern ist er 
der Staatenbildung äußerst günstig. Aber er führt, unterstützt vom 
Klima, zur Despotie und Knechtung des Volkes, weil er dasselbe von 
der Arbeit entwöhnt, die Untätigkeit und damit den Hinfall am 
fremde Herrschaft begünstigt; so im alten Indien mit seinen üppigen 
Reizpflanzungen, im dattelbaumreichen Ägypten, und in Mexiko und 
Peru, wo Mais, Bananen, Kartoffeln im Übermaß vorhanden sind 
— so in gewissem Grade auch in Spanien und Süditalien. — Ein 
Boden von mäßiger Fruchtbarkeit, wie im Hauptteil der ge- 
mäßigten Zone, erscheint daher als die günstigste Vorbedingung für 
das Gemeinleben der Menschen, weil er für ein solches reich genug 
ist und doch nicht reich genug, um die Arbeit für die Gewinnung 
seiner Produkte zu ersparen. Die Fruchtbarkeit ermöglicht und be- 
günstigt die Staatenbildung und die Arbeit begünstigt die Freiheit 
und Entwicklung der Menschen. In diese Kategorie gehört auch 
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die Schweiz, obschon die Gebirgsverteilung im Lande große Ver- 
schiedenheit bedingt, und der fruchtbarste Teil, das Mittelland be- 
reits eher übervölkert erscheint. 

Die Produktionskräfte haben aber, je nach der verschiedenen Art, 
auch verschiedenen Einfluß auf die Politik. Danach sind zu unter- 
scheiden die mineralischen Produktionskräfte einerseits und die ani- 
malischen und vegetabilischen andererseits. — Die mineralischen 
Produkte sind Diamanten, Gold und Silber, Eisen und Kupfer, 
Steinkohle und Steinöl, Salz u.a. Sie werden durch den Berg- 
bau gewonnen, bedingen also immer nicht nur die Arbeit 
der Hebung, sondern auch die Tätigkeit des Umsatzes in 
Nahrungsmittel bezw. in deren Wert, also den Handel, und 
insofern würden sie. der Entwicklung des Gemeinlebens um so 
mehr förderlich sein. Aber der Bergbau, speziell der Gruben- 
bau — im Gegensatz zum Tagbau, der Gewinnung von Mineralien, 
namentlich von Gold, durch bloße Wascharbeit in den „Seifen“ 
— erzeugt als Arbeit im dunkeln Schoß der Erde und dazu schwere 
Arbeit bei schlechter Bezahlung eine düstere und bittere Stimmung 
der Bevölkerung, die leicht in Arbeiteraufständen und Revolutionen 
ausbricht. Man erinnert sich dabei, daß zur Zeit der französischen 
Revolution außer Paris nur der Nordosten von Frankreich gut jako- 
binisch war (vgl. Häusser, Geschichte der franz. Revolution, S. 361) 
— nicht wegen der Himmelsrichtung, sondern weil in dem hier 
vorherrschenden Bergbau, zu dem dieser Landstrich angelegt ist, die 
besten Bedingungen dafür vorhanden waren, und daß er sich heute 
noch vorzugsweise und immer wieder durch Arbeiterunruhen bemerk- 
bar macht (vgl. Zola, Germinal — den großartigen Bergwerker — Ro- 
man, der gerade in diesem französischen Gebiete sich abspielt). 
— Die animalischen und vegetabilischen Produktionskräfte 
andererseits, deren Ausbeutung in Viehzucht und Ackerbau besteht, 
repräsentieren gewissermaßen die unmittelbare Fruchtbarkeit des 
Landes, im Gegensatz zu den mineralischen Produktionskräften, 
deren Erzeugnisse erst der Umwandlung bezw. des Umsatzes be- 
dürfen, um genießbar zu werden; auf die erstern kommt es daher 
bei der Frage nach der Fruchtbarkeit eines Landes im ganzen an — 
bei der Frage, ob der Boden unfruchtbar oder höchst fruchtbar oder 
von mäßiger Fruchtbarkeit sei. Die menschliche Arbeit kann sich 
hier auf die Ziehung bezw. Sammlung der Produkte beschränken 
oder, wenn sie mehr tut, enthält sie eine Förderung der Produktions- 
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kräfte selbst, während die mineralischen Produkte erst einer Um- 
wertung durch Umsatz und Handel bedürfen und die bezüglichen 
Produktionskräfte selbst niemals durch menschliche Arbeit vermehrt 
werden können. Viehzucht und Ackerbau sind denn die einfachsten 
und ruhigsten menschlichen Beschäftigungen, die der Bevölkerung 
auch eine gewisse Ruhe und Stetigkeit geben, also einen gewissen 
Konservatismus bedingen, im Gegensatz zu der zur Revolution nei- 
genden Tätigkeit des Bergbaues. 

Andererseits die aktive Politik betr. die Produktionskräfte und 
die bezügliche menschliche Arbeit, bezw. der Einfluß der Politik 
auf dieselben. Betr. die Produktionskräfte im allgemeinen, so 
kann sich ein Einfluß der Politik nur insoweit geltend machen, als 
sie sich an denjenigen Boden, der für das Staatsleben die günstigsten 
Produktionskräfte aufweist, halten wird, sofern überhaupt von einer 
freien Wahl des Staatsgebietes die Rede sein kann, was immerhin 
bei der Kolonisation der Fall ist. Die Berücksichtigung der natür- 
lichen Fruchtbarkeit ist hier erstes Gebot, dessen Vernachlässigung 
sich durch große spätere Opfer und durch geringeres Gedeihen 
bitter rächt (Mohl). — Betr. die Produktionskräfte im einzelnen, 
nachdem und wo einmal die Wahl des Bodens als Staatsgebietes ge- 
troffen ist, so macht sich die Politik verschieden nach den ver- 
schiedenen Arten dieser Produktionskräfte, m.a.W.: wie Bergbau 
einerseits und Viehzucht und Ackerbau andererseits das Staatsleben 
verschieden beeinflussen, so muß auch die aktive Politik ihnen gegen- 
über verschiedene Stellungen einnehmen und zwar folgende. Die 
mineralischen Produktionskräfte selbst lassen sich nicht ver- 
mehren. Die Politik kann wohl den Bergbau fördern in der Weise, 
daß sie dafür sorgt, daß die mineralischen Schätze überhaupt und 
möglichst ausgiebig und rationell ausgebeutet werden; ihre Haupt- 
tätigkeit wird aber auf die Arbeiterverhältnisse zu richten sein, 
daß sie möglichst menschenwürdig seien, um Aufstände und Revolu- 
tionen zu verhindern. Die Politik ist hier also hauptsächlich Sozial- 
politik, und zwar nicht nur im Interesse der Bergarbeiter, sondern 
des Staates selbst, seiner Erhaltung. — Die animalischen und 
vegetabilischen Produktionskräfte dagegen lassen sich durch‘ 
die Staatstätigkeit heben und fördern, während das Arbeits- 
verhältnis die staatliche Ruhe jedenfalls nicht zu bedrohen pflegt. 
Die Politik wird daher hier vor allem Wirtschaftspolitik sein. 
— Beide, Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik aber gehören, so sehr 
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sie als Staatspolitik, d. h. als Sorge für den Boden in seiner 
Eigenschaft eines Substrates des Staates in Betracht kommen, des 
näheren in die Wohlfahrtspolitik, die ihrerseits zur innern Verwal- 
tungspolitik gehört, wovon im Abschnitt von der Verwaltungspolitik 
die Rede ist. | 
B. Volk. 

Einleitung: Gegenstand und Einteilung der Darstellung. 

Gegenstand dieses Abschnittes ist die Bevölkerung. Aber „Be- 
völkerung“ ist Gegenstand aller Politik, auch der Verfassungs-, 
Rechts-, Wohlfahrtspolitik etc.; alles, was es von Staatswegen gibt, 
ist um des Volkes, der Menschen willen da: alles Recht und daher 
auch alle Politik als die zweckmäßigste Gestaltung und Anwendung 
des Rechtes. Es ist daher wohl zu unterscheiden zwischen der Be- 
völkerung als Substrat des Staates, wie sie hier aufgefaßt ist, d.h. 
in ihrem tatsächlichen, wesentlich natürlichen Bestande, und der 
Bevölkerung als rechtlich geordneter Verbindung. Als rechtlich ge- 
ordnete bezw. zu ordnende Verbindung ist die Bevölkerung Gegen- 
stand der übrigen Politik: der Verfassungs-, Rechtspolitik etc. Als 
natürlicher, von Natur oder durch die Tatsachen gegebener Bestand 
bildet sie passiv den Gegenstand aller Politik und aktiv den Gegenstand 
speziell derBevölkerungspolitik. Passiv bildet sie den Gegenstand 
aller Politik insofern, als alle Politik auf den natürlichen bezw. 
tatsächlichen Bestand der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen hat. 
Aktiv hingegen bildet die Bevölkerung den Gegenstand speziell der 
Bevölkerungspolitik, indem diese der Inbegriff der staatlichen Maß- 
nahmen mit Bezug auf die Bevölkerungsverhältnisse ist, d.h. eben 
mit Bezug auf den tatsächlichen Bestand der Bevölkerung, speziell 
den numerischen Bestand. Auf den tatsächlichen Bestand wirkt 
aber schließlich wieder alle Politik ein, weil durch die Staats- 
tätigkeit überhaupt dieser Bestand selbst mehr oder weniger be- 
einflußt wird, insbesondere auch durch die Wohlfahrtspolitik als 
die Sorge für die Interessen des Volkes — insofern ist der Bestand 
der Bevölkerung nicht durchaus natürlich, sondern zum Teil auch 
das Ergebnis der Einwirkung künstlicher, rechtlicher Mittel; aber 
er ist jedenfalls ein tatsächlicher Bestand. Während aber die Wohl- 
fahrtspolitik nur indirekt auf den Bestand einwirkt, beeinflußt ihn 
die Bevölkerungspolitik direkt. So z.B. sucht die Wohlfahrtspolitik 
das Proletariat zu beseitigen durch sozialpolitische Maßnahmen, als 
Verhinderung der Ausbeutung, Entlastung desselben durch Existenz- 
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minimum, unentgeltlichen Unterricht, unentgeltliches Begräbnis etc. 
— die Bevölkerungspolitik dagegen durch Verminderung der Be- 
völkerung, auf dem Wege der Auswanderung, Abschiebung etc. —. 
Allem voraus aber ist hier, im folgenden, der tatsächliche Bestand 
der Bevölkerung selbst, als Gegenstand der einen wie der andern 
Politik, darzustellen. Gegenstand also dieses Abschnittes ist die 
Darstellung des tatsächlichen Bestandes der Bevölkerung nach seinen 
verschiedenen Seiten und im Anschlusse daran jeweilen die Dar- 
stellung der Bevölkerungspolitik als der direkten staatlichen Ein- 
wirkung auf diesen Bestand. 

Einteilung der Darstellung. Der Bestand ist teils quantitativ, 
d.h. der Zahl der Bevölkerung nach verschieden, teils qualitativ, 
d.h. verschieden nach der Beschaffenheit. Die Zahlengröße kann 
absolut oder relativ genommen werden — relativ mit Rücksicht auf 
die Größe des Gebietes, das die Bevölkerung inne hat, also als 
Maßstab von deren Dichtigkeit, und in letzterer Beziehung kann 
das Land richtig bevölkert oder aber unter- oder übervölkert er- 
scheinen. — Die Beschaffenheit ihrerseits ist entweder indivi- 
duell oder gesellschaftlich. Die individuelle Beschaffenheit ihrer- 
seits ist teils körperlicher, teils geistiger Art; beide Eigenschaften 
stehen zwar in Wechselwirkung, insbesondere beeinflußt die körper- 
liche Beschaffenheit die geistige, beide lassen. sich aber für sich 
betrachten. Die körperliche Eigenschaft kommt, außer in Alter und 
Geschlecht, insbesondere zum Ausdruck in der Rasse, die sich vor 
allem nach der Hautfarbe bestimmt, dann nach anderen, damit zu- 
sammenhängenden körperlichen Eigenschaften (Größe, Statur, Haar, 
Schädelbildung); die geistige in der Nation, deren hauptsächlich- 
stes Unterscheidungszeichen die Sprache ist, dann allerdings auch 
andere geistige Eigenschaften (Temperament, Verstandeskräfte), die 
zusammen den Nationalcharakter ausmachen (vgl. die Definition 
von „Nation“ bei Jellinek, Das Recht des modernen Staates, I, 
S. 106). — Die Beschaffenheit ist aber andererseits nach den Be- 
ziehungen der Individuen zueinander auch gesellschaftlich — ,Ge- 
sellschaft“ ist ja die Verbindung der Individuen untereinander, so- 
weit sie nicht rechtlich bedingt ist — und äußert sich nach dieser 
Seite in Stand, Familienstand, Beruf. — Von den verschiedenen 
Seiten der Beschaffenheit gehören aber in der Darstellung zusammen: 
einerseits Rasse und Nation, als gemeinsame Eigenschaften des E 
ganzen Volkes oder zusammengehörender Teile desselben, und ande- i 
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rerseits die übrigen Eigenschaften (Alter, Geschlecht, Stand, Fami- 
lienstand, Beruf), die das Volk durchziehen und durchsetzen. — 
Daher denn im ganzen folgende Einteilung: I. Zahl: 1. absolut, 
‚2. relativ, II. Beschaffenheit: 1. Rasse und Nation, 2. übrige Eigen- 
schaften. 
I. Zahl der Bevölkerung. 
1. Absolute Zahl, 

ihre Bedeutung und der Einfluß der Politik auf dieselbe. Betr. 
die Zahi kann es sich hier nicht um Angabe der absoluten 
Bevölkerungsziffern, wie sie die verschiedenen Staaten aufweisen, 
handeln, sondern nur um Hervorhebung der Wichtigkeit der 
absoluten Zahl für den Staat. Die absolute Zahl ist wichtig 
nach außen und nach innen. Die Rücksicht nach auswärts 
spricht ausschließlich zu Gunsten einer möglichst großen Zahl 
der Bevölkerung. Der Grund davon liegt hauptsächlich in der Fähig- 
keit, ein möglichst großes Heer aufzustellen, weil davon die äußere 
Machtstellung des Staates abhängt. An einem möglichst großen Ge- 
biete genügt es für diese nicht, im Gegenteil ist der Staat, je größer 
das Gebiet bei gleicher ‚Bevölkerungszahl, um so schwächer nach 
außen, weil die Sicherung seiner Grenze, der Grenzeordon, um so 
dünner werden muß. Daher ist Rußland weit schwächer, als nach 
seiner Gebietsgröße anzunehmen wäre. — Die innere Rücksicht 
spricht umgekehrt mehr für eine kleine, als für eine große Zahl, 
in.a. W. eine große Bevölkerungszahl erscheint mehr ungünstig als 
günstig, in staatlicher und gesellschaftlicher Beziehung. In staat- 
licher Beziehung insofern: je größer die Bevölkerung, um so schwerer 
ist sie zu regieren, nicht bloß wegen der Masse, sondern auch wegen 
der Verschiedenartigkeit, weil je größer das Volk, um so ver- 
schiedenartiger seine Elemente sind und namentlich sich die schlech- 
ten Elemente vervielfältigen. Das Gegenmittel gegen die Schwierig- 
keit des Regimentes aus dem Grunde der großen Masse ist die 
Dezentralisation, die aber wieder den. Staat schwächt, wovon 
unter Verfassungspolitik die Rede sein wird. — Eine große Be- 
völkerung schließt sogar eine gewisse Staatsform unter Umständen 
ganz aus: die reine Demokratie, wenigstens in der Form der zen- 
tralisierten Volksgemeinde, der schweizerischerseits, wo diese Form 
allein vorkommt, sogenannten Landsgemeinde, wonach das ganze 
(stimmberechtigte) Volk des Staates zu einer Versammlung zusam- 
mentritt, um seine politischen Rechte auszuüben. Daher ist die 
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Abschaffung der Landsgemeinden in Schwyz und Zug bereits (1848) 
erfolgt und steht auch in Außerrhoden, wo die Zahl des stimmbe- 
rechtigten Volkes bereits auf 15000 angewachsen ist, bevor. Und 
auch wo das Referendum, diese Form der lokalisierten Volks- 
abstimmung (vgl. unter Verfassungspolitik), eingeführt ist, bietet 
es um so größere Schwierigkeiten und Schwerfälligkeiten, je größer 
das Volk ist. — Auch in gesellschaftlicher Beziehung erscheint eine 
kleinere Volkszahl günstiger. Je größer nämlich die Bevölkerung, 
um so größer die Standesunterschiede, zwischen reich und arm, 
und desto zahlreicher speziell die schlechten Elemente der Gesell- 
schaft, nicht nur proportional, sondern progressiv zahlreicher, weil 
sie einerseits mehr Gelegenheit für ihre Tätigkeit, Betteln und Stehlen, 
und andererseits mehr Deckung, mehr und bessern ER 
vor staatlicher Verfolgung finden. 

Betr. endlich den Einfluß auf die absolute Zahl durch die Politik, 
so fällt er mit demjenigen auf die relative Zahl zusammen, d.h. 
wenn und soweit auf die Bevölkerungszahl überhaupt eingewirkt 
werden kann, wird die absolute, wie die relative dadurch beeinflußt. 
Von dieser Politik im folgenden Abschnitt. 

2. Relative Zahl, 
Unter- und Übervölkerung als unrichtige relative Zahlenverhältnisse‘ 
in entgegengesetztem Sinn. Vgl. auch Mohl, Polizeiwissenschaft, 
34 AUMERSS. SOSE | 

a) Die Lehre von der Unter- und Übervölkerung. Es kommen 
folgende Punkte in Betracht. 

Einmal die Relation. Die Relation besteht im Verhältnis der 
Bevölkerung zum Gebiet, bezw. der Gegenstand, worauf die Frage 
der Unter- oder Übervölkerung projiziert wird, ist an sich das Gebiet: 
wenn zu gering bevölkert, ist das Gebiet untervölkert, im gegen- 
teiligen Fall übervölkert. Das Gebiet aber kommt dabei nicht nur 
als Raum, als trennender oder verbindender Umstand, in Betracht, 
sondern auch als Zustand, nach seiner Kultur und Ausnutzung, und 
zwar für den Staat im ganzen und für den Einzelnen. Für den Ein- 
zelnen ist namentlich der sogenannte Versorgungszustand oder 
Nahrungsspielraum wichtig, d.h. die Ernährungsmöglichkeit, 
welche ihm der Zustand des Gebietes nach dem Anbau und der Über- 
stellung mit Industrie und Handel etc. bietet, und von Übervölke- 
rung speziell spricht man dann, wenn dieser Versorgungszustand 
nicht mehr für alle vorhanden ist. : 
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Einen Maßstab für das richtige Verhältnis von Bevölkerungs- 
zahl und Gebiet, an dem sich erkennen ließe, wann dieses Ver- 
hältnis nach der einen oder andern Seite abzuweichen beginnt, 
gibt es nicht. Erkennbar ist das Mißverhältnis nur in den Extremen, 
wenn es nach der einen oder andern Seite überspannt ist. Jeden- 
falls ist die bloße, größere oder geringere, Bevölkerungs-Dichtigkeit, 
für welche das Gebiet nur als Raum in Betracht kommt, nicht maß- 
gebend, sondern es kommt eben auch auf den Zustand des Ge- 
bietes an: die Untervölkerung ist weniger bemerkbar und bezw. 
nachteilig bei guten und zahlreichen Verbindungen (Straßen, Eisen- 
bahnen etc.), und das gleiche Gebiet vermag um so mehr Be- 
völkerung zu ertragen bezw. zu ernähren, je reicher es mit Handels- 
und Gewerbebetrieben aller Art versehen ist. Danach spricht man 
von verschiedener Bevölkerungskapazität gleich großer Gebiete. 

Die Nachteile der Unter- und der Übervölkerung. Bei beiden 
gibt es Nachteile für den Einzelnen, wirtschaftlich und geistig, und 
auch für den Staat; bei beiden aber in entgegengesetztem Sinn. 
Bei der Untervölkerung besteht wirtschaftlich zwar der Vorteil 
leichter Erwerbung der notwendigsten Bedürfnisse und von Grund- 
eigentum, aber der Nachteil von Schwierigkeiten im Gewerbebetrieb 
wegen mangelnder Arbeitsteilung, schlechter und weiter Kommu- 
nikationswege und großer Entfernung der Kundschaft. In geistiger 
Beziehung resultiert ein niedriger Stand der Bildung bei dem selte-. 
nen Verkehr der zerstreuten Einzelnen, weil geistige Bildung nur 
in einem vielfachen Wechselverkehr entstehen und gedeihen kann. 
Für den Staat aber bedingt die Untervölkerung eine Beschwerlichkeit 
in Besorgung der Staatsgeschäfte und in der Sammlung militärischer 
Macht auf einem Punkte. — Mit der Übervölkerung andererseits 
sind folgende Erscheinungen verbunden: wirtschaftlich zwar der 
Vorteil größter Arbeitsteilung, wodurch jede Produktion und in 
vollkommenster Art möglich ist, und der Vorteil leichtester 
Verbindung; dagegen: hoher Preis des Grundeigentums, weil 
danach große Nachfrage besteht, und kleiner Lohn bei über- 
mäßiger Arbeit, weil großes Angebot vorhanden ist, und in- 
folge dessen Mangel an den notwendigsten Lebensbedürfnissen für 
die große Masse; die Folge also ist Proletariat und Pauperismus. 
Und der geistige Nachteil: zwar sind in dem engen Zusammen- 
wohnen und der Größe der Bevölkerungszahl die günstigsten Be- 
dingungen für Förderung der geistigen Bildung vorhanden; aber 
| Schollenberger, Politik. 11 
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infolge der materiellen Not herrscht Mangel an Mitteln zu ‚geistiger 
Ausbildung und nehmen Verwilderung und Verrohung überhand. 
Für den Staat aber sind die Nachteile die: Erschwerung der Re- 
gierung durch eine verarmte und verrohte und infolgedessen zu 
Verbrechen und Aufständen geneigte Bevölkerung und Beeinträchti- 
gung der Macht des Staates nach außen — „einehungersterbende 
Bevölkerung ist keine Macht, vielmehr eine große Gefahr 
und eine Ursache von Schwäche und Verwundbarkeit‘“ 
(Mohl). 


Bevölkerungstheorieen. Bevölkerungstheorie ist die Theorie 


von der Bewegung der Bevölkerung ihrer Größe nach im Verhältnis 
speziell zum Versorgungszustand, also diejenige Theorie, wonach 
es für dieses Verhältnis ein Naturgesetz geben soll. Es sind zwei 
Arten von Theorieen in einander widersprechendem Sinn von Malthus 
und Carey aufgestellt worden. — Malthus, Versuch über die Prin- 
zipien der Bevölkerung (1798), worin die These aufgestellt wird: 
die Menschen vermehren sich naturgemäß in geometrischer, die 


Nahrungsmittel in arithmetischer Progression. Die notwendige Folge 
dieses Grundsatzes wäre, daß die Ernährungsfähigkeit durch Pflan- 
zen und Tiere immer mehr hinter dem steigenden Wachstum der 


Bevölkerung zurückbleiben und zuletzt ein Zustand allgemeiner Not 


entstehen müßte. Die Völker könnten der schließlichen Verarmung 


‚und selbst der Hungersnot nicht entgehen, wenn sie sich nicht ent- 
schlössen, dernatürlichen Fruchtbarkeit Schranken zusetzen. 
Die Kriege und Epidemieen wären dann notwendig zur Rettung 
des Menschengeschlechtes vor der verderblichen Übervölkerung 
(Bluntschli). — Carey, Prinzipien der politischen Ökonomie (1837), 
des Inhalts: der Fortschritt der Menschheit bestehe in ihrer zu- 


nehmenden Herrschaft über die Kräfte der Natur. Mit der Kultur 
steigere sich die Produktionsfähigkeit der Erde, so daß eine Über- 
völkerung nie eintreten könne. —. Carey behauptet also nicht eine 


Neigung der Bevölkerungsbewegung nach Untervölkerung — daß 


die Menschheit im ganzen jedenfalls absolut zunimmt, läßt sich nicht 


leugnen; er behauptet aber, daß eine Übervölkerung unmöglich sei, 
insofern als die Menschheit das Verhältnis, um das sie absolut zu- 
nehme, immer durch Erhöhung der Produktionsfähigkeit der Natur 
ausgleiche. — Die Negation jeder Bevölkerungstheorie bezw. des” 
Bedürfnisses dafür wird durch die sozialistischen Schriftsteller 
(Engels, Marx, Bebel) vertreten. Sie bestreiten so wenig wie Carey, 
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daß es eine Übervölkerung gebe, stimmen also mit ihm in dieser 
Beziehung Malthus zu; aber sie bestreiten gegenüber letzterem, daß 
die Übervölkerung vom Mißverhältnis der Menge der Unterhaltungs- 
mittel zur Menge der Bevölkerung herrühre — sie rühre vielmehr 
her von der unrichtigen Verteilung der Mittel und diese von der 
Eigentumsordnung. 

'b) Die staatlichen Maßnahmen, bestehend in Bevölkerungs- 
statistik einerseits und Bevölkerungspolitik andererseits. 

Die Bevölkerungsstatistik als die Feststellung des Bevölke- 
rungszustandes ist die Vorbereitungsmaßnahme für die Bevölkerungs- 
politik und andere Politiken, Rechtspolitik etc. Fragt man zunächst 
nach Gegenstand und Zweck der Bevölkerungsstatistik, so geht sie 
nach beiden Seiten über den Gesichtspunkt der Bevölkerungszahl 
hinaus und gehört insofern nicht nur zum Abschnitt von der Zahl, 
sondern auch zum Abschnitt von der Beschaffenheit der Bevölkerung. 
"Gegenstand der .Bevölkerungsstatistik ist nämlich nicht nur die Fest- 
stellung der Volkszahl, sondern auch der Volksbeschaffenheit nach 
Nationalität bezw. Sprache, ferner nach Alter, Geschlecht, Beruf 
etc. — und der Zweck ist, Anhaltspunkte zu gewinnen, nicht nur 
oder nicht für die Bevölkerungspolitik i.e.S., zum Zwecke der Ein- 
wirkung auf die Volkszahl, sondern für die Wohlfahrtspolitik (für 
Arbeiterschutzgesetzgebung, Gesundheitspolizei etc.) und auch für 
die Rechtspolitik, insbesondere Kriminalpolitik. — Die Grundlage 
der Bevölkerungsstatistik sind die Volkszählungen. Sie sind 
in den verschiedenen Ländern mehr oder weniger übereinstimmend 
geordnet nach den Vorschlägen des internationalen statistischen Kon- 
gresses, einem seit 1853 eingeführtem Institut periodischer Vereini- 
gung der Statistiker aller Länder. Danach ist Übereinstimmung in 
folgenden Punkten erzielt: Zeit betr. die Vornahme der Volkszäh- 
lungen (in 10 jährigen Perioden und zwar in den durch 10 teilbaren 
Kalenderjahren, und zu einer ruhigen Jahreszeit, in welcher die Be- 
völkerung größtenteils zu Hause sich befindet, am wenigsten fluk- 
tuiert, vorzugsweise im Dezember), Substrat (es soll die faktische 
oder ortsanwesende und die rechtliche oder Wohnbevölkerung ge- 
zählt werden), Umfang bezw. Daten der Zählung (Angabe von Ge- 
‚schlecht, Alter, Familienstand, Sprache, Religion, Beruf etc.), Form 
‚der Erhebung (Zählkartenmethode, wonach die Aufnahme durch 
Selbsteintrag der Bürger geschieht) und Verwertung der Materialien. 
— Der Wert der Bevölkerungsstatistik, wie vielleicht der Statistik 
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überhaupt, im Verhältnis zur Politik läßt sich kurz dahin ausdrücken: 
es gibt zu viel Statistik und zu wenig Politik, die sich nach 
den statistischen Ergebnissen betätigte, und insofern ist dıe staat- 
liche Statistik Spielerei und vielfach ein Deckmantel für die müßige 
Politik.t) 

Bevölkerungspolitik andererseits ist der Inbegriff der staat- 
lichen Maßnahmen bestehend in direkter Einwirkung auf die Volks- 
zahl im Sinne der Vermehrung cder Verminderung der Bevölkerung, 
je nachdem Unter- oder Übervölkerung vorhanden ist. Die Mittel 
an sich sind: 1. für Verminderung der Bevölkerung: Verhinde- 
rung der Nachkommenschaft durch Erschwerung der Eheschließung 
und Kindererzeugung; Verhinderung des Zuflusses der Bevölkerung 
durch Beschränkung’ der Freizügigkeit, Tötung Kriegsgefangener; Be- 
förderung des Abflusses durch Kolonisation und Auswanderung. 
2. Das Mittel der Vermehrung der Bevölkerung besteht in der Um- 
kehr der vorigen Maßnahmen, soweit eine solche möglich ist, also 
in folgenden Maßnahmen: Begünstigung der Ehe und Kindererzeu- 
gung, Verhinderung des Abganges der Bevölkerung und Beförderung 
des Zuflusses, der Einwanderung — der letzteren durch Einwanderungs- 
prämien, wie: Vorschuß der Reisekosten, unentgeltliche oder billige 
Überlassung von Grund und Boden, von sogenanntem „Unionsland“, f 
wie es früher in Nordamerika hieß. 

Nun die Anwendung der Mittel bezw. die positive Bevölkerungs- 
politik, soweit eine solche getrieben wurde. Bei den Griechen 
waren zum Zwecke der Verminderung der Bevölkerung folgende, 
heute als unmoralisch und sogar barbarisch erscheinende Mittel | 
gelegentlich in Geltung: Begünstigung widernatürlicher Unzucht, der 
Päderastie, daher ‚griechische Liebe“ genannt — ‚um die Männer 
zuweilen vom Umgang mit ihren Weibern zu entfernen, damit die. 
Familien nicht durch eine zu große Anzahl von Kindern beschwert 
werden“ — Gestattung der Abtreibung der Leibesfrucht und der 
Kindesaussetzung; vgl. Aristoteles, Politik, Buch V, Kap. 8 und VIL 
16, und Montesquieu, Geist der Gesetze, Buch XIX, Kap. 16ff. — 
Bei den Römern galt es umgekehrt, die Bevölkerung zu vermehren, 
die durch die vielen Kriege dezimiert wurde, und zu diesem Zwecke 
!) Die Statistik wird so zur Fabrik des „unschätzbaren Materials“ ode 
zum „großen brüllenden Ozean der tabellarischen Übersichten“ in Dickens, 
Harte Zeiten — „ein Ozean, aus welchem noch nie ein Mensch, der bis zu 
einer gewissen Tiefe niedertauchte, gesund wieder heraufgekommen ist“. 
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wurde Ehe und Kindererzeugung begünstigt; das war speziell der 
Zweck der bekannten lex Julia et Papia Poppaea. — Seit Colbert, 
von der 2. Hälfte des XVII. bis gegen Ende des XVII. Jahrhunderts 
war der Staat auf Beförderung der Heiraten und der Kindererzeugung 
bedacht, zu welchem Zwecke Aussetzung von Prämien erfolgte. — 
Seit Anfang des XIX. Jahrhunderts dagegen wurde, infolge der 
Theorie Malthus’ und der mit dem Übergang zur Maschinenindustrie 
eintretenden Not der Arbeiterklassen die Begünstigung der Auswande- 
rung und die Erschwerung der Eheschließung Unbemittelter durch 
die Gesetzgebung betrieben. — Heute, seit der 2. Hälfte des 
XIX. Jahrhunderts, wird es nicht mehr als Aufgabe des Staates 
betrachtet, die Volkszahl zu regulieren, sondern es wird diese ihrem 
natürlichen Wachstum überlassen und werden nur dessen üble Fol- 
gen durch Verwaltungsmaßnahmen (Armenpolizei, soziale Gesetz- 
gebung, Gesundheitspolizei etc.) zu beseitigen oder zu vermindern 
gesucht. Also keine Bevölkerungspolitik mehr, sondern 
lediglich Wohlfahrtspolitik. In Frankreich mit seiner zurück- 
bleibenden Bevölkerungszahl sind allerdings staatliche Maßnahmen 
zur Vermehrung der Bevölkerung eingeführt worden, wie insbe- 
sondere die Steuerentlastung der Familien mit zahlreicher Kinder- 
schar (Gesetze von 1885 und 1889) und werden weitere postuliert. 
Die Schuld am dortigen Bevölkerungsstillstand trägt offenbar das 
zu einer Art gesellschaftlichen Grundsatzes erhobene sogenannte 
Zweikindersystem, d.h. Beschränkung der Kinderzahl auf die 
Zahl der Eltern; der Grund dieser Maxime aber ist eine unrichtige 
Wirtschaftspolitik, weshalb es besser schiene, diese zu ändern, statt 
auf eine veraltete Bevölkerungspolitik zurückzugreifen (vgl. Gold- 
stein, Die vermeintlichen und die wirklichen Ursachen des Bevölke- 
rungsstillstandes in Frankreich). 

Die staatlichen Maßnahmen in der Schweiz speziell. Eine 
Bevölkerungsstatistik gibt es von Bundeswegen und auf seiten 
gewisser Kantone. Im Jahr 1860 ist ein eidgenössisches statistisches 
Bureau eingerichtet worden und daneben bestehen in gewissen Kan- 
tonen auch kantonale statistische Bureaux. Das Material bieten 
dem einen wie den andern die eidgenössischen Volkszählungen, 
welche alle zehn Jahre, nämlich in den durch 10 teilbaren Kalender- 
jahren stattfinden, die letzte im Jahr 1900. Vgl. Bundesgesetz vom 
Jahr 1860, Bundesgesetze 6/422. — Von Bevölkerungspolitik 
aber ist keine Rede, weder im Bund noch in den Kantonen. Vom 
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Bunde ist zwar das Recht zur Ehe statuiert (Bundesverfassung Art.54: 
„Das Recht zur-Ehe steht unter dem Schutze des Bundes“) und 
ein Gesetz betr. Auswanderung erlassen; aber jenes Recht ist ledig- 
lich als Freiheitsrecht statuiert in Abschaffung der früheren polizei- 
lichen und ökonomischen Beschränkung der Eheschließung durch 
die Kantone und bezweckt keineswegs, der Vermehrung der Ehen 
Vorschub zu leisten, und das Bundesgesetz betr. Auswanderung ist 
bloßes Kontrollgesetz über die Auswanderung ohne jede Tendenz, 
die Auswanderung einzuschränken oder zu verhindern (vgl. oben 
S. 137). Auch die Kantone treiben keine Bevölkerungspolitik. Die 
ökonomische Unterstützung der Auswanderung, wie sie in ge- 
wissen Kantonen wenigstens von Gesetzeswegen noch vorgesehen 
ist (Bern), will nicht dem Abfluß der Bevölkerung überhaupt dienen, 
sondern der Abschiebung Verarmter, ist also nicht bevölkerungspoli- 
tischer Art, sondern eine und zwar schlechte Politik der Armenpflege 
— schlecht nicht nur für die Armen, die damit einem ungewissen 
Schicksal und einem um so sicherern Elend entgegengetrieben werden, 
sondern auch für den Staat, waren doch solche Kantone wiederholt 
genötigt, über das Meer abgeschobene Arme mit eigenen und schweren 
Kosten wieder zurückzunehmen. — Die Verhinderung aber der 
Auswanderung wäre schon aus dem bundesrechtlichen Grundsatze der 
Freizügigkeit unstatthaft. Weiter gibt es überhaupt keine Maßnahmen 
kantonalerseits, die als bevölkerungspolitische in Betracht kommen 
könnten. 
c) Die ungleiche Verteilung der Bevölkerung im gleichen 
Staate, als lokale Untervölkerung auf der einen und lokale Über- 
völkerung auf der andern Seite. Speziell kommt in Frage die 
ungleiche Verteilung der Bevölkerung zwischen Stadt und Land- 2 
schaft, die sogenannte „Flucht vom Lande“ und ‚der Zug nach R 
der Stadt“ — technisch Abwanderung genannt, im Gegensatz zur 
Auswanderung als dem Zuge von einem Land in das andere. Auch & 
hier bieten sich der Betrachtung zwei Seiten: die Tatsache der Ab- i 
wanderung bezw. deren Grund und die dagegen zu treffenden staat- ; 
lichen Maßnahmen bezw. die Möglichkeit solcher. Die Tatsache 
ist unleugbar, trifft aber meistens nur bei den sogenannten land- } 
losen Arbeitern zu, die nicht selbständige Landwirte sind und 
auch nicht das kleinste Gut besitzen, das sie im Nebenerwerb be- 
arbeiten könnten. Der Grund der Tatsache ist also nicht sowohl 
die Abneigung gegen den landwirtschaftlichen Beruf als die länd- 
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liche Besitzlosigkeit bezw. die Aussichtslosigkeit für solche Leute, 
ländlichen Besitz erwerben zu können. Dieser Grund der Abwande- 
rung liegt vor: einerseits wo der herrschende Großgrundbesitz den 
Landarbeitern keine Aussicht gewährt, zu selbständigen kleinen Land- 
wirten emporzusteigen, wie es in England und Italien der Fall ist; 
andererseits wo die Bodenzerstückelung bereits zu weit gegangen 
ist, als daß noch Land für diese weitere Klasse von Bewerbern übrig- 
bliebe — das ist der Fall der schweizerischen Landwirtschaft. Dort 
liegt die Schuld am Stand der Grundbesitzer, hier am (rechtlichen) 
Zustand des Grundbesitztums. Vgl. Herkner, Die Arbeiterfrage, 
3. Aufl., S. 72, und Paul Berndt, Die Arbeitslosigkeit, ihre Bekämp- 
fung und Statistik, S. 18ff. — Staatliche Maßnahmen zur Abhilfe 
sind aber, mit Rücksicht auf den Grund der Tatsache, mit Erfolg 
nur möglich in Form der Bodenbesitzesreform, und diese gehört 
zur sozialen Frage im ganzen und damit in die Wohlfahrtspolitik. 


II. Beschaffenheit der Bevölkerung. 


1. Rasse und Nation. 


Das Verhältnis der beiden zu einander in erster Linie zu be- 
stimmen, erscheint um so notwendiger, als sie vielfach miteinander 
verwechselt oder doch ihre Bezeichnungen durcheinander gebraucht 
werden. So von Escher und Bluntschli; Bluntschli nimmt Rasse 
gelegentlich sogar für Standeseigentümlichkeit, im ständischen Sinne 
von unvermischtem Blut. Beide, Rasse und Nation, sind aber wesent- 
lich verschieden. Das Unterscheidungszeichen der Rasse ist die 
Hautfarbe, das der Nation die Sprache (vgl. oben S. 158). Der 
Hautfarbe nach unterscheidet man gewöhnlich (nach Blumenbach; 
von andern Klassifikationen abgesehen) 5 Hauptrassen: 1. Kauka- 
sier oder Völker der mittelländischen Rasse (weiß), 2. Mongolen 
(gelb), 3. Malaien (braun), 4. Amerikaner (Indianer, rot) und 5. Äthio- 
pier (schwarz). Der Sprache nach unterscheidet man zunächst 
Sprachstämme — z.B. Indogermanisch oder Arisch, im Gegensatz 
zu den semitischen und hamitischen Sprachen und zum ural-altai- 
schen Sprachstamme, zu dem die türkische Sprache gehört; inner- 
halb des Sprachstammes wieder Sprachfamilien — so inner- 
halb des Indogermanischen das Germanische, im Gegensatz zu den 
romanischen Sprachen und zum Slawischen, und innerhalb einer 
Sprachfamilie die Einzelsprachen — z.B. innerhalb des Germani- 
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schen das Deutsche, im Gegensatz zum Gotischen; innerhalb der 
romanischen Sprachfamilie das Französische, Italienische etc., und 
innerhalb des Slawischen das Russische, Polnische, Czechische etc. 

Wie verhält sich nun die Farbe, nach der sich die Rassen 
unterscheiden, zur Sprache, die die Eigentümlichkeit der Nationen 
ausmacht? Rasse und Sprachstamm fallen wesentlich zu- 
sammen, wenn auch nicht immer ganz, z.B.: die kaukasische 
Rasse umfaßt die Indogermanen, die sogenannten Japhetiten, neben 
denen allerdings auch noch die Semiten (Juden) und die Hamiten 
(Ägypter) zur kaukasischen Rasse gehören; die mongolische Rasse 
bildet den ural-altaischen Sprachstamm, die Türken speziell sind 
Mongolen, etc. — Nation aber ist wesentlich das Volk einer 
Einzelsprache. So sind Nationen die Deutschen, Franzosen, Ita- 
liener etc. 

Verschieden wie beide, Rasse und Nation, ihrer Natur nach 
sind, unterliegen sie auch als Gegenstand der Politik durchaus ge- 
trennter Betrachtung und Behandlung. 

a) Die Rasse. 

Die Rasse ist als Völkergruppe eine viel zu gewaltige Masse, 


um ein Gegenstand der aktiven Politik in dem Sinne zu sein, 


daß die Staatenbildung sich nach Rassen vollziehen könnte, so daß 
eine und dieselbe Rasse auch einen Einzigen Staat bildete, wie das 


bei den Nationalitäten ein Zug der modernen Politik ist. Sie kommt 
also nur für die passive Politik in Betracht; für diese bilden aber 


folgende Fälle eine außerordentliche Erschwerung: wenn der Staat 


aus inferioren Rassen besteht oder mit solchen vermischt ist, wie 


umgekehrt, wenn Staaten von inferiorer Rasse mit einer höheren 
Rasse gemischt sind, so daß diese jener untertan ist. Diese drei 
Fälle sind politisch näher zu betrachten. 


Staaten von inferiorer Rasse sind, je tiefer die Rasse ° 


steht, um so weniger eigentliche Staaten mehr zu nennen, und der 


kaukasischen Rasse gegenüber sind alle andern als inferior zu be- 


trachten und treten wohl gerade in der oben, bei Aufzählung der ° 


Rassenarten angegebenen Reihenfolge hinter der kaukasischen zurück. 


Jedenfalls erscheinen Indianer und Neger am wenigsten staatsbil- 
dungsfähig, und insofern stellt sich ihre Unterwerfung unter die zivi- 


lisierten Staaten politisch als gerechtfertigt dar (vgl. oben S. 55). 


— Andererseits stellen sich freilich die Araber, obschon kaukasi- 
scher Rasse, nicht besser, was indes weniger am Volk als am Gebiet, 
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das sie bewohnen, gelegen zu sein scheint, das ein Zusammenwohnen, 
wie es die Einrichtung des Staates bedingt, nicht gestattet. 
Staaten, die mit inferioren Rassen gemischt sind. In 
diesem Falle ist zu unterscheiden, ob die inferiore Rasse einge- 
wandert oder autochthon ist. Bei einer eingewanderten inferioren 
Rasse, bezw. wenn die Vermischung mit solcher auf Einwanderung 
beruht, so kommt vor allem als Mittel der Abwehr das Verbot der 
Einwanderung in Frage. So in Nordamerika, das bereits mit zwei 
inferioren Rassen, Indianern und Negern, durchsetzt ist, das Verbot 
der Einwanderung der der mongolischen Rasse angehörigen chinesi- 
schen Kulis. Übrigens handelte es sich bei diesem Verbote nicht 
um die Rasse, sondern um die Chinesen als Arbeiter, die Dank 
oder Fluch ihrer Genügsamkeit in leiblichen Bedürfnissen den Ar- 
beitsmarkt zu unterbieten imstande sind. — Bei einer autochtho- 
nen Rasse dagegen kann von Austreibung bezw. Ausrottung nicht 
die Rede sein; hingegen kann es sich empfehlen, ihre Angehörigen 
von der übrigen Bevölkerung ständisch oder territorial abzusondern. 
Das klassische Beispiel ständischer Absonderung ist das alteIndien, 
wo die arischen Eroberer des Landes — ‚Arier“ heißen die Tüch- 
tigen, die Würdigen; vgl. Duncker, Geschichte des Altertums II, 
S. 13 — die schwarze eingeborne Rasse (Äthiopier) in tiefster Unter- 
tänigkeit hielten. Indem die arischen Inder selbst in drei Kasten 
zerfielen (Priester, Krieger und Ackerbauer), machten sie die 
schwarze unterworfene Bevölkerung zur niedrigsten, dienenden 
Kaste; sie hieß daher die Sudras, d.h. die Dienenden (vgl. Flegler, 
Geschichte der Demokratie des Altertums, S. 54). In den drei oberen 
Kasten war also die indische Kastenordnung lediglich ständisch, in 
der vierten Kaste beruhte sie auf Rassenverschiedenheit von den 
drei obern, wie denn auch „Kaste“ auf Indisch Farbe (,varna“) 
heißt. —- Territoriale Absonderung findet dadurch statt, daß der in- 
ferioren autochthonen Bevölkerung eigene Wohnsitze angewiesen 
werden, so die den Indianern in Nordamerika angewiesenen soge- 
nannten Reservationen, die aber für sie das Ansehen der Ver- 
günstigung, nicht der Ausstoßung haben. — Im übrigen, eingewan- 
dert oder autochthon, kann es sich fragen, ob nicht die inferioren 
_ Rassen im Rechte zurückzusetzen seien, speziell im connubium und 
in den politischen Rechten. Im connubium insofern, als die 
Mischung mit einer inferioren Rasse nach der ethnographischen For- 
schung einen Rückgang der Zivilisation bedingt, weil die Misch- 
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linge die Fehler beider Rassen anzunehmen pflegen. Daher wäre 
der Staat im Prinzip berechtigt, solche Rassenmischung zu verbieten 
(v. Holtzendorff). Betr. die politischen Rechte, so waren in Nord- 
amerika die schwarze und die rote Rasse lange politisch rechtlos 
gewesen und sind es in südamerikanischen Staaten heute noch. Heute 
beginnt der nordamerikanische Präsident Roosevelt die Neger sogar 
als wählbar anzuerkennen, indem er solche zu Beamten erhebt — 
ein Schritt weiter in verkehrter Richtung, der auch große Aufregung 
hervorgerufen hat und sogar die Negerfrage wieder aufzuwerfen 
droht. 

Endlich der Fall eines von einer inferioren Rasse beherrsch- 
ten Staates, der mit Völkern höherer Rasse gemischt ist. 
Das ist der Fall der Türkei, in welcher unter den Türken, die der 
mongolischen Rasse angehören und Mohammedaner sind, arische 
und christliche Völkerschaften: Bulgaren, Abanesen, Griechen und 
Armenier, stehen, und die Frage der Ordnung zwischen beiden Teilen 
bildet die sogenannte orientalische Frage, die also keine Natio- 
nalitäts-, sondern eine Rassen- und Religionsfrage ist. Zu dieser 
nimmt die praktische europäische Politik eine dreifach verschiedene 
Stellung ein, die sich in folgenden Postulaten ausdrücken läßt: 
1. Beibehaltung des status quo; von England vertreten, das daher 
hauptsächlich die armenischen Greuel zu verantworten hat. 2. Los- 
lösung der christlichen Provinzen von der mohammedanischen Herr- 
schaft; das ist das Bestreben dieser Provinzen selbst, das sich 
gelegentlich in Aufständen, so zur Zeit in Mazedonien, Luft macht. 
3. Impfung der Osmanlis mit europäischer Zivilisation, das Ziel 
der Bismarckschen Politik, das aber, weil es die Möglichkeit der 
Anwendung aktiver Politik auf einen Rassenunterschied voraussetzt, 
und wegen der staatlichen wie religiösen Orthodoxie und Abschlie- 
Bung des Islam nicht erreichbar erscheint. — Ein Vorschlag theo- 
retischer Politik ist, die christlichen Provinzen in der Türkei als 
solche aufzuheben, aber durch das Mittel der Realunion mit der 
Türkei bis auf weiters verbunden zu lassen, als erster Schritt zw 
ihrer Loslösung — nach dem Beispiel Ungarns im Verhältnis zu 
Österreich, womit aber nicht gesagt sein soll, daß auch im letzte 
Fall die Realunion ein Weiteres bedinge. Ob die Autonomie der 
christlichen und kaukasischen Völkerschaften in der Türkei aber 
in den Plan Rußlands paßt? Da liegt offenbar die ganze Schwierigkeit 
der orientalischen Frage; daher die Politik Bismarcks, dem an der 
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Freundschaft Rußlands im Interesse von Deutschland mehr gelegen 
war, als daran, in fremden, entlegenen Ländern aus humanitärem 
und Menschheits-Interesse Ordnung zu schaffen (vgl. seine Rede 
vom 6. Februar 1888, Ausgabe seiner Reden von Krämer, II 
S. 422/423). | 

b) Die Nationalität. 

Es handelt sich hier, wie bei Rasse, für die Politik nicht um 
die betr. Völkerschaft, das Gesamtvolk der betr. Nation, d.h. die 
Gesamtheit derer, die zusammen eine Nation ausmachen, sondern 
um die betr. Volkseigenschaft, kraft deren die Einzelnen zum einen 
oder andern Volke gehören, kurz, um die Volkszugehörigkeit. Wäh- 
rend aber Rasse sowohl die Völkerschaft, als die Zugehörigkeit zu 
derselben bezeichnet, bedeutet Nation nur die Völkerschaft; die Zu- 
gehörigkeit zur Nation dagegen heißt Nationalität, daher ist hier 
dieser Ausdruck zu gebrauchen. 

Als Gegenstand der Politik unterscheidet sich die Nationalität 
wesentlich von der Rasse dadurch, daß sie nicht nur Gegenstand 
der passiven, sondern auch der aktiven Politik bildet. In erster 
Linie allerdings kommt wie die Rasse auch die Nationalität für die 
Politik als passiver Gegenstand in Betracht, in der Weise: ist 
es Aufgabe der Staatskunst, die angeborenen Rassen-Eigenschaften 
genau zu erkunden und nur die denselben entsprechenden staat- 
lichen Einrichtungen anzustreben, so auch mit Bezug auf die Natio- 
nalität. Rücksichtslosigkeit, Ungeschicklichkeit oder blinde Nach- 
ahmungssucht in dieser Beziehung müssen notwendig schwere Übel- 
stände hervorrufen, einerseits Schwächung der Staatskraft, anderer- 
seits bleibendes Unbehagen und vielleicht sogar die schwersten Zer- 
rüttungen (Mohl). Nach dieser Seite fragt es sich also: wie hat 
sich ein Staat gegenüber der gegebenen nationalen Zusammensetzung 
zu verhalten? — Andererseits aber kommt die Nationalität, im 
Gegensatz zur Rasse, auch für die aktive Politik und für diese 
hauptsächlich in Betracht, insofern als es bei der Nation, anders 
als bei der Rasse, nicht unmöglich ist, die zugehörigen Volksteile 
zu Einem Staat zu vereinigen. Es fragt sich daher vor allem, was 
vorzüglicher sei: Vereinigung der gleichen Nationalität zu Einem 
‚Staat oder umgekehrt Mischung eines Staates mit verschiedenen 
Nationalitäten. Das ist aber nicht sowohl eine politische als eine 
ethnographische und völkerpsychologische Frage. Für die Politik 
sodann fragt es sich: was ist bei Erstrebung der als vorzüglicher 
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erkannten Zusammensetzung zu beachten? Das sind die aktiven 
Fragen. — Die passive und die aktiven Fragen betr. die Nationalität 
bilden zusammen die Nationalitätsfrage im ganzen; vgl. dar- 
über die ausgezeichnete Monographie in Mohl, Politik, I, 3. 333. 
Die ganze Nationalitätsfrage teilt sich aber für die weitere Betrach- 

tung anders, nicht nach passiver und aktiven Fragen, sondern nach 

der ethnographischen Frage einerseits, das ist die Frage nach dem 

Nationalitätsprinzip, und nach den aktiv und passiv politischen 
Fragen, die zusammen die Nationalitätspolitik betreffen, d.h. 

die Frage, wie sich der Staat aktiv und passiv zur nationalen Zu- 

sammensetzung zu verhalten habe. 

Zunächst das Nationalitätsprinzip, d. h. die Frage der For- 
derung der nationalen Einheit. Mit Bezug auf diese prinzipielle” 
Frage gibt es zwei sich gegenüberstehende Ansichten: die eine ver- 
neint die Frage, ist also für Mischung von Nationalitäten im Staat; 
die andere Ansicht ist für Bejahung der Frage, also für die Einheit‘ 
der nationalen Zusammensetzung des Staates. Die erstere Ansicht 
vertritt Escher, die zweite Mohl; einen vermittelnden Standpunkt 
nimmt Bluntschli ein, immerhin mit Neigung nach der ersteren 
Alternative. — Für Mischung und gegen das Prinzip der Na- 
tionalität beruft man sich auf das Zeugnis der Weltgeschichte, 
‘ wonach die Staatenentwicklung überall mit der Aufnahme fremd- 
artiger Elemente verbunden gewesen sei (Escher), bezw. wonach“ 
die Mischung verschiedener Nationen die Völker erfrischt, bereichert, 
verbessert und stark gemacht habe (Bluntschli). Als Beispiele dafür 
werden angeführt: das römische Reich, Frankreich, England und. 
sogar Österreich. Gegen diese Exemplifikationen bezw. deren Be- 
gründung ist folgendes zu sagen. Im alten Rom hat nie eine eigent- i 
liche Vermischung stattgefunden; die Nationen bestanden nebenein- 
ander und gerade die Vielzahl und Verschiedenheit derselben war 
mit ein Grund der Auflösung des römischen Reiches — selbst der 
Kitt des Imperialismus vermochte dieselben schließlich nicht mehr 
zusammenzuhalten. Der Hinweis aber auf das connubium zwischen. 
Patriziern und Plebejern, welchen Bluntschli zur Stütze nimmt, tut 
gar nichts zur Sache, sondern beruht auf der Bluntschli gelegent“ 
lich passierten, schon oben S. 167 gerügten Verwechslung von Mi- 
schung der Nationen mit Mischung der Stände. — In Frankreich 
und England ihrerseits haben eigentlich nie verschiedene Nationali- 
täten nebeneinander bestanden, sondern die verschiedenen Nationen, 


2 





I. Staatspolitik. 173 


die sich dort zusammenfanden, haben sich von Anfang an inein- 
ander aufgelöst und sich zu einer dritten, wiederum einheitlichen 
Nation ‘erhoben, indem die Eroberer Land und Leute unter sich 
verteilten — ein Weg der Verschmelzung, der heute gar nicht mehr 
möglich wäre; beide Länder haben also nicht als Beispiele gemisch- 
ter Nationalitäten, sondern einer einheitlichen Nationalität zu gelten. 
— Österreich aber, das aus verschiedenen Nationalitäten „ge- 
mischt‘ ist, aber so, daß dieselben gebietsweise nebeneinander be- 
stehen, zeigt, weit entfernt als Muster des Vorteils der Mischung 
dienen zu können, umgekehrt offensichtlich die Gefahren einer 
solchen Mischung für die Leitung und sogar die Existenz des Ge- 
samtstaates; daher die sogenannte österreichische Frage, welche 
nachher noch zu erörtern sein wird. 

Für das Nationalitätsprinzip hingegen und gegen die Mi- 
schung, d.h. gegen das Nebeneinanderbestehen verschiedener Na- 
tıionalıtäten in Einem Staat sprechen unwiderlegliche Gründe. Bei 
gleichen. natürlichen Anlagen, denselben Sympathieen und Abneigun- 
gen, bei gleicher Geschichte und Sprache bildet sich eine homogene 
Gesittung, welche über den einzuhaltenden Staatszweck im ganzen 
und über die zu seiner Förderung taugenden Einrichtungen keinen 
Zweifel läßt, und welche bei Einheit der Gesinnung auch eine Über- 
einstimmung im staatlichen Handeln erzeugt und überhaupt das 
gleichsam aus einem Gusse bestehende Volk viel leichter regierbar 
macht. Eine gemischte Bevölkerung gewährt diese Vorteile nicht, 
und es ist hier sogar möglich, daß entweder bei einer großen Ver- 
schiedenheit der natürlichen Anlagen und Neigungen, damit aber 
auch des Grades oder der Art der Gesittung eine einheitliche Ge- 
setzgebung zum Prokrustesbette wird, und daß bei entschiedener 
gegenseitiger Abneigung der zusammengezwungenen Stämme tiefe 
Spaltungen, damit aber große Gefahren im Innern und gegen außen 
bestehen. Verschiedenheit der Sprachen, fast immer mit verschie- 
dener Abstammung verbunden, ist ein Grund gegenseitiger Trennung, 
erschwert überdies das gegenseitige Verständnis von Regierung und 
Untertanen außerordentlich, führt leicht zu gewaltsamer Einführung 
einer Staatssprache, welche dann wieder mit äußerstem Widerwillen 
und mit bitterem Gefühle der Unterdrückung von allen anders reden- 
den Stämmen aufgenommen wird (Mohl). Ein Beispiel ist Belgien, 
wo den Vlämen die fremde Sprache aufgezwungen wurde; ebenso 
heute Finland. 
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Es ist also sehr zu unterscheiden zwischen Mischung im Sinne 
von Vermischung, Verschmelzung, und Mischung im Sinne von Neben- 
einanderbestehen. Im letzteren Sinn genommen, welcher heute allein 
in Betracht kommt, besteht kein Zweifel, daß Mischung schlechter 
ist als Einheit der Nationalität. Die Nationalität hat ein zentripe- 
tales Bestreben: die Teile einer Nation streben zusammen und wo 
bereits vereinigt, halten sie um so fester aneinander. Die Ver- 
schiedenheit der Nationalitäten dagegen ist von zentrifugaler Wir- 
kung; die verschiedenen nationalen Bestandteile in einem Staate 
treiben auseinander und bedrohen dadurch den Staat mit Auflösung. 

Nun die Nationalitätspolitik, d.h. die Politik des Staates 
mit Rücksicht auf seine nationale Zusammensetzung. Die Frage 
danach beantwortet sich prinzipiell entsprechend der Entscheidung 
der ersten Frage, nämlich so: einerseits hat er, der Staat, soweit 
er national einheitlich gebildet ist, nach Einbezug auswärtiger Be- 
standteile der gleichen Nationalität zu trachten, und andererseits, 
soweit er aus verschiedenen Nationalitäten zusammengesetzt ist, 
sich vor Auflösung in dieselben zu hüten. — Für die Frage einmal, 
ob er die eine oder die andere Politik einzuschlagen habe, kommt 
es auf die bestehende Zusammensetzung an. In dieser Beziehung 
sind vier Formen zu unterscheiden: 1. eine Nation ist ganz in 
Einem Staat vereinigt; 2. eine Nation geht in verschiedenen Staaten 
auf; 3. verschiedene Nationen sind ganz in Einem Staate vereinigt, 
und 4. verschiedene Nationen sind zum Teil in Einem Staat ver- 
einigt. Die Formen 1 und 2 vertreten also die nationale Einheit, 
3 und 4 dagegen die nationale Mischung, aber die einen wie die 
andern je in verschiedener Weise: 1. und 3. umfassen die betr. 
Nation oder die betr. Nationen ganz, 2. und 4. dagegen nur teilweise. 
— Diese Formen kommen aber nirgends rein vor, sondern nur 
mit Abweichungen. Es sind drei Abweichungen möglich: a) es 
wird Eine Nation oder werden verschiedene Nationen nie ganz in 
Einem Staate aufgehen, wie nach den Formen 1 und 3, sondern 
es werden immer noch Bruchstücke in anderen Staaten liegen; 
b) ein in der Hauptsache national einheitlicher Staat nach Form L 
und 2 kann auch Bruchstücke einer andern Nation enthalten, und 
c) kann ein sonst aus Bruchstücken verschiedener Nationalitäten, 
also nach Form 4 zusammengesetzter Staat eine Nationalität auch 
ganz enthalten. k 

Für die Frage nach dem Wie? sodann, d.h. wie das eine oder 
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das andere Ziel zu verfolgen sei, macht für die Politik die Stellung 
der betr. nationalen Teile, um die es sich handelt, einen Unter- 
schied. 1. Für die Politik des Einbezuges eines auswärtigen 
nationalen Teiles fragt es sich, ob dieser Teil angrenzend oder 
Enklave eines anderen Staates sei und welcher Art Macht, Groß- 
oder Kleinmacht, er angehöre; 2. für die Politik der Beherrschung 
verschiedener Nationalitäten: ob dieselben sich numerisch 
oder kulturell gleichstehen, oder aber ob eine als die herrschende 
erscheine; ferner wie lose oder wie fest sie örtlich oder kulturell 
mit einander verbunden seien und wie freundlich oder wie feindlich 
sie zueinander stehen. — Für den national gemischten Staat kommt 
insbesondere die sogenannte Sprachenfrage in Betracht, d.h. die 
Frage, welche Stellung er zu den verschiedenen Sprachen im Staat 
einzunehmen habe. Es gibt drei Möglichkeiten dieser Stellung: 
1. Bekämpfung der minder starken Sprache und Nationalität zum 
Zwecke der Ausrottung; das ist der Standpunkt Rußlands gegen 
Polen. 2. Bevorzugung der einen Sprache vor den andern als Amtes-, 
Schul- und Kirchensprache, worauf sich Deutschland gegen Polen 
beschränkt, und 3. grundsätzliche Anerkennung der Gleichberechti- 
gung mehrerer Sprachen in einem Staat, wie es in der Schweiz der 
Fall ist. | 

In der heutigen europäischen Politik sind hauptsächlich drei 
Länderfragen als Nationalitätsfragen aktuell: «) Die polnische Frage, 
ß) die österreichische und y) die schweizerische Frage. Das sind 
im Gegensatz zur orientalischen Frage als einer Rassen- und Reli- 
gionsfrage eigentliche Nationalitätsfragen. 


a) Die polnische Frage. 


Die Polen sind ein slawischer Stamm, und ihre Sprache ist 
eine der Einzelsprachen innerhalb der slawischen Sprachenfamilie, 
neben Russisch, Bulgarisch, Serbisch, Czechisch — sie bilden 
also eine Nation. Die Aufteilung Polens unter die drei Nach- 
barmächte Rußland, Preußen und Österreich fand in drei Malen 
statt: 1772 das erste Mal, dann 1793, bei welchem zweiten 
Male Österreich nicht beteiligt war, und 1795 als das Ende 
der Aufteilung, verherrlicht durch den Namen „Kosciuszko“. — Die 
Frage der Wiederherstellung Polens als selbständiger Staat ist die 
eigentlich polnische Frage. Für Polen selbst bedeutet sie die Ver- 
einigung dreier verschiedenen Staaten angehörigen Teile der Nation, 
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für die betr. Mächte dagegen je die Losreißung des Bruchstückes 
einer Nation, also die partielle Auflösung der Form 4 (siehe oben). 
Aussicht zur Lösung ist weder auf gewalttätigem, noch auf frei- 
willigem Wege vorhanden. Im ersten Wege hätten die Polen alle 
drei Mächte zumal sich gegenüber, denen einzeln sie nicht einmal 
gewachsen sind. Und den andern Weg kann keine der drei Mächte‘ 
ohne die andern einschlagen, und jede, welche es versuchen wollte, 
hätte zudem noch das eigene Volk gegen sich. Die Rechtmäßigkeit 
oder Unrechtmäßigkeit der Aufteilung vermag aber an der Frage 
bezw. deren Unlösbarkeit nichts zu ändern. War die Aufteilung 
rechtmäßig bezw. gerechtfertigt, mit Rücksicht auf die politische 
Unfähigkeit des damaligen Polens und auf die ebenso staatsgefähr- 
liche als brutale Unterdrückung des Bauernstandes durch eine nichts- 
würdige Aristokratie, so kommt die Frage doch nicht zur Ruhe, sie 
bleibt Gegenstand der Sehnsucht der Polen — immerhin wohl mehr 
nur des Adels und der Geistlichkeit, die sie brennend erhalten. War 
die Aufteilung aber unrechtmäßig, so kann das Unrecht schlechter- 
dings nicht mehr gutgemacht werden wegen der entgegenstehenden 
Interessen, Macht- und Volksinteressen der drei Mächte, d.h. die 
Lösung der Frage ist eben unmöglich. 
ß) Die österreichische Frage. 3 
Österreich-Ungarn besteht, wie schon im Namen ausgesprochen 
liegt, aus Österreich und Ungarn, also, weil die Ungarn 
Mongolen sind und das übrige Österreich kaukasischer Rasse 
ist, aus zwei verschiedenen Rassen, wie die Türkei. Die 
Frage erhebt sich aber nicht zwischen den beiden Rassen $ 
das Verhältnis der Ungarn zu Österreich gibt als bloße Real 
union, die den Ungarn im übrigen ihre Selbständigkeit beläßt, 
zu keinem erheblichen Streit Anlaß, wenn nicht die neuesten Vor 
gänge diese Annahme desavouieren — sondern sie erhebt sich inner 
halb Österreichs selbst, zwischen den verschiedenen Nationen im 
eigentlichen Österreich, namentlich zwischen Czechen und Deutschen, 
ist also keinerlei Rassenfrage wie die orientalische, sondern bloße: 
Nationalilätsfrage. — Die österreichische Frage in diesem Sinn ist 
äußerlich eine bloße Sprachenfrage. Es handelt sich namentlick 
um das Verhältnis der deutschen Sprache zu den andern Sprachen. 
Für dieses Verhältnis ist sonst die sogenannte Landesüblichkeit 
maßgebend. Die landesüblichen Sprachen- sind als RR 
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tigt vom Staat anerkannt; diese Gleichberechtigung ist aber durch 
die Verfassung selbst nicht statuiert, und es ist auch nicht bestimmt, 
was landesükliche Sprache sei. Wo also die deutsche Sprache 
landesüblich ist — d. h. hergebracht ist oder von der Mehrheit der 
Bevölkerung gesprochen wird, je nach der Auffassung, was „landes- 
üblich“ sei — da gilt sie, die deutsche Sprache, allerdings aus- 
schließlich. So ist es auch in der Schule. In der Schule, d.h. in 
der Volksschule mit Schulpflicht, ist allein die betr. landesübliche 
Sprache maßgebend. Einen Vorzug genießt die deutsche Sprache 
nur als Heeressprache und im amtlichen Verkehr. Sie gilt als 
ausschließliche Heeressprache durch ganz Österreich. Im amt- 
lichen Verkehr gilt sie wenigstens als Gesamtstaatssprache in der 
Weise, daß sie in anderen Landesteilen, wo sie selbst nicht landes- 
üblich ist, neben der landesüblichen Sprache besteht; dieses Ver- 
hältnis ist in den sogenannten Sprachenverordnungen für Dal- 
matien und für Böhmen und Mähren sanktioniert, so daß in diesen 
Teilen des Reiches neben der landesüblichen Sprache das Deutsche 
als Amtssprache gilt. Vgl. Marquardsen, Handbuch des öffentlichen 
Rechtes, Abteilung Österreich-Ungarn. 

Innerlich dagegen handelt es sich um das staatsrechtliche 
Verhältnis der deutschen Nationalität zu den anderen Nationalitäten 
überhaupt. Die Deutschen sind zwar am stärksten vertreten, aber 
doch nur zu 36% in Österreich — im gesamten Reich, einschließlich 
Ungarns, sogar nur zu 25% — also nicht überwiegend über die 
andern Völker zusammen. Andererseits suchen diese, seit Ungarn 
durch die dualistische Verfassung von 1867 ein eigenes Reich ge- 
worden ist, sich in dem Verbande der Gesamtheit möglichst große 
Selbständigkeit zu erringen, so vor allem die Czechen. Die Deut- 
schen sind noch die einzigen Österreicher, die den Staatsgedanken 
der habsburgischen Monarchie aufrecht erhalten, und die deutsche 
Heeressprache ist fast der letzte Rest der Einheit (Sievers, Europa). 
Die zentrifugalen Bestrebungen enthalten also die Gefahr der Auf- 
lösung des Staates und sind um so weniger berechtigt, als es sich 
bloß um nationale Unterschiede handelt, nicht wie bei Ungarn um 
einen Rassenunterschied. Die Czechen dürften auch mit ihrer Stel- 
lung bei Österreich zufrieden sein, um so mehr als sie selbst aus 
mehr wie einem Grunde einen lebensfähigen Staat nicht zu bilden ver- 
möchten, von Deutschland aber repudiiert werden, nicht bloß aus Freund- 
schaft zu Österreich; die Russen nähmen sie schon, aber dann —? 

Schollenberger, Politik. 12 
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y) Die schweizerische Frage. 

Es bestehen in der Schweiz drei Nationalitäten: Deutsche, Fran- 
zosen und Italiener. Die Ladiner in Graubünden können nicht als 
Nationalität gelten, weil schon die Sprache keine Einzelsprache, 
sondern ein bloßer Dialekt ist, aus romanischen Sprachen gemischt, 
und die Stammesgenossen auch im übrigen keine nationalen Eigen- 
tümlichkeiten aufweisen. — Das numerische Verhältnis dieser drei 
Nationalitäten zueinander aber ist sehr verschieden; das Deutsche 
bildet 71% des ganzen schweizerischen Sprachgebietes, ist also 
weit überwiegend, selbst über die beiden andern Teile zusammen. 

Für die schweizerische Nationalitätspolitik bestehen oder be- 
standen drei Alternativen: 1. Entweder Verschmelzung der unter- 
geordneten Nationalitäten mit der überwiegenden Bevölkerung 
anderen Stammes. Die letztere ist die Deutsche. Für diese Alter- 
native spräche auch das frühere Verhältnis, vor 1798 bezw. 1803, 
wonach die Schweiz, bezw. die XIII Orte, welche die Eidgenossen- 
schaft ausmachten, ganz und nur deutsch war und die anders- 
sprachigen Gebiete ihr nur als Untertanenlande oder zugewandte Orte 
angehörten, und man hat vielleicht der Differenzierung zu viel nach- 
gegeben, indem man 1848 im Bund die andern Sprachen als unbe- 
dingt gleichberechtigt erklärte. Kantonalerseits gilt sogar in zweien 
von den drei zweisprachigen Kantonen (Bern, Freiburg und Wallis), 
nämlich in Freiburg und Wallis, für amtliche Erlasse das Deutsche 
als bloße Übertragung, Urtext ist das Französische — so also selbst 
in Wallis, wo doch der französische untere Teil des Landes jahr- 
hundertelang bloßes Untertanenland des oberen deutschen Teiles” 
war. — Immerhin ist diese politische Alternative jetzt von der 
zweiten überholt. — 2. Oder Gleichberechtigung der drei Na- 
tionalitäten. Das ist der Standpunkt der Bundespolitik seit 1803, 
und seit 1848 auch in der Sprachenfrage. Die drei Sprachen sind 
im Bund gleichberechtigt, immerhin mit Vorrang des Deutschen inso- 
fern, als dasselbe im Zweifel als maßgebender Text der Bundes- = 
erlasse gilt. Im übrigen aber gilt gleiches Recht für alle, für die { 
romanischen Nationalitäten wie für die deutsche. Jedenfalls aber” 
ist es verkehrt, den untergeordneten nationalen Bestandteilen des 
Bundes noch Ausnahms- bezw. Vorrechte mit Rücksicht auf ihre 
Nationalität zu gestatten, wie gelegentlich dem Kanton Tessin in den 
politischen Rechten (vgl. m. Bundesstaatsrecht der Schweiz, S. 217). 
— 3. Erhebung der drei verschiedenen Nationalitäten zu 
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einer neuen einheitlichen Nationalität. Das ist die Politik 
der Zukunft, soweit die Schweiz noch eine Zukunft hat, und die 
Schweiz wird um so mehr eine Zukunft haben, je mehr ihr diese 
Erhebung gelingt, weil sie sich damit von den drei Stammnationali- 
täten, die sie als Großmächte umgeben, differenziert und sich für 
dieselben um so weniger assimilierbar erweist. — Eine neue ein- 
heitliche Sprache wird sich freilich nicht bilden lassen, wie seiner 
Zeit das Englische in England, das aus Keltisch, der Sprache der 
eingeborenen Briten, und aus den Sprachen der angelsächsischen 
und normännischen Eroberer des Landes, erwachsen ist. Dafür 
aber dürfte es sich fragen, ob nicht auf Kenntnis auch der 
beiden andern Nationalsprachen in jedem Gebiet der Schweiz 
von Bundeswegen zu dringen wäre, vorzugsweise auf Kenntnis des 
Deutschen in den beiden andern numerisch untergeordneten Sprach- 
gruppen, und weiter, ob nicht das Deutsche wenigstens als gemein- 
same Heeressprache, wie in Österreich, einzuführen sei, womit 
in dieser Beziehung die 1. Alternative nationaler Politik zur Geltung 
käme, und auch fatale Mißverständnisse, wie sie schon in militäri- 
schen Ansprachen mangels genügender Kenntnis der andern Sprache 
vorkamen, vermieden würden — im Ernstfalle wäre ein solches 
Mißverständnis unter Umständen verderblich. — Im übrigen aber 
handelt es sich um Abweisung aller besonderen nationalen 
Aspirationen, wovon in m. Bundesstaatsrecht der Schweiz, Ein- 
leitung, näher die Rede ist, und um möglichste Förderung und 
Erleichterung der Verbindungen jeder Art der verschiedenen 
Sprachgebiete unter sich, speziell um möglichst feste Verknüpfung 
‚der andern nationalen Bestandteile mit dem deutschen Hauptstück, 
dem Hauptstamm in der Schweiz. Speziell für das Tessin erscheint 
‚die letztere Forderung dringlich, das nicht nur sprachlich, sondern 
auch lokal den der deutschen Schweiz am meisten abgewandten und 
damit deu exponiertesten Teil darstellt (vgl. oben „Gebiet“). Zu 
diesem Zwecke wäre besser ostwärts die Lukmanierbahn statt der 
Simplonbahn gebaut worden, welche letztere uns nur Italien mit 
seinen Arbeiterkulis und seinen irredentistischen Bestrebungen leich- 
ter auf den Hals zieht — und westwärts besser der Nufenenpaß aus- 
gebaut oder überschient worden; die Lukmanierbahn bildete die Ver- 
bindung Tessins mit Graubünden, und der Nufenenpaß diejenige mit 
Wallis, wie die Gotthardbahn mit Uri, so daß das Tessin durch drei 
Stränge näher an das schweizerische Stammland geknüpft wäre, etc. 
12* 
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Jedenfalls hätte mit dem Projekt der Simplonbahn das Projekt einer 
Cento Valli-Bahn verbunden werden sollen, um das erstere zum 
Zwecke der Verbindung des Wallis mit dem Tessin und damit zur 
näheren Anknüpfung des letztern an die Schweiz im weitern zu 
benutzen.) 


2. Übrige Eigenschaften, 


als: Alter, Geschlecht, Stand, Familienstand, Beruf. 

Diese sind wesentlich Gegenstand der passiven Politik, d.h. 
der Staat hat sich in seinen Einrichtungen nach diesen Eigenschaften 
zu richten. Daher hat der Amazonenstaat seine eigene Politik, der | 
Staat der Ackerbauer eine andere Politik als der Handels- und 
Industriestaat etc. Soweit diese weiteren Eigenschaften überhaupt 
Gegenstand aktiver Politik sind, fällt dieselbe zusammen ent- 
weder mit der Bevölkerungspolitik, betr. nämlich die Zahl der 
Bevölkerung. Wenn z.B. auf Vermehrung der Bevölkerung von 
Staatswegen hingewirkt wird, so wird sich auch und vor allem das 
Verhältnis der Familienstände ändern: die Zahl der ledigen und ver- 
witweten Personen wird abnehmen zu Gunsten derjenigen der Ver- 
heirateten etc. Von der Bevölkerungspolitik aber war bereits unter 
„Zahl“ der Bevölkerung die Rede. — Oder die aktive Politik betr. 
die genannten Eigenschaften fällt zusammen mit noch zu besprechen- 
den Zweigen der Politik, speziell mit Rechts- und Wohlfahrtspolitik. 
Mit der Rechtspolitik z. B. insofern, als diese bestimmt, ob über- 
haupt noch Stände anzuerkennen, wie die Geschlechtsunterschiede 
rechtlich zu behandeln seien ete. — mit der Wohlfahrtspolitik 
betr. z. B. das Alter bezw. die Mortalität insofern, als diese wesentlich 
durch den Stand des öffentlichen Gesundheitswesens bedingt ist, 
oder betr. den Beruf in der Weise: je mehr ein Beruf von Staats- 
wegen gefördert und gehoben wird, um so mehr Personen werden 


- 


!) Die staatspolitischen Rücksichten scheinen bei Konzessionierung 
und Subventionierung der Simplonbahn in der Schweiz gar nicht erwogen 
worden zu sein, sondern nur die handels- und verkehrspolitischen, auf 
die sich unser politisches Verständnis nachgerade überhaupt beschränkt (vergl. 
Bundesblatt 1896 III, S. 557). Auch die militärische Rücksicht ist für 
sich allein durchaus ungenügend: es handelt sich nicht nur direkt um Sicherung 
nach außen, sondern um engeren Zusammenschluß nach innen, um dadurch 
um so stärker nach außen dazustehen. Wie erscheinen übrigens auch nur 
die militärischen Interessen gewahrt, angesichts der neuesten Anstände, 
welche Italien gegen den Betrieb der Simplonbahn erhebt?! 3 
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sich ihm zuwenden, bezw. um so weniger wird ein numerischer 
Rückgang stattfinden etc. Kurz, von diesen übrigen Eigenschaften 
ist hier politisch nicht weiter zu reden. 


II. Verfassungspolitik. 


Einleitung betr. Gegenstand und Einteilung. 


Gegenstand der Verfassungspolitik ist die Verfassung, speziell 
die Gestaltung derselben bezw. die zweckmäßigste Gestaltung. der- 
selben. Betr. „Verfassung‘‘ aber ist zu unterscheiden die Verfassung 
‘an sich und die Verfassungsurkunde. Die Verfassung an sich 
ist die formale Ordnung des Staates als solchen, und diese besteht 
in der Einsetzung einer Staatsgewalt und von Organen zu deren 
Ausübung. Die Staatsgewalt ihrerseits ist der Inbegriff der Rechte 
des Staates. Mit Bezug auf dieselbe gilt es vor allem, deren Träger 
zu bestimmen, d.h. die Staatsform; sodann: die Rechte der Staats- 
gewalt, die an sich unbeschränkt sind, zu beschränken im Interesse 
der Einzelnen, d. h. die Freiheitsrechte der Letzteren zu bestimmen. 
— Als Organe kommen in Betracht der Träger der Staatsgewalt 
selbst, soweit als solcher eine physische Person oder eine Gesamt- 
heit von phvsischen Personen angenommen ist, in der Monarchie 
also der Monarch, dessen prinzipielle Stellung durch die Staatsform 
bestimmt wird, und in der Demokratie das Volk, das auch in der 


beschränkten Monarchie als Organ zur Geltung kommt — dann die 
Behörden, als Volksvertretung und Beamtentum, und endlich die 
Selbstverwaltungskörper bezw. die Selbstverwaltung. — Verfas- 


sungsurkunde dagegen ist die geschriebene, in Schrift gefaßte 
Verfassung, nach deren Aufstellung durch die kompetenten Organe. 
Der Inhalt der Verfassungsurkunde deckt sich nicht immer mit dem 
Begriff von Verfassung an sich. Einerseits kann die Verfassungs- 
urkunde außer der formalen Ordnung auch Grundsätze betr. die Auf- 
gaben des Staates enthalten, namentlich betr. die Wohlfahrt des 
Volkes, sozialpolitische Grundsätze, wie insbesondere in den neueren 
Verfassungsurkunden. Andererseits enthält die Verfassungsurkunde 
gelegentlich nicht die ganze formale Ordnung, wie namentlich bezüg- 
lich des staatlichen Organismus, wenn die Einsetzung von gewissen 


182 Spezielle Politik. 


Organen, selbst von Hauptorganen, der Gesetzgebung überlassen 
wird; Beispiele hiefür sind schweizerischerseits die Verfassungen 
von Baselstadt und Basellandschaft. — Was nun im folgenden in 
Betracht kommt, ist nur die formale Ordnung des Staates — die 
staatlichen Aufgaben sind Gegenstand anderer Abschnitte der Politik 
— aber die ganze formale Ordnung, wenigstens in ihren Haupt- 
momenten kommt im folgenden in Betracht. 

Aus dem Vorigen ergibt sich die Einteilung der folgenden Dar- 
stellung. Diese zerfällt in die Abschnitte: A. Staatsform, B. Volk, 
als Objekt der Staatsgewalt in den Freiheitsrechten und als Organ 
der Staatsgewalt selbst in den politischen Rechten — C. Volks- 
vertretung, D. Beamtentum und E. Selbstverwaltung. 


A. Staatsform. 


I; Wesen und Arten. 

Wesen und Arten der Staatsform sind an sich nicht Gegenstand 
politischer, sondern staatsrechtlicher Feststellung; die Fest- 
setzung von Wesen und Arten derselben bildet aber die Voraus- 
setzung der politischen Betrachtung, welche die verschiedenen Staats- 
formen würdigt und danach bestimmt, welches die beste sei, und 
diese Festsetzung ist hier um so mehr vorzunehmen, als sie Fragen 
betrifft, die im Staatsrecht gar nicht übereinstimmend beantwortet, 
sondern sehr kontrovers sind. 

Es ist zu unterscheiden zwischen den Grundstaatsformen und 
den Nebenstaatsformen innerhalb einer Grundstaatsform, oder kurz 
gesagt zwischen Grundformen und Nebenformen. A 


1. Die Grundformen. h 

a) Zunächst von der Unterscheidung derselben. Der Upter- 
schied wird je nach dem Standpunkt des Darstellers in zwei ganz 
verschiedene Momente verlegt, und daraus ergibt sich denn auch 
eine verschiedene Einteilung der Grundformen. Die hergebrachte 
Lehre unterscheidet nach dem Vorgange von Aristoteles die Staats- 
formen nach der Anzahl der Personen, welche einen Staat be-2 
herrschen — ob es eine einzelne Person oder eine Mehrheit von x 
Personen, die Besten der Volksgenossenschaft, oder die Gesamtheit 
der Volksgenossen sei, welche den Staat beherrscht, und gelangt da- 
nach zu der Dreiteilung: Monarchie, Aristokratie und Demokratie, A 
der sogenannten trias politica. Eine neueste Theorie, als deren Ver- E 
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treter Jellinek gelten kann, unterscheidet nach dem Willen des 
Herrschers: ob der Wille auf natürlichem, d.h. psychologischem 
oder auf künstlichem Wege gebildet, also ein physischer oder juri- 
stischer Wille sei, m. a. W.: ob es der Wille sei einer physischen 
Einzelperson, als des Herrschers, oder einer juristischen Person, 
einer communio personarum von mehreren oder allen Volksgenossen. 
Danach gäbe es dann nur zwei Hauptstaatsformen: Monarchie und 
Nichtmonarchie bezw. Republik, und wäre die weitere Scheidung 
der letztern in Aristokratie und Demokratie nur Unterteilung und 
wären Aristokratie und Demokratie selbst nur Nebenformen. 

b) Nun die Kritik der Unterscheidungen. Den Maßstab für die 
Beurteilung der beiden Theorieen gibt das Wesen der Staatsformen, 
der Hauptformen, d.h. es gibt die Antwort auf die Frage, worin in 
erster Linie die Staatsform besteht. Dem Worte nach handelt es 
sich um eine Form; darunter ist natürlich eine rechtliche, d.h. 
durch das Recht bestimmte Form zu verstehen, keine bloß tatsäch- 
liche, bestimmt durch tatsächliche Merkmale. Und zwar handelt 
es sich um: eine Form des Staates; der Staat als solcher ist aber 
immer und überall der gleiche: er ist einfach eine juristische Person 
und zwar eine Korporation. Es muß also auf das nächstfolgende 
Moment, das beim Staat in Betracht kommt, zurückgegangen werden, 
und das ist die Staatsgewalt. Staatsgewalt ist der Inbegriff der 
Rechte des Staates. An sich ist sie auch überall gleich, d. h. unbe- 
schränkt. Weiterhin aber kann es sich fragen, wem sie zustehe 
und wer sie ausübe, und auf jede der beiden Fragen gibt es ver- 
schiedene Antworten, und danach lassen sich auch verschiedene 
Formen des Staates unterscheiden. 

Zunächst ist zu konstatieren, daß beide Fragen sich nicht decken, 
bezw. daß derjenige, dem die Staatsgewalt zusteht, nicht notwendig 
auch derjenige ist, der sie ausübt. Es verhält sich damit wie sonst 
mit einem Inbegriff von Rechten: sie können dem Einen zustehen 
und von einem andern ausgeübt werden, und bei einer juristischen 
Person kann es sogar nicht anders sein: bei einer Aktiengesellschaft 
stehen die Rechte dem Gesellschaftskörper zu, können aber von 
diesem als bloß fiktiver Person nicht ausgeübt werden, sondern 
werden ausgeübt und müssen ausgeübt werden von phvsischen 
Personen, in Gemeinschaft oder von einzelnen: Generalversamm- 
lung, Verwaltungsrat, Direktoren etc. Wem aber die Rechte zu- 
stehen, das ist ihr Träger oder Inhaber, und wer sie ausübt, das 
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sind die Organe. — Ganz ebenso ist es beim Staat; auch hier ist 


zu unterscheiden zwischen dem Träger und den Organen der Staats- 
gewalt. | 
Auf beide Fragen aber, wem die Staatsgewalt zustehe und wer 


sie ausübe, gibt es verschiedene Antworten, m. a. W. es können 


verschiedene Träger der Staatsgewalt unterschieden werden, wie 
es verschiedene Organe derselben gibt, und so lange jenes der Fall, 
sind zunächst auch die Staatsformen nach dem Träger zu unter- 
scheiden, weil dieser, der die Gewalt selbst besitzt, dem Organ, 
das sie bloß ausübt, vorgeht, und die danach, nach dem Träger, zu 
unterscheidenden Staatsformen sind darum auch die Hauptstaats- 


formen oder.die Grundformen, von denen hier speziell die Rede 


sein soll. 


Mit dem Träger der Staatsgewalt nun verhält es sich so: 


Träger der Staatsgewalt ist an sich der Staat selbst, wie jede, auch 
eine juristische Person eigener Träger ihrer Rechte ist. Insofern 
spricht man auch von Staatssouveränetät in der Meinung, daß 


die Staatsgewalt in ihrer Eigenschaft als höchste Gewalt dem Staat 


selbst zukomme. Bei der Monarchie aber und auch bei der Ari- 


stokratie kann die Trägerschaft, der Besitz der Staatsgewalt nicht 


dem Staat gelassen werden, sonst wären der Monarch und die 


Glieder der aristokratischen Regierung bloße Organe. Neben einem 


Organ. kann es aber ein anderes gleichberechtigtes Organ geben, 


wie es ın der konstitutionellen Monarchie neben dem Monarchen 


als Organ das Volk bezw.‘ dessen Vertretung, die Volksvertretung 
ist; dann wäre es aber keine Monarchie, keine Alleinherrschaft. 
Aber auch wenn der Monarch das oberste Organ wäre, dem alle” 
andern untergeordnet sein würden, so besäße er damit doch keines- 
wegs die Herrschaft, aus der die anderen Organe und er selbst i 
ihre. Kompetenzen ableiteten. Diese Herrschaft besteht eben im & 
Besitz der Staatsgewalt selbst, sie ist die Quelle aller Organkom- f 
petenzen. Der Präsident einer Republik möchte noch so unum- 


schränkte und ein Monarch: noch so beschränkte Kompetenzen be- : 
sitzen: jener ist immer nur Organ, dieser dagegen Träger der Staats- 


gewalt selbst, der ganzen Staalsgewalt, auch soweit er sie nicht 


selbst ausübt, und erhebt sich gerade dadurch über jenen, den 


Präsidenten einer Republik. — Ähnlich ist es mit der Aristokratie. 
Sie bedingt, daß deren Glieder Träger der Staatsgewalt selbst 
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seien, nicht der unpersönliche Staat, m. a. W., daß von ihnen alle 
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Organe ihre Gewalt herleiten. — Für die Demokratie ist dann auch 
ein besonderer Träger angenommen worden: das Volk im ganzen, 
' im Gegensatz zu dem Einen und den Mehreren in den beiden anderen 
Staatsformen, und so $&pricht man hier von Volkssouveränetät, 
in der Meinung, daß das Volk Träger der Staatsgewalt als der höchsten 
Gewalt sei, im Gegensatz speziell zur Fürstensouveränetät als 
der Souveränetät des Monarchen. — Für die Demokratie könnte 
man an sich die Staatssouveränetät gelten lassen, und es bezeichnet 
Volkssouveränetät nur die Negation dessen, daß die Souveränetät 
einer oder mehreren physischen Personen zukomme. — 

, Es kommt also hier, für den Unterschied zwischen Monarchie, 
Aristokratie und Demokratie, bezw. zwischen Monarchie und Re- 
' publik, nicht auf das Organ an. Ein Unterschied nach dem Organ 
aber ist es, wenn nach dem Willen, ob physischer oder juristischer 
Wille, unterschieden wird, weil der Wille nicht schon bei den 
Rechten selbst bezw. bei deren Besitz, der Trägerschaft, sondern 
erst bei deren Ausübung, also in der Organstellung zur Geltung 
kommt — gerade wie beim Privaten, dessen Wille nicht schon zur 
Rechtsfähigkeit, sondern erst zur Handlungsfähigkeit gehört. — 
Die neueste Theorie betr. die Staatsformen erklärt denn auch die 
verschiedenen Staatsformen ausdrücklich nur als verschiedene For- 
men von Organen, in Verwerfung des Unterschiedes zwischen 
Träger und Organ der Staatsgewalt — kommt dann aber mit der 
letzteren Eigenschaft für die Erklärung speziell der Mon- 
archie doch nicht aus, indem sie den Monarchen als Aus- 
gangs- und Einigungspunkt, d.h. als Quelle und Sammler 
aller staatlichen Funktionen bezeichnet, womit sie wieder 
in die alte Lehre einlenkt. Vgl. Jellinek, Das Recht des modernen 
Staates, I, S. 624/625: „Der Monarch ist daher überall der Aus- 
gangspunkt der staatlichen Funktionen“... „daß alle staatlichen 
Funktionen ihren Ausgangspunkt und daher auch ihren Einigungs- 
punkt im Monarchen haben“ etc. 

c) Das Ergebnis der Kritik ist folgendes. Das Unterscheidungs- 
merkmal zwischen den Hauptstaatsformen ist keinenfalls der Wille, 
nach der Frage, ob physisch oder juristisch, sondern die Anzahl der 
Personen, insofern als es sich fragt, ob die Staatsgewalt nur einer 
oder mehreren physischen Personen oder der ganzen Volksmasse 
zukomme. Weil die letztere aber eine fiktive, abstrakte Größe ist, 
unterscheidet sie sich von den beiden anderen Arten von Trägern 
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als konkreten physischen Personen, und es stände daher nicht sowohl 
Republik!) als Nichtmonarchie gegen Monarchie, als vielmehr Mon- 
archie und Aristokratie, für welche beide es allerdings an einer zu- 
sammenfassenden Bezeichnung fehlt, als Nichtdemokratieen gegen De- 
mokratie. Dort Verkörperung, Verleiblichung der Souveränität in be- 
stimmten, physischen Personen, hier dagegen nicht, und dieser Unter- 
schied wiegt politisch viel schwerer als der andere zwischen Ein- 
herrschaft einerseits und Mehr- oder Vielherrschaft andererseits: 
nicht nur weil dort der Personenkultus insofern durch die Staats- 
form selbst gegeben ist, der übrigens auch in der Demokratie vor- 
kommt, gegenüber bloßen Organen, als wären es Souveräne — son- 
dern auch deshalb, weil hier die Möglichkeit der Gestaltung der 
Verfassung viel freier, nicht vom Willen und bezw. den Interessen 
einzelner, wie in Monarchie und Aristokratie, abhängig erscheint.?) 
Monarchie und Aristokratie sind sich darnach viel ver- 
wandter als Aristokratie und Demokratie; um so mehr wäre 
für die ersteren, statt für die letzteren eine gemeinschaftliche Be- 
zeichnung vonnöten. 
2. Die Nebenformen. 

Die Nebenformen. sind nicht zu verwechseln mit den zaoexßaosıs 
des Aristoteles: Despotie (Tyrannis), Oligarchie und Ochlo: 
kratie. Letzteres sind politische, auf Machtverhältnissen be- 
ruhende Abarten oder Ausartungen der Grundformen selbst; die 
Nebenformen dagegen sind rechtliche, durch das Recht bestimmte 
Gabelungen der Grundformen. / 

An Nebenformen gibt es folgende. Bei der Monarchie die ab- 
solute und beschränkte, konstitutionelle und parlamentarische, 
Monarchie, und bei der Demokratie: die repräsentative oder 
mittelbare und die reine oder unmittelbare Demokratie. — Bei der 
Aristokratie gibt es keine Nebenformen (vgl. auch Mohl, Encykl. 
S. 333, Note 2). Aristokratie ist nur die ständische, d. h. auf einem 
bevorrechteten Stand (Klasse) beruhende Aristokratie;; Beispiele dafür 
sind die Aristokratieen des Altertums und die Städte-Aristokratieen 


!) Die Zusammenfassung von Aristokratie und Demokratie unter dem 
Begriff der Republik datiert von Machiavelli, vergl. das Buch vom „Fürsten“, E 
Kapitel 1. E 

°) Das zeigte sich in Deutschland deutlich bei der Vereinigung deutscher 
Kleinstaaten mit Preußen im Jahr 1866 und wird sich wieder zeigen, wenn 
es zur Bildung des deutschen Einheitsstaates kommt. { 
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im Mittelalter und in der Neuzeit. Die von Jellinek sogenannte kor- 
porative Aristokratie ist gar keine Aristokratie. So waren die 
Ritterorden, die Deutschen Ritter, Johanniter und Templer keine 
Aristokratieen: die Herrschaft der Korporation der Ritterorden selbst. 
war dominium, nicht imperium, und nachdem ihre Großmeister die 
Fürstenwürde erlangt hatten, war es eine Monarchie. Und die mo- 
dernen Handelsgesellschaften, wie die Ostindische Kompagnie und 
der Kongostaat sind bezw. waren nichts anderes als Selbstverwal- 
tungskörper unter königlicher Souveränität, die Englisch-Ostindische 
Kompagnie unter englischer und der Kongostaat unter belgischer 
Herrschaft. 

Das Unterscheidungsmerkmal der Nebenformen istdasOrgan bezw. 
seineKompetenz, nicht mehr der Träger wie bei den Grundformen. 
Bei der Monarchie insofern: die absolute Monarchie besitzt nur Ein 
unmittelbares Organ, das ist der Monarch. Die beschränkte Mon- 
archie besitzt dagegen deren zwei: Monarch und Volk. Das letztere 
ist zu diesem Zwecke entweder ständisch gegliedert oder einheitlich 
gefaßt, und danach werden ständische und konstitutionelle Mon- 
archie unterschieden. Auch in der ständischen Monarchie ruht 
die Staatsgewalt selbst ausschließlich im Monarchen, die Stände 
sind nur Organe; also auch hier ist nicht die Staatsgewalt selbst 
dualistisch, sondern nur der unmittelbare Organismus zu deren Aus- 
übung. Die parlamentarische Monarchie aber kommt für die 
Nebenformen nicht besonders in Betracht; sie besteht nicht in einer 
rechtlich, sondern nur tatsächlich überwiegenden Stellung des Volkes 
gegenüber dem Monarchen als Organ, bezw. des Parlamentes — 
daher der Name ‚‚parlamentarische Monarchie‘ — gegenüber der 
Regierung in der Weise, daß das Ministerium nach dem Willen des 
Parlamentes bezw. dessen Mehrheit bestellt wird und zu funktio- 
nieren hat. — Andererseits aber stehen sich bei der beschränkten 
Monarchie überhaupt beide Organe, Monarch und Volk, nicht gleich, 
weil der Monarch zugleich und im voraus Souverän, das Volk bezw. 
dessen stimmberechtigter Teil dagegen nur Organ ist. Es kommt 
also für den Unterschied zwischen absoluter und beschränkter Mon- 
archie auf die Zahl der unmittelbaren, d.h. durch kein anderes 
Organ zur Ausübung der Staatsgewalt berufenen Organe an. — Bei 
der Demokratie gibt es zwar, wie bei der absoluten Monarchie, 
auch nur Ein unmittelbares Organ, das stimmberechtigte Volk, aber 
mit verschiedenartiger Kompetenz, und danach scheiden sich hier 
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die Nebenformen, nämlich: in der repräsentativen Demokratie 
wird vom Volk lediglich die Repräsentative gewählt, daher der Name 
dieser Staatsform; bei der reinen Demokratie dagegen besitzt es 
selbst Gesetzgebungsrecht und unter Umständen auch Verwaltungs- 
funktionen: Genehmigung außerordentlicher Ausgaben, sogar Bud- 
getbewilligungsrecht etc. Immerhin ist in der Demokratie, in der 
einen wie in der andern Form derselben, das Volk als Organ nicht 
gleich dem Volk als Souverän. Souverän ist in der Demokratie 
das ganze Volk, soweit es mit dem Staate persönlich, d.h. durch 
das Staatsbürgerrecht verbunden ist, also mit Einschluß der Weiber 
und Kinder; nur die Fremden gehören nicht dazu, die mit dem 
Staat bloß örtlich, durch Niederlassung verbunden sind. Organ hin- 
gegen ist nur das dazu fähige, d.h. das stimmberechtigte Volk, 
in der Regel nur die erwachsenen männlichen Staatsbürger, so- 
weit sie nicht aus besonderen Gründen (Verlust der bürger- 
lichen Rechte, kriminelle Bestrafung etc.) vom Stimmrechte aus- 
geschlossen sind. 

Dem Organ nach hält also die beschränkte Monarchie die Mitte 
zwischen absoluter Monarchie und der Demokratie schlechthin: die 
absolute Monarchie hat nur den Monarchen zum unmittelbaren Organ 
und die Demokratie nur das Volk, die beschränkte Monarchie dagegen 
hat beide, Monarch und Volk, zu unmittelbaren Organen. 


II. Würdigung 
der Staatsformen, als die eigentlich politische Aufgabe. 


Die Aufgabe besteht speziell in der Frage, welches die beste’ 
Staatsform sei, und dies ist eine alte, schon seit Aristoteles be- 
stehende Streitfrage. Die Lösung ist aber zum großen Teil bereits” | 
gegeben oder gefunden, so daß sich das Gebiet der Streitfrage sehr. 
verengert hat. 

1. Mit Bezug auf die aristotelischen naosxßaocıs Despotiel 
Oligarchie, Ochlokratie, liegt die Antwort auf die Frage schon in der 
Bezeichnung; es sind wörtlich „Ausschreitungen“ der Grundformai 
Ausartungen derselben und als solche von vornherein verwerflich, 

2. Von den ordentlichen Grundformen ist die Aristokratie 
durch die Geschichte abgetan. Diese geschichtliche Erscheinung 
betrifft nicht nur die tatsächlichen Staaten dieser Art, sondern auch“ 
die. Staatsform selbst, m. a. W.: nicht nur sind die aristokratischei 
Städterepubliken des Altertums, wie die des Mittelalters und deze 
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neueren Zeit in Italien, Deutschland und der Schweiz, verschwunden, 
sondern auch die aristokratische Staatsform ist geschichtlich ge- 
richtet, so daß sie nicht wieder aufleben wird, wenn nicht unter 
| ganz verwandelten Umständen. Der Grund aber dieser geschicht- 
1 lichen Erscheinung ist nicht nach beiden Seiten der gleiche: die 
_aristokratischen Staaten sind untergegangen aus Schuld der Aristo- 
_ kratie selbst, die aristokratische Staatsform dagegen infolge der Er- 
 hebung des Volkes zur Gleichberechtigung. — Die gewesenen Ari- 
stokratieen einmal sind untergegangen teils infolge ihrer Ausartung 
in Oligarchieen, durch immer größere Abschließung der regierenden 
Stände — teils deshalb, weil sie ihre Berechtigung verloren hatten: 
wenn die Besten aufhören, die Besten zu sein, beginnt der Verfall ihrer 
Herrschaft. Durch das eine wurden sie verhaßt, so daß sie sich alle 
"andern Elemente im Staate zu Feinden machten, und durch das 
andere wurden sie geschwächt und um so unfähiger, demjenigen, 
‘der nach ihrer Herrschaft gelüstete, zu widerstehen. Und je 
schwächer sie innerlich wurden, um so mehr schlossen sie sich 
äußerlich ab, wodurch ihr Sturz um so unaufhaltbarer wurde. So 
sing Sparta zu Grunde und so die italienischen Städterepubliken ; 
die schweizerischen Oligarchieen aber als die letzten, zwar nicht 
besser als die andern, erlagen dem Ansturm der französischen Re- 
- volution, die diese Staatsform vernichtete!) — Die aristokra- 
‚tische Staatsform ist nämlich unmöglich geworden mit der 
 Rechtsgleichheit, als dem Rechtsgute der neuesten Zeit, er- 
worben durch die französische Revolution. Und der Bestand dieses 
Rechtsgutes erscheint um so dauerhafter, als es dem natur- 
gemäßen Gleichheitsdrange der Menschen entsprungen ist, und die 
‚diesem natürlichen Triebe der menschlichen Natur widerstrebende 
Staatsform der Aristokratie ist um so unwiederbringlicher dahin. 


ı Rom war nie eine Aristokratie. Die Staatsgewalt beruhte, und 
darauf kommt es an, am Anfang und am Schluß der ganzen römischen Zeit 
im Monarchen, in den Königen der ersten Zeit wie in den Kaisern der 
Dekadenz, zur Zeit der Republik aber im Volk, das allerdings ständisch 
gegliedert war. Der Senat war wie die Volksversammlungen nur ein Organ 
des Staates („Senatus populusque Romanus“ bezeichnet nichts anderes), das 
allerdings aus den Besten der Bürger gebildet wurde. Der Behauptung, 
die römische Republik sei eine Aristokratie gewesen, liegt die Verwechslung 
der Aristokratie als Stand mit der Aristokratie als Staatsform zu Grunde; so 
bei Bluntschli. Nur wo dieser Stand auch die Herrschaft besitzt, aus der 
alle Rechte sich ableiten, ist seine Macht zur Staatsform selbst geworden. 
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Freilich ist der Nährboden für sie noch da, das ist die soziale 
Ungleichheit, und wenn auch nicht zu fürchten ist, daß die heute 
die andern überragende soziale Klasse, die Geldaristokratie — 
schmutzig wie das Geld selbst, und die gemeinste aller Aristokratieen 
— je zur rechtlichen Herrschaftsklasse aufschießen könnte, so besitzt 
sie die Herrschaft doch tatsächlich, indirekt, was nicht die Gefahr, 
aber den Schaden der modernen Demokratie bildet. — Der Grund, 
warum die aristokratische Staatsform beseitigt worden ist, trifft 
bei der Monarchie nicht zu. Die erstere beruht auf dem stän- 
dischen, also einem sozialen Prinzip, das der modernen Rechts- 
gleichheit widerspricht; die letztere dagegen auf dem durchaus 
staatsrechtlichen Gedanken, daß der Monarch die Einheit des 
Staates, rectius der Staatsgewalt, repräsentiert bezw. deren Personi- 
fikation darstellt. Bei der Arislokratie konnten daher unter Um- 
ständen Mitglieder der beherrschten Klassen in die herrschende auf- 
steigen, was bei der Monarchie ganz undenkbar ist. So mußte die 
eine Staatsform vor der Rechtsgleichheit fallen, ohne zugleich auch 
die andere in ihrem Falle mitzuziehen. | 

3. Es stehen also von den ordentlichen Grundformen nur noch 
in Frage Monarchie und Demokratie. Auch von der monarchischen 
Staatsform steht die absolute Monarchie bereits außer Wett- 
bewerb, hors de concours. Sie hat in den zivilisierten Staaten 
Europas zunächst die ständische Monarchie als die mittelalterliche 
Form beschränkter Monarchieen mit Anbruch der Neuen Zeit ver- 
drängt, ist dann aber ihrerseits überwunden worden, teils durch 
den aufgeklärten Despotismus des XVII. Jahrhunderts und vollends 
nach der französischen Revolution durch die konstitutionelle Mon- 
archie. In den halbzivilisierten Staaten, Rußland und Türkei, aber, 
wo sie noch gilt, steht sie im Kampf um ihre Existenz und hat 
inzwischen als nur noch für solche Staaten passend, also als selbst 
bloß halbzivilisiert zu gelten, womit auch über sie das Urteil ge- 
sprochen ist. \ 

4. Es stehen sich also schließlich nur beschränkte Monarchie 
in Form der konstitutionellen bezw. parlamentarischen Monarchie 
und Demokratie gegenüber. F 

Der äußere Vergleich ergibt die Reduktion jener gegen diese 
Staatsform, in zwei Beziehungen. 1. Einmal betr. die Form Be 


Es fällt auf, daß die Monarchie nur noch in einer Nebenform kon- 





kurrenzfähig erscheint, während die Demokratie noch in ihren beiden 
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Nebenformen, also in der Grundform besteht. Immerhin geht 
auch auf seiten der Demokratie die repräsentative Form ihrer Auf- 
lösung in die reine entgegen, so daß nur noch moderne Neben- 
formen der beiden alten Grundformen auf dem Plan verbleiben 
werden. — 2. Sodann betr. die geographische Verbreitung der 
beiden übrig bleibenden Staatsformen. Freilich in Europa ist die 
Monarchie noch weit stärker vertreten als die Demokratie; aber 
in den zivilisierten Staaten der Welt zusammengenommen ist un- 
bestreitbar die Demokratie weit im Vorsprung. Das erstere Verhält- 
nis liegt in der Geschichte begründet, das letztere dagegen enthält 
bereits ein Werturteil. | 

Nun aber der innere Vergleich. Derselbe ist nicht nach sub- 
jektiven Neigungen anzustellen, sondern an Hand der Logik und 
Systematik, welche die Objektivität des Urteils sichern. 


a) Die beschränkte Monarchie, 
ihre Beschränkung und ihr Rückstand (Kern). 


Zunächst die Beschränkung nach Grund und Gegenstand. — 
Wie die Abschaffung der Aristokratie im Gleichheitsdrang der 
Menschen begründet ist, so hat die Beschränkung der Monarchie 
ihren Grund im Freiheitsdrang, d.h. im Widerwillen gegen will- 
kürliche Behandlung der Untertanen, wie sie die absolute Mon- 
archie ermöglicht und auch begeht. Der Grund ist kurz willkürliche 
d.h. ungleiche und zwar ohne Maß ungleiche Behandlung der 
Untertanen nach Zeiten und Personen, während bei der Aristokratie 
der Grund ihrer Beseitigung die ungleiche Stellung der beiden 
Stände des Volkes, des herrschenden und des Untertanenstandes, war. 
Die Wirkung ist denn auch nach dem Grunde hier und dort ver- 
schieden: die ungleiche Stellung ließ sich nicht beseitigen, ohne die 
Aristokratie selbst abzuschaffen; bei maßloser Behandlung dagegen 
braucht das Recht zur Behandlung selbst nicht weggenommen, son- 
dern nur an ein Maß gebunden bezw. eingeschränkt zu werden, und 
so gelangte man bei der absoluten Monarchie nicht zur Abschaffung 
der Monarchie überhaupt, sondern nur zu deren Einschränkung bezw. 
zur Umwandlung in die beschränkte Monarchie. — Der Gegenstand 
aber der Beschränkung ist dem Grunde der Beschränkung nach 
die Willkür. Willkür ist aber nur möglich, wo Wille ist, und 
das ist beim Monarchen nur auf seiten seiner Organstellung der Fall, 
nicht in seiner Eigenschaft als Souverän, als Inhaber der Staatsgewalt 
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als der höchsten Gewalt. Es verhält sich damit wieder wie mit der 
Handlungsfähigkeit im Unterschied zur Rechtsfähigkeit; diese bedingt 
keinen Willen, aber jene. Gegenstand der Beschränkung ist also nicht 
die Trägerschaft der Staatsgewalt: die Trägerschaft in der Monarchie 
wird durch deren Beschränkung keineswegs angegriffen, und in dieser 
Beziehung hat Bluntschli vollständig recht, wenn er sagt: „Der 
Unterschied der konstitutionellen und der absoluten Mon- 
archie besteht nicht darin, daß die Macht der erstern ge- 
ringer und die Würde .derselben niedriger sei, als die 
Macht und die Würde der letztern, sondern darin, daß der 
konstitutionelle Fürst seine Befugnisse in verfassungsmäßig be- 


schränkter Weise und mit Zustimmung, sei es der Minister, sei es 


der Kammern, zu üben verpflichtet ist, während der absolute Mon- 


arch dieselben ausschließlich nach seiner Willkür und schrankenlos. 


übt‘ (Politik, S. 360). — Es ließe sich ja wohl auch eine Monarchie 
denken, wo der Monarch bloß Träger der Souveränetät wäre, ohne 
zugleich an deren Ausübung als Organ teilzunehmen, und eine 


solche ist auch schon dagewesen: in Frankreich auf Grund der 


Verfassung vom 3. September 1793. Das wäre aber eine tote Mon- 


archie oder eine „Republik mit erblichem Staatshaupte‘“ (Jellinek, 
Das Recht des modernen Staates I, 626), und ihr Träger ein bloßes 
Schemen, wie es Ludwig XVI. nach jener Verfassung war. Eine 
solche Monarchie brauchte nicht erst beschränkt zu werden; sie wäre 


nicht nur beschränkt, im Willen beschränkt, sondern jedes Willens‘ 


bar. Die Beschränkung hat also notwendig zum Gegenstande die 


Organstellung; durch diese und nur durch diese unterscheidet sich 
die beschränkte von der absoluten Monarchie. In jener wie in. 
dieser aber bleibt die Eigenschaft zurück, daß der Monarch zugleich 
der Träger der Staatsgewalt, der Souveränetät ist; das: ist der 


Rückstand, das residuum der Monarchie, ihr Kern. 


Der Rückstand der beschränkten Monarchie also wie der ab- 
soluten ist die Souveränetät, die Eigenschaft des Monarchen als’ 
Souverän. Dieser Rückstand gibt der Organstellung eine ganz be- 
sondere Bedeutung. Ohne die Organstellung ist die Souveränetät, 
wie das Beispiel Ludwigs XVI. zeigt, allerdings nichts, aber ohne” 


die Souveränetät wäre jene auch nichts weiter als Organstellung. 
Die Souveränetät ist die Null, die, der Ziffer der Organstellung hinzu- 
gefügt, die letztere in eine ganz andere Stelle emporhebt. Dieser 
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Rückstand der Monarchie ist also zugleich deren Rückhalt. — 
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Die Bedeutung aber, welche die Souveränetät der Organstellung 
des Monarchen verleiht, dieser Rückstand also, ist nicht ausschließ- 
lich von Vorteil, sondern auch von Nachteil und bildet den Vorzug 
und die Schattenseite .der monarchischen Staatsform. — Der 
Vorzug ist die Festigkeit und Stetigkeit der Monarchie. Die 
Festigkeit besteht darin, daß die Rechte, welche der Monarch aus- 
zuüben berufen ist, wie diejenigen der andern Organe des Staates, 
in ihm, dem Monarchen selbst ruhen, er also sein eigenes Organ, 
nicht bloß dasjenige eines dritten Gewalthabers darstellt. Und die 
Stetigkeit besteht in der Dauer der Organstellung des Monarchen, 
rechtlich und tatsächlich. Von Rechtswegen ist die Stellung als 
Monarch lebenslänglich ; Lebenslänglichkeit der monarchischen Würde 
ist eines ihrer wesentlichsten Merkmale (Jellinek, 1. c., S. 629). Aber 
noch mehr: sie ist erblich. In der Wahlmonarchie war die Würde 
wenigstens lebenslänglich, und seit die Krone erblich geworden ist, 
vererben sich mit dieser als dem Inbegriff der Staatsgewalt auch 
die vor der Krone selbst auszuübenden Rechte: der Nachfolger 
ist nicht nur als Souverän, sondern zugleich auch als Organ ge- 
geben, was bei keinem andern Organ der Monarchie und überhaupt 
bei keinem Organ der andern Staatsform, der Demokratie, der Fall ist. 
Lebenslänglichkeit und Erblichkeit der Souveränetät teilen sich also 
auch der Organstellung mit, wodurch diese rechtlich so dauerhaft wird. 
— Dazu kommt die faktische Dauerhaftigkeit, welche gerade die 
Organstellung der beschränkten Monarchie durch die Beschränkung 
gewinnt, wie schon Aristoteles erkannt hat: „Die Monarchie kon- 
serviert sich durch Beschränkung der monarchischen Ge- 
walt; je beschränkter die Befugnisse derselben, desto län- 
gere Zeit wird siesich behaupten. Denn die Monarchen, weni- 
ger gewalttätig und in ihrer Lebensweise den Bürgern mehr gleich, 
werden weniger beneidet. Der spartanische König Theopompos 
schränkte freiwillig die königliche Gewalt ein, durch verschiedene 
Institutionen, insbesondere durch Einführung des Ephorates. Als 
ihm seine Gemahlin vorwarf, es sei eine Schande, daß er seinen 
Söhnen eine geringere Gewalt hinterlassen habe, als er von seinen Vor- 
fahren ererbt habe, gab er zur Antwort: ‚weit gefehlt; denn ich hinter- 
lasse ihnen eine dauerhafte Gewalt‘ (zitiert nach Escher II, S.133). 

Der Nachteil andererseits der Verbindung der Souveränetät mit 
der Organstellung ist wie der Vorteil ein zweifacher, nämlich die 
Versuchung zur Überspannung der Organstellung und die Dis- 

Schollenberger, Politik. 15 
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qualifikation für die Organstellung, und zwar ist nach der ersten 


Seite die Souveränetät nachteilig für die Organstellung und nach. 


der zweiten Seite umgekehrt die Organstellung nachteilig für die 
Souveränetät bezw. deren Würde. — Mit der Überspannung der 
Organstellung einmal ist gemeint, daß der Monarch sich nicht nur 
als Organ der bestimmten, ihm zugemessenen Rechte fühlt, sondern 
als Inhaber der ganzen Staatsgewalt sich auch in anderes einmischen 
und alles „regieren“ zu dürfen und zu sollen glaubt, nach Art eines 
absoluten Herrschers. So begreiflich die Versuchung dazu ist, so 
unberechtigt erscheint die Hingabe an dieselbe und so fatal auch 
für den Kredit der Staatsform. So wenig andere Organe sich über 
ihre Befugnisse hinwegzusetzen berechtigt sind, so wenig darf es der 
Monarch, und wenn er es dennoch tut, so gibt er an erster Stelle 
ein Beispiel, das darum um so schlechter wirkt und auch andere 
Organe von der Rücksicht auf die Schranken ihrer Kompetenz ent- 
bindet. Seine Rechte mag er mit allem Aplomb und Temperament 
ausüben, so sehr schon das mit Rücksicht auf den Schutz 


einer unverantwortlichen Stellung billig erscheint — darüber hin- 
aus aber darf er jedenfalls nicht gehen. — Und zum Nachteil des 
Kredites der Staatsform gereicht ein sich nicht an die Organ- 
stellung bindendes Gebahren insofern, als das Volk darin abso- 
lutistische Gelüste zu wittern geneigt ist. Solche Allüren eines Mon- 


archen pflegen auch wirklich einem absolutistischen Hang zu ent- 
springen, zu welchem eine Verleitung in Vorbildern ganz anderer, 


wirklich absolutistischer Zeiten liegen mag. Das Volk ist da- 


her bei Gelegenheit um so mehr bereit, die Schranken der Mon- 
archie noch enger zu ziehen, so daß der Überschreitung die ent- 


gegengesetzte Wirkung zu folgen droht. Es kann also ein Fürst | 


der beschränkten Monarchie nicht genug vor einem per- 


sönlichen und darum leicht maßlosen Regiment gewarnt | 
werden, das, so sehr es in anderen Zeiten einen wohltuenden Gegen- 
satz zu fürstlicher Indolenz bilden mochte, für die heutige Monarchie 


ganz und gar nicht mehr paßt. 

Die Gefahr der Disqualifikation des Erben in der Thronfolge 
ist der andere Nachteil und ein Nachteil insofern, als, wenn der 
Nachfolger als Organ unfähig ist, dadurch auch seine Souveränetäts- 
stellung und damit die Staatsform diskreditiert wird. Dieser Nach- 
teil springt so sehr in die Augen, daß, wenn die monarchische 
Staatsform kritisiert wird, davon vielmal ausschließlich und jeden- 
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falls immer davon die Rede ist. Man weiß nicht, welcher Fall 
schlimmer ist: derjenige ohne oder der mit der Notwendigkeit 
einer Regentschaft. Ist der Monarch disqualifiziert und doch 
nicht derart, um sich einer Regentschaft unterziehen zu 
müssen, so stellt er tatsächlich die Würde der . Mon- 
archie bloß; die Regentschaft aber ist ein rechtliches Do- 
kument der zeitweiligen Unbrauchbarkeit der eigentlichen Staats- 
form. In jedem Falle können die Schriftsteller in dieser Frage 
nicht umhin, auf den Nachteil der Disqualifikation mit dem 
Finger zu zeigen. Machiavelli sieht denn in der Möglichkeit, den 
Nachteil zu vermeiden, den großen Vorzug der Republik vor der 
Monarchie. Er sagt: „Denn man sieht, daß zwei aufeinanderfolgende 
Regierungen tapferer Fürsten hinreichen, die Welt zu erobern, wie 
solche Philipp von Mazedonien und Alexander der Große waren. 
Dies muß aber um so eher einer Republik gelingen, da sie 
die Mittel hat, nicht nur zwei aufeinanderfolgende, son- 
dern unzählige ganz ausgezeichnete Fürsten zu wählen, 
die aufeinanderfolgen, welche glänzende Folge stets in jeder wohl 
eingerichteten Republik statthaben wird‘ (Discorsi, Buch I, Kap. 20, 
nach der Übersetzung von Grüzmacher). 

In dem einen und andern Nachteil aber liegt, weil das Leben 
sie zu beseitigen strebt, auch in der beschränkten Monarchie die 
Gefahr der Revolution, so daß der Vorteil der Festigkeit und 
Stetigkeit dieser Staatsform mit der Verwandlung ihrer selbst be- 
droht erscheint. Sie ist also wohl die dem Wechsel am wenigsten, 
dafür aber einem gewaltsamen Wechsel ausgesetzte Staatsform. 


b) Die Demokratie, 
ihr Vergleich mit der Monarchie. 


Es handelt sich hier um die Demokratie im ganzen als Gegen 
stück zur Monarchie, nicht um die Nebenformen der Demokratie; 
die letztern kommen im nächsten Abschnitt vom „Volk“ zur Sprache, 
wo von derjenigen Stellung des Volkes, in welcher die Nebenformen 
der Demokratie zum Ausdruck kommen, nämlich von der Organ- 
stellung, näher die Rede sein wird. Hier dagegen kommt es auf 
die Souveränetät des Volkes an, wodurch sich die Demokratie 
von der Monarchie hauptsächlich unterscheidet. 

. Dadurch, daß die Souveränetät im Volke liegt, wird auch der 
13* 
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Schwerpunkt des Organismus nach dieser Seite verlegt, zum Vor- 
teil und Nachteil des Staates, zum Vorteil nämlich für die Gesetz- 
gebung und zum Nachteil für die Regierung. — Zum Vorteil für 
die Gesetzgebung gereicht diese Verlegung nicht nur da, wo das 
Volk -Gesetzgeber ist, also in der reinen Demokratie, sondern 
auch da, wo die Gesetzgebung bei der Volksvertretung, der Reprä- 
sentative steht, wie es in der daher sogenannten repräsentativen 
Demokratie der Fall ist. In beiden Fällen mangelt der monarchische 
Faktor der Sanktion, durch den ein Zwiespalt in die Gesetzgebung 
kommt. In der Demokratie hängen die Gesetze allein von dem- 
jenigen Faktor ab, für den sie im Staate überhaupt bestimmt sind, 


vom Volk bezw. dessen Vertretung, der Volksvertretung. Dadurch 


wird die Übereinstimmung des Gesetzeswillen mit dem Volkswillen 
gesichert. In der Monarchie dagegen wird diese Übereinstimmung 
durch das Sanktionsrecht des Monarchen in Frage gestellt. Es kann 
ja allerdings auch in der Monarchie nichts Gesetz werden, was nicht 
vom Volk bezw. der Volksvertretung beschlossen wird; aber was 


von dieser beschlossen und damit als im Interesse des Volkes bezw. 


des Staates, der ja um des Volkes willen da ist, liegend erklärt 
worden ist, kann vom Monarchen daran gehindert werden, Gesetz 
wirklich zu werden. Selbstverständlich kann auch in der Demo- 
kratie vom Volk, namentlich aber von der Volksvertretung etwas 
beschlossen werden, was nicht im Interesse des Staates läge; 


dann aber liegt der Fehler nicht an der Einrichtung, sondern 


am Gebrauch, der von ihr gemacht wird. — Zwar gibt es ja auch 
Demokratieen mit königlichem Sanktionsrechte oder doch mit der 
negativen Seite desselben, dem Vetorecht des Präsidenten der 


Republik; so die nordamerikanische Union. Aber diese Ein- 
richtung ist durchaus unorganisch und falsch. Sie ist unorganisch 


insofern als sie zum Wesen der Demokratie nicht paßt, weil sie 


u ie it 


die Gesetzgebung abhängig macht von der Regierung. In der Mon- 


archie hat das Sanktionsrecht des Monarchen noch einen Sinn, 


weil der Monarch nicht nur Organ, speziell Organ der Re- 


gierung, sondern zugleich Souverän, also Quelle aller Staats- 


gewalt, auch der gesetzgebenden, ist. In der Demokratie ist der 


Präsident dagegen nichts als Organ, Organ speziell der Regierung. 
— Falsch aber ist die Übertragung des Veto an den Präsidenten der 


Republik deshalb, weil offenbar ein richtiger Gedanke auf der un- ; 
rechten Seite zum Ausdruck kommt: es soll die Macht der Regie- 5 
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rung nach Art der monarchischen verstärkt werden; es erhält aber 
die Regierung den Zuschuß, statt auf ihrem eigenen Gebiete, dem 
der Regierung, auf gesetzgeberischem Gebiet, das die Regierung 
als solche weiter als von seiten der Initiative nichts angeht. 

Zum Nachteil der Regierung andererseits schlägt es aus, 
daß in der Demokratie die Souveränetät im Volke liegt. Fast alle 
Demokratieen leiden an einer schwachen Regierung, namentlich 
die Schweiz, der Bund wie die Kantone. Man ist vollständig be- 
rechtigt, in den schweizerischen Bundesratsmitgliedern abhängige 
Vollzugsorgane der Bundesversammlung zu sehen, wofür Rehm sie 
ansieht (Staatslehre, S. 287, Note 1), und Jellinek hat seinerseits 
unrecht, die bezügliche Bemerkung Rehms zu tadeln (Das Recht des 
modernen Staates, I, S. 665, Note 2). Es hat einen ganz anderen 
Sinn, wenn in der Schweiz gelegentlich umgekehrt von Abhängigkeit 
der Bundesversammlung vom Bundesrat und zwar mißbilligend ge- 
sprochen wird; es sind damit nicht die Behörden als solche gemeint, 
sondern einzelne Mitglieder, die durch Spekulation auf Missionen 
und Stellen, die der Bundesrat zu vergeben hat, sich in eine schiefe 
und unwürdige Stellung zu diesem bringen. — In den Kantonen 
ist die Regierung allerdings womöglich noch abhängiger, so sehr, 
daß ihre Stellung, wenigstens in gewissen Kantonen, der Volksver- 
tretung zu viel untergeordnet ist, um noch, auch wenn sie besser be- 
zahlt wäre, als sie es durchweg ist, würdig genug zu sein, das Ziel 
des Strebens der Besten im Volke zu bilden — was hernach noch 
näher sich zeigen läßt. — Der Grund dieser Erscheinung in der 
Demokratie im allgemeinen ist insofern die Volkssouveränetät, als 
durch diese die Staatsgewalt ganz auf die der Regierung entgegen- 
gesetzte Seite gelegt wird. Liegt in der Monarchie die Souveränetät 
auf seiten der Regierung, indem das erste und hauptsächlichste Re- 
gierungsorgan, der Monarch, selbst Souverän ist — so vereinigt sich 
in der Demokratie die Regierung nicht nur nicht mit dem Souverän, 
sondern steht von diesem noch um ein weiteres Glied ab, und das 
ist die Volksvertretung. Wo diese es zugleich ist, welche die Regierung 
wählt, ist der Abstand augenfällig: die Regierung ist dann nicht 
‚ nur nicht unmittelbares Organ, wie der Monarch, sondern sie ist erst 
zweites mittelbares Organ — gewählt durch die Volksvertretung, 
die selbst bloß mittelbares Organ ist, und erscheint daher vollends 
nur wie ‚deren Kommission. Aber auch wo die Regierung so gut 
wie die Volksvertretung direkt vom Volke gewählt wird, gilt doch 
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nur die Volksvertretung als Volksvertretung und damit als dem 
Volke zunächst stehendes Organ, hinter dem erst die Regierung folgt. 
In jedem Falle aber, werde die Regierung vom Volke gewählt oder 
nicht, gibt es in den Demokratieen, speziell den schweizerischen, 
eine Einrichtung, welche die Regierung unter den Willen der allein 
so genannten Volksvertretung beugt und damit von dieser abhängig 
macht, das ist die sogenannte parlamentarische Kontrolle,d.h. 
die Überwachung der Landesverwaltung und bezw. Rechtspflege durch 
das Parlament. Diese Einrichtung besteht zwar auch in monarchischen 
Staaten, aber in grundsätzlich von der in Demokratieen verschiedener 
Weise. In Monarchieen besteht sie einmal nur gegenüber der Re- 
gierung, keinenfalls als Kontrolle über die Justiz, und auch gegenüber 
der Regierung schöpft diese Kontrolle nur aus Berichten, die den 
Mitgliedern der Kontrollinstanz sonst woher zugegangen sind, und 
äußert sich auch nur in Fragestellungen an die Regierung, den soge- 
nannten Interpellationen, oder in Vorstellungen, Adressen an den 
Monarchen; von der Ministeranklage mit ihren ganz besonderen Vor- 


aussetzungen abgesehen. — In den schweizerischen Demokratieen 


dagegen ist der Volksvertretung zum Zweck der Ausübung von deren 
Kontrolle durch die zu kontrollierenden Gewalten, und zwar ist 
dies die Justiz wie die Regierung, periodisch, jährlich und auf 
Verlangen auch in der Zwischenzeit detaillierte Rechenschaft abzu- 
legen; und auf Grund dieser werden dann an dieselben, namentlich 


an die Regierung, von der Volksvertretung bestimmte Wünsche, 


sogenannte Postulate formuliert, die rechtlich nichts anderes sind 
als Verhaltungsbefehle. Diese Kontrolle soll sich allerdings nicht 
auf die einzelnen Verwaltungshandlungen und auch nicht auf die 


unteren Behörden der einen oder andern Gewalt erstrecken, über- 
schreitet aber nur zu gerne und zu oft diese freilich nicht gesetzlich 


markierten Grenzen und drückt damit die Regierung vollends unter 
die Volksvertretung als die Oberregierung hinab, welche die Volksver- 


tretung bei uns in Wahrheit ist. Das ist keine parlamentarische 


Kontrolle mehr, sondern parlamentarischer Absolutismus. 


c) Der gemischte Staat. 


Damit wird das Ideal einer Staatsform bezeichnet, das durch 


" 


Verschmelzung der hergebrachten Staatsformen deren Nachteile ver- | 
meiden soll. Mit der Verwirklichung dieses Ideals bezw. mit der 


Frage, ob es irgendwo und irgendwann schon verwirklicht worden 


ini 
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sei oder ob es sich überhaupt verwirklichen lasse, hat sich die 
Politik seit dem Altertum beschäftigt. 

Von früheren Ansichten bezw. Vorschlägen dieser Art seien 
folgende hervorgehoben. Cicero, Vom Staat,!) Buch I, Kap. 29: 
„Der furchtbarste Feind des Staates erhebt sich ebenso oft aus der 
Volksherrschaft, und es geht dann wieder eine andere der genannten 
Verfassungen hervor. So findet sich denn ein wunderbarer Kreis- 
lauf und gleichsam eine regelmäßige Abwechslung von Veränderungen 
und Umwälzungen in den Staaten... und darum ist denn eine vierte 
Art von Staatsverfassung für die beste zu erklären, nämlich eine 
aus den drei angegebenen gemischte und gemäßigte...“ Und ibid. I, 
45: „...besser aber noch als die königliche wird diejenige sein, die 
aus den drei hervorgehobenen Staatsformen gemischt und im Gleich- 
gewicht erhalten wird. Mein Grundsatz ist nämlich: es soll im 
Staat ein oberstes und königliches Prinzip sein; ein Teil der Staats- 
gewalt sei den Vornehmen zugeteilt und überlassen; einiges aber 
sei der Beurteilung und dem Willen des Volkes vorbehalten. Eine 
solche Verfassung hat erstlich den Vorzug einer sehr gleichförmigen 
Verteilung der Rechte, welche freien Menschen nicht wohl zu lange 
vorenthalten werden darf; dann den der Festigkeit; denn jene drei 
ersten Formen arten leicht in die ihnen gegenüberstehenden Miß- 
formen aus, so daß aus einem König ein Despot wird, aus Optimaten 
eine Faktion, aus der Demokratie Verwirrung und Regellosigkeit; 
solche Übelstände aber treten in einer so verbundenen und in ge- 
hörigem Gleichgewichte gemischten Staatsverfassung... nicht ein.“ 
— Tacitus, Annalen, Buch IV, Kap. 33, dagegen meint: „Alle Na- 
tionen nämlich und Städte insgesamt regiert entweder das Volk oder 
der Adel oder ein Einzelner; eine aus diesen zusammengesetzte 
Staatsform kann wohl gepriesen werden, aber nie zu stande kommen, 
und kommt sie je vor, kann sie unmöglich von Dauer sein.“ — 
Machiavelli hingegen, -der zwar die Republik dem Fürstentum 
vorzieht, redet dem gemischten Staat das Wort in den Discorsi, 
Buch I, Kap. 2, folgendermaßen: ‚„Demgemäß haben einsichtige Ge- 
setzgeber, in Erkenntnis dieses Mangels, jede dieser Arten (von Re- 
gierungsformen) für sich vermieden und eine gewählt, die Teil an 


1) „De Republica“ — im Sinne von Staat überhaupt, und nur in diesem 
Sinne gemeint. Von „Republik“ als der besonderen Art Staatsform war 
damals noch keine Rede; in diesem Sinne hat den Ausdruck erst Machiavelli 
aufgebracht, vergl. oben S. 186, Note 1. 
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allen hätte, indem sie diese für die festeste und dauerhafteste 
hielten, da eine die andere bewache, wenn in einer und der- 
selben Stadt die Fürstenherrschaft, die der Vornehmsten 
und die Volksregierung bestehe. Unter denen, die durch der- 
artige Einrichtungen das größte Lob erworben haben, ist Lvkurg, 
der seine Gesetze in Sparta dergestalt einrichtete, daß er, indem er 
den Königen, den Vornehmsten und dem Volke ihre Anteile gab, 
einen Staat schuf, der länger als achthundert Jahre zu seinem höch- 
sten Ruhme und bei vollster Ruhe der Stadt bestand. Entgegen- 
gesetzt erging es Solon, der die Gesetze der Athener anordnete, aber 


weil er daselbst nur die Volksherrschaft einrichtete, dieser ein so 


kurzes Leben gab, daß er, noch ehe er starb, die Tyrannenherrschaft 
des Pisistratus daselbst entstehen sah.‘ Zwar sei vierzig Jahre 
nachher Athen zur Freiheit zurückgekehrt; weil es die Volksherr- 
schaft jedoch nicht mit der Fürstenherrschaft und derjenigen der Vor- 


nehmsten vermischt habe, habe es im Vergleich mit Sparta sehr kurze 


Zeit gelebt. Und auf Rom übergehend sagt Machiavelli: „da in 


diesem Staate Konsuln und Senat waren, erschien er nur aus zwei 


von den oben genannten drei Elementen gemischt, der Fürstenherr- 


schaft und derjenigen der Vornehmsten. Es blieb also nur noch übrig, 


der Volksregierung Raum zu geben, weshalb sich, da der römische 


Adel übermütig geworden war, das Volk gegen ihn erhob; so daß 
er, um nicht alles zu verlieren, gezwungen war, dem Volke seinen 


Anteil zuzugestehen, doch so, daß auf der andern Seite Senat und 


Konsuln so viel Ansehen behielten, daß sie ihren Rang in dem 
Staatswesen behaupten konnten. Und so entstand die Schöpfung 
der Volkstribunen, nach welcher Schöpfung der Zustand des Staats- E 
wesens als ein befestigterer erschien, da alle drei Regierungsarten 4 


darin ihren Anteil hatten.“ — 


Vom Standpunkt der heutigen wissenschaftlichen Politik ist bei 
Beantwortung der Frage nach dem gemischten Staat zwischen Staats- 


form und Staatsorgan wohl zu unterscheiden. — Eine Mischung 
der Staatsformen selbst, wonach eigentlich die Aufgabe zielt, in 
der Weise, daß daraus eine neue Staatsform entstände, in der alle ; 
drei, Monarchie, Aristokratie und Demokratie, vereinigt wären, ist 2 
schlechterdings undenkbar. Die Souveränität als höchste Gewalt 


kann immer nur Einen Träger haben; allerdings nicht bloß Eine 


physische Person, sondern auch eine Mehrheit oder Vielheit physi- 5 
scher Personen, nur das eine nicht neben dem andern. Es ist eine 
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und die gleiche Quelle, aus der alle Staatsgewalt fließt, wie diese 
selbst als eine einzige und einheitliche erscheint: entweder ist, 
um mit der abgestorbenen Form der Aristokratie nicht weiter zu 
rechnen, Souverän der Monarch oder das Volk. Verbinden aber 
lassen sich die beiden nicht zu einem einzigen Träger; man wüßte 
nicht, wie das sein sollte. — Allerdings läßt sich ein anderer 
Träger der Staatsgewalt als Fürst oder Volk denken und kommt 
derselbe eigentlich zuerst in Betracht, das ist der Staat selbst, die 
juristische Person als eigener Träger ihrer Rechte, der Staatsgewalt, 
wie es jede andere Person auch ist. Aber das wäre kein aus 
Fürst und Volk gemischter, sondern ein ganz indifferenter Träger, 
und bei dessen Supposition verschwände die Monarchie vollständig, 
die notwendig voraussetzt, daß der Monarch, die spezielle physische 
Person, nicht nur Organ, sondern zugleich Souverän sei. Vgl. oben 
Ss. 184. — Um die Staatsform selbst kann es sich also beim ge- 
mischten Staat nicht handeln, m. a. W., eine sogenannte Dyarchie 
oder Triarchie ist unmöglich. 

Anders verhält es sich mit den Staatsorganen. So sehr der 
Träger der Staatsgewalt ein und der gleiche sein muß, so verschieden 
können die Organe der Ausübung der Staatsgewalt sein. — Als 
Organe kommen in.erster Linie Monarch und Volk in Betracht. 
Sie sind nicht nur Souverän, jener in der Monarchie, dieses in 
der Demokratie, sondern auch Organ, und zwar jener hauptsächlich 
Organ der Regierung, das Volk dagegen Organ der Gesetzgebung, 
mit dem Recht der Wahl der gesetzgebenden Behörde oder mit dem 
Recht der Gesetzgebung, und als Organe lassen sie sich allerdings, 
Monarch und Volk, in einem und demselben Staate nebeneinander- 
stellen — als Souveräne nicht. — So verwandelt sich die Frage nach 
einem gemischten Staat bezw. einer gemischten Staatsform, d.h. 
nach einem Staat mit monarchischer und Volkssouveränetät zugleich, 
in die Frage nach Staatsorganen, die mit entsprechenden, einander 
die Wage haltenden Gewalten ausgerüstet sind zum Zwecke, 
den Staat im Gleichgewicht zu erhalten — kurz, in die Frage nach 
dem Gleichgewicht der Staatsorgane. Das ist auch offenbar 
die Meinung Ciceros, und sicher entsprechen dieser Stellung der 
Frage die Beispiele Machiavellis, speziell dasjenige von Rom, wo 
Konsuln, Senat und Volk die beschriebenen Stellungen in der Eigen- 
schaft von Organen einnehmen. Und so ist die Lösung der Auf- 
gabe ebenso möglich, als ratsam für den Staat. Um die Ausgleichung 
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der Gewalten und damit das Gleichgewicht des Staates, das diesem 
Bestand sichert, herbeizuführen, muß, wie Machiavelli es nennt, auf 
die erste Anlage des Staates zurückgegangen werden (Discorsi, 
Buch III, Kap. 1).!) Es muß daher in der Monarchie der Monarch auf 
die Regierung beschränkt und die Gesetzgebung an das Volk bezw. 
an die Volksvertretung abgegeben werden, wie es in England faktisch 
schon seit über zweihundert Jahren der Fall ist, wo die Sanktion 
zur leeren Form geworden ist, und wie es im Deutschen Reiche heute 
auch rechtlich gilt, weil die Zustimmung des Bundesrates zu 
Reichsgesetzen gar nicht souveräne Sanktion, sondern einfach 
Zustimmung eines zweiten Organs der Reichsgesetzgebung ist, wie 
in der schweizerischen Eidgenossenschaft die Zustimmung des Stände- 
rates — der deutsche Bundesrat ist in dieser Beziehung, wie sonst, 
gleich den schweizerischen Kantonen nur ein Organ des Bundes 
(vgl. m. Bundesstaatsrecht der Schweiz, S. 142, Note). — Von der 
Abgabe der Gesetzgebung an das Volk bezw. an die Volksvertretung 
zu ausschließlichem Rechte ist allerdings die Verfassung auszu- 
nehmen, die nicht ohne monarchische Sanktion soll geändert werden 
können, sonst gäbe sich die Monarchie selbst auf, indem sie sich | 
dann auf dem Wege der bloßen Revision beseitigen ließe, statt 
wie bisher einzig dem außerstaatsrechtlichen Mittel der Revolution, 
also der Gewalt weichen zu müssen. 
Ist also in der Monarchie zur Ausgleichung der Gewalten die” 
Gesetzgebung ohne Vorbehalt des monarchischen Sanktionsrechtes” 
dem Volke bezw. der Volksvertretung zu überlassen, so muß zum 
gleichen Zweck in der Demokratie die Regierung selbständig ge- ; 
stellt werden und mehr eine Spitze erhalten, als es bisher, wenigstens 
in der Schweiz, der Fall war. Selbständig gestellt insofern, als sie 
aus dieser unwürdigen und ihre Geschäftsführung lähmenden und 
damit den Staat schwächenden Unterwerfung unter die Volks- N 
vertretung emporgehoben wird. Und betr. die Spitze: die eigentliche” 
Regierungsgewalt soll in Einer oder in ganz wenigen Personen kumu- 
liert werden; es ist dabei an die Zweizahl der römischen Konsuln 
3) Dieser politische Grundsatz Machiavellis’ steht in merkwürdiger 
Übereinstimmung mit dem kirchlichen der Reformation, daß die Kirche 
wieder werden müsse, was sie einst gewesen war (vgl. Häußer, Geschichte 
des Zeitalters der 3. Aufl., 8. 11/12), also auch zu ihrem Anfang | 
zurückkehren müsse. Er kehrt bei MaRhrASalts mehrfach wieder und ent- 


hält auch eine tiefe Weisheit, die sich überall anwenden läßt, auch in oz 
Verwaltungspolitik, wovon an seinem Ort noch ein Wort. 
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als Vorbild zu denken. Neben bezw. unter ihnen gäbe es dann 
bloße Geschäftsministerien. Jene wenigen verträten die Macht und 
den großen staatsmännischen Blick, das Geschäftsministerium da- 
gegen die Kenntnis und den Detail der Regierungsgeschäfte. Damit 
wäre auch das in der Schweiz, speziell im Bund, längst schwebende 
Problem der Entlastung der Regierung vom erdrückenden Ballast 
des Krimskrams von Geschäften gelöst. Die Helvetik kannte auch 
Vollziehungsdirektorium und Minister, nur machte sie verkehrter- 
weise aus jenem das größere Kollegium. Die eigentliche Vollziehung 
soll stark und rasch sein, und zu diesem Zwecke muß sie in einer 
möglichst kleinen Zahl bestellt werden, dafür aber aus den in jeder 
Beziehung besten Männern. In den Landsgemeindekantonen der 
Schweiz, dem Vorbild der reinen Demokratie, gab es von jeher 
eine solche Spitze in der Person des Landammanns, der das 
Haupt des Landes darstellt, in dem sich sogar alle drei Gewalten 
gipfelten, und ihm zunächst standen der Altlandammann (Statt- 
halter, stillstehender Landammann) und der Pannerherr (auch „Ven- 
ner‘, eigentlich Fähnrich), d.h. Kriegsminister; diese drei nehmen 
unter den „vorsitzenden Herren“ (d.h. den Mitgliedern der Re- 
gierung) auch den ersten Rang ein. Vgl. Blumer, Staats- und Rechts- 
geschichte der schweizerischen Demokratien, Il. Teil, 1. Band, 
S3.189f. — Welche überragende Stellung der Landammann in diesen 
Kantonen einnimmt, geht schon äußerlich daraus hervor, daß ihn 
wenigstens dem Namen nach jedes Kind im Lande kennt; während 
in den anderen Kantonen, wo der Regierungspräsident keine weitere 
Kompetenz als das Präsidium im Kollegium besitzt, keine 5% 
der Bürger wissen, wer gerade die Stelle bekleidet. — 

Diese Ausgleichung der Gewalten, wie sie dort in der Befreiung 
der Gesetzgebung, hier in der Hebung der Regierung liegt, das ist 
der wahre gemischte Staat, für die Monarchie einerseits 
und für die Demokratie andererseits, und die Aussöhnung 
beider Staatsformen. 


B. Volk, 
Einleitung. 
Das Volk kommt politisch wie staatsrechtlich auf allen drei 
Seiten der Staatseinrichtung in Betracht: 1. Beim Staat an sich, 


als einer Korporation, kommt es in Betracht als das eine der beiden 
Substrate, Gebiet und Volk. Davon war unter „Staatspolitik‘“ die 
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Rede. — 2. Bei der Staatsgewalt. Aber hier kommt das Volk 
doppelt in Betracht: einmal als Subjekt oder Träger der Staats- 
gewalt bezw. als Souverän selbst, wovon soeben gehandelt wurde, 
und weiter als Objekt, d.h. als Untertan, in welcher Eigenschaft 
das Volk durch die sogenannten Freiheitsrechte vor Mißbrauch 
der Staatsgewalt zu schützen ist. 3. Als Staatsorgan. Als solches 
nimmt das Volk selbst an der Ausübung der Staatsgewalt teil, was 
seine politischen Rechte ausmacht. — In allen drei bezw. vier 
Beziehungen hat der Begriff „Volk“ einen verschiedenen und 
zwar in der angegebenen Reihenfolge abnehmenden Umfang: bei 
1. ist als Volk die ganze Bevölkerung, einschließlich der Fremden, 
gemeint; bei 2. nur die Staatsangehörigen, und bei 3. N 
der organfähige bezw. stimmberechligte Teil der letztern. 

Es ist also hier noch von diesen sogenannten Volksrechten, 
wie die Freiheitsrechte und die politischen Rechte zusammen be- 
zeichnet werden, zu reden, die ihrerseits auch Gegenstand der Ver- 
fassung und damit der Verfassungspolitik sind. 


I. Freiheitsrechte. 


1. Begriff und Arten. 

Freiheitsrechte sind Schutzrechte des Individuums gegen- 
über der Staatsgewalt.e. Die Begriffsmerkmale sind folgende. 
1. Es sind Schutzrechte, im Gegensatz zu den Rechten 
des Individuums auf positive Leistung der Staatsgewalt, und auf 
aktive Teilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt. Die positive 
Leistung besteht in Rechtspflege und Verwaltungstätigkeit, die poli- 
tisch zur Verwaltungspolitik gehören; die aktive Teilnahme an der 
Staatsgewalt dagegen macht die politischen Volksrechte aus, das 
Gegenstück zu den Freiheitsrechten, das hinter diesen zur Behand- 
lung kommt. — 2. Rechte des Individuums, im Gegensatz zum 
Recht der Volksgenossenschaft im ganzen oder von Verbänden. — 
3. Endlich sind es Rechte gegenüber der Staatsgewalt, d. h. gegen 
Eingriff durch die Staatsgewalt, im Gegensatz einerseits zu Ein- 
griffen von Privaten — das sind überhaupt keine Eingriffe der 
Staatsgewalt — vor denen Privatrecht und Strafrecht schützen, und 
andererseits zu Kompetenzüberschreitungen der einen Gewalt in das 
Gebiet der andern. Die letztern sind allerdings Eingriffe der Staats- 
gewalt, aber der einen Gewalt in den Bereich der andern. Durch 
solche Eingriffe können zwar auch individuelle Interessen verletzt 
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werden, aber dann ist der Schutz gegeben durch Anspruch auf 
eine positive Leistung, sei es der Rechtspflege, der Verwaltung oder 
der Gesetzgebung; soweit der Bürger nämlich Anspruch hat auf die 
Leistung einer Behörde, hat er auch Anspruch darauf, daß sie von 
der zuständigen Behörde erfolge. 

Der Art nach ist zu unterscheiden zwischen eigentlichen Frei- 
heitsrechten und der Rechtsgleichheit. Rechtsgleichheit an sich 
ist die gleiche Behandlung eines Bürgers mit andern in Gesetzgebung 
und Verwaltung bezw. Rechtspflege; dann in übertragenem Sinn 
der Anspruch darauf, soweit nicht erhebliche tatsächliche Unter- 
schiede eine Abweichung rechtfertigen. Als Anspruch auf gleiche 
Behandlung ist die Rechtsgleichheit allerdings ein Recht gegen die 
Staatsgewalt, sich in bestimmten Schranken zu halten, wie es die 
eigentlichen Freiheitsrechte sind. Aber im Unterschied von diesen 
verlangt die Rechtsgleichheit nur eine relative, durch die Rück- 
sicht auf andere Individuen bedingte, keine absolute Beschränkung 
der Staatsgewalt, m. a. W.: es will die Rechtsgleichheit nur, daß 
sich die Staatsgewalt den einen wie den andern Individuen gegen-. 
über gleicherweise beschränke oder nicht beschränke, soweit eben 
nicht erhebliche tatsächliche Unterschiede zwischen ihnen vorliegen. 
Weil die Rechtsgleichheit aber doch eine Beschränkung der Staats- 
gewalt involviert, bildet sie ein die eigentlichen Freiheitsrechte er- 
gänzendes, weiteres Freiheitsrecht. 

Die eigentlichen Freiheitsrechte ihrerseits haben dem 
Namen nach zum Gegenstande die Freiheit des Individuums, be- 
ziehen sich also auf die verschiedenen Rechtsgebiete, auf denen 
diese Freiheit im übrigen ihre Beschränkung erfährt. Auf die Rechts- 
ordnung speziell bezieht sich die sogenannte Eigentumsgarantie 
oder der Schutz der wohl erworbenen Rechte im weitern und vor- 
zugsweise die persönliche Freiheit; die letztere kann zwar auch 
im Verwaltungsrecht, insbesondere in der Armenpolizei, wo so gern 
und leicht zu Freiheitsstrafen gegriffen wird, zur Geltung kommen. 
Auf das Verwaltungsrecht besonders beziehen sich Handels- und 
Gewerbefreiheit und die Niederlassungsfreiheit, sowie die 
Derivaten dieser beiden: die Freizügigkeit wissenschaftlicher Berufs- 
arten, als eine Erweiterung der Gewerbefreiheit, und das Verbot der 
Doppelbesteuerung und der sogenannten Abzugsrechte, d. h. Abgaben 
auf außer Landes gehendem Vermögen; dieses Verbot nach der 
einen und andern Seite ist eine Konsequenz der Niederlassungsfrei- 
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heit. Zum Staatsrecht als der Ordnung des Staates an sich und der 
Stellung der Individuen darin gehören Preßfreiheit, Vereins- 
und Versammlungsrecht und Petitionsrecht. An das Staats- 
recht schließt sich denn auch die Rechtsgleichheit an, als das sich 
über alle Rechtsgebiete gleichmäßig sich erstreckende, aber nur 
bedingte Freiheitsrecht. 


2. Behandlung 


der Freiheitsrechte. Das ist die eigentlich politische Frage, die 
wieder drei Seiten bietet: „Erklärung‘‘, Beschränkung und Sicher- 
stellung der Freiheitsrechte. 

a) „Erklärung“ (declaration), d. h. die Frage: sollen die Frei- 
heitsrechte in der Verfassung selbst deklariert werden? also eine 
Frage nach dem Bedürfnis einer solchen Erklärung. — Es ist eine 
paradoxe Erscheinung, daß eine Erklärung der Freiheitsrechte immer 
erst erfolgt, nachdem es einer solchen nicht mehr bedarf. Unter 
der absoluten Monarchie ist die Möglichkeit einer solchen Erklärung 
ausgeschlossen: das ist ja gerade das Wesen der absoluten Monarchie, 
daß sie unbeschränkt regiert, unbeschränkt durch Rücksichten auf 
die Untertanen. In der beschränkten Monarchie und in der Demo- 
kratie dagegen hat das Volk Anteil an der Staatsgewalt und 
kann diese danach einfach beschränken, ohne erst ihre Beschränkung. 
zu postulieren. In den von alters her demokratischen Staaten gibt 
es daher keine solche Erklärung, wenigstens in den schweizerischen 
Urdemokratieen nicht; sie findet sich nur in Staaten, die von einem 
absoluten Regiment, der absoluten Monarchie oder der oligarchi- 
schen Aristokratie, zu einer freieren Staatsform übergingen und erst 
im Moment des Überganges: in England ist der letzte Akt dieser Art 
die Declaration of Rights vom Jahre 1689, erlassen nach dem Sturze 
Jacobs Il. und der Einführung der parlamentarischen Monarchie; 
in Frankreich erfolgt die erste „Erklärung“ durch die Revolution 
von 1789, etc. Auch in der Schweiz ging der Bundesverfassung 
von 1848 mit ihrer Liste von Freiheitsrechten der reaktionäre Bun- 
desvertrag von 1815 und die konservativen-ultramontanen Regies 
rungsformen vorher. 

Eine solche Erklärung erscheint also da, wo sie möglich ish 
überflüssig: die Freiheit des Volkes wird, wo das Volk an der Ge 
setzgebung beteiligt ist, und wäre es auch nur durch das Wahlrecht 
betr. die Repräsentative, in der Gesetzgebung wahrgenommen, 
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auch ohne verfassungsmäßig proklamiert zu sein. So enthält die 
Deutsche Reichsverfassung keine solchen Erklärungen, außer etwa 
in Art. 3; die Reichsgesetzgebung wahrt aber nichtsdestoweniger Frei- 
heitsrechte, so gut wie die schweizerische Bundesverfassung. Diese 
hat übrigens zwei wichtige Freiheitsrechte, die sogenannte Eigen- 
tumgarantie und die persönliche Freiheit, nicht aufgenommen; 
darum gelten diese nicht weniger als von Bundeswegen geschützt, 
weil sie notwendige Grundlagen jeder Rechtsordnung sind (vgl. m. 
Bundesstaatsrecht der Schweiz, S. 207). Die Freiheitsrechte ver- 
stehen sich also in freiheitlichen Staaten von selbst, sie gelten hier als 
selbstverständliches Rechtsgut, und in andern Staaten könnten sie nicht 
proklamiert werden, m. a. W.: wo es nötig wäre, sie zu proklamieren, 
ist es nicht möglich, und wo es möglich ist, erscheint es über- 
flüssig. — Mit der Proklamierung ist es auch nicht getan, sondern 
es kommt auf die nähere Ausführung durch die Gesetze an, weil 
auch die Freiheitsrechte nicht schrankenlos sind. So könnte man 
denken, es hätte ihre Proklamierung in der Verfassung wenigstens 
als Festsetzung, wenn nicht der Rechte selbst, so dieser Schranken 
seinen guten Sinn; aber auch als Begrenzung der Rechte erscheint 
deren Proklamierung überflüssig, weil diese Begrenzung in der 
Verfassung wieder der näheren Bestimmung durch die Gesetz- 
gebung auf den verschiedenen Rechtsgebieten, wo das Freiheits- 
recht zur Anwendung kommt, bedürftig erscheint. 

b) Die Beschränkung der Freiheitsrechte. Wie die Freiheits- 
rechte eine Beschränkung staatlicher Ordnung enthalten, so müssen 
sie selbst wieder beschränkt werden, soll eine staatliche Ordnung 
überhaupt noch möglich sein. Damit steht die Notwendigkeit der 
Beschränkung fest. Es handelt sich also nur um Art und Maß 
der Beschränkung. — Die Art richtet sich nach der Art des Freiheits- 
rechtes und der dem Staat zur Verfügung stehenden Mittel 
der Beschränkung, und zwar scheiden sich die Freiheitsrechte da- 
nach in zwei Gruppen. Beim Eigentum und den wohlerwor- 
benen Rechten im weitern besteht die Beschränkung im Recht 
der Entziehung des betr. Objektes; aber hier kann es sich wieder 
fragen, in welcher Weise die Entziehung stattfinden könne, ob mit 
oder ohne Entschädigung des entzogenen Wertes. In welchen Fällen 
das eine oder das andere statthaft sei, ist dann aber eine Frage 
nach dem Maß der Einschränkung, von welchem nachher die Rede 
ist. — Bei den andern Rechtsgütern besteht die Beschränkung 
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ihrer Garantie in der Repression des Mißbrauches, und hier kommt 
es auf die Mittel an, die dem Staat dafür zur Verfügung stehen. 
Auch von dieser Seite ist die Beschränkung zweifacher Art: ent- 
weder ist sie strafrechtliche oder sie ist polizeiliche Repres- 
sion, je nachdem der Mißbrauch als Kriminalunrecht oder als Poli- 
zeiunrecht, d. h. als Untergrabung der staatlichen Grundlagen 
oder als bloße Störung der zweckmäßigen Ordnung gilt. — Mit 
Bezug auf die persönliche Freiheit speziell ist zu bemerken, daß 
die strafrechtliche Repression nicht eine Beschränkung dieser Frei- 
heit ist, sondern umgekehrt diese Freiheit eine Beschränkung der 
strafrechtlichen Repression, die für anderes, d. h. verbrecherische 
Handlungen eintritt — im Gegensatz zu den übrigen Freiheitsrechten 
dieser Gruppe, deren Beschränkung eben in der Repression ihres 
Mißbrauches besteht. 

Das Maß der Beschränkung andererseits richtet sich nach den 
den Freiheitsrechten entgegenstehenden Interessen bezw. nach der 
Wichtigkeit, welche diesen Interessen beigelegt wird. Die Interessen 
müssen jedenfalls öffentliche und dürfen nicht bloß private bezw. 
fiskalische Interessen sein, um Berücksichtigung zu finden. Aber 
auch die öffentlichen Interessen können gegenüber den verschiedenen 
Freiheitsrechten von sehr verschiedenem Gewichte sein, so daß sie 
dem in einem Freiheitsrechte liegenden Gegeninteresse nach- oder 
vorgehen oder die Wage halten, wonach dann das betr. Freiheits- 
recht einer geringeren oder größeren Beschränkung unterliegt. So’ 
erscheinen Niederlassungsfreiheit, Vereins- und Versamm- 
lungsrecht und Preßfreiheit zu wichtig gegenüber den Be- 
denken über deren Mißbrauch und genießen daher eine große Un- 
beschränktheit. Umgekehrt dagegen sind wohlerworbene Rechte 
und Handels- und Gewerbefreiheit sehr der Beschränkung. 
unterworfen; jene im Interesse des Volkswohls im allgemeinen, diese” 
speziell mit Rücksicht auf die Abnehmer und Konsumenten, deren 
Schutz mindestens so wichtig erscheint als der Schutz des freien 
Gebahrens von Händlern und Fabrikanten. — Ja, bei einem und. 
dem gleichen Freiheitsrechte kann sich das Gewicht des für die’ 
Beschränkung sprechenden Interesses sehr verändern, und in dieser 
Beziehung erscheint der Zug der Veränderung entgegengesetzt je 
nach der Art des Freiheitsrechtes, d.h. bei den einen Freiheits- 
rechten nimmt das Interesse an der Beschränkung und 
damit diese selbst ab, bei den anderen sind umgekehrt 
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Interesse und Beschränkung im Zunehmen begriffen. Das 
läßt sich an den eben genannten Freiheitsrechten im einen und 
andern Sinn konstatieren. Bei Niederlassungsfreiheit, Vereins- und 
Versammlungsrecht und Preßfreiheit verlieren offenbar die Bedenken 
gegen dieselben mehr und mehr an Gewicht, und umgekehrt bei den 
wohlerworbenen Rechten und der Handels- und Gewerbefreiheit. Die 
beiden letzteren Rechte selbst werden immer mehr preisgegeben 
mit Rücksicht auf die genannten Interessen, die Interessen des ganzen 
Volkes oder des konsumierenden Publikums. Die Handels- und Ge- 
werbefreiheit unterliegt daher immer weiter und tiefer greifenden 
Beschränkungen, und auf seiten der wohlerworbenen Rechte ist die 
Rechtsanschauung bereits auf dem Punkte angelangt, Eingriffe in 
die Substanz privaten Eigentums und sogar Zerstörung desselben zu 
gestatien, wo es im öffentlichen Interesse geboten erscheint, und 
zwar ohne den Staat zur Entschädigung des entzogenen Wertes zu 
verpflichten; so bei von der Reblaus infizierten Weingärten, ver- 
seuchtem Vieh, feuergefährlichen Bauten etc. Das ist die Antwort 
auf die Frage, von der oben die Rede war, in welcher Weise die 
Entziehung wohlerworbener Rechte stattfinden könne, ob mit oder 
ohne Entschädigung. — Auch im übrigen scheint der Zug der Zeit 
auf Herabsetzung des Preises der Freiheitsrechte zu gehen, 
je mehr die Freiheitsrechte im Grunde bloß individuelle, private 
Interessen vertreten, denen gegenüber das Volkswohl steigende Be- 
deutung gewinnt, und so wird nachgerade, wenigstens politisch, 
zwischen egoistischen und gemeinnützigen Freiheitsrechten 
unterschieden werden müssen, um die letztern schließlich allein als 
Freiheitsrechte anzuerkennen. 

c) Die Sicherstellung der Freiheitsrechte. Die Sicherstellung 
- der Freiheitsrechte ist der Schutz, den der Staat diesen Rechten zu 
gewähren vermag. Sie beruht auf derselben Staatsgewalt, deren 
Beschränkung die Freiheitsrechte bedingen, m. a. W.: die Freiheits- 
rechte brauchen für sich selbst diejenige Gewalt, die von ihnen 
zurückgedrängt wird und in deren Zurückdrängung sie bestehen. 
Was folgt daraus? Je mehr und je größere Freiheiten es gibt, um 
so geringer ist ihr Schutz und umgekehrt. Und die politische Lehre, 
die sich aus dieser Folgerung ergibt? Es ist zwischen den beiden 
antagonistischen Kräften, den Freiheitsrechten und der Staatsgewalt, 
ein Ausgleich zu treffen, und der besteht darin: einerseits mögen so 
viele und so große Freiheitsrechte aufgestellt werden, als es sich 
Schollenberger, Politik. 14 
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mit der Staatsgewalt verträgt, um von ihr wirksam geschützt zu 
werden; andererseits aber soll eine so große und starke Staatsgewalt 
bestehen, als mit den bürgerlichen Freiheiten vereinbar ist, ohne 
diese zu erdrücken. Auf seiten der Freiheitsrechte haben zum Zwecke 
dieses Ausgleiches am ehesten und am meisten die egoistischen Frei- 
heitsrechte zu weichen, um den dem ganzen Volke oder dem größeren 
Teile desselben zu gut kommenden Rechten Platz zu machen und den 
letzteren um so mehr staatlichen Schutz zu verschaffen. Und auch 
die letztern sind einzuschränken, soweit sie zum Mißbrauche Anlaß 
geben, zu dessen Bekämpfung die Staatsgewalt berufen ist und dazu 
auch stark genug sein muß. Der Mißbrauch dieser Freiheitsrechte 
aber läßt einen Mangel an Gemeinsinn der Bürger erkennen, der | 
dadurch zu ersetzen ist, daß die Staatsgewalt um so straffer wird, 
soll das Gemeinwesen selbst nicht auseinanderfallen. In dieser Be- 
ziehung macht v. Holtzendorff, S. 279, die treffende Bemerkung: 


„Der natürliche Regulator aller politischen Rechte“ — gemeint sind 
die von Bluntschli sogenannten politischen Freiheitsrechte, als 
Vereins- und Versammlungsrecht und Preßfreiheit — ‚ist die Tat- 


sache ihres jeweiligen Gebrauches oder Mißbrauches, und nur diese 
Regel kann Bestand haben: das Höhenmaß aller politischen Grund- 
rechte ist in seinem Steigen und Sinken überall abhängig und bedingt ° 
von dem Höhenmaße bürgerlichen Gemeinsinns, der sich 
selbst ın der Betätigung seiner Rechte einzuschränken 
weiß durch die Achtung des gesellschaftlichen Friedens, 
der Gleichberechtigung Andersgesinnter und der staat- 
lichen Gesamtordnung.“ | 


I. Politische Rechte. 


Damit betreten wir das Gebiet der Staatsorgane, die den andern ° 
Teil des Verfassungsrechtes bezw. der Verfassungspolitik bilden, das 
Gegenstück bilden zur Staatsgewalt an sich als dem ersten Teil, und 8 
zwar ist zunächst das Volk als solches, als Organ, zu betrachten, e 
kommt also hier zum andern als Staatsorgan in Betracht, das im 
Gegensatz zu den weiteren Organen unmittelbares, durch kein 
anderes Organ bestelltes Staatsorgan ist. Es handelt sich also um 
die politischen Rechte des Volkes. "1 

Bei den politischen Rechten des Volkes kommt in erster: Linie 4 
zweierlei in Frage: welches diese Rechte sind bezw., für die Politik, K 
4 
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' welches sie sein sollen, also die echte an sich, und wem sie zu- 
stehen bezw. zustehen sollen, d. h. die Berechtigung ihrer Ausübung, 
kurz das Stimmrecht bezw. Wahlrecht im subjektiven Sinne, und 
' danach teilt sich denn die folgende Darstellung. 


1. Die Rechte an sich und ihre Ausübung. 


Im allgemeinen sind zwei Bemerkungen zu machen, betr. näm- 
lich den Umfang der Rechte an sich und den Unterschied des Um- 
fanges nach der Staatsform. — Die politischen Rechte des Volkes 
umfassen jedenfalls das Wahlrecht, d. h. das Wahlrecht im objek- 
tiven Sinn und erstrecken sich andererseits nur ausnahmsweise über 
die Gesetzgebung hinaus. Die Verwaltung und bezw. Rechts- 
pilege ist keinenfalls ein geeigneter Gegenstand für die Betätigung 
des ganzen Volkes und daher den Behörden als den mittelbaren 
Staatsorganen vorbehalten, und als eigentlicher Staatsdienst nicht 
sowohl der Volksvertretung, als dem Beamtentum, von dem in 
Abschnitt D speziell die Rede sein wird. In die Gesetzgebung 
hingegen teilen sich Volk und Volksvertretung, wo des ersteren Rechte 
überhaupt über das Wahlrecht hinausgehen. Dafür kommt es auf 
die Staatstorm an, und je nach der Art der Staatsform sind die 
Volksrechte verschieden. — In der beschränkten Monarchie 
_ bleibt die Übertragung politischer Rechte an das Volk beim ersten 
Schritte, durch den der Übergang von der absoluten zur beschränkten 
Monarchie vollzogen wird, stehen, beim Wahlrecht des Volkes betr. 
die Volksvertretung. Weitere Rechte des Volkes, Wahlrecht auch 
betr. andere Behörden und Gesetzgebungsrecht oder gar Verwaltungs- 
funktionen, kommen bis jetzt nur in der Demokratie vor. Es ist 
aber zu konstatieren, daß auch die weitern Rechte, jedenfalls das 
Gesetzgebungsrecht sich auf das Volk übertragen bezw. vom Mon- 
-archen abgeben ließen, ohne daß damit die Staatsform geändert 
würde (vgl. oben ‚Staatsform“). 

Nun die Rechte im einzelnen. 

a) Das Wahlrecht. Es ist also das Wahlrecht im objektiven 
Sinne gemeint, im Unterschied vom Wahlrecht im subjektiven Sinn 
oder Stimmrecht. Der Unterschied zwischen beiden liegt darin: 
bei ersterem handelt es sich um die Wahl als solche, betr. nämlich 
die zu wählende Behörde als das eigentliche Objekt der Wahl, 
d.h. die Frage, welche Behörden vom Volke zu wählen seien — 
ferner betr. die Wahlorganisation und das Wahlverfahren. 
14* 
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Beim subjektiven Wahlrechte dagegen handelt es sich um die indi- 
viduellen Rechte auf die Wahl, d. h. die Berechtigung oder Fähigkeit 
einerseits zu wählen und andererseits gewählt zu werden; das erstere 
ist das aktive, das zweite das passive Wahlrecht. Damit werden 
zugleich die verschiedenen Seiten, welche das objektive und das 
subjektive Wahlrecht darbietet, erkennbar und nach denselben teilt 
sich denn auch die Darstellung des einen und des anderen Wahl- 
rechtes ab. Zunächst also vom objektiven Wahlrecht. 

a) Nach der zu wählenden Behörde einmal ist zu unterscheiden 
zwischen Repräsentative und andern Behörden, welche vom Volk 
zu wählen sind. Betr. die erstere, so muß, wenn dem Volke über- 
haupt ein politisches Recht zukommen soll, es das Wahlrecht mit 
Bezug auf die Repräsentative sein; auf dieses also beschränkt 
sich die konstitutionelle oder parlamentarische Monarchie. Ja 
hier ist unter Umständen noch Objekt des Volkswahlrechtes nicht die 
Repräsentative selbst, sondern Mittelspersonen zwischen dieser und 
dem Volke, welche Mittelspersonen erst die Repräsentative bestellen; 
das ist das System der sogenannten indirekten Wahl oder des 
Wahlmännersvstems. Von diesem ist aber nicht weiter zu reden; 
dasselbe ist entschieden im Schwinden begriffen und verdient dieses 
Schicksal auch. Einerseits steht das Volk nicht oder nicht mehr 
so tief, um das Mißtrauen in seine intellektuelle oder leidenschafts- 
lose Fähigkeit für direkte Abgeordnetenwahlen zu rechtfertigen, und 
‚andererseits stehen die Abgeordneten nicht so hoch über dem Volke, 
um nicht von ihm selbst gewählt zu werden, gehören sie doch auch 
dem Volke an. — Andere Wahlen stehen dem Volk nur in der 
Demokratie zu und zwar in der sogenannten repräsentativen Demo- 
kratie an sich nicht weniger als in der reinen Demokratie. Die 
Repräsentative wird eigentlich nur für die Gesetzgebung bestellt, in 
dieser soll sie das Volk vertreten — nicht für die weitern Wahlen, 
also nicht dafür, daß sie das Volk auch im Wahlrecht vertrete; so 
in der Demokratie wie in der Monarchie. Das Wahlrecht gehört ın 
der Monarchie dem Monarchen und in der Demokratie prinzipiell dem 
Volk. Durch das Recht der Gesetzgebung also unterscheiden sich 
repräsentative und reine Demokratie, nicht durch das Wahlrecht. 
Immerhin ist auch das Wahlrecht in der repräsentativen Demokratie 
dem. positiven Rechte nach beschränkter als in der reinen Demokratie 
und zwar wegen ihrer Differenz im Gesetzgebungsrecht. Die Über- 
‚tragung nämlich des Gesetzgebungsrechtes in der repräsentativen 
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Demokratie auf die Volksvertretung zieht die Übertragung auch der 
Wahl der andern Behörden nach sich, bezw. die Bestellung einer 
besonderen Behörde für die Gesetzgebung an Stelle des Volkes 


läßt diese Behörde dann auch an dessen Stelle für die Vornahme 


der weiteren Wahlen gegeben erscheinen, was aber in der Rechtsidee 
der Bestellung der Repräsentative keineswegs eingeschlossen liegt. 
— Das Wahlrecht in der repräsentativen Demokratie ist insofern 
beschränkter im Vergleich zur reinen Demokratie, als die Wahl 
der obersten Behörden der beiden andern Gewalten, der Exekutive 
und der Justiz, keinenfalls dem Volke überlassen ist, sondern höch- 
stens die Wahl der Mittelbehörden, Bezirks- oder Kreisbehörden ; 
das letztere offenbar mit Rücksicht darauf, daß die Mittelbehörden 
sich in der Abstufung des Organismus den Gemeindebehörden nähern, 
deren Wahl von Alters her dem Volk der Gemeinde zusteht. 

Was sagt aber die Politik zu der Ausdehnung des Volkswahl- 
rechtes über die Repräsentative hinaus? Die Berechtigung der Aus- 
dehnung läßt sich zunächst aus dem Vergleich der Stellung des 
Volkes in der Demokratie zu derjenigen des Monarchen in der Mon- 
archie herleiten, wovon schon oben zum Beweis der Negative, daß 
das weitere Wahlrecht prinzipiell nicht der Volksvertretung zu- 
komme, die Rede war. Wenn in der Monarchie die sogenannte 
Amtshoheit oder der Amtsbann, d. h. eben das Recht der Ämter- 
verleihung — nicht zu verwechseln mit der Amtsgewalt, als dem 
Inbegriff der Rechte eines Amtes — dem Monarchen, d.h. dem 
Souverän zusteht, so ist nicht einzusehen, warum es in der Demo- 
kratie anders sein soll, d.h. warum nicht auch hier das Wahlrecht 
dem Souverän bezw. dessen stimmberechtigtem Teil, der Aktivbür- 
gerschaft zukommen soll. — Für dieses weitere Wahlrecht des 
Volkes sprechen aber noch andere, der Demokratie eigentümliche 
Gründe: 1. Die Konsequenz der demokratischen Staatsform, 
also ein gerade im Gegensatz der Demokratie zur Monarchie liegen- 


der Grund. Wenn in der Monarchie das Wahlrecht des Volkes sich 


auf die Repräsentative beschränkt, so begreift sich das insofern, als 


es an diesem Wahlrecht genug ist, um die Monarchie auf die kon- 
 stitutionelle Form zu beschränken: wenn dem Monarchen als un- 
 mittelbarem Organ das Volk als das andere unmittelbare Organ nur 
"auch in einem und dem ersten Punkte, der Bestellung der Repräsen- 


‚tative, zur Seite gestellt ist, so ist die absolute Monarchie gebrochen 


en 


und beschränkte Monarchie vorhanden. Wo aber, wie in der Demo- 
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kratie, das Volk das erste und einzige unmittelbare Organ ist, 
da ist es der gegebene Schöpfer aller mittelbaren Organe, es sei 
denn, es müßte das Volk als unmittelbares Organ seinerseits be- 
schränkt werden, und dann würde es eben nicht durch ein anderes 
unmittelbares Organ beschränkt, sonst wäre ja die Monarchie zur 
Stelle, sondern durch ein mittelbares.. Ein unmittelbares Organ 
aber durch ein mittelbares beschränken zu wollen, ist absurd. Es 
liegt also in der Konsequenz nicht nur der Souveränetät überhaupt, 
sondern der speziellen Staatsform, in der Demokratie dem Volke 
auch das übrige Wahlrecht zu überlassen. — 2. Sollte aber diese 
Konsequenz wegen der Eigenschaft des Volkes sich nicht ziehen 
lassen? Das ist die Frage nach der Eignung des Volkes für das 
weitere Wahlrecht. In dieser Beziehung wird einerseits eingewendet, 
das Volk sei für die weiteren Wahlen zu ungebildet, um sie richtig, 
treffen zu können. Das Volk für die Wahl des ersten und obersten mittel- 
baren Organes, der Repräsentative, der alle andern Organe unter- 
stellt zu werden pflegen, als gebildet genug erklären, für die Wahl 
der andern hingegen nicht, ist ein Widerspruch in sich, der nicht erst 
widerlegt zu werden braucht.!) Andererseits: das Volk sei namentlich 
für Richterwahlen zu parteipolitisch gestimmt, um unparteiische 
Beamte zu bestellen. Wo treten aber, fragen wir, die politischen 
Gegensätze schärfer auf als im Parlament, dem diese Wahlen an 
Stelle des Volkes übergeben werden wollen? Im Parlament drän- 
gen sich die politischen Gegensätze, die sich im Volke verflüchtigen, 
förmlich zusammen, und es sind die parlamentarischen Fraktionen, 
welche auch die Richter machen, und hier ist es wieder das Fraklions- 
haupt, meistens ein Advokat, so daß sich mit dem Finger zeigen 
läßt, welchem Advokaten Richter so und so seine Wahl zu ver- 
danken hat. So erzeugt die Einrichtung des Parlamentswahlrechtes 
persönliche Abhängigkeitsverhältnisse, die nicht nur höchst wider- 
lich, sondern auch für die Republik gefährlich sind. Man weist in 
der Demokratie bei Gelegenheit mit Pharisäermiene auf das Ver- 
hältnis der Richter zum ernennenden Monarchen hin, das nur in 


!) Vergl. auch Machiavelli, Discorsi, I. Buch, Kap. 47: „Ich glaube auch, 
man kann den Schluß ziehen, daß kein kluger Mann jemals im einzelnen bei 
Verteilung der Ämter und Würden, das Urteil des Volkes zu scheuen braucht, 
weil hierbei das Volk sich nicht irrt, und wenn es sich einmal irrt, dies so 
selten geschieht, daß sich häufiger die wenigen irren würden, die dergiee 
Verteilungen vorzunehmen hätten.“ 


II. Verfassungspolitik. 215 


Majestätsprozessen u.ä. verdächtig werden kann, während in der 
Demokratie die Wahlart, nach der die obersten Richter von der 
Volksvertretung gewählt werden, dieselben in ihrer ganzen Tätig- 
keit zu beeinflussen geeignet ist. Man sieht also den Splitter im 
fremden, den Balken im eigenen Auge dagegen nicht. — 3. Die 
Stellung der weiteren Behörden, insbesondere die Stellung der 
Regierung. Von der Stellung der Richter bei der Parlamentswahl 
war soeben die Rede; der Nachteil für dieselbe liegt aber nicht 
sowohl am Parlament an sich, als an dessen Zusammensetzung. 
Anders bei der Regierung. Für eine unabhängige Regierung, wie 
sie verlangt werden muß, um stark zu sein, paßt die Wahl durch | 
das Parlament überhaupt nicht, dasselbe möchte auf welche Weise 
immer zusammengesetzt sein. Daß die Regierungswahl ein politi- 
scher Akt sei, ist schließlich nur in Ordnung, ist die Regierung doch 
selbst eine politische Behörde. Aber sie soll vom Parlament un- 
abhängig sein und darf daher in erster Linie nicht dessen Wahl 
unterliegen, sonst wird sie um so mehr zur bloßen Unterregierung 
des Parlamentes, wie es in allen schweizerischen Staaten mehr 
oder weniger, in gewissen geradezu in unwürdiger Weise der Fall 
ist (vgl. oben S. 197). Also Volkswahl auch der Regierung und 
dieser vor allen weiteren Behörden. Dadurch wird die Regierung noch 
nicht so stark wie in der Monarchie, ist aber auch nicht mehr so schwach 
und hilflos wie sonst in Demokratieen. Sie ist nicht wie dort un- 
mittelbares Organ neben dem Volk, aber dann auch nicht mehr 
bloß zweites mittelbares Organ hinter und unter der Volksvertretung _ 
als dem ersten und einzigen mittelbaren Organ, sondern erstes 
mittelbares Organ wie diese, von der sie dann nur noch auch in der 
Geschäftsführung unabhängig gestellt zu werden braucht, um eine 
politisch richtige und würdige Stellung einzunehmen, wovon be- 
reits oben 1.c. die Rede war. Die Regierung soll in der Demo- 
kratie wie die Volksvertretung nur dem Volke verantwortlich 
sein, wie sie in der Monarchie auch nur dem Souverän und hier 
also eigentlich nur sich selbst verantwortlich ist — abgesehen von 
der Ministeranklage. Die Regierung repräsentiert ja in der Demo- 
kratie auch das Volk, so gut wie die allein so genannte Volksver- 
tretung, nur nach einer andern Seite: sie nach seiten der Ver- 
waltung und die Volksvertretung nach' seiten der Gesetzgebung. Daher 
ist denn auch hier der Name Volksvertretung für die gesetzgebende 
Behörde allein nicht zutreffend. 
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ß) Wahlorganisation und Wahlverfahren. 

Zur Wahlorganisation gehört 1. die Frage, ob zentralisierte 
oder lokalisierte Wahlverhandlung, und 2. die Frage nach den Wahl- 
kreisen. Beide Fragen betreffen die Dezentralisation der Wahl, 
kommen also nur vor, wo es sich für Wahlen um größere Kreise, 
namentlich um staatliche Zentralwahlen, d.h. Wahlen in die Zen- 
tralbehörden des Staates, handelt. Beide Fragen fallen aber nicht 
zusammen. 1. Zentralisierte oder lokalisierte Wahlverhand- 
lung betrifft die Frage der Dezentralisation der Wählerschaft: 
zentralisiert ist die Wahlverhandlung, wenn die ganze Wählerschaft 
zu Einer Versammlung zusammentritt; lokalisiert, wenn der Zu- 
sammentritt nach Kreisen oder Gemeinden stattfindet. 2. Die Frage 
der Wahlkreise hingegen betrifft die Dezentralisation bezw. Zen- 
tralisation der Abordnung in die Behörde; es ist die daraufgerichtete 
Frage, ob die Abordnung im ganzen oder nach Teilen bestellt werden 
soll. Die Wahlkreise können nämlich sein: entweder Gesamt- 
staatswahlkreis, wonach die Abordnung für den Staat gemein- 


schaftlich bestellt wird, auch wenn die Wählerschaft lokal getrennt - 


stimmt — oder Teilwahlkreise, wonach die Abordnung von 
jedem Kreis oder von jeder Gemeinde zu ihrem Teil bestellt wird. 
Wo die Wählerschaft zu Einer Versammlung zusammentritt, erhebt 
sich die Wahlkreisfrage, die Frage der Zentralisation oder Dezentra- 


lisation der Abordnung, nicht, m.a. W. die Abordnung wird für - 
den Staat ohne weiteres gemeinschaftlich bestellt, bezw. der Kreis 


ist von selbst Gesamtstaatswahlkreis. 

Zum Wahlverfahren andererseits gehören: Versammlungs- 
und Urnensvstem, von denen das eine oder das andere gilt, je nach- 
dem die Wählerschaft zu einer Versammlung zusammentritt oder 
aber ihre Stimmen durch das Mittel der Urne abgibt — geheime oder 


öffentliche Stimmabgabe — Einzel- oder Listenwahl (Listenskruti- 


nium), diesich dadurch unterscheiden, daß bei der erstern die Wähler- 
schaft je nur Einen Abgeordneten, bei der letztern mehrere zugleich, eine 


ganze Liste (daher der Name der Wahl) zu wählen hat — und endlich 
die Art und Weise, auf welche der Wahlentscheid erfolgt, das speziell 
sogenannte „Wahlsystem“. Unter Wahlsystem versteht man also : 


namentlich das System, wonach es sich bestimmt, ob jemand und 
bezw. wer gewählt sei. Von allen Fragen der Wahlorganisation und ° 
des Wahlverfahrens ist dieses sogenannte Wahlsystem die Haupt- 
frage und bildet mit der Frage nach dem Objekt der Wahl, nach den 


Fr 
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zu wählenden Behörden, den Kern des ganzen objektiven Wahl- 
rechtes. Welche Behörden vom Volk zu wählen sind und nach 
welchem Modus sich die Wahl entscheidet, das sind die beiden 
Hauptfragen, denen gegenüber die andern Wahlrechtsfragen von se- 
kundärer Bedeutung erscheinen. Nachdem von den zu wählenden 
Behörden bereits die Rede war, ist speziell noch das Wahlsystem 
zu betrachten, auf das sich die Betrachtung auch um so mehr 
beschränken kann, als je nach demselben die übrigen Wahlfragen 
unter Umständen entfallen. 

Das hergebrachte Wahlsystem, das ohne anderes überall gilt, 
ist das vorzugsweise so genannte Majoritätssystem, d.h. das 
System des absoluten oder einfachen Mehrs. Das absolute oder ein- 
fache Mehr besteht in der Hälfte sämtlicher (gültig abgegebenen) 
Stimmen + 1, so daß nach dem System dieses Mehrs derjenige 
gewählt ist, der wenigstens diese Zahl Stimmen erhält — m.a.W. 
es braucht zur Wahl die Mehrheit sämtlicher Stimmen, das darum 
sogenannte absolute Mehr, nicht bloß mehr Stimmen als auf jeden 
der Gegenkandidaten gefallen sind — das letztere wäre das relative 
Mehr; es genügt aber auch die genannte Mehrheit und braucht kein 
größeres Mehr, daher ‚einfaches‘ Mehr genannt, im Gegensatz 
zum potenzierten Mehr von ?/; oder 3/, etc. sämtlicher Stimmen. — 
Die Folge dieses Majoritätssystems ist aber, daß diejenige Partei, 
welche über eine der absoluten Mehrheit wenigstens gleichkommende 
Zahl von Stimmen verfügt, auch über die zu Wählenden ausschließ- 
lich bestimmen und die Minderheitsparteien, auch wenn sie noch 
so groß wären, von einer Vertretung vollständig ausschließen kann. 
Diese Folge ist aber ungerecht: das Wahlrecht ist kein Ent- 
scheidungsrecht, das der Mehrheit angehört, sondern ein Recht auf 
Vertretung, auf die alle nach Möglichkeit Anspruch haben (vgl. 
Victor Considerant, De la sincerit&@ du Gouvernement repr6sentatif 
ou Exposition de l’election veridique). Daher denn die Vorschläge 
für Minoritätenvertretung und Proportionalwahl, die zum Teil schon 
ihre Verwirklichung gefunden haben. 

Für die Minoritätenvertretung gibt es wieder zwei Sy- 
steme: das kumulative und das limitierte Votum. — 1. Nach dem 
kumulativen Votum kann der Wähler so viele Stimmen, als Stellen 
zu besetzen sind, auf Einen Kandidaten kumulieren, so daß auch 
ein Kandidat der Minderheit das absolute Mehr erreichen kann. Das 
kumulative Votum geht also noch vom absoluten Mehr aus, er- 
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möglicht es aber auch einer Minderheit, ihre Stimmenzahl auf das 
absolute Mehr zu erhöhen. — 2. Beim limitierten Votum dagegen 
ist die Stimmabgabe auf eine geringere Zahl von Stimmen limitiert, 
als Stellen zu besetzen sind; es kann also von der Mehrheitspartei 
nicht über alle Stellen verfügt werden. Das limitierte Votum be- 
dingt aber für die weiter zu besetzenden Stellen, weil diese eben 
der Minderheit überlassen sind, die als solche niemals das absolute 
Mehr erreicht, bereits das relative Mehr als entscheidende Mehrheit. 
— Beide Systeme sind schon für den schweizerischen Nationalrat 
postuliert worden (vgl. m. Bundesstaatsrecht der Schweiz, S. 225), 
ohne durchzudringen, und es haftet ihnen auch der Fehler an, daß 
die Minderheitsvertretung, welche sie garantieren, nicht notwendig 
jeder Minderheit und nicht notwendig im Stärkeverhältnis der 
Parteien, weder der Minderheitsparteien unter sich noch gegenüber 
der Mehrheitspartei, zukommt. Beide sind indes in der Eidgenossen- 
schaft nicht wegen dieser ihrer Fehler abgelehnt worden, sondern 
weil es der maßgebenden Partei überhaupt am guten Willen fehlt, 
vom Majoritätssystem abzulassen. 

Auch für die Proportionalwahl gibt es zwei ar — 
von Modifikationen und Kombinationen, die in einer unsinnigen und 


der Sache schädlichen Unmasse aufgetreten sind, ganz abgesehen 


— nämlich das Uninominalsystem und die Listenkonkurrenz.!) Beide 


haben proportionale, d.h. dem Stärkeverhältnis entsprechende Ver- 


tretung der Wählergruppen bezw. Parteien zum Zweck und nehmen 


zum Mittel die sogenannte Wahlzahl, d.h. den Quotienten aus der 
Division: Zahl der Wähler oder Stimmen geteilt durch die Zahl 


der zu Wählenden (Repräsentanten), unterscheiden sich aber in 


der Anwendung dieses Mittels und damit im Erfolg desselben gründ- 


lich. — 1. Das Uninominalsystem besteht darin, daß der Wähler 
nur für einen einzigen Kandidaten gültig stimmen kann, daher der 


Name des Systems. Der Wähler kann zwar noch weitere Namen auf 


den Stimmzettel schreiben, so viele als Stellen zu besetzen sind, aber 


diese, und zwar der eine um den andern der Reihenfolge nach, 
gelten nur eventuell, sind daher sogenannte Eventualstimmen 


— für den Fall nämlich, daß die erste bezw. die vorhergehende 
Stimme unwirksam wäre, und unwirksam ist eine Stimme, wenn 


!) Vergl. Klöti, Die Proportionalwahl in der Schweiz, mit einer leider 
unbrauchbaren „Übersicht über die Systeme der Minoritätenvertretung und 


der Proportionalwahl“ als Einleitung. 


iz 
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sie entweder unnötig ist, weil der Kandidat bereits die nötige Stimmen- 
zahl erlangt hat — oder unnütz ist, weil er die nötige Stimmen- 
zahl überhaupt nicht erreicht. Die Wahlzahl aber hat die Bedeutung 
eines Stimmenquorum, d.h. sie bedeutet die Zahl, welche der Kan- 
didat erreicht haben muß, um gewählt zu sein; insofern also gleicht 
das Uninominalsystem dem System des absoluten Mehrs. Anderer- 
seits ist es, weil nur für Einen Kandidaten gültig gestimmt werden 
kann, ein auf die Spitze getriebenes limitiertes Votum. — Das 
Uninominalsystem besteht schon seit 1855 in Dänemark für den 
Landtag, nach dem System des dänischen Mathematikers und Mini- 
sters Andrä. Für das englische Unterhaus war 1859 von Hare 
ein ähnliches, das nach ihm benannte Haresche Svstem, vorge- 
schlagen worden. — 2. Bei der Listenkonkurrenz dagegen ist 
die Wahlzahl der Parteistärkezeiger, indem jede Partei auf so viele 
Vertreter Anspruch hat, als in der Zahl ihrer Mitglieder die Wahl- 
zahl enthalten ist. Zu diesem Zweck hat jede Partei Kandidaten- 
listen aufzustellen und hat sich jeder Wähler mit seinem Stimm- 
zettel für eine der Listen zu erklären, so daß die Parteilisten mit- 
einander bei der Wählerschaft konkurrieren, daher ‚„Listenkonkur- 
renz“. Welche von den Kandidaten einer Partei bis auf die ihr zu- 
kommende Zahl gewählt seien, entscheidet sich dann nach dem 
relativen Mehr. — Das ist die erste und ursprünglichste Idee 
der Proportionalwahl, deren Auctor Villele, Minister unter Lud- 
wig XVII. von 1815—1830, ist — und auch die allein zweck- 
mäßige: die Parteien sollen proportional ihrer Stärke vertreten 
sein, das ist ja der Zweck der Proportionalwahl; daher ist nach der 
Wahlzahl zu bestimmen, wie stark jede Partei sei bezw. auf wie 
viele Vertreter sie Anspruch habe. Und weil dieser Zweck dem 
Wesen des Wahlsystems überhaupt entspricht, erscheint die Pro- 
portionalwahi speziell nach der Listenkonkurrenz gerecht. Sie ist 
aber auch politisch klug insofern, als sie die Wahlkämpfe ver- 
mindert und mäßigt: jede Partei ist sicher, eine Vertretung zu er- 
halten, und wird sich um ein bloßes Mehr oder Weniger derselben 
nicht so sehr aufregen, als wenn es wie beim Majoritätssystem gilt, 
alle oder gar keine Vertretung zu erhalten. — Die Listenkonkurrenz 
besteht heute in sieben schweizerischen Kantonen, und zwar, nach 
der Zeit der Einführung, in Tessin, Neuenburg, Genf, Zug, Freiburg, 
Solothurn und Schwyz, und überall hier besteht nur die Listenkon- 
kurrenz, wo überhaupt Proportionalwahl gilt. Allerdings ist ihr 
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Umfang betr. die zu wählenden Behörden verschieden, jedenfalls 
aber gilt sie für die Volksvertretung. Sie ist zuerst, im Jahr 1891, 
im Kanton Tessin eingeführt worden. Diesem Kanton war sie vom 
Bund zur Pazifikation der Parteien nach der Revolte vom Jahr 1889, 
die zu eidgenössischer militärischer Intervention geführt hatte, emp- 
fohlen worden und hat auch ihre Wirkung getan; der Bund selbst 
aber hat es trotzdem noch nicht über sich gebracht, sie für die 
Nationalratswahlen einzuführen, so sehr sie für diese schon lange 
und wiederholt gefordert worden ist. — 

Die noch übrigen Fragen der Wahlorganisation und des Wahl- 
verfahrens sind, wie bereits bemerkt, durchaus sekundärer Natur 
und sind zum Teil durch das Wahlsystem bedingt. So versteht 
sich beim Urnensystem, das die meiste Verbreitung erlangt hat, 
die geheime Stimmabgabe von selbst, die nicht nur für Wahlen, 
sondern auch für Gesetzesabstimmungen insofern von größter Wich- 
tigkeit ist, als sie die Freiheit der Stimmabgabe sichert. Die Pro- 
portionalwahl aber beeinflußt die Frage der Wahlkreise, indem sie, 
so sehr sie sich schließlich mit jedem Wahlkreis (außer dem Einer- 
Wahlkreis, mit nur Einem zu wählenden Vertreter) begnügen kann, 
doch um so vollendeter zur Geltung kommt, je größer der Wahlkreis 
ist — und sie beseitigt vollends, wie übrigens auch die Minoritäten- 
vertretungssysteme, die Frage der Einzelwahl, indem sie als Einzel- 
wahl bezw. eben in Einer-Wahlkreisen schlechthin undenkbar ist. 

y) Das Gegenstück zum Wahlrecht bildet die Abberufung, wie 
sie in einer Minderzahl von schweizerischen Kantonen, in acht 
Kantonen, besteht. Es ist das Recht des Volkes, den Großen Rat, 
d.h. die gesetzgebende Behörde, in den wenigsten dieser Kantone 
auch den Regierungsrat abzuberufen. Es ist also ein Volksbegehren 
und vollzieht sich auch auf dem Wege eines solchen, nämlich so: 
wenn eine bestimmte Anzahl Stimmberechtister (1000—12000, je 
nach dem Kanton) die Abberufung verlangt, so muß darüber im 
ganzen Kanton mit Ja oder Nein abgestimmt werden, und wenn die 
Mehrheit der Stimmberechtigten dafür stimmt, haben sämtliche Mit- | 
glieder der betr. Behörde zurückzutreten und ist diese neu zu wählen. 
Das Abberufungsrecht gegen den Großen Rat, der demselben haupt- 
sächlich unterliegt, gleicht der Auflösung der Kammern durch den 
Monarchen und ist dieser offenbar auch nachgebildet, aber in Ver- 
kennung des wesentlichen Unterschiedes in der Stellung der beider- 
seitigen Auflösungsberechtigten zur Volksvertretung. In der Demo- 
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kratie ist es der Souverän selbst bezw. dessen stimmberechtigter 
Teil, der die Volksvertretung auch beruft, in der Monarchie nicht; 
dort also kann der Souverän einfach von seinem Wahlrecht danach 
Gebrauch machen, um sich die gewünschte Zusammensetzung zu 
sichern — hier dagegen hätte er auf diese gar kein Recht der Ein- 
wirkung, wenn er nicht das Auflösungsrecht besäße. Das Auflösungs- 
recht des Volkes in der Demokratie wäre nur gerechtfertigt gegen- 
über einer Behörde, die nicht vom Volk selbst gewählt ist; so 
kommt es aber nirgends vor: eher als das Auflösungsrecht gibt man 
in der Demokratie dem Volk das Recht der Wahl; dann ist es aber 
an diesem genug, um so mehr, als die Amtsdauer der Behörden 
gewöhnlich kurz ist. 

b) Das Gesetzgebungsrecht. Die politischen Fragen sind 
hier: soll es überhaupt eine Volksgesetzgebung geben? und wie 
soll sie nach Form, Umfang und Inhalt beschaffen sein ? 

«) In ersterer Beziehung ist zunächst zu konstatieren, daß sich 
durch den Bestand der Volksgesetzgebung die reine Demokratie von 
der repräsentativen Demokratie wie von der beschränkten Mon- 
archie unterscheidet. Auch wo Demokratie besteht, d.h. wo die 
Souveränetät im Volke ruht, ist es bloß repräsentative Demokratie, 
wenn die Gesetzgebung bei der Volksvertretung steht. Durch die 
Verlegung also des Gesetzgebungsrechtes von der Volksvertretung 
ins Volk entsteht erst die reine Demokratie. — Empfiehlt sich aber 
diese Verlegung, bezw. welche Gründe sprechen dafür? Das ist 
die erste politische Frage betr. das Gesetzgebungsrecht des Volkes. 
Es sind wieder, wie bei der Ausdehnung des Volkswahlrechtes (oben 
S. 213), die drei Gründe der Konsequenz, Eignung des Volkes und 
Stellung der weiteren Behörden, speziell der Stellung der Regierung, 
welche, nur in entsprechend anderer Weise, für die Bejahung der 
Frage sprechen; der Vergleich mit der Monarchie ist, anders als 
beim Wahlrecht, bei der Gesetzgebung nicht anwendbar, die in der 
beschränkten Monarchie eben nicht als ausschließliches Recht des 
Monarchen in Frage kommt. — Die Gründe im einzelnen: 1. Die 
Konsequenz, und zwar wieder die Konsequenz der Demokratie 
als Staaisform, verlangt die Volksgesetzgebung. Mit der leeren Trä- 
gerschaft der Souveränetät ist es bei der Demokratie so wenig getan 
als bei der Monarchie, von welch’ letzterer es oben, S. 192, am Bei- 
spiel Ludwigs XVI. gezeigt wurde. Auch das Volk als Souverän 
muß wie der Monarch Organstellung haben, soll es aktuell etwas 


222 Spezielle Politik. 


bedeuten. Das Volkswahlrecht, auch das erweiterte, aber hat nur 
formale Bedeutung, das für sich allein dem Volk einen bloß mittelbaren. 
Einfluß auf das Staatsleben gewährte, wie die Amtshoheit des Mon- 
archen in der Monarchie. Es muß daher noch ein materielles Recht 
hinzukommen, um der Souveränetät festen Halt zu verleihen: das 
ist in der Monarchie hauptsächlich die Regierung, und in der Demo- 
kratie muß es, da die Natur des Volkes als Organ zur Regierung 
nicht geeignet ist, die Gesetzgebung sein. Also Volksgesetzgebung 
in der Demokratie, das ist die Konsequenz dieser Staatsform, 
m.a. W.: die Konsequenz der Demokratie verlangt die reine De- 
mokratie und gestattet nicht, bei der repräsentativen stehen zu 
bleiben. Wo letzteres geschehen ist, kurz gesagt in der repräsen- 
tativen Demokratie, besteht denn eigentlich auch gar keine Demo- 
kratie, d.h. Volksherrschaft, sondern reine Beamtenherrschaft. 
Wenn hier ein Körper die wirkliche, lebensvolle Souveränetät be- 
sitzt, so ist es die Volksvertretung, von der alles Staatsleben ab- 
hängt. Und weil die Volksvertretung der Idee ihrer Bestellung 
nach eine Versammlung der Besten des Volkes darstellt, ist die 
sogenannte repräsentative Demokratie in Wirklichkeit nichts als Ari- 
stokratie, nur daß die Volksvertretung ihr Recht nicht aus sich, 
sondern kraft Wahl besitzt.!) Aber letzteres war im alten Rom beim 
Senat auch der Fall — auch der römische Senat bestand nicht aus 
sich, sondern war gewählt — und doch erklären viele Schriftsteller 
um der hohen einflußreichen Stellung gerade des Senates willen 
Rom zur Zeit der Republik für eine Aristokratie, obschon daneben 
Volkskomitien bestanden, die nicht nur Wahlrecht, sondern auch 
Gesetzgebung, Volksgesetzgebung, besaßen. Um wie vielmehr muß 
nicht eine repräsentative Demokratie, die schon dem Begriffe nach 
die Volksgesetzgebung ausschließt, vom Standpunkt der Macht-, nicht 
der Rechtsstellung, als Aristokratie erscheinen, also überhaupt nicht 
als Demokratie. Ohne Volksgesetzgebung also keine wahre Demo- 
kratie, das ist die negative Konsequenz. — 2. Die Eignung. Auch 
hier wie beim Wahlrecht wird diese dem Volk abgestritten, und hier 
erst recht. Diese Bestreitung beruht aber auf einer Verwechslung. 
Die Gesetzgebung überhaupt, als Aktion aufgefaßt, besteht aus zwei 


1) Der Ausspruch Zachariäs, daß die Repräsentativdemokratie den 
Zweck habe, durch eine „Wahlaristokratie die Demokratie zu mäßi- 
gen“ — ist also durchaus nicht so verkehrt, wie Mohi, Encykl. S. 344, 
Note 7, meint. 
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Akten: der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes und der Erhebung 
desselben zum Gesetz, kurz gesagt aus der Redaktion und der An- 
nahme bezw. Verwerfung ; ebenso die Volksgesetzgebung. Nur das Ver- 
ständnis für Annahme oder Verwerfung wird dem Volk in der reinen 
Demokratie zugemutet, nicht auch die Kunst der Abfassung. Und es 
kann jemand sehr wohl zu beurteilen imstande sein, ob eine Sache ihm 
zusage, ohne daß er dieselbe auch herzustellen verstände, oder wie 
Lessing sagt: es wird jeder sagen können, ob eine Suppe versalzen 
sei, auch wer sie nicht kochen kann. — Das Volk muß ja so 
wie so das Gesetz verstehen, um ihm gehorchen zu können; schon 
um deswillen muß das Gesetz dem Verständnis des Volkes angepaßt 
sein. Wenn das Volk aber das Gesetz versteht, um ihm zu gehorchen, 
so auch um darüber zu urteilen, und je mehr jenes der Fall ist, 
um so sicherer wird auch sein Urteil darüber sein. Die Verständ- 
lichkeit des Gesetzes für das Volk gilt heute auch geradezu, in der 
Monarchie wie in der Demokratie, als Aufgabe der Gesetzgebungs- 
kunst. — Wo ferner, wie in Demokratieen überhaupt, nicht nur in 
der Schweiz, sondern auch in Nordamerika, der Volksabstimmung 
jedenfalls die Verfassungsgesetze unterliegen, da entfällt vollends 
die Einrede gegen die Eignung des Volkes, über gewöhnliche Ge- 
setze Beschluß zu fassen, und gilt, entsprechend dem, was dies- 
falls vom erweiterten Wahlrecht gesagt worden ist: das Volk für die Ab- 
stimmung über das Grundgesetz gebildet genug zu erklären, für die 
Abstimmung über andere Gesetze dagegen nicht, ist ein Widerspruch 
in sich, der keiner Widerlegung bedarf. — Was übrigens die erstere 
_ Seite der Volksgesetzgebung überhaupt, die Abfassung, betrifft, so 
gibt es einerseits auch im Volke Leute, die dafür gebildet genug sind, 
und andererseits in der Repräsentative mitunter Mitglieder ohne das 
dazu nötige Talent, und doch erscheint sie vor allem zur Aus- 
arbeitung der Gesetze berufen. — 3. Die Stellung der weiteren 
Behörden, insbesondere der Regierung. Die weiteren Be- 
hörden außer der Repräsentative sind sämtlich Verwaltungsbehörden 
1. w. S., d.h. solche, deren Aufgabe in der Anwendung des Gesetzes 
besteht, Auch die Anwendung aber soll frei sein, das liegt in der 
Forderung der Gewaltentrennung. Entweder ist es nun die Anwen- 
dung, welche möglichst frei und unabhängig sein soll, oder mög- 
_ lichst frei und unabhängig soll die anwendende Behörde sein, 
und beiden Forderungen entspricht es besser, wo nicht allein, wenn 
das Gesetz vom Volke und nicht von einer andern Behörde, der Re- 
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präsentative, ausgeht. Die erstere alternative Forderung betrifft die 
richterliche Behörde, als deren Lebensprinzip freie und unab- 
hängige Rechtsprechung gilt, und wird um so besser erfüllt, je 
weniger Beziehung der gesetzgebende Faktor zum Richter hat; eine 
Volksvertretung aber, die nicht nur den Richter wählt, sondern auch 
das Gesetz gibt, macht die Forderung zu nichte. Die andere Forde- 
rung gilt für die Regierung; diese soll als Behörde möglichst un- 
abhängig dastehen, um möglichst würdig dazustehen, und das ist um 
so weniger der Fall, wenn sie als bloße Vollzugsbehörde der Re- 
präsentative erscheint. Als solche erscheint die Regierung aber 
nicht nur, wenn sie von der Repräsentative gewählt wird, sondern 
auch, wenn diese das Gesetz gibt, welches die Regierung zu voll- 
ziehen berufen ist, und am meisten natürlich erscheint sie so, wenn 
beides zusammentrifft. — — Mit der Bejahung der Frage, ob 
Volksgesetzgebung, fällt die repräsentative Demokra- 
tie, die in der Verneinung der Frage besteht, und die- 
jenige Staatsform, neben der die Monarchie in Betracht 
kommt, ist in Wahrheit allein die reine Demokratie. 

ß) Wie aber soll nach Form, Umfang und Inhalt die Volksgesetz- 
gebung beschaffen sein? Nach der entschiedenen Bejahung der 
ersten und prinzipiellen Frage, sind diese weiteren Fragen um so 
ernsthafter zu erwägen. — Je nach der Beschaffenheit der Volks- 
gesetzgebung in der einen und andern Richtung gibt es sehr ver- 
schiedene Arten reiner Demokratie oder gewissermaßen sehr ver- 
schiedene Grade der Reinheit dieser Staatsform, von den Lands- 
gemeindekantonen als den reinsten Demokratieen bis zum schweize- 
rischen Bund, der am weitesten zurück und fast bei der repräsenta- 
tiven Demokratie stehengeblieben ist. Die reine Demokratie findet 
sich überhaupt nur in der Schweiz; in anderen Staaten gibt es keine | 
Volksgesetzgebung, auch, außer betr. Verfassungsgesetze, in Repu- 
bliken. nicht, wie in Nordamerika — in Frankreich gibt es überhaupt 
keine Volksgesetzgebung. | 

y) Betr. die Form der Volksgesetzgebung, speziell der Volks- 
abstimmung — im Gegensatz zur Volksanregung oder Volksinitia- 
tive, schlechthin Initiative genannt, von der unter „Inhalt“ die Rede 
sein wird. — Rechtlich sind, wie beim Wahlverfahren, zwei Haupt- 
formen zu unterscheiden: 1. Die zentralisierte Volksgesetzgebung, 
wonach das Volk des ganzen Landes zu Einer Versammlung zu- 
sammentritt, um das Gesetz zu geben, wie heute noch in den Lands- 
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gemeindekantonen, welches sind: Uri, beide Unterwalden (Ob- und 
Nidwalden), Glarus und beide Appenzell (Außerrhoden und Inner- 
rhoden). 2. Die lokalisierte Volksgesetzgebung, zu welchem 
Zweck das Volk des Landes nach einzelnen Kreisen oder Gemeinden, 
in welche der Staat zerlegt wird oder zerfällt, zusammentritt. Das 
kann, um die Mehrheit der Stimmen im ganzen Lande zu bestimmen, 
wieder auf zwei Arten geschehen: entweder so, daß jeder Kreis 
oder jede Gemeinde im ganzen nur Eine Stimme abgibt, die der 
Mehrheit der einzelnen Stimmen des Kreises oder der Gemeinde, 
welche Stimme dann mit den entsprechenden, bejahenden oder ver- 
neinenden, Stimmen der übrigen Kreise oder Gemeinden zusammen- 
gelegt werden; das ist das siogenannte föderative Referendum, 
wie es früher in Graubünden und Wallis bestand: in Wallis bis zur 
Verfassung von 1839 und in Graubünden bis zu der von 1854 
— oder so, daß die Stimmen der Minderheit wie der Mehrheit eines 
Kreises oder einer Gemeinde mit den entsprechenden der andern 
Kreise oder Gemeinden zusammengezählt werden, was das eigent- 
liche und schlechthin sogenannte Referendum ausmacht. Nachdem 
das erstere Referendum verschwunden ist, besteht neben dem In- 
stitut der Landsgemeinde nur noch das eigentliche Referendum als 
Form der Volksgesetzgebung. Das letztere kann seinerseits, wieder 
wie die lokalisierte Wahlverhandlung, stattfinden entweder nach 
dem Versammlungssystem, wonach die Stimmen in Gemeinde- 
versammlung abgegeben werden, oder nach dem Urnensystem so, 
daß einfach Stimmzettel in einen dafür aufgestellten Behälter (Urne) 
gelest werden. Das letztere ist heute weitaus das gebräuchlichste 
System. | 

Politisch betrachtet, wird mit der Unmöglichkeit der zentra- 
lisierten Volksgesetzgebung die Volksgesetzgebung selbst nicht un- 
möglich, weil es ja noch die Form der lokalisierten Volksgesetz- 
gebung gibt, die so wenig Schwierigkeiten bietet wie eine lokalisierte 
Wahlverhandlung. Wenn man meint, da wo der Staat zu groß geworden 
sei, als daß das Volk noch zu Einer Volksgemeinde (Landsgemeinde) 
zusammentreten könnte, habe die Volksgesetzgebung überhaupt auf- 
zuhören, so ist einfach daran zu erinnern, daß die Volkswahlen für 
die zentralen Behörden, woraus diejenige für die Repräsentative, 
überall sonst, außer den Landsgemeindekantonen, auch in lokali- 
sierten Volksgemeinden — für die Volksvertretung sogar in den 
Landsgemeindekantonen selbst, trotz der Einrichtung der Lands- 
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gemeinde — stattfinden, und daß so gut hier die Stimme für eine 
Wahl abgegeben werden kann, so gut bei der Volksabstimmung für 
ein Gesetz. Wird aber diese Einrede gegen die Rätlichkeit der 
Volksgesetzgebung außerhalb der Landsgemeindekantone dahin ge- 
dreht: wo keine Landsgemeinde mehr stattfinden könne, da sei die 
Gesetzgebungsaufgabe bereits zu kompliziert, um dem Volke über- 
lassen bleiben zu können!) — so widerlegt sie sich durch die Be- 
trachtung, die oben über die Eignung des Volkes angestellt worden 
ist. Je komplizierter das Leben, um so gereifter das Volk; 
das eine schreitet nicht ohne das andere vor, ist doch das 
Leben eben das des Volkes selbst — eine Art Carevsches Gesetz 
(vgl. oben S. 162), angewendet auf die politische Mündigkeit des 
Volkes. | 

ö) Unter „Umfang der Volksgesetzgebung ist der Kreis der 
Gegenstände verstanden, auf die sich die Volksgesetzgebung er- 
streckt bezw. erstrecken soll. In dieser Beziehung ist zunächst 
zu unterscheiden zwischen Verfassungsgesetzen und anderen Er- 
lassen. Betr. die Verfassungsgesetze, so ist.sie als das Grund- 
gesetz das erste, was der Volksgesetzgebung unterliegt. Wenn über- 
haupt etwas, so ist jedenfalls die Verfassung Gegenstand der Volks- 
abstimmung. In der Schweiz wie in Nordamerika aber gilt die 
Volksabstimmung bloß über die Verfassung nicht als Zeichen der 
reinen Demokratie. In der Schweiz gelten diejenigen Kantone, die 
nichts anderes als das schon von Bundeswegen vorgeschriebene 
Verfassungsreferendum und bezw. die Verfassungsinitiative besitzen, 
als Repräsentativstaaten, so Freiburg und Wallis — letzterer Kanton 
besitzt daneben allerdings noch das sogenannte Finanzreferendum, 
wovon nachher, und als reine Demokratieen gelten nur die übrigen, 
die noch weitere Gegenstände unter die Volksabstimmung stellen. 


-») Vgl. Bluntschli, 8. 532 und den daselbst in der Note zitierten wüsten 
Ausfall Burkes gegen die „vollendete“ Demokratie, sie sei das schamloste. 
Ding auf der Welt — ein Ausfall, den der geborene Republikaner Bluntschli 
schön findet. Man kann sich darauf beschränken, Burke „Die Rechte des 
Menschen“ von Thomas Paine entgegenzusetzen, die überhaupt die Antwort 
auf die Schrift Burkes bilden, in welcher der Ausfall verübt worden ist. 
Burke hatte am Ende noch keine andere reine Demokratie gesehen, als die 
revolutionär französische, aber Bluntschli, —?! der überdies seine Geschichte 
des schweizerischen Bundesrechtes den drei schweizerischen Urdemokratieen, 
Uri, Schwyz und Unterwalden gewidmet und zum Landbuch von Schwyz auch 
eine Vorrede geschrieben hat. 
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Und auch die Union und die Einzelstaaten von Nordamerika sind 
trotz dem Verfassungsreferendum nur als Repräsentativdemokratieen 
angesehen. Erst die weitere Volksgesetzgebung außer der Verfas- 
sungsgesetzgebung macht also die Demokratie zur reinen Demokratie. 
Indem es aber eine weitere Volksgesetzgebung nur in der Schweiz 
gibt, fallen im folgenden auch nur deren Verhältnisse in Berück- 
sichtigung. 

An weiteren Erlassen als Gegenstand der Volksgesetzgebung 
kommen vor allem in Betracht die eigentlichen Gesetze. Das sind 
formelle Gesetze, d. h. von der Volksvertretung ausgehende Erlasse, 
die zugleich materielle Gesetze, Rechtsnormen enthaltende Erlasse 
sind. Unter diesem Titel sind also weder bloße Verordnungen noch 
bloße Verwaltungsbeschlüsse verstanden. — Wenn nun der Erweite- 
rung der Volksgesetzgebung auf die eigentlichen Gesetze, außer den 
Verfassungsgesetzen, entgegengehalten wird, einerseits das Volk sei 
dafür nicht gebildet genug, und andererseits, es werde durch die 
Abstimmungen zu viel in Anspruch genommen, so lassen sich beide 
Einwände leicht erledigen. Der erstere findet seine Widerlegung 
schon in früheren Ausführungen betr. die Eignung des Volkes für 
‚Gesetzgebung wie Wahlrecht. Der andere Einwand aber ist nur 
eine Mahnung an die Volksvertretung, einmal nicht alles und jedes 
zum Gegenstand eines Gesetzes zu machen, sondern dem Verord- 
nungs- oder Beschlusseswege zuzuweisen, was nicht eigentlichen 
Gesetzescharakter hat, und sodann nicht ohne eigentliches Bedürfnis 
Gesetze zu erlassen oder abzuändern. Die Gesetzesfabrikation, wie 
sie im Schwange ist, die ganze Haufen Bestimmungen von ausge- 
sprochenem Verordnungs- oder Reglementscharakter im Gesetz unter- 
bringst (vgl. als Beispiel dafür das vom Volke verworfene eid- 
genössische Kranken- und Unfallversicherungsgesetz) und jedem 
‚Einfall zulieb ein Gesetz erläßt oder abändert, hat allerdings die 
Volksgesetzgebung, der das alles zugemutet wird, schwer in Miß 
kredit gebracht.!) Aber die Schuld liegt nicht am Institut der 
Volksgesetzgebung, sondern an der unverständigen Anwendung der- 
selben durch die Volksvertretung. — Über das Gebiet der Gesetz- 
gebung hinaus und in dasjenige der Verwaltung hinein greift das 


t) „Niemals neuern, außer wo irgend eine Beschwerde empfunden 
wird, und niemals weiter neuern, alsum der Beschwerde loszu werden!“ 
— sagt Macaulay, Geschichte Englands, V, S. 106, nach der Übersetzung 
von Bülau. 
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Recht der Volksabstimmung nur ausnahmsweise und nur mit Bezug 
auf Beschlüsse, die weit erheblicher sind als manches Gesetz : Finanz 
beschlüsse, vorzugsweise betr. außerordentliche bezw. außerordent- 
lich hohe Ausgaben. Soweit sich das Referendum auf solche er- 
streckt, heißt es Finanzreferendum und erscheint, obschon es 
bloßes Beschlussesreferendum ist, insoweit auch gerechtfertigt. Nur 
das Budgetbewilligungsrecht hat sich als ungeeigneter Gegenstand 
des Referendums erwiesen, weil die Ablehnung jeden Budgets durch. 
das Volk, wie es dabei schon vorkam, die Staatsmaschinerie schlecht- 
hin stillzustellen droht, und es ist dasselbe denn auch, wo es 
in die Volksrechte eingeführt war (in Aargau und Bern), dem Refe- 
rendum wieder entzogen worden. Selbst in den Landsgemeindekan- 
tonen bildet das Budgetbewilligungsrecht keine Prärogative der Lands- 
gemeinde, wohl aber das Steuerbewilligungsrecht, das sonst dem 
Volke aus ähnlicher Befürchtung auch vorenthalten zu werden 
pilegt. 

&) Die Beschaffenheit der Volksgesetzgebung nach dem Inhalt. 
„Inhalt“ bezeichnet die Rechte, welche im Volksgesetzgebungsrecht 
im ganzen enthalten sind. Es sind deren zwei: die Volksanregung 
oder Volksinitiative, die „Initiative‘ par excellence, und die Volks- 
abstimmung, kurzweg und ohne Rücksicht auf die Form derselben 
„Neferendum‘“ genannt. Also Initiative und Referendum bilden 
Gegenstand der näheren Betrachtung. — Ihr Verhältnis zuein- 
ander hat gewechselt. Die Initiative wurde zuerst ohne Referendum 
eingeführt, so erstmals in Wallis 1845, dann in Aargau 1852 etc, 
und zwar als Institut im Dienste der Repräsentativdemokratie, als 
eine Art potenzierten Petitionsrechtes, in der Meinung: die Gesetze 
sollen nach wie vor von der Volksvertretung ausgehen, aber diese 
hat Volksanregungen nicht nur Gehör zu schenken, wie es im Peti- 
tionsrecht liegt, sondern zu entsprechen. Heute dagegen bildet die 
Initiative ein Komplement des Referendums, von dem Gedanken aus, 
daß es ohne das Recht der Sanktion auch kein sicheres Vorschlags- 
recht gebe; m.a. W. am Heft der Initiative ist immer auch die 
Klinge des Referendums. Und in der Tat ist zu sagen, das eine ist 
ohne das andere Recht unvollkommen; namentlich ist eine Initia- 
tive ohne Referendum, wie es früher war, nicht sicher, daß ihr 
richtig entsprochen werde; sie ist wohl sicher, daß ihr überhaupt ent: | 
sprochen werden muß — dafür ist sie Initiative — aber nicht, wie 
ihr entsprochen wird; bezw. ohne das Referendum kann eben eine 
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der Volksanregung nicht angemessene Ausführung vom Volk nicht 
zurückgewiesen werden. 

Die beiden in der Volksgesetzgebung liegenden Rechte für sich 
betrachtet, erhebt sich für jedes derselben wieder wie für die 
gesamte Volksgesetzgebung die Frage nach Form und Umfang. 
— Einmal die Initiative für sich. Der Form nach ist hauptsäch- 
lich zwischen Einzelinitiative und Kollektiv- oder Masseninitiative 
zu unterscheiden. Die Initiative ist nur in den Landsgemeindekan- 
tonen Einzelinitiative, d.h. es kann ein einzelner Stimmberech- 
tigter an der Landsgemeinde bezw. auf dieselbe hin einen Vorschlag 
betr. einen in die Kompetenz der Landsgemeinde fallenden Gegen- 
stand eingeben, so daß auf der Landsgemeinde darüber abgestimmt 
werden muß. In den andern Kantonen ist die Initiative Kollektiv- 
oder Masseninitiative, d.h. sie muß, um als Initiative zu gelten, 
von einer größeren Anzahl Stimmberechtigter (800—15000 je nach 
dem Kanton) gestellt sein. Der diesfällige Unterschied zwischen 
diesen und den Landsgemeindekantonen ist durch den Unterschied 
in der Form der Volksabstimmung gerechtfertigt. An einer zentra- 
lisiertenVolksgemeinde, was die Landsgemeinde ist, mag, wie in 
jeder andern Versammlung, ein Einzelner das Recht haben, die Ver- 
sammlung zu einem in ihre Kompetenz fallenden Beschluß zu ver- 
‚anlassen; bei lokalisierter Volksgesetzgebung dagegen einem einzel- 
nen das Recht beizumessen, seinetwegen alle diese Versammlungen 
im ganzen Land in Bewegung zu setzen, ginge über alles Verhältnis. 
— Zürich statuiert ausnahmsweise neben der Masseninitiative die 
Einzelinitiative und dazu noch die Gemeindeinitiative, nach 
welch’ letzterer auch Gemeinden als solche, also mit Mehrheit der 
Stimmen, eine Initiative betr. staatliche Angelegenheiten stellen kön- 
nen, sofern diese Mehrheit oder die Mehrheiten verschiedener Ge- 
meinden für die Sache die für eine Masseninitiative nötige Zahl 
von Stimmen (5000) erreicht. Die Einzelinitiative aber ist hier 
also unorganisch, paßt nicht zur lokalisierten Volksgesetzgebung, 
und die Gemeindeinitiative ist als eine Art föderativer Initiative, 
ähnlich der föderativen Abstimmung, von der oben S.225 die Rede 
war — veraltet und in Wirklichkeit unpraktikabel. 

Betr. das Referendum seinerseits, so gilt von Form und Um- 
fang desselben, was davon bei der Volksgesetzgebung im ganzen, 
wobei eben vorzugsweise die Volksabstimmung gemeint war, gesagt 
worden ist. Hier nur noch von den beiden Arten desselben, dem 
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obligatorischen und dem fakultativen Referendum, ein Wort. 
Obligatorisches Referendum ist dasjenige Referendum, das ohne wei- 
teres bei Beschlussesgegenständen der Volksvertretung, die demselben 
überhaupt unterliegen, eintritt, während das fakultative Referendum 
eben nur fakultativ vor sich geht, d.h. wenn es von einer be- 
stimmten größeren Anzahl von Stimmberechtigten nach Art 
der Initiative verlangt wird. Für Verfassungen des Bundes und der 
Kantone und in den Landsgemeindekantonen auch sonst ist das Re- 
ferendum ausschließlich obligatorisch. In den übrigen Kantonen be- 
steht für die weitere der Volksabstimmung unterliegende Gesetz- 
gebung in den einen das obligatorische und in den andern das fakul- 
tative Referendum. Jenes ist immerhin im Vorsprung; das fakul- 
tative Referendum ist auch nur eine Rückbildung des obligatori- 
schen, nicht etwa dessen Vorläufer, und daher schon insofern künst- 
lich, wie es denn in der Praxis durch seine stoßweise Aktion sich unge- 
schickt geltend macht, während das obligatorische Referendum einer 
regelmäßig und daher auch ruhig arbeitenden Maschine gleicht. — 

Zum Schlusse des Abschnittes von den politischen Volksrechten 
an sich, dem Wahl- und Gesetzgebungsrecht, sei noch in Substan- 
ziierung einer gelegentlichen früheren Bemerkung konstatiert, dab 
der schweizerische Bund die rückständigste reine Demokratie 
darstellt und sich um nichts als um das fakultative Bundesgesetzes- 
referendum von den beiden einzig noch repräsentativen Kantonen 
Freiburg und Wallis, die auch sonst die konservativsten Kantone sind, 
unterscheidet, ja hinter Wallis noch zurücksteht, insofern als dieser 
Kanton wenigstens ein obligatorisches Finanzreferendum besitzt. Zur 
Volkswahl des Bundesrates ist es auch noch nicht gekommen, trotz 
wiederholter Anläufe dafür, und trotzdem daß sogar ein Mann wie 
Dubs (Das öffentliche Recht der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
II, S. 67) sagen muß, das parlamentarische Regime mitseinem 
Koterie- und Coulissenspiel habe unleugbar an Kredit ein- 
gebüßt, und es werde gewünscht, einen von den Koterieen 
der Bundesversammlung unabhängigen Bundesrat zu be- 
sitzen. 

2. Das Wahl- und Stimmrecht. 

Es handelt sich also um die Berechtigung bezw. Fähigkeit zu 
wählen und zu stimmen oder gewählt zu werden, mit Bezug auf 
Wahlen speziell um das sogenannte aktive Wahlrecht einerseits’ 
und das passive Wahlrecht andererseits. 
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Die erste Frage ist die: was ist dieses sogenannte „Recht“? ist 
- es wirklich ein subjektives Recht oder eine bloße Fähigkeit? Das 
ist die Rechtsfrage. — Das passive sogenannte Wahlrecht ist bloße 
Fähigkeit, gewählt zu werden, und es gibt kein subjektives Recht 
aul die Wahl, sonst brauchte es einer Wahl überhaupt nicht und 
' wären schlechthin alle Wahlfähigen zugleich zur Stelle zugelassen 
und zwar zu allen Stellen, für welche sie als wählbar erscheinen. — 
Das aktive Wahl- und Stimmrecht hingegen ist ein eigentliches 
_ Recht, ein subjektives Recht, wonach jede zur Wahl oder Abstim- 
mung berechtigte und daher befähigte Person zur Stimmabgabe auch 
zuzulassen ist. Einerseits also läßt sich dieses Recht gar nicht 
leugnen: es ist, soweit überhaupt gegeben, ein dem Individuum 
gegebenes und daher subjektives Recht,!) und andererseits fallen Be- 
‚ rechtigung und Fähigkeit zusammen: wer stimmberechtigt, ist auch 
stimmfähig und umgekehrt: wer stimmfähig, ist stimmberechtigt, 
sonst würde er nicht für stimmberechtigt erklärt worden sein.?) 
| Die andere Frage, und das ist die politische Frage, ist: wem 
soll das eine und andere Wahl- bezw. Stimmrecht zukommen? Es 
' kommt dabei wesentlich auf das Interesse an, für welches das eine 
und das andere Recht eingeführt ist, ob im Volks- oder Regierungs- 
_ interesse, und bei beiden Rechten ist das Interesse ein anderes. 
a) Beim aktiven Wahl- und Stimmrecht ist es offenbar das 
 Volksinteresse, in welchem das Recht überhaupt eingeführt wor- 
den ist, soweit diesem Interesse das Regierungsinteresse entgegenge- 
setzt erschien, und es ist daher das Recht auf alles Volk‘auszudehnen. 
— Daß es im Volksinteresse eingeführt ist, zeigt die Art der Staats- 
- formen, in denen es besteht. Es ist eingeführt vor allem in der 
‘Demokratie, in der reinen sogar nicht bloß als Wahl-, sondern als 


!) Darauf, dals es nicht im Interesse des Individuums gegeben ist, 

kommt es nicht an, wie Laband meint, der daher dem aktiven Wahlrecht 
- die Qualität eines subjektiven Rechtes abspricht und es bloß als Reflex des 
_ Verfassungsrechtes gelten läßt. 
2) Daher hat es keinen Sinn, wie Mohl (Encyl. S. 245) zwischen Be- 
rechtigungs- und Befähigungssystem im aktiven Wahlrecht zu unter- 
scheiden, als ob nur jenes das allgemeine Wahlrecht bedingte, das Befähigungs- 
system dagegen eine nähere Auswahl träfe. Die „Auswahl“ der „Befähigten“ 
findet ja auch durch Gesetz statt, wie die Bezeichnnng der Berechtigten; 
es kommt eben nur darauf an, wie eng oder wie weit die Auswahl getroffen 
wird; das allgemeine Wahlrecht ist ja an kein unbedingtes, so daß alle 
und jede Individuen es besäßen. 
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Stimmrecht im weitern, es ist hier eingeführt als Organtätigkeit 
des Volkes als Souveräns. Dann ist es auch in der beschränkten 
Monarchie eingeführt. Auf dieser Seite wird seine Qualität als 
Volksrecht besonders deutlich, weil ja gerade dadurch ein Gegen- 
gewicht gegen die Alleinherrschaft geschaffen wurde, die eben ohne 
diese Mitwirkung des Volkes und bezw. seiner Vertretung absolut 
wäre. — Ist es aber im Volksinteresse eingeführt worden, so ist 
damit auch seine Ausdehnung prinzipiell gegeben: es soll eben 
auf alles Volk ausgedehnt werden, m. a. W.: als Volksrecht, d.h. 
' als nicht nur dem Volke bezw. den Individuen gegebenes, sondern 
auch im Interesse desselben liegendes Recht, ist es als allge- 
meines Wahlrecht und bezw. Stimmrecht zu konstruieren. Ja, 


je allgemeiner es gestaltet wird, um so besser entspricht es dem 


Zweck der Einführung. Die Forderung des allgemeinen Wahl- bezw. 


Stimmrechtes folgt also nicht sowohl aus politischen Erwägungen, 


als vielmehr aus dem Recht, aus dem Grunde des Rechtes, aus der 
Logik — der besten Stütze jeder Sache. 
Auch als allgemeines Recht findet das Wahl- und Stimmrecht 


nichtsdestoweniger seine Einschränkung, aber auch diese hat 


wieder ihr Maß. — Die Einschränkung ist darin begründet, daß es 


sich um Teilnahme an der Staatsgewalt bezw. um Mitausübung der- 
selben handelt und danach erscheint die Einschränkung dreifach. 
1. Von dieser Ausübung gilt nämlich einmal was von jeder Aus- 
übung der Staatsgewalt bezw. von der Ausübung durch welches 
Organ immer, ja von jeder rechtlichen Tätigkeit überhaupt: daß der 
Ausübende zur Ausübung jedenfalls befähigt sei. Aus diesem 
Grunde können nicht nur, sondern sollen ausgeschlossen werden i 
Kinder, Blödsinnige und Geisteskranke und die weiter bevormundeten - 
volljährigen Personen, die eben wie die ersteren tatsächlich unfähig 
zu Rechtshandlungen erscheinen. Wer bevormundet ist, erscheint 
tatsächlich unfähig, für sich selbst zu handeln und wird 
auch vom Recht für insoweit unfähig erklärt. — 2. Handelt es sich 


um eine Geschäftsbesorgung des Einzelnen nicht für sich, sondern für 


das Ganze; es erscheinen daher dazu als weiter unfähig diejenigen, die 


von Vertretung Dritter ausgeschlossen sind, wie der Vater, dem das 
Recht der väterlichen Vormundschaft entzogen ist. Ein solcher gilt aller- 
dings nicht als unfähig für sich selbst, aber als unfähig für andere 


zu handeln, und derjenige, für den bei Ausübung des Stimmrechtes 


y. 
I 


gehandelt wird, ist auch ein anderer: der Staat. Dieser zweite 
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Grund der Einschränkung des Wahl- und Stimmrechtes kommt zwar 
in der positiven Gesetzgebung gewöhnlich nicht zur Geltung, bezw. 
der Verlust der väterlichen Vormundschaft beispielsweise zieht den 
Stimmrechtsverlust nicht nach sich, aber offenbar nur aus Mangel 
an Einsicht in das Prinzip nicht; im Prinzip ist diese Seite der 
Einschränkung so wohl berechtigt, wie die erstere. — 3. Endlich 
kommt außer dem Standpunkt der Unfähigkeit, gelte er im weitern 
oder engern Umfang, auch der Standpunkt der Würde in Betracht, 
insofern als die Ausübung des Rechtes dem Höchsten gilt, was es 
an irdischen Einrichtungen gibt, dem Staat. Danach läßt sich jeden- 
falls als Ausschließungsgrund der Verlust der bürgerlichen Rechte 
und Ehren rechtfertigen, und zwar nicht bloß des zufolge strafgericht- 
lichen Urteils, sondern auch zufolge anderen, Konkurs-Urteiles; der 
Titel des Verlustes ändert an der Tatsache des Verlustes bezw. der 
Würdelosigkeit des vom Verlust Betroffenen nichts — was wieder 
von der positiven Gesetzgebung verkannt zu werden pflegt, weil 
sie gewöhnlich nur den Verlust der bürgerlichen Rechte und Ehren, 
der durch Strafurteil erfolgt, als Verlustgrund betr. das Wahl- und 
Stimmrecht statuiert, offenbar in Vermischung dieses Rechtes mit 
andern, insbesondere dem Niederlassungsrechte, bei dem es aber als 
einem Freiheitsrecht durchaus nicht auf Würde des Berechtigten 
ankommt. 

Im Grunde der Einschränkung liegt aber zugleich deren Maß. 
Zwar hat die Unfähigkeit als Grund der Einschränkung unbedingt 
zu gelten, nach der einen wie nach der andern Seite der Unfähigkeit. 
Die Würde aber ist ein sehr bedingtes Requisit. Indem es sich um 
ein dem Volke nicht nur gegebenes, sondern auch in seinem Interesse 
liegendes Recht handelt, kann es sich nur um die allgemein mensch- 
liche Würde und nicht um eine besondere Standesehre handeln, betr. 
weder einen höheren Stand dem Geblüt, noch dem Berufe, noch end- 
lich und am allerwenigsten dem Vermögen nach. Der verhaßteste 
aller Unterschiede ist der des Vermögens (Mohl), und gerade 
unter Voraussetzung der Beseitigung dieses Standesunterschiedes 
spricht man von allgemeinem ‚Stimmrecht: wenn nur der Census 
aus dem Stimmrecht beseitigt ist, gilt dasselbe als allgemein. Die 
allgemein menschliche Würde ist aber nicht nur nicht an einen 
besonderen Stand, am wenigsten an Reichtum gebunden, sondern 
an Geld überhaupt nicht, m. a. W.: sowenig als der Mensch erst 
mit dem Kapitalisten anfängt, sowenig hört er mit dem Verarmten 
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auf. Vor dieser Erwägung erscheinen denn die ökonomischen Aus- 
schlußgründe (Unterstützungsbedürftigkeit etc.) sehr zweifelhaft. Der 
ökonomische Rückstand bezw. die Verarmung müßte zum mindesten 
verschuldet sein, so daß dann die Verschuldung als Grund der 
Unwürdigkeit erschiene; als solcher müßte die Verschuldung dann 
aber wieder danach beschaffen sein. Auf alle Fälle sollte nicht 
unwürdig des Stimmrechtes erscheinen, wer zum Wehrdienst ge- 
halten ist; wenn er für diesen Dienst des Staates würdig genug 
ist, so auch für den andern. — 

Endlich das 

Frauenstimmrecht. 

Zwar erscheinen die Frauen an sich für das Stimmrecht nicht 
weniger qualifiziert als die Männer; aber das Frauenstimmrecht ist 
in der Idee der politischen Volksrechte nicht begründet, und ihm 
widerspricht das Staatsinteresse — eine These, die im folgenden näher 
begründet werden soll. 

In ersterer Beziehung erscheinen die Frauen einmal nicht weni- 
ser fähig als der Mann, weder körperlich noch geistig. Körper- 
lich: es ist doch nur eine philisterhafte Phrase, zu sagen: „Die 
Frauen sind nicht bloß durch die Sitte, sondern schon durch die 
Natur vorzugsweise für die Familie geschaffen und bestimmt. Sogar 
körperlich ist die Mutter, die für das aufkeimende Leben des Kindes 
in ihrem Leibe zu sorgen hat, verhindert, an dem öffentlichen Leben 
teilzunehmen, und auch später (!) wird sie durch die häusliche 
Sorge für die Kinder und für die Nahrung, die Kleidung und die Wohl- 
fahrt der Familie inniger mit dem Hause verbunden und mehr in 
demselben festgehalten als der Mann“ (Bluntschli). Die Schwanger- 
schaft hindert nicht am Stimmen, so wenig als „später“ die häus- 
liche Sorge, und das Wochenbett ist eine vorübergehende Verhinde- 
rung, wie sie auch beim Mann durch Krankheit eintreten kann. — 
Ein Unterschied körperlicher Fähigkeit zeigt sich allenfalls in der 
erhöhten Kraft des Mannes; darauf aber kommt es höchstens für 
die Wehrhaftigkeit an, nicht für das Stimmrecht. Die Wehrhaftig- 
keit mag es begründen, daß der Mann allein wehrpflichtig ist, nicht 
aber auch, daß er ausschließlich stimmberechtigt sei. Wie das 
Stimmrecht durch die Wehrpflicht‘ bedingt sein soll, ist nicht ein- 
zusehen. Übrigens gibt es auch Amazonen und hat es schon Helden- 
weiber in Scharen gegeben, wie namentlich die schweizerische Ge- 
schichte zu erzählen weiß. 
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Geistig aber ist von einer Unfähigkeit der Frau oder auch 
nur von einer Inferiorität gegenüber dem Manne gar nicht zu reden. 
An Bildung allerdings stehen die Frauen meistens zurück; aber 
daran ist nicht ihre Unfähigkeit, sondern die Einrichtung des Unter- 
richtes schuld, der dem Manne in höherem Maße zu teil zu werden 
pflegt als der Frau. Wenn dieses erhöhte Maß der Bildung zum 
Stimmrecht nötig erschiene, brauchte nur jene Einrichtung geändert 
zu werden. Es kommt aber beim Stimmrecht gar nicht auf dieses 
erhöhte Maß an, weil das Stimmrecht eben ein Volksrecht und dieses 
auch den sogenannten unteren Klassen zukommt, bei denen das 
männliche Geschlecht gewöhnlich keine größere Bildung empfängt 
als das weibliche. 

Was aber die Würde betrifft, deren es neben der Fähigkeit, 
wie oben bemerkt, zum Stimmrecht bedarf, so ist die Frauenwürde, 
wo sie überhaupt vorhanden ist, an sich gewiß so gut als die 
Manneswürde, wennschon beide auf verschiedenen Seiten liegen; 
also auch von diesem Standpunkte aus schiene der Ausschluß der 
‚Frauen vom Stimmrecht nicht zu rechtfertigen. 

An sich also ist die Frau des Stimmrechtes ebenso fähig und 
würdig wie der Mann, und insofern wären alle Frauen ohne weiteres 
zum Stimmrecht zuzulassen. Das ist auch der Standpunkt von 
Stuart Mill, dem Hauptvertreter des Frauenstimmrechtes; vgl. sein 
Buch: Die Hörigkeit der Frau, übersetzt von Jenny Hirsch. Für die 
Fähigkeit der Frau beweist Mill alles, für weiteres nichts. Der 
Kampf für Anerkennung der Fähigkeit des Weibes aber, die gar 
nicht mehr ernstlich bestritten wird, ist heute ein Kampf mit Wind- 
mühlen, und das Buch Mills ist also eigentlich gegenstandslos, über- 
flüssig. — 

In der Idee der politischen Volksrechte aber ist das 
Frauenstimmrecht nicht begründet, insofern nicht, als die 
Einführung der politischen Volksrechte den Mann als den Träger 
derselben zur Voraussetzung hat. Wie der Mann von jeher allein 
‘es war, der politische Rechte, soweit es deren überhaupt gab, besaß, 
so auch ohne weiteres heute noch: wo, wie in der hergebrachten De- 
mokratie, die politischen Volksrechte ununterbrochen bestehen, sind 
Träger immer nur die Männer, und in der Monarchie sind diese 
Rechte, nachdem sie dem Volke durch das absolute Regiment ent- 
zogen worden waren, auch nur den Männern zurückgegeben worden. 
Das sind allerdings bloß Tatsachen; aber weil das politische Recht 
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sich von jeher auf diesen Tatbestand beschränkte, erscheint damit 
der Umfang des Rechtes selbst erschöpft; in der konstitutionellen 
Monarchie speziell erschien die Forderung des Volksstimmrechtes 
damit erfüllt, daß es denjenigen zurückgegeben wurde, die es von 
jeher allein besaßen, den Männern. — Als Volksrecht erstreckt 
sich das Stimmrecht allerdings auf das Volk ohne Unterschied von 
Ständen und Vermögensklassen, aber nur auf den männlichen Teil 
desselben. So sehr also das allgemeine Stimmrecht in der Idee 
der politischen Volksrechte begründet erscheint, so wenig das 
Frauenstimmrecht. Es müßte also aus einem andern Titel geschehen, 
wenn das Stimmrecht auf die Frauen erstreckt werden sollte; im 
Wesen der politischen Volksrechte an sich liegt diese Erstreckung 
nicht. Damit ist allerdings andererseits nicht gesagt, daß dieselbe 
jenem Wesen widersprechen würde; aber sie steht im Widerspruch 
mit etwas Weiterem, dem Staatsinteresse. 

Der Übertragung des Stimmrechtes auf die Frauen 
widerspricht das Staatsinteresse, und das ist das Hauptargu- 
ment gegen das Frauenstimmrecht. Das Interesse des Staates ver- 
langt für die staatliche Gemeinschaft Einheit der Leitung, ganz 
so wie das Familieninteresse für die eheliche bezw. Familiengemein- 
schaft, und der Grund ist bei beiden der gleiche. — Im bürgerlichen 
Recht waren die Frauen in früheren Zeiten schlechthin für unfähig 
zur Selbstbestimmung gehalten und daher unter die Geschlechts- 
vormundschaft der Männer gestellt worden, die verheirateten Frauen 
unter die Geschlechtsvormundschaft ihrer Ehemänner und die andern 
unter diejenige der Väter, Brüder oder Vettern. Heute, seitdem 
eine Frau für gerade so fähig gilt, ihr Vermögen selbst zu verwalten 
wie ein Mann, ist die Geschlechtsvormundschaft als solche beseitigt 
worden. Nur die verheiratete Frau steht noch unter Vormünd- 
schaft, aber nicht aus dem Grunde, als ob sie unfähiger wäre als 
eine ledige Frauensperson, sondern im Interesse der ehelichen Ge- 
meinschaft, m. a.W., die Vormundschaft über sie ist nicht mehr 
Geschlechts-, sondern eheliche Vormundschaft. Im Interesse 
der ehelichen Gemeinschaft erscheint es nämlich gelegen, daß der 
Ehemann das Haupt der Ehe und bezw. der Familie sei, und es 
ist nicht zu leugnen, daß die Gleichstellung von Mann und Frau 
in der Familie schon rechtlich den Grund legen würde zur Gegen- 
überstellung der gleichberechtigten Teile und damit zu Zerwürf- 
nissen und zum Zerfall der Familie, und nur wer diesen Zerfall 
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wünscht, wie die Sozialisten, kann für ‘die Emanzipation der Frau 
in der Ehe gestimmt sein. 

Das Gleiche gilt für die staatliche Gemeinschaft. Schon die 
Konsequenz aus der ehelichen Stellung der Frau ergibt, daß die 
Staatsleitung, vorab das Stimmrecht, den Weibern überhaupt vor- 
zuenthalten ist. Wenn die Ehefrau im bürgerlichen Leben nicht 
handlungsfähig ist, so kann sie dafür gewiß noch weniger im staat- 
lichen Leben erklärt werden, das ja sehr viel wichtiger und kom- 
plizierter ist als jenes. Die Ehefrauen also wären jedenfalls vom 
Stimmrecht auszuschließen. Weil sie aber gewiß nicht unfähiger 
sind als die ledigen Frauenspersonen, wie sie ja denn auch der 
privatrechtlichen Handlungsfähigkeit nicht wegen persönlicher Un- 
fähigkeit ermangeln, würde es unrecht sein, nur die letzteren zum 


' Stimmrecht zulassen zu wollen, und würden diese gewiß selbst 


sich dafür bedanken, ihren Stand durch ein so zu nennendes 
Alt-Jungfernrecht, wie es das Stimmrecht sein würde, stigma- 
tisiert zu sehen. — Aber nicht nur die Konsequenz aus der Familien- 
gemeinschaft, sondern auch das Interesse der staatlichen Gemein- 
schaft für sich verlangt den Ausschluß der Frauen vom Stimmrecht 
ohne Unterschied, und dieses Interesse ist eben, wie das der Unter- 
ordnung der Frau unter den Mann in der Familie, die Einheit der 
Leitung der einen wie der andern Gemeinschaft. Man wird ein- 
wenden, wie Barone und Bürger, Städter und Bauern, Schneider und 
Handschuhmacher, Herren und Arbeiter, zusammen das Stimmrecht 
ausüben, ebensogut könnten es doch Männer und Frauen nebenein- 
ander. Aber jene Unterschiede repräsentieren Volksgruppen, so daß 
wenn die eine oder die andere nicht zum Stimmrecht zugelassen 
wäre, das Volk nicht vollständig vertreten sein würde. Männer 
und Frauen hingegen sind keine verschiedenen Volksgruppen, son- 
dern nur die beiden Komplemente des Menschenpaares im Staat 
wie in der Familie. Jene Volksgruppen gleichen den Farben, im 
Verhältnis zu denen die geschlechtlichen Unterschiede nur als Weiß 
und Schwarz, die beiden Seiten des Lichtes, erscheinen. Die beiden 


- Komplemente von Mann und Frau gehören auch, wie verschieden sie 
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- also natürlichen Unterschied. Wo es aber Volksgruppen gibt, steht 


voneinander sind, zusammen, um einander zu ergänzen. Der Unter- 
schiede von Baron und Bürger etc. braucht es nicht, es sind stän- 
dische und daher künstliche Unterschiede; wohl aber den zwischen 
Mann und Frau, als einen physiologischen und psychologischen, 
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jede für sich, keine kann die andere vertreten; im Verhältnis von 
Mann und Weib dagegen sind beide Geschlechter eins, so daß eines 
für das andere steht. Aber die Interessen der Frau? Wenn Inter- 
essen des Weibes als solchen nicht im Spiele sind, so:braucht 
es sein Stimmrecht nicht: dann handelt es sich um Interessen 
der verschiedenen Volksgruppen, die durch die Männer ge- 
nügend vertreten werden. Stehen aber Interessen der Frau 
als solcher in Frage, dann darf es auf ihr Stimmrecht nicht 
ankommen: es darf dann nicht die Stimme der Frau gegen die 
des Mannes ausgespielt werden, so wenig als in der ehelichen Ge- 
meinschaft; sonst gibt es einen Riß, wie dort in die Familie, so 
hier in die Grundlage des Staates, der dessen Existenz bedroht. 
Die ständischen Unterschiede bilden keine Grundlage des Staates, 
wohl aber der Geschlechtsunterschied. Wo Frau gegen Mann kämpft, 
‚hört jede Lebensgemeinschaft auf. Das darf nicht sein; daher darf 
es auch nur Ein Stimmrecht geben, das des Mannes. — Das ist 
die Forderung der Einheit des Staates bezw. der staatlichen Leitung 
mit Bezug auf die Frage des Frauenstimmrechtes. | 
Besser noch, als daß das Frauenstimmrecht neben dem Stimm- 
recht der Männer bestände, erschiene es sogar, den Frauen allein 
und statt der Männer das Stimmrecht zu geben — besser im Inter- 
esse eben der Einheit des Staates. Oder man könnte ja mit den 
beiden Stimmrechten wechseln, etwa nach Art der Verteilung der 
konsularischen und prokonsularischen Gewalt im alten Rom: alle” 
Jahre um — wenn dann nicht, was die Männer im einen Jahre 
zusammengenäht hätten, von den Frauen im folgenden wieder auf- 
getrennt würde, oder vielleicht auch umgekehrt. Nein, Scherz bei- i 
seite, das Frauenstimmrecht ist eine vom Standpunkt der Politik 
ganz unsinnige Forderung, eine Forderung nicht mehr einer ver- 
nünftigen Gleichheitsbestrebung, sondern der „Gleichheitsraserei“. 
Es ist bemerkenswert, daß die schweizerischen Gemeinwesen, so 
sehr sie als Demokratieen von alters her allen Freiheiten zugänglich 
waren und so sehr die Frau eine bedeutsame Rolle in ihrer Ge 
schichte gespielt hat, dem Frauenstimmrecht verschlossen geblieben 
sind — wenn nicht aus bewußter Einsicht in die Ungereimtheit des- 
‚selben, so aus gesunder politischer Intuition, um nicht zu sagen 
aus Instinkt. | E 
Hingegen läßt sich sehr wohl den Frauen ein Stimmrecht dele- 
gieren, speziell in Angelegenheiten ihres Berufes und Standes, 
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die sie also, wenigstens direkt, allein angehen, z.B. für die Wahl 
von Arbeitslehrerinnen für Mädchenschulen, oder von Hebammen, 
soweit solche von Staats- bezw. Gemeindewegen bestellt werden. In 
solchen Sachen mögen die Frauen stimmberechtigt erklärt werden; 
hier seien sie dann aber ihrerseits allein stimmberechtigt, unter 
Ausschluß des Mannes, wieder im Einheitsinteresse. Dieses ver- 
bietet unbedingt das Nebeneinanderbestehen des einen neben dem 
andern Stimmrecht; die Forderung der Zulassung der Frauen zum 
Stimmrecht neben den Männern in gewissen, vorzugsweise kirch- 
lichen und Schulangelegenheiten, als das Ziel einer vermittelnden 
Richtung, teilt die Schwäche aller solcher Vorschläge: sie ist durch- 
aus grundsatzlos und zeigt auch den Mangel der Konsequenz darin, 
daß es für die Zulassung keinerlei Grenze gäbe. — 

Also Unterordnung der Frau unter dieLeitung desMannes, auch im 
Stimmrecht, soweit nicht der Fall der Delegation des Stimmrechtes an 
die Frau, aber dann zu ausschließlichem Rechte, begründet erscheint. 

Soweit es aber nicht auf eine einheitliche Leitung ankommt, 
kann und soll die Frau dem Manne gleichgestellt werden, nicht nur 
gesellschaftlich, sondern auch rechtlich. Gleichstellung im Recht, 
das hier, für die Politik, allein in Betracht kommt, ist namentlich 
mit Bezug auf die Berufsausübung zw fordern, nämlich: daß der 
Frau alle Berufe zugänglich seien, speziell auch die Advokatur; 
daß für sie zu diesem Zwecke auch alle Schulgelegenheiten wie dem 
Manne geöffnet oder geschaffen werden; daß die Ehefrau nach dem 
Tode des Mannes Vormünderin ihrer Kinder sein könne etc. In 
allen diesen Beziehungen kommt keine Lebensgemeinschaft zwischen 
Mann und Frau vor, und betr. speziell die letzterwähnte Forderung, 
so steht nach dem Tode des Ehemannes und Vaters keine Gegen- 
überstellung von Mann und Frau mehr in Frage, und wo der 
Frau trotzdem die Vormundschaftsführung über die Kinder prinzipiell 
noch versagt wird, kann dies nur darin seinen Grund haben, daß der 
Frau als solcher eine Unfähigkeit imputiert wird, die vorauszusetzen 
nachgerade nicht mehr erlaubt erscheint. Sobald aber die Lebens- 
gemeinschaft von Mann und Frau in Frage kommt, in der Familie 
oder im Staat, hört die Gleichstellung auf; das ist das nec plus ultra 
der letztern. 

Damit ist für die Frauenfrage überhaupt ein Prinzip gewonnen, 
und zwar nicht nach dem Rezept öder Gleichmacherei, sondern auf 
dem Grunde ausschlaggebender politischer Rücksichten. 
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b) Das passive Wahlrecht. 

Dasselbe ist jedenfalls bedingt durch das aktive Wahlrecht, d.h. 
um wählbar zu sein, muß man mindestens stimmberechtigt sein. 

Dabei brauchen aber die Bedingungen des passiven Wahlrechtes 
nicht stehen zu bleiben. Das passive Wahlrecht ist nämlich nicht 
im Volksinteresse, sondern umgekehrt im Regierungsinteresse 
eingeführt: es handelt sich nicht um Sorge für das Volk, daß es 
auch teilhabe an der Staatsgewalt, sondern um Sorge für die 
Regierung (im weitesten Sinn), daß sie gut bestellt sei. Die Haupt- 
sache ist nicht, daß möglichst viele, sondern daß möglichst fähige 
Personen zum Amte zugelassen werden. Die erste Frage ist also 
nicht die nach der Berechtigung, sondern nach der Fähigkeit der 
Bewerber. Es kann daher für das passive Wahlrecht eine andere, 
höhere Qualifikation angezeigt erscheinen als für das aktive Wahl- 
recht, weil offenbar das Recht, an eine Stelle zu berufen, weniger 
auf sich hat, als das Recht, die Funktionen der Stelle zu versehen. 
Es ist daher auch das Argument gegen das Frauenstimmrecht, dieses 
ziehe die Wählbarkeit der Frauen, speziell zu Deputierten, nach 
sich (Bluntschli, S. 436) unstichhaltig: auch wenn den Frauen das 
Stimmrecht eingeräumt würde, brauchten sie nicht zu den Stellen, 
für welche sie es ausübten, zugelassen zu werden, so wenig 
als sonst jemand, der stimmfähig ist, deshalb auch wahlfähig sein 
muß. Die Bedingungen für die Wählbarkeit können eben dem Ver- 
hältnis der Wichtigkeit dieser zu derjenigen des Stimmrechtes ent- 
sprechend erschwert werden. 

Diese weiteren Bedingungen der Wählbarkeit können sein: 
1. positiv, bestehend in persönlichen Eigenschaften, als: höheres 
Alter (als das für das Stimmrecht), besondere Bildung oder Fach- 
kenntnisse, Census. Der Census als Bedingung der Wählbarkeit 
kommt nur für die Repräsentative und nur noch für die erste Kammer 
in Betracht, von der im folgenden Abschnitt die Rede ist. — 2. Ne- 
gative Bedingungen, das sind die verschiedenen Inkompatibili- 
täten, wegen Amtes oder Berufs und wegen Verwandtschaft. Der 
Ausschluß von Ständen oder Berufsklassen aber, so sehr er politisch 
erlaubt ist, wie jede andere besondere Bedingung der Wählbarkeit, 
so wenig ist er meistens politisch klug, weil gehässig, wie der Aus- 
schluß des geistlichen Standes vom gesetzgebenden Körper; außer 
wo die Pflichten kollidieren, so daß das Amt und der Stand oder b 
Beruf wirklich inkompatibel erscheinen. Gewisse Zeitläufe mögen 


II. Verfassungspolitik. 241 


allerdings einen solchen Ausschluß rechtfertigen, wie gerade den der 
Geistlichen vom schweizerischen Nationalrat nach dem Bürgerkriege 
mit den ultramontanen Kantonen, dem sogenannten Sonderbunds- 
kriege; ein solcher Ausschluß sollte aber immer wieder der Nach- 
prüfung unterliegen, um womöglich beseitigt zu werden. — Im ein- 
zelnen differieren die Bedingungen für die Wählbarkeit nach der 
Verschiedenheit der zu wählenden Behörden. 


C. Volksvertretung. 


I. Ein- oder Zweikammersystem? 


Es ist die Frage: soll das eine oder das andere System gelten ? 
Das ist die Hauptfrage. 

Vor Beantwortung dieser Frage ist die andere zu erörtern: was 
ist das Wesen des einen und des andern Systems? oder worauf 
beruht der Unterschied zwischen beiden Systemen ? Der Unterschied 
im ganzen beruht darauf: nach dem Einkammersystem ist das Volk 
als ganzes und nur als solches vertreten; durch das Zweikammer- 
system dagegen wird das Volk oder der Staat in zwei verschiede- 
nen Teilen repräsentiert. Die Vertretung des Volkes als eines Ganzen, 
also das Einkammersystem, gibt zu keiner weiteren Frage Anlaß. 
Wenn es aber in zwei verschiedenen Teilen repräsentiert werden 
soll, fragt es sich: was sind das für Teile? bezw. was für Teile 
werden durch die zwei Kammern repräsentiert? Es ist also schließ- 
lich das Zweikammersystem, um dessen Wesen es sich handelt. 
Das Zweikammersvstem ist seinem Wesen nach entweder bundes- 
staatlich oder ständisch. Das bundesstaatliche Zweikammer- 
system bezweckt die Vertretung der Einzelstaaten als solcher neben 
derjenigen des Volkes des Gesamtstaates. Inwieweit diese Teilung 
der Vertretung gerechtfertigt ist, davon am Schluß unter „IV. Bun- 
desstaatspolitik“. Hier handelt es sich nur um die ständische 
Vertretung. ‚Stände‘ in diesem Sinn sind nicht bloß gesellschaft- 
liche Schichtungen des Volkes nach Besitz, Bildung oder Beruf, 
sondern rechtlich, korporativ getrennte Teile des Volkes, und wären 
sie erst zum Zwecke der besonderen Vertretung so getrennt worden. 
Vertretung nach gesellschaftlichen Schichtungen findet sich auch 
in der Einen Kammer des Einkammersystems und in der zweiten 
oder Volkskammer des Zweikammersystems, d.h. auch die Abge- 
ordneten des Volkes im ganzen vertreten bestimmte Gesellschaits- 
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klassen, wie sie auch nach solchen gewählt werden; wegen bloß 
gesellschaftlicher Schichtungen aber wird eine Kammer nicht ge- 
teil. — Auch die eigentlichen Stände, soweit sie als solche be- 
sonders vertreten sind, könnten an sich neben dem Volk im ganzen 
in Einer Kammer vertreten sein, aber dann würden sie ohne anderes 
als solche nicht hervortreten, m. a. W.: ihre Vertreter würden den 
Volksvertretern gleichstehen, die ja auch Vertreter verschiedener, 
allerdings bloß gesellschaftlicher Schichtungen des Volkes sind. Die 
eigentlich ständische Vertretung bedingt also die Bildung besonderer 
Kammern neben der Volkskammer. Ist aber eine solche ständische 
Vertretung überhaupt begründet? Das ist die Frage nach dem Ein- 
oder Zweikammersystem, speziell nach dem Zweikammersystem. 
Die Frage nach dem ständischen Zweikammersystem bezw. nach 
dessen Begründetheit ist nicht sowohl eine politische als eine Rechts- 
frage; jedenfalls ist sie in erster Linie Rechtsfrage und nur eventuell 
Gegenstand politischer Erwägung. Es fragt sich nämlich hauptsäch- 
lich, ob sich eine besondere erste Kammer mit der Rechtsidee der 
Volksvertretung vertrage, das ist die Rechtsfrage, und erst wenn 
ja, kommt die Frage der Vorzüge des Zweikammersystems vor dem 
Einkammersystem als politische Frage zur Erörterung. Der Rechts- 
idee der Volksvertretung nach ist zu unterscheiden zwischen Demo- 
kratie und Monarchie. In der Demokratie ist die Einrichtung der 
Volksvertretung mit der Staatsform gegeben und damit auch die 
Art der Einrichtung; eine ständische Volksvertretung widerspricht 
dem demokratischen Prinzip, dieses verlangt die Gleichheit der Volks- 
genossen. Daher gibt es hier wohl bundesstaatliches, nirgends aber 
ständisches Zweikammersystem. — In der Monarchie dagegen ver- 
‘ folgt die Einrichtung der Volksvertretung einen besonderen Zweck, 
und nach diesem beurteilt sich die Berechtigung des Zweikammer- 
systems... Die Volksvertretung dient hier zur Beschränkung der Macht 
des Monarchen, die früher, ohne diese Beschränkung, absolut war ; 
dem Monarchen wird das Volk im ganzen gegenübergestellt in Gestalt 
einer Vertretung desselben, der Volksvertretung. Die Volksvertretung 
“gilt denn auch in der Monarchie als Vertretung der Gesamtheit der 
Staatsangehörigen und ist als solche eingeführt worden im bewußten 
Gegensatz zur Vertretung einzelner Stände, wie solche vor dem Ab- 
solutismus bestand. Jene Einrichtung bildet das heutige konstitu- 
tionelle System, diese das frühere ständische System. Die Ver- 
tretung eines besonderen Standes, welche zum Zweikammersystem 
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geführt hat, ist also nichts als ein Rest des alten ständischen 
Systems und als solcher ein dem konstitutionellen System durch- 
aus fremder, dishomogener Bestandteil. Jedenfalls sollte es nach 
der Idee der Erhaltung dieses Restes nur Ein Stand sein, der be- 
sonders vertreten wäre gegenüber dem Volk im übrigen: der Adel, 
nämlich zur Vermittelung zwischen Monarch und dem Volk im 
ständischen Sinn, d. h. der großen Masse des Volkes. Man ist aber 
auf diesem Wege ständischer Separatvertretung weitergegangen und 
hat neben dem Adel als ursprünglichem Stand auch bloßen gesell- 
schaftlichen Klassen, wenn sie schon als solche niemals ständisch 
vertreten waren, Vertretung im Hause des Adels und neben dem 
Adel eingeräumt: der Plutokratie, der Aristokratie in Beruf, Amt 
und Bildung, und dadurch nicht nur das ständische Prinzip korrum- 
piert, sondern auch das konstitutionelle System insofern herabge- 
würdigt, als dieses nun nur noch als eine Vertretung der Massen 
erscheint. 

Dieser ständische oder pseudo-ständische Aufbau aber des Ober- 
hauses über dem Unterhause ist nicht nur systemwidrig, dem kon- 
stitutionellen System zuwider, sondern auch nicht immer zweck- 
dienlich und unter Umständen der Monarchie selbst gefährlich. Das 
ist eine politische Erwägung, die neben der rechtlichen gegen das 
Zweikammersystem spricht. Nicht zweckdienlich ist der Aufbau 
dann, wenn es gerade das Oberhaus ist, das sich den Bestrebungen 
des Monarchen widersetzt, wie es nicht so selten vorkommt, während 
ein dem Volke wohlgesinnter Monarch im Volkshause noch immer 
eine treue Stütze gefunden hat. Und gefährlich für die Mon- 
archie ist das Zweikammersystem insofern, als der Monarch bei 
diesem ständischen Zwischenbau nicht als das erscheint, was er 
sonst ist, als die Personifikation der Staatsgewalt, sondern als die 
Spitze der ständischen Bevorrechtung, die mit dieser selbst dem 
Angriff der Massen vom Standpunkte der Gleichberechtigung aus- 
gesetzt und damit in das Schicksal der Standesunterschiede ver- 
wickelt wird. — Im bundesstaatlichen Verhältnis gibt es selbst in 
der Monarchie auch keine Ständevertretung; es gibt wohl zwei 
Kammern, aber die erste ist die Vertretung der Einzelstaaten, so 
speziell im Deutschen Reich der Bundesrat, der in dieser Beziehung 
nur als erste Kammer erscheint (vgl. oben S. 202). — Der einzige 
unbestrittene Vorzug des Zweikammersystems, nämlich die wieder- 
holte Prüfung von Vorlagen, wird durch Nachteile (Hemmung allge- 
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meiner Volksinteressen aus ständischem Sonderinteresse, Verschlep- 
pung der Geschäfte) aufgewogen und läßt sich ohne die Nachteile 
in Form der doppelten Lesung sehr wohl auf das Einkammersystem 
übertragen. Übrigens möchte das Zweikammersystem noch so viele 
und so große Vorzüge besitzen, es verträgt sich einmal nicht mit 
der Rechtsidee der Volksvertretung weder in der konstitutionellen 
Monarchie noch in der Demokratie; insofern entfällt die politische 
Frage ganz. | 


II. Die weiteren Fragen. 


Sie betreffen teils, wie die erste und Hauptfrage die Orga- 
nisation der Volksvertretung, bezw. der einen und einzigen Kammer, 
in der die Volksvertretung bestehen soll, nach der Zahl und der 
Qualität der Abgeordneten, ihren individuellen Rechten, als: Diäten 
und Immunität — teils die Funktionen der Volksvertretung, sei es 
die Kompetenzen oder die Verhandlung als die Art und Weise 
der Ausübung der Kompetenzen. 


1. Zahl und Qualität der Abgeordneten. 

a) Die Zahlim ganzen, ihre Berechnung und Verteilung. 

Für die Bestimmung der Zahl im ganzen sind maßgebend die 
Größe des Staates und die Staatsform. 

Mit Rücksicht auf die Größe des Staates gibt Mohl als Maxi- 
malzahl 250—300 Mitglieder an (‚keine beratende Versammlung, 
auch des größten Reiches, sollte über 250—300 Mitglieder haben“, 
Politik I, S. 31), Escher dagegen 400—500 Mitglieder (II, S. 123). 
Die Besetzung des nordamerikanischen Repräsentantenhauses (356 
Mitglieder) und die des Deutschen Reichstages (397) halten un- 
gefähr die Mitte zwischen den beiden Ansichten, während die Mit- 
gliederzahl der Parlamente anderer Großstaaten das höchste theo- 
retische Maß noch übersteigt (französische Deputiertenkammer 584, 
englisches Unterhaus 658 Mitglieder). — In der Schweiz umfassen 
die beiden Kammern der Bundesversammlung: der Nationalrat heute 
(nach der eidg. Volkszählung von 1900) 167 und der Ständerat als 
Vertretung der 22 Kantone zu je 2 Mitgliedern: 44 Mitglieder; die 
eigentliche Volksvertretung, das ist der Nationalrat, besteht also 
aus 167 Mitgliedern. In den Kantonen dagegen gibt es Volksver- 
tretungen bis auf die Zahl von 200 Mitgliedern, der historisch her- 
gebrachten „Zweihundert‘‘ der Städtekantone, und darüber (Bern 
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und Waadt je 212, Zürich gar 243), was im Verhältnis zur Vertreter- 
zahl der genannten großen Reiche und auch des Bundes über- 
trieben erscheint. Das macht aber die Volksvertretung auch kost- 
spielig und schwerfällig. Man: begreift, daß sich die Volksvertretun- 
gen der schweizerischen Kantone nicht proportional der Größe des 
Gebietes verringern lassen; die Volksvertretung verlangt immer eine 
größere Zahl von Mitgliedern, aber übertrieben sind jene kanto- 
nalen Zahlen auf alle Fälle. So schon im Hinblick auf die Größe 
des Gebietes; um so mehr aber, wenn noch die Staatsform berück- 
sichtigt wird. 

Nach der Staatsform macht es gewiß einen Unterschied, ob es 
nur eine Volksvertretung gibt oder ob das Volk selbst an der Gesetz- 
gebung teilnimmt, also ob es sich um beschränkte Monarchie und 
repräsentative Demokratie einerseits oder um reine Demokratie ande- 
rerseits handelt. Wo das Volk kein anderes Organ hat als die Volks- 
vertretung, muß diese um so zahlreicher sein, während da, wo 
das Volk Organ der Gesetzgebung ist, die Volksvertretung als 
bloß die Gesetze vorbereitende Behörde um so weniger stark zu 
sein braucht, dafür aber, als eine Art Gesetzgebungskommission, 
um so auserlesener sein sollte. Die großen Staaten bilden nun alles 
beschränkte Monarchieen oder Repräsentativdemokratieen; um so 
mehr rechtfertigt sich die größere Zahl der Parlamentsmitglieder. 
— Die Staatswesen mit fakultatirem Referendum gehören zwar wie 
die mit obligatorischem Referendum rechtlich zu den reinen Demo- 
kratieen, dürfen aber insofern noch zur Gruppe mit den andern 
Staatsformen, bei denen eine zahlreichere Volksvertretung zu recht- 
fertigen ist, gerechnet werden, als das Volk nicht ohne weiteres 
und nicht regelmäßig, sondern nur auf sein besonderes Verlangen und 
ausnahmsweise an der Gesetzgebung teilnimmt. Unter diesem Gre- 
sichtspunkt erscheint dann die Volkswertretung im schweizerischen 
Bund mit seinem bloß fakultativen Referendum um so bescheidener 
gegenüber Kantonen mit obligatorischem Referendum und doch größe- 
ren Vertreterzahlen, wozu voraus der Kanton Zürich gehört. Die 
Volksvertretung des Kantons Zürich ist numerisch geradezu eine 
Ungeheuerlichkeit, was beim Diätensystem um so unverantwortlicher 
erscheint, als der Kanton in schweren Finanznöten steckt. — Das 
Budgetbewilligungsrecht und implicite das Steuerbewilli- 
gsungsrecht steht ja allerdings sogar in Kantonen mit obligatori- 
schem Gesetzesreferendum ausschließlich der Volksvertretung zu und 
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kann auch verständigerweise nicht der Volksabstimmung ausgeliefert 
werden, wenn nicht der Staatswagen gelegentlich stecken bleiben 
soll. Aber um dieses Rechtes allein willen die Volksvertretung an 
Zahl so hoch zu halten, ist um so weniger vonnöten, als das Volk 
durch seine Gesetzes- und jedenfalls durch die Verfassungsinitiative 
es jederzeit in der Hand hat, die Budgetbewilligung zu beschränken. 
Übrigens besteht vielfach das Finanzreferendum, wonach nament- 
lich Ausgaben von außerordentlicher Höhe ohne weiteres der Volks- 
abstimmung unterliegen, so daß das Volk insoweit auch Anteil an 
der Finanzverwaltung besitzt. 

Betr. die Berechnung und Verteilung der Vertreterzahl, so kom- 
men dieselben nur in Frage, wo die Volksvertretung nicht im ganzen, 
sondern nach Abteilungen des Staatsgebietes bestimmt wird. Im 
erstern Fall, wo alle Vertreter zusammen gewählt werden, so daß 
der ganze Staat Einen Wahlkreis bildet, spricht man von Gesamt- 
staatswahlkreis; im letztern Fall: von Teilwahlkreisen. Dort 
ist die Gesamtzahl der Vertreter ohne weiteres gegeben; hier da- 
gegen kommt es auf die vertretene Bevölkerung an und zwar nach 
zwei Seiten: darauf, was als Bevölkerung gelte, nach der sich die 
Vertreterzahl berechnet, und wie die Bevölkerung für die Wahl der 
. Vertreter abgeteilt sei, bezw. wie diese sich auf die Wahlkreise ver- 
teilen. — Gesamtstaatswahlkreis besteht für die Volksvertretung nir- 
gends, wird aber für die Proportionalwahl dieser wie anderer Be- 
hörden postuliert, und wurde sogar für die Proportionalwahl des 
zahlreichsten Parlamentes der Welt, des englischen Unterhauses, vom 
Proportionalisten Hare (vgl. oben S.219) vorgeschlagen, so daß das 
ganze Unterhaus in Einem Wahlkreis zu wählen wäre. Für die 
Proportionalwahl ist der Gesamtstaatswahlkreis insofern auch am 
geeignetsten, als sie nur in diesem vollkommen rein zur Geltung 
gelangt. — In Wirklichkeit aber bestehen überall noch Teilwahlkreise 
oder Wahlkreise schlechthin. Hier also kommen in Frage Berechnung 
und Verteilung der Vertreterzahl. 

Betr. die Berechnung: vertretene Bevölkerung, nach welcher sich 
die Vertreterzahl berechnet, kann sein entweder das Volk im 
ganzen oder nur die Nationalen oder sogar nur die Stimm- 
berechtigten. Der erste Kreis der vertretenen Bevölkerung er- 
scheint als der naturgemäße insofern, als die Volksvertretung alles 
Volk zu vertreten hat, bezw. für alles Volk zu sorgen, speziell für 
alles Volk Gesetze zu erlassen hat, nicht nur für die Stimmberech- _ 
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tigten und auch nicht bloß für die Nationalen, sondern für die im 
Lande angesessenen Fremden ebensogut. So berechnet z.B. das 
Deutsche Reich seinen Reichstag und der schweizerische Bund den 
Nationalrat nach der Gesamtbevölkerung mit Einschluß der Fremden. 
Es gibt aber Staaten, in welchen die Ausländer ausgeschlossen sind 
nicht nur von der Volksvertretung selbst bezw. von der Mitgliedschaft 
an der Volksvertretung — das sind sie überall — sondern auch von 
der Berechnung der Zahl der Volksvertretung; so in Frankreich und 
in einer Minderzahl der schweizerischen Kantone, worunter heute, 
seit der Partialverfassungsrevision von 1894, auch Zürich: in Frank- 
reich aus Eifersucht oder Argwohn gegen die Ausländer, ein 
Gefühl, das sich auch sonst nirgends so stark zeigt als dort, und in 
schweizerischen Kantonen aus Eifersucht gegen die Vertretung der 
Städte, die bei Einrechnung der Ausländer in die vertretene Bevölke- 
rung um so stärker wird, als sich die Ausländer am meisten in den 
Städten konzentrieren. — Die Berechnung bloß nach der Zahl der 
Stimmberechtigten kommt m. W. nur in der Schweiz vor und auch 
hier nur ganz ausnahmsweise, in den Kantonen Thurgau und Waadt. 
Es kommt ja wohl faktisch auf das Gleiche heraus, ob Vertretung 
nach der Zahl der Gesamtbevölkerung oder nur nach der Zahl der 
Stimmberechtigten, weil die letztere Zahl sich zur erstern immer 
ungefähr wie 1:5 verhält; es erweckt aber die Berechnung nach 
der Zahl der Stimmberechtigten die ganz falsche Vorstellung, als 
ob nur diejenigen, welche die Volksvertretung wählen, auch von 
dieser vertreten würden bezw. zu vertreten wären, eine Anschauung, 
die nicht nur das Volk vor den Kopf stößt, sondern auch die Köpfe 
der Volksvertreter gelegentlich zu verwirren geeignet ist. 

Betr. die Verteilung der Vertreter auf die Wahlkreise, bezw. 
die Bildung der Wahlkreise. Die Art dieser Bildung ist von 
größter politischer Wichtigkeit nach zwei Seiten: nach der Größe 
und nach der Figur der Wahlkreise. — 1. Nach der Größe insofern, 
als je größer die Kreise gezogen werden, um so mehr das Urteil 
des Wählers über die Vertreter an der Peripherie verschwimmt, und 
je kleiner: die Zahl der Kapazitäten unter den Kandidaten um so 
geringer wird und um so größer das Dorfmagnatentum in der 
Volksvertretung (vgl. auch Mohl ]J, S.31 und Escher II, S. 123). 
Der erste Nachteil spricht also um so mehr gegen den Gesamt- 
staatswahlkreis, der die Ausdehnung der Wahlkreise auf die Spitze 
treibt, indem er alle zu Einem vereinigt, und der letztere Nachteil 
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neben andern, bereits erwähnten: gegen eine zu große Zahl von 
Vertretern überhaupt, denn je kleiner die Zahl im ganzen ist, um 
so sorgfältiger muß die Auswahl sein. Immerhin sind zu große 
Wahlkreise besser als zu kleine; der Politiker muß auf das Große 
sehen, und der größere Kreis hat und gibt einen weiteren Horizont. 
Speziell ist in der Schweiz nicht zu fürchten, daß die Kreise zu 
sroß gezogen werden könnten, wohl aber leidet sie sichtbar am um- 
gekehrten Fehler; auch für den Anschluß der Nationalitäten an- 
einander wäre es von Vorteil, über deren Grenzen in der Kreisbildung 
hinüberzugreifen. — 2. Die Bildung der Figur der Wahlkreise ist 
im Schlechten zu einer politischen Kunst, der sogenannten Wahl- 
kreisgeometrie, geworden, die es versteht, die Wahlkreise so zu 
ziehen, daß mißliebige Parteien, wo sie die Mehrheit besäßen, zur 
Minderheit werden. Darin war namentlich die ultramontane Partei- 
regierung im Kanton Tessin sehr stark, deren bezügliche Fertigkeit 
nicht zum wenigsten den Putsch vom Jahre 1889 verschuldet hat; 
man versteht sich aber auch an anderen Orten auf diese Kunst. 

b) Die Qualität der Abgeordneten. 

Es ist zu unterscheiden zwischen den gesetzlichen Qualitäten, 
d.h. den Wählbarkeitsbedingungen für die Volksvertretung und den 
faktischen Qualitäten. 

Betr. die Wählbarkeitsbedingungen, von denen im allge- 
meinen oben, S. 240, die Rede war, so ist das Abgeordnetenmandat 
von den weiteren Bedingungen, außer der des aktiven Wahlrechtes, 
am meisten befreit; namentlich kommt‘ es hier nicht auf Bildung 
und Fachkenntnisse und auch nicht auf Inkompatibilität wegen Ver- 
wandtschaft an. Was die Inkompatibilität wegen Amtes betrifft, so 
sollen der Volksvertretung zwar die Mitglieder der Regierung | 
nicht angehören; davon aber auch die weiteren, speziell die von der 
Regierung gewählten Beamten auszuschließen, ist um so weniger 
Grund vorhanden, je mehr die Regierung eine von der Volksver- 
tretung so abhängige Stellung einnimmt wie in der Schweiz. — 
Auch der Census ist meistens beseitigt. 

Die faktischen Qualitäten der Abgeordneten sind daneben in- 
sofern nicht gleichgültig, als sie das Aussehen und damit auch das 
Ansehen des Parlamentes bestimmen. Es macht einen Unterschied, 
ob ein Parlament durch Advokaten oder Professoren oder Militärs 
beherrscht wird. So galt das Frankfurter Parlament vom Jahre 1848 
als Professorenparlament, und von den schweizerischen ließe sich 
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vielleicht das Bundesparlament als Militärparlament, die kantonalen 
als Advokatenparlamente stigmatisieren. Dabei kommt es weniger 
auf die Menge der gleichen Qualität, als auf deren Einfluß an. Von 
einem Bauernparlament kann deshalb nicht die Rede sein, so lange 
das Parlament auch nur einigermaßen mit anderen Ständen durchsetzt 
ist. Über die Advokaten und Professoren speziell, in Ständeversamm- 
lungen, macht Mohl einige triftige Bemerkungen (I, S. 23f£.). Der 
Advokat sei zwar für legislative Arbeiten durch eine größere oder 
geringere (sic!) Kenntnis des bestehenden Rechtes befähigt; „ande- 
rerseits aber ist von dem gewöhnlichen Schlage der Advokaten eine 
allgemeine und höhere Auffassung der Aufgabe, eine Kenntnis von 
der entsprechenden Gesetzgebung oder von den wissenschaftlichen 
Erörterungen der Dinge, namentlich in ausländischer Literatur, nicht 
zu erwarten.“ Auch schade eine kleinliche juristische Auffassung 
aller Fragen, ein Mangel an Sinn für die positiven Aufgaben des 
Staates und eine Abneigung gegen Einräumung der notwendigen Re- 
gierungsgewalt und Bewegungsfreiheit. Eine überwiegende Zahl oder 
ein beherrschender Einfluß der Advokaten sei nicht gut, weil 
größere Ideen, sowie die ganze politische Haltung und das 
kraftvolle Auftreten der Regierung von ihnen nörgelnden 
Widerspruch, beschränkte juristische Auffassung und schiefe Be- 
urteilung von unten nach oben zu erwarten haben. — Von den 
Professoren meint Mohl, daß sie selbst die Wahl in der Regel 
nicht wünschen (?). „Eine lange Unterbrechung der Vorlesungen 
ist für sie von unmittelbarem Schaden und gereicht leicht zu bleiben- 
dem Nachteile.“ Der akademische Lehrer sei nicht selten ein er- 
müdender und wenig Eindruck machender Redner, weil er zu streng 
formell sei und keinen Grund schenke. — „Mit Einem Worte, er 
ist Doktrinär von Haus aus. Auch wird kein Menschenkenner be- 
haupten, daß eine vorzugsweise ausgebildete Intelligenz eine be- 
sondere Gewährleistung für eine entsprechende Festigkeit oder Höhe 
des Charakters ist.“ Im Frankfurter Parlament seien die Professoren 
auch an der unseligen Breite der Abfassung und der Beratung der 
Grundrechte schuld gewesen etc. 


2. Diäten und Immunität. 
Dies sind Rechte der Abgeordneten und zwar individuelle 
Rechte, insofern als sie sich an die Person des Abgeordneten knüpfen 
‚und ihm unter Umständen auch außerhalb des Parlamentes zustehen, 
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während andere Rechte des Abgeordneten, wie das Motionsrecht, 
nur in der Versammlung zur Geltung kommen. 

a) Diäten. 

Recht wie Politik sind in dieser Frage geteilt. 

Nach dem positiven Recht erhalten die Abgeordneten der einen 
Volksvertretungen Diäten, so in den deutschen Einzelstaaten, in der 
Nordamerikanischen Union (Jahrgelder) und in der Schweiz, und 
zwar hier in den Kantonen meistens wie im Bund, aber in ersteren 
nur in bescheidenerem Betrag. Die Abgeordneten anderer Volksver- 
tretungen dagegen, wie des Deutschen Reichstages und der italieni- 
schen Deputiertenkammer, erhalten keine Diäten. 

Auch politisch, der Frage der Recht- oder Zweckmäßigkeit nach, 
lautet die Antwort verschieden. Ausschlaggebend aber ist die Be- 
trachtung, daß die Diätenlosigkeit, d.h. der Ausfall von Entschädi- 
sungen an die Deputierten für den Lebensunterhalt am Ort und zur 
Zeit der Versammlung, und bezw. für ihre Reisen nach dem Ver- 
sammlungssitz gleich einem Census wirkt; denn dann sind zunächst 
alle diejenigen tatsächlich von der Volksvertretung ausgeschlossen, 
welche kein hinreichendes Vermögen besitzen, um daraus jene Kosten 
zu bestreiten und keine Aussicht haben, inzwischen in der Haupt- 
stadt ihren Unterhalt zu verdienen (Bluntschli, S. 78/79) — wie 
Bebel im Anfang seiner parlamentarischen Laufbahn sich diesen: 
Unterhalt als Drechsler verdient haben soll. In der Kon- 
sequenz der Abschaffung der Zensur liegt also auch die 
Aufhebung der Diätenlosigkeit bezw. die Einführung von Diäten. 
Betr. das Quantitativ aber können höhere Diäten nur nachteilig 
wirken, da in solchem Falle auf die Mandate Jagd gemacht wird 
wie auf lukrative Posten und andere Privatvorteile (vgl. Escher I, 
S. 233/234). In dieser Beziehung erscheint der Taggeldansatz für 
den schweizerischen Nationalrat von 20 Frs. sehr anfechtbar, ins- 
besondere im Vergleich zu den kantonalen Taggeldern und unter 
Berücksichtigung der schweizerischerseits so stark grassierenden 
Ämterhäufung und der Kumulation von Amt und Privatberuf. Betr. 
den grundsätzlichen Maßstab für Besoldungen und bezw. Diäten siehe 
unten „D. Beamtentum‘“. 

b) Immunität!) 

Es ist damit die sogenannte parlamentarische Immunität 


‘) Vergl. v. Muralt, Die parlamentarische Immunität in Deutschland 
und der Schweiz. 
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gemeint, d. h. der Schutz der Abgeordneten vor strafrechtlicher oder 
privatrechtlicher Verfolgung, nicht aber vor der Disziplinargewalt 
des Hauses, die sich von selbst versteht. 

Diese Immunität besteht wohl überall, außer in einigen Schwei- 
zerkantonen (Nidwalden, Glarus, Zug, beide Appenzell, Graubünden), 
aber in sehr verschiedenem Unifang, hauptsächlich verschieden da- 
nach, ob sie nur Schutz gewährt gegen Verfolgung wegen parla- 
mentarischer Tätigkeit (speziell wegen Reden im Parlament, also 
zu Gunsten der parlamentarischen Redefreiheit) oder auch gegen 
(strafrechtliche) Verfolgung wegen außerhalb der Parlamentstätig- 
keit, aber zur Zeit der Sitzung bezw. Session des Parlamentes be- 
gangener Verbrechen. | 

Mit Bezug auf den politischen Standpunkt zur Frage ist vor 
allem zu konstatieren, daß zu derselben nur die Verfassungspolitik, 
in specie die Politik betr. die Einrichtung der Volksvertretung, 
Stellung zu nehmen hat. Die Rechtspolitik, d.h. die Politik der 
Rechtsordnung, hier speziell des Strafrechtes, hat mit der Frage 
nichts zu tun, sonst wäre es keine Frage mehr, bezw. würde die 
Frage, ob eine solche Immunität überhaupt zu gewähren sei, ohne 
weiteres verneint, wie es denn auch von den Strafrechtslehrern ge- 
schieht. — Verfassungspolitisch aber ist darauf zu sehen, ob und 
inwieweit die Volksvertretung für ihre Wirksamkeit einen besonderen 
Schutz ihrer Mitglieder notwendig habe; wenn und soweit dieser 
Schutz dafür notwendig ist, ist er politisch gerechtfertigt. Nach diesem 
Gesichtspunkt beurteilt sich der Kern der parlamentarischen Immu- 
nität, die parlamentarische Redefreiheit, und die Erstreckung der 
Immunität auf Verbrechen außerhalb des Parlamentes während der 
Session, in verschiedener Weise. Der Schutz eines eigentlichen Ver- 
brechers als Mitglied des Parlamentes liegt gewiß nicht im Interesse 
des letztern; wenn der Schutz gleichwohl gewährt wird, so 
kann das seinen Grund nur im Mißtrauen gegen Regierung und Justiz 
haben, in der Befürchtung, daß ohne diesen Schutz einflußreiche 
‚Mitglieder des Parlamentes unter einer falschen Anschuldigung vom 
Parlament entfernt werden könnten. Wenn aber ein solches Miß- 
trauen in die Justiz gerechtfertigt ist, so ist nicht der Abgeordnete 
zu schützen, sondern das Mißtrauen aus dem Wege zu räumen, 
dadurch daß die Justiz mit den nötigen Garantieen vor Mißbrauch 
umgeben wird. Die Verfassungspolitik hat unter diesen Umständen 
also nicht selbst Ordnung zu schaffen, sondern an die Rechtspolitik 
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zu appellieren, daß das ihrerseits geschehe; m. a. W., der Schutzder 
Abgeordneten vor Verfolgung wegen Verbrechen erscheint 
schlecht angebracht. Die Redefreiheit der Abgeordneten 
dagegenistunbedingtinSchutzzunehmen, wenn man nicht die 
Öffentlichkeit der parlamentarischen Verhandlungen preisgeben will; 
sonst wäre die Volksvertretung noch schlechter daran als jede andere 
Behörde. Jede Behörde kommt in den Fall in ihrem Schoße Mib- 
stände im Lande aufzudecken und muß das im Interesse des Staates 
ohne Schonung privater Rücksichten und doch ungestraft tun können, 
und in diesen Fall kommt gerade die Volksvertretung am häufigsten 
als Aufsichtsbehörde über die ganze Staatsverwaltung. Eine andere 
Behörde aber ist in solchem Falle durch den Ausschluß der Öffent- 
lichkeit und die Pflicht der Mitglieder zum Amtsgeheimnis 
geschützt; nicht so die Volksvertretung; daher ist diese durch 
die parlamentarische Redefreiheit zu schützen. Die parlamenta- 
rische Redefreiheit ist die notwendige Gegenwehr der Mitglieder 
des Parlamentes gegen die Gefahren, welche ihnen die Öffentlichkeit 
bringen kann, und ist nur das Äquivalent von Heimlichkeit und 
Amtsgeheimnis, durch welche die Mitglieder anderer Behörden in 
ihrer Tätigkeit vor Verfolgung Dritter geschützt sind. | 


3. Kompetenzen und Verhandlung. 


Betr. die Kompetenzen der Volksvertretung, so ist deren eigent- 
liches Gebiet die Gesetzgebung oder die Teilnahme daran und kommt 
ihr daher überall zu. Ebenso die Budget- und Steuerbewilligung 
und die parlamentarische Kontrolle, von welchen Rechten der Volks- 
vertretung bereits oben S. 245 und 198 die Rede war. 

In Frage bleibt nur — von anderen, nebensächlichen Funktionen 
abgesehen das Recht, andere Behörden oder Beamte zu wählen, 
kurz das Wahlrecht, die sogenannte Amtshoheit oder der Amts- 
bann. In Monarchieen kommt dieses Recht für die Volksvertretung 
nicht in Frage; dasselbe steht unbestritten dem Monarchen zu. Nicht 





so in Demokratieen. Hier konkurrieren um dasselbe das Volk 
und die Volksvertretung. In der Konsequenz der Souveränetät liegt 
es, dasselbe wie in der Monarchie dem Monarchen, so in der Demo- 
kratie dem Volke bezw. dessen stimmfähigen Teil zu überlassen (vgl. 
oben S. 213). In einem Staatswesen aber, wo das Volk nichts anderes 
besitzt als die Wahl der Volksvertretung, bleibt nur übrig, 
die anderen Wahlen dem Parlament zu überlassen — von dem 
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Wahlmännersystem, wonach vom Volk für die Ausübung des Wahl- 
rechtes zum Parlament besondere Vertreter, sogenannte Wahlmänner, 
gewählt werden, ist nicht mehr zu reden. So ist es also in der 
repräsentativen Demokratie, und um deswillen schon ist die Re- 


_ präsentativdemokratie eine Mißbildung (vgl. oben 8.222). Wo aber 


die Demokratisierung des Staates zur reinen Demokratie vorge- 
schritten ist, liegt vollends kein Grund vor, das Wahlrecht dem- 
jenigen Faktor, dem es konsequenterweise gehört, dem Volke, weiter 
vorzuenthalten. Hier bildet das Wahlrecht der Parlamente eine 
Verkennung nicht nur der demokratischen Staatsform überhaupt, 
sondern auch der Nebenform der reinen Demokratie, nach welcher 
die Volksvertretung eben auf die Vorbereitung der Gesetze und auf 
das Budget- und Steuerbewilligungsrecht beschränkt ist, m. a. W.: 
hier ist das Wahlrecht des Parlamentes nicht nur eine Versündigung 


‚gegen die Souveränetäts-, sondern auch gegen die Organstellung 


des Volkes. — Man wende nicht ein, daß das Volkswahlrecht, wenn 
auch prinzipiell gerechtfertigt, doch in der Ausübung unhandlich 
sei. Schwer zu handhaben ist es nicht. Das Wahlrecht des Staats- 
volkes im ganzen beschränkt sich natürlich auf die staat- 


Blichen "Zentralstellen -und zwar auf -die ‘obersten  der- 


selben, wie Regierungsbehörden und oberste Gerichte; die Wahl 


- der untergeordneten Zentralbeamten wird so wie so gewöhnlich den 


Oberbehörden, namentlich die Wahl der Subalternbeamten der 
Regierung dieser letztern überlassen. Für die Besetzung der 
Bezirksstellen aber kommt nur das Volk des Bezirkes in Frage, und 
hier ist die Volkswahl um so weniger umständlich, nicht größer als 
diese Bezirke in einem Staate (Kanton) sind, der als ganzes schon 


klein genug ist (als reine Demokratieen, von denen hier die Rede 
- ist, kommen ja nur die schweizerischen Kantone in Betracht). Die 
- Bezirke sind vielfach nicht größer als anderwärts Gemeinden, denen 


die Wahl ihrer Behörden auf alle Fälle überlassen ist.!) 
Was die Verhandlung in den Parlamenten betrifft, so wäre dar- 
über viel zu sagen, aber ihre Ordnung ist schon mehr Sache des 


i Reglements, dessen Bestimmungen nicht mehr erheblich genug er- 
scheinen, um von einer Darstellung der Gesamtpolitik erfaßt zu 


_ werden. Es sei nur hingewiesen auf die Vielrederei gewisser 


t) Auch Mohl (II, 8.379) erklärt: „Für die allgemeine Volksvertretung 


aber paßt sich die Besetzung (der öffentlichen Ämter) aus mehr als einem 
- Grunde nicht.“ 
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Qualitäten eines Parlaments, eine Rederei, die vielfach nicht ein- 
mal im Interesse der Sache, sondern der Person des Redners verübt 
wird, und andererseits auf die vollständige Passivität anderer 
Teile des Parlaments. Mohl ist in seinen politischen Monographieen 
auch auf diesen Punkt gekommen und hat namentlich den Redemiß- 
brauch gegeißelt. Er sagt u.a.: „Wenn denn nun Einer, sei es 
aus Eitelkeit und Lust sich selbst zu hören, sei es aus Rücksicht 
auf seine Wähler durchaus reden will, so wendet er sich zu un- 
nützen Anträgen, zu Interpellationen u. dergl., was immer Zeit (und 
nota bene beim Diätensystem den Staat auch Geld) kostet und auch 
positiv schadet.“ Für die Advokaten ist überdies ein geschäft- 
licher Antrieb vorhanden; denn, wie Mohl bemerkt, der in der 
Versamminug erworbene Name trägt zu einem spätern größern Zu- 
lauf bei (l.c.). Es sollten daher von Reglements wegen die Einen 
im Reden mehr beschränkt und die Andern aus ihrem bequemen 
Schweigen aufgerüttelt werden; wer eine ganze Amtsdauer sich nie 
aktiv an der Beratung beteiligt, sollte geradezu des Mandates, als 
dessen unwürdig, verlustig gehen. 


D. Beamtentum. 


I. Begriff von Beamtung. 


Was Beamtung sei, ist eine Rechtsfrage, ihre Beantwortung 
bildet aber die Voraussetzung der politischen Fragen betr. das 
Beamtentum. 

Beamtung ist eine Art von Behörde. Die Behörden ihrerseits 
sind Organe neben Monarch und Volk in ihrer Organstellung. Monarch 
und Volk sind unmittelbare Organe, die Behörden dagegen bloß 
mittelbare, durch andere Organe bestellte Organe der Staats- bezw. 
Gemeindeverwaltung. Vom Volk speziell als unmittelbarem Organ 
anterscheiden sich die Behörden dadurch, daß sie kraft besonderen 
Auftrages (Ernennung, Wahl) ihre Funktionen ausüben, während das 
Volk zur Ausübung seiner Rechte und Erfüllung seiner Pflichten 
durch das allgemeine Bürgerrecht (Stimmrecht) oder durch die all-- 
gemeine Bürgerpflicht (Wehrpflicht) berufen wird. Also auch die 
Volksvertretung ist eine Behörde. 

Von der Volksvertretung speziell unterscheidet sich aber die 
Beamtung dadurch, daß sie in einem Dienstverhältnis zum Staate 
steht. Die Volksvertretung übt ihre Funktionen auch kraft Auf- 
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trages (Wahl, Ernennung) aus (abgesehen von den Standesherren 
in den Parlamenten deutscher Einzelstaaten, die durch ihre Standes- 
stellung zum Parlament berufen und insofern unmittelbare Organe 
desselben sind), aber sie steht in keinem Dienstverhältnis zum Staat, 
weil, wer befieht, in keinem Dienstverhältnisse steht; die Volks- 


' vertretung aber befiehlt, insofern als sie die Gesetze erläßt oder zu 


deren Erlaß mitwirkt und das Gesetz Befehl ist. Die Beamtung da- 
gegen steht im Dienstverhältnis des Staates, weil sie die Gesetze 
vollzieht. Der Vollzug der Gesetze ist Staatsdienst, und nach 
der Art der zu vollziehenden Gesetze bezw. nach der Art der Voll- 
ziehung unterscheidet man Verwaltung im engern Sinn und Justiz: 
die Verwaltung im engern Sinne vollzieht die Verwaltungsgesetze, 
bezw. ihre Vollziehung ist Verwaltung; die Justiz dagegen vollzieht 
die Rechtsordnung, bezw. ihre Vollziehung ist Rechtsprechung. 
Innerhalb der Beamtung im ganzen sind sodann die gewisser- 
maßen privatrechtlichen Beamten von den öffentlich-rechtlichen 
auszuscheiden. Ein privatrechtliches Beamtenverhältnis kann es in 
doppelter Weise geben. Entweder üben die betr. Beamten zwar 
öffentliche Funktionen aus, Funktionen im Interesse des Staates 
als hoheitlicher Person; aber sie handeln im Privatauftrag einer 
Behörde oder eines Beamten. (Eine Beamtung dieser Art war früher 


_ das Kanzleipersonal der zürcherischen Bezirksgerichte, außer dem 


Gerichtsschreiber und dessen Substituten; ein weiteres Beispiel siehe 


- in der Amtlichen Sammlung der Entscheidungen des schweiz. Bundes- 


u Er 


gerichtes, Bd. III, S. 701.) Solche Funktionäre sind indes nicht eigent- 
lich als Beamte zu rechnen; es sind auch bloße Gehülfen unter- 
geordneter Art (Kanzlisten, Kopisten etc.). — Oder es sind Beamte, 
die zwar insofern privatrechtliche Funktionen ausüben, als sie im 
Dienste nicht des hoheitlichen- Staates, sondern des Fiskus stehen 
(Fiskalbeamte, wie Domänenverwalter und Verwalter staatlicher Wert- 


- papiere), aber in öffentlich-rechtlichem Auftrage handeln, wie die 
- öffentlich-rechtlichen Beamten und um deswillen auch zu diesen 
_ gerechnet werden. 


Unter den öffentlich-rechtlichen Beamten ihrerseits son- 


- dern sich wieder von den eigentlichen Beamten bestimmte Klassen 


mangels gewisser Merkmale ab. So vor allem die Bediensteten 


- mangels eines selbständigen Geschäftskreises (Kompetenz). Sie bilden 
- kein notwendiges Glied im Staatsorganismus, sondern sind bloße, 
- dienende, Hilfsorgane. — Sodann die Lehrer und Pfarrer. Diese 
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besitzen bestimmte Kompetenzen, aber es fehlt ihnen die Amts- 
sewalt (imperium), d.h. das Recht, die Bürger namens des Staates 
zu etwas zu verpflichten, zu einem Tun oder Lassen zu zwingen. 
Auch das Züchtigungsrecht des Lehrers, soweit er es überhaupt be- 
sitzt, ist keine Amtsgewalt, sondern nur ein Recht der Disziplin, 
das überall vorkommen kann, wo es eine Disziplin gibt, auch in 
Privatschulen und in der Familie. Lehrer und Pfarrer sind daher 
keine eigentlichen Beamten, sondern sogenannte öffentliche Pfleger, 
zur Pflege des Unterrichtes und der Religion; die Schul- und Kirchen- 
pflegen hingegen als Behörden der Schul- und Kirchenverwaltung 
sind eigentliche Beamtungen. — Endlich die Geschworenen und 
Schöffen. Diese besitzen zwar nicht bloß Kompetenz, d.h. einen 
selbständigen Geschäftskreis, sondern auch Amts-, d. h. Befehlsge- 
walt: das Verdikt der Geschworenen enthält unter Umständen einen 
selbst das Leben des Verurteilten bedingenden Befehl; aber ihr 
Amt ist nicht ständig, d.h. ihre Funktionen werden innerhalb der 
gleichen Amtsperiode nicht nur zeitlich, sondern auch rechtlich unter- 
brochen, in der Weise, daß sie jeweilen wieder neu in Dienst treten 
und unter Umständen auch bei jedem Antritt ihrer Funktionen in Eid 
und Pflicht genommen werden. 

So bleiben als Beamte im eigentlichen und engsten Sinn schließ- 
lich nur diejenigen öffentlich-rechtlichen Beamten, die nicht nur 
einen eigenen Geschäftskreis und Amtsgewalt besitzen, sondern auch 
ständig im Dienste stehen. 


Il. Notwendigkeit und Einrichtung. 


Die Fragen, ob die Beamtungen notwendig sind und wie sie 
eingerichtet sein sollen, das sind politische Fragen. 

Über die Notwendigkeit kann kein Zweifel bestehen. Die- 
selbe ergibt sich aus der einfachen Betrachtung, daß sogar im klein- 
sten Staate das Staatsoberhaupt die Gesamtgewalt nicht selbst und 
nicht allein anwenden kann zur Erfüllung der Zwecke des Zusammen- 
lebens und zur Handhabung der hiezu bestehenden und notwendigen 
Mittel (Mohl), und daß auch die Volksvertretung die Gesetze zwar 
erlassen oder bei deren Erlaß mitwirken kann, aber für sich allein 
wie auch als Kollektivbehörde nicht geeignet ist, dieselben nach 
allen Seiten und: in allen Einzelheiten zu vollziehen. 

Es handelt sich also nur um die Art der Einrichtung. Dies- 
falls kommt nur die Beamtung als solche in Betracht, nicht das Ver- 
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hältnis des Inhabers zum Amt, also nicht das sogenannte Beamten- 
‚ verhältnis, weder nach der einen noch nach der andern Seite: Be- 
gründung des Beamtenverhälntisses, Rechte und Pflichten der Be- 
amten, Beendigung des Beamtenverhältnisses. Das Beamtenverhält- 
nis gibt mehrerenteils nur zu Rechtsfragen Anlaß: was sein Be- 
gründsakt sei, ein Öffentlich-rechtlicher Vertrag oder ein einseitiger 
hoheitlicher Akt etc., und auch soweit die Notwendigkeit einer posi- 
tiven Ordnung desselben politische Fragen erweckt, sind sie im 
Verhältnis zu denen betr. die Beamtung als solche nur untergeord- 
neter Art. — Für die Beamtung als solche kommen hauptsächlich 
folgende Punkte in Betracht: 1. Wahl, speziell die Frage, ob Volks- 
oder Behördenwahl; 2. Bedingungen des Amtes, die sich in der 
Frage gipfeln: Berufs- oder Ehrenämter? 3. Die Frage der Zu- 
sammensetzung, speziell ob Kollegial- oder Einzelämter, und 
endlich 4. die Ausartung des Beamtentums, die sogenannte Bureau- 
kratie. 
1. Volks- oder Behördenwahl. 

In der Monarchie ist die Wahlfrage entschieden bezw. besteht 
sie überhaupt nicht: der Monarch besitzt die Amtshoheit, abgesehen 
von untergeordneten Beamtungen. 

In der Demokratie dagegen schwankt die Antwort auf die Frage, 
wem das Wahlrecht zustehen soll, zwischen Volk und Volksver- 
tretung. Es liegt aber in der Konsequenz nicht nur der Souveräne- 
tät überhaupt, sondern der demokratischen Staatsform speziell, daß 
das Wahlrecht dem Volke verbleibe; auch ist diese Wahlart für die 
Bestellung und für die Stellung der zu wählenden Behörden, 
namentlich der Regierung, zweckmäßiger. Nur mit Bezug auf die 
zentralen Subalternbeamten wird das: Wahlrecht richtiger der Regıe- 
rung in ihrer Eigenschaft als Oberbehörde übertragen. Keinenfalls 
aber gehört der Volksvertretung ein Wahlrecht. Die nähere Be- 
gründung siehe oben S. 213 und 253. 


2. Berufs- oder Ehrenämter. 

Begriff und Wesen. Berufsbeamte sind diejenigen Personen, 
welche aus dem öffentlichen Dienst ihren Lebensberuf machen.!) 
Ehrenämter sind unbesoldete Beamtungen, versehen von solchen 
Personen, welche dieselben neben anderen Berufsgeschäften, die den 
eigentlichen Mittelpunkt ihres Lebens bilden, besorgen.!) Die Ver- 


t) @. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, S. 309£. und 451f. 
Schollenberger, Politik. 17 
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waltung, Staatsverwaltung, durch unbesoldete Ehrenbeamte ist das 
englische Selfgovernment und steht im Gegensatz zur deutsch- 
rechtlichen Selbstverwaltung als der Verwaltung staatlicher An- 
gelegenheiten durch untergeordnete Verbände, insbesondere durch 
die Gemeinden, von welcher Selbstverwaltung nachher besonders die 
Rede sein wird. — Der Unterschied zwischen beiden Arten von Be- 
amtung, Berufs- und Ehrenämtern, liegt also an sich nicht in einem 
einzigen, einheitlichen Merkmal, sondern einerseits in der Berufs- 
stellung und andererseits in der Besoldung. Zwar bedingt die 
Erhebung des Amtes zum Beruf eine Besoldung, so daß berufs- 
mäßiges Amt mit besoldetem Amt zusammenfällt; andererseits aber 
kann auch ein nicht berufsmäßiges Amt, um dafür Bewerber zu 
gewinnen, die Aussetzung einer Besoldung nötig machen, so daß 
wenigstens in diesem Fall das nicht berufsmäßige Amt und das 
unbesoldete Amt sich nicht decken. Es sind also beide Merkmale, 
Beruf und Besoldung, auseinander zu halten, um die Einrichtung der 
Beamtung überhaupt nach diesen beiden Seiten näher zu betrachten. 

Es ist nun aber eine Frage der Politik, ob und inwieweit Be- 
rufsämter einzurichten und Ämter überhaupt zu besolden seien, und 
wie das eine und das andere zu geschehen habe. 

a) Berufsämter. 

Solche kommen nur in Frage für kontinuierlich-beschäf- 
tigte und zugleich höhere Ämter. Intermittierende Funktionen 
machen keinen Beruf aus, und von einem Beruf, zu dem es dem 
Begriffe nach eine Vorbildung braucht, kann bei niederen Staats- 
diensten (von. Kanzlisten, Amtsdiener etc.) nicht die Rede sein. 

Für solche Ämter aber ist die Einrichtung als Berufsamt von 
überwiegendem Wert und können gegen diese Einrichtung demokra- 
tische Bedenken, daß das Staatsleben im Volke beruhe und daher die 
Besorgung jedem Bürger ohne weiteres zugänglich sein müsse, wie 
auch jeder unbedingt dafür befähigt sei — nicht aufkommen, eben- 
sowenig als bezweifelt wird, daß für den richtigen Betrieb von 
privaten Berufen eine besondere Qualifikation nötig sei. Ja die 
Nachteile von unqualifizierter Berufsausübung sind im Staatsleben 
noch größer als im bürgerlichen Leben; hier äußern sie sich schließ- 
lich nur gegen den Betreibenden selbst, dort gegen das Gemeinwesen. 
Auch ist es speziell in der Justiz inkonsequent, vom Berufsadvokaten 
eine Prüfung auf seine Befähigung zu verlangen, vom Berufsrichter 
dagegen nicht, wie es vielfach in der Schweiz der Fall ist. 
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Als Berufsämter sind also jedenfalls zu konstruieren: die ober- 
sten Gerichte; die Mittel- bezw. Bezirksgerichte wenigstens da nicht, 
wo sie nicht kontinuierlich beschäftigte Ämter darstellen — hingegen 
kann es sich fragen, ob nicht die Präsidien derselben, die konti- 
nuierlich beschäftigt zu sein pflegen, berufsmäßig einzurichten seien, 
wie auch die Gerichtsschreibereien aus dem gleichen Grunde. 
— Nach seiten der Regierung bezw. Verwaltung kann beim Ministe- 
rium selbst (schweizerisch: Regierungsrat, Staatsrat) von einem Be- 
rufsamt insofern nicht die Rede sein, als es über Berufsrücksichten 
erhaben erscheint und seine Besetzung lediglich durch politische 
Rücksichten bestimmt wird. Um so mehr ist von den Unterstaats- 
sekretären (schweizerisch: Sekretären) und dem weiteren Beirat 
der Minister Berufsbildung zu verlangen. Ebenso von den Kreis- und 
Bezirksvorständen, soweit sie kontinuierlich beschäftigt sind. 

Wie aber sind die Berufsämter einzurichten? 1. Als Berufsamt 
bedingt das Amt eine Vorbildung und der Antritt des Amtes einen 
Ausweis über die Vorbildung. Zu einem solchen höheren Amt soll 
auch eine höhere, wissenschaftliche Bildung mitgebracht werden. 
Die Art der Bildung richtet sich nach dem Amt. Für Richter genügt 
allerdings eine rechtswissenschaftliche Bildung, für Regierungsbeamte 
(„Regiminalisten‘) dagegen sollte es eine staatswissenschaftliche Bil- 
dung sein. „Alles Pandektenwissen der Welt wird das große 
Rätseleiner Versorgung und Beherrschung der Proletarier 
nicht lösen:“ Mohl II, S. 432. — Die Bedingung wissenschaftlicher 
Bildung aber, sei sie des näheren, welche sie wolle, hat zweierlei 
zur Folge. Einmal, daß untere Angestellte unter keinen Umständen 
durch die bloße Anciennität einen Titel auf das höhere, eben nicht 
bloß eine lange Dienstdauer, sondern eine ganz andere Bildung vor- 
aussetzende Amt gewinnen. Es wird so verhütet, daß das Amt an 
„gemeindenkende Tagelöhner“ (Mohl) kommt. Es ist ein Fehler 
namentlich in der Schweiz, einfache Kanzlisten zu Sekretären oder 
Polizeidiener zu Kommandanten der Polizei aufzupäppeln — ein 
Nachteil unter Umständen für die Leute selbst, die sich in dieser 
Stellung diskreditieren, jedenfalls aber ein Nachteil für den Staat; 
ein Zeichen der Gutherzigkeit oder Schwäche der Vorgesetzten, welche 
den Leuten zu diesem Avancement verhelfen, ein Unrecht aber gegen 
qualifizierte Bewerber, die dann unten anschließen müssen, um in 
einem Dienste, für den sie zu gut sind, schließlich zu versauern. „Es 
ist verkehrt und ungerecht, junge Leute von Talent und wissenschaft- 

17° 
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licher Bildung ihre besten Jahre in subalternen Stellungen und mecha- 
nischen Schreibereien verkümmern und ihre geistigen Kräfte ab- 
stumpfen zu lassen“ (Escher Il, S. 338). Auch wird auf diese Art 
die Bureaukratie, statt, wie man wohl glaubt, dadurch beschnitten 
zu werden, gerade großgezogen; der wissenschaftlich gebildete Mann 
braucht sich nicht mit leeren Schreibereien abzugeben, um sich das 
Ansehen, daß er etwas leiste, zu erwecken, und hochfahrend ist nach 
dem bekannten Sprichwort auch eher derjenige, der über seinen 
Stand gesetzt wird. — Die andere Folge der Beschränkung der höhe- 
ren Ämter auf Personen mit höherer Bildung ist der Vorteil, daß ge- 
bildete Leute, auch wenn sie noch jung sind, zum Amte gelangen, 
und dieses nicht das Privilegium von Greisen ist (Bluntschli), wie es 
der Fall ist, wenn nur ein von unten aufgestiegener Bewerber und 
erst nachdem er sich durch alle untergeordneten Stellungen hinauf- 
gewunden hat, zum Amte gelangt. Der untere Beamte ist damit 
keineswegs schlechthin ausgeschlossen, nur hat er wie andere die 
Bedingung der Erlangung der nötigen höheren Bildung zu er- 
füllen, wenn er höher hinauf will — eine Bedingung, die nur 
gerecht ist. — 2. Andererseits aber bedingt das Berufsamt an 
sich keineswegs lebenslängliche Anstellung, mit der es in Deutsch- 
land verbunden ist. Ebensowohl wie in privaten Berufen auch 
höherer Art die Anstellung nur auf Zeit oder Kündigung. 
erfolgt, ebenso kann es im Staat bei den Berufsämtern geschehen 
und sollte es eigentlich auch aus der allgemeinen Rücksicht, daß 
der Staat die Privaten in der Konkurrenz nicht überbieten soll. Die 
Einrede aber, daß der Bewerber, der sich für den Staatsdienst vor- 
bereitet habe, nur im Staat seine Verwendung finde und also im Falle 
der Nichtwiederwahl oder der Kündigung auf die Straße gesetzt wäre,, 
ist nicht stichhaltig; der gleiche Fall kann den für private Berufe 
herangebildeten Personen nicht weniger passieren, und übrigens ent- 
hält die Bildung für den Staatsdienst eine Fachbildung, die auch 
bei Privatunternehmungen verwendbar und sogar geschätzt ist. Wenn 
aber der Mann wirklich nichts taugt, warum soll er im Staatsdienst 
oder doch auf Staatskosten lebenslänglich erhalten werden? Dazu 
kommt, daß Jlebenslängliche Anstellung den Nachteil hat, einen 
Kastengeist zu erzeugen, der das Volk vom Beamtenstand trennt und 
ihm diesen als Bureaukratie wie beim Mangel an Vorbildung, nur 
nach einer anderen Seite, verhaßt macht. 

Die zeitliche Anstellung, wie sie in der Demokratie Regel zu 
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sein pflegt, hindert die Einrichtung des Berufsamtes nicht, so sehr 
dieses eine höhere Bildung verlangt. Andererseits bedingt das 
Berufsamt auch durchaus nicht die in der Monarchie beliebte lebens- 
längliche Anstellung. Die Demokratie braucht also nur die Be- 
dingung höherer Bildung für das Amt einzuführen, dafür mag die 
Monarchie die Vergünstigung lebenslänglicher Anstellung preisgeben. 
Höhere Bildung und lebenslängliche Anstellung sind des Guten zu 
viel, kein Bildungsausweis und zeitliche Anstellung: zu wenig; das 
Mittel dagegen ist das Rechte, worauf sich Monarchie und Demokratie 
vereinigen können, um so eine weitere Ausgleichung ihrer Staats- 
einrichtung zu erzielen. 

b) Besoldung. 

1. Die erste Frage ist, ob die Ämter zu besolden seien. 

Für die Berufsämter, d. h. also für den höheren Staatsdienst, 
der zum Beruf erhoben worden ist, versteht sich die Besoldung von 
selbst; ebenso andererseits für den niederen Staatsdienst, die Be- 
dienstungen, und zwar für diese unbedingt insofern, als sie immer 
einen Erwerbszweig für die Inhaber der Stellen bilden. In Frage 
bleibt nur der höhere Staatsdienst, soweit er nicht zum Berufe 
ausgebildet ist. Soweit wenigstens als derselbe kontinuierlich ist, 
sollte er einen Beruf ausmachen und als solcher besoldet werden; 
insofern ist auch für ihn die Antwort auf die Frage, ob er besoldet 
sein soll oder nicht, gegeben. Die Frage beschränkt sich also schließ- 
lich auf den höheren, aber nicht kontinuierlichen Staatsdienst; das 
ist die Frage des Ehrenamtes. 

Für dasselbe als nicht besoldeten Staatsdienst, d. h. dafür daß 
der höhere nicht kontinuierliche Staatsdienst nicht besoldet werde, 
sprechen Ehrenpunkt und Ersparnis. Es sollte sich jeder Bürger, das 
ist der erste Grund, eine Ehre daraus machen, dem Staat gelegent- 
lich unentgeltlich Dienste zu leisten, wenn er es vermag, ohne 
seine eigene Ökonomie zu ruinieren, und daß das Ehrenamt als un- 
besoldetes Amt eine Ersparnis für den Staat bildet, versteht sich. 
Gegen das Ehrenamt aber spricht die Tatsache, daß die Masse des 
Volkes, die ihre ganze Zeit zum Erwerb des Lebensunterhaltes bedarf, 
sich einem Amt umsonst zu widmen, nicht in der ökonomischen Lage 
sich befindet. Die Ehrenämter können nur den reichen oder doch 
_ wohlhabenden Klassen der Gesellschaft auferlegt werden (Bluntschli, 
Lehre vom modernen Staat, I, S. 607); dann aber besteht die Gefahr 
und jedenfalls der Argwohn, daß sie wie von diesen Klassen auch 
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mehr in deren Interesse verwaltet. werden. Das Ehrenamt ist also 
eine gesellschaftlich aristokratische Einrichtung und darum zu 
vermeiden, nicht nur in der Demokratie, sondern auch in der Mon- 
archie, weil es einem Census gleichkommt, gerade wie die Diäten- 
losigkeit der Abgeordneten zur Volksvertretung (vgl. oben S. 250). 

2. Inwieweit aber sind die Ämter zu besolden ? 

In dieser Beziehung ist wieder zwischen kontinuierlichen höhe- 
ren Ämtern und niederen Bedienstungen, zusammen dem kontinuier- 
lichen Amt, einerseits und nicht kontinuierlichen höheren, kurzweg 
nichtkontinuierlichen Ämtern andererseits zu unterscheiden. Beim 
kontinuierlichen Amt hat sich die Besoldung nach dem 
Amt zu richten, d.h. es ist so viel an Besoldung auszusetzen, als 
nötig erscheint, um ein für das Amt qualifiziertes Personal zu finden. 
Daraus ergibt sich aber, daß ein entsprechender Unterschied zu 
machen ist zwischen den höheren Ämtern und den niederen Be- 
dienstungen. „Zu diesem Zwecke ist die Klasse der eigentlichen 
Staatsbeamten von denjenigen zu sondern, welche als Schreiber, 
Kopisten etc. bloß mechanische Dienste verrichten und als gewöhn- 
liche Arbeiter auf Wohlverhalten angestellt und bezahlt werden soll- 
ten‘ (Escher I, S. 338). — Es ist ganz falsch, hier den demokrati- 
schen Grundsatz der Gleichheit einzumischen, die Stellen einander 
in der Besoldung möglichst zu nähern,. die Besoldungen für die 
niedrigen Dienste möglichst hinauf- und diejenigen für die höheren 
Ämter möglichst herabzusetzen, wie es in der Schweiz praktiziert 
wird. Das erstere ist ein Unrecht gegen die private Konkurrenz um 
solche Arbeitskräfte und zugleich eine Verlegenheit für den Staat: 
wenn bloße Kanzlistenstellen, Weibeldienste etc., weit über die 
entsprechenden Anstellungen in Privatgeschäften bezahlt werden, 
so sucht natürlich jeder von letzteren weg- und an die besser dotierten 
Staatsstellen zu kommen, und daraus erklärt sich die Tatsache der 
jeweilen so zahlreichen Bewerbungen um einen ausgeschriebenen 
niederen Staatsposten, die den Wahlbehörden nur Verlegenheit be- 
reitet. Die geringe Bezahlung der höheren Ämter aber ist ein Un- 
recht für die qualifizierten Bewerber, wenn sich solche überhaupt 
für das Amt finden, und ein Nachteil für den Staat, wenn er keine 
solchen um diesen Lohn bekommt; dann ist es allerdings nicht zu 
verwundern, wenn der Staat sich mit aufgepäppelten Kanzlisten oder 
Polizeidienern für die höchsten und wichtigsten Chargen be- 
helfen muß. 
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Bei den nicht kontinuierlichen höheren Ämtern da- 
gegen hat sich umgekehrt die Besoldung nach dem Mann 
zu richten, d.h. also bei denjenigen Ämtern, die, wenn unbesoldet, 
die sogenannten Ehrenämter ausmachen. Die Besoldung hat sich 
hier nach dem Manne zu richten in dem Sinn, daß das Amt nicht 
höher zu besolden ist, als um es auch dem Mann aus dem Volke 
zugänglich zu machen. Die Besoldung soll also nach dem Ausfall, 
den ein solcher Mann durch Übernahme des Amtes erleidet, bemessen 
sein. Es ist wieder ganz falsch, die Besoldung gewissermaßen dem 
Taglohn, den der Wohlhabende oder gar der Reiche verdient, gleich- 
stellen zu wollen. Leute dieser Gesellschaftsklasse wären in der 
Lage, ihre Dienste dem Staat ganz unentgeltlich zu leisten; für sie 
ist also die Besoldung eines solchen Amtes eigentlich gar nicht 
berechnet und braucht daher noch weniger nach ihren Verhältnissen 
abgemessen zu werden. Wenn solche Leute in der glücklichen 
Lage sind, ganz ohne Remuneration dem Staat den verlangten Dienst 
zu leisten, werden sie es auch in ihrem Interesse oder dem ihres 
Standes finden, es zu tun, ohne dafür eine ihren Verhältnissen ent- 
sprechende Bezahlung zu erwarten; andernfalls gibt es das Mittel 
des Amtszwanges für sie. Der Amtszwang ist gerade und nur für 
zeitweisen Staatsdienst gegeben, zu dem weder Besoldung noch 
Ehrenpunkt zu reizen vermag. — Der gleiche Gesichtspunkt, wonach 
. sich die Besoldung für nicht kontinuierliche Ämter nach dem Mann 
und zwar nach dem Mann aus dem Volke zu richten hat, gilt auch 
für die Diäten der Abgeordneten zur Volksvertretung, deren Mandat 
auch keinen kontinuierlichen Dienst bedingt; so sehr Diäten prin- 
zipiell gerechtfertigt sind, so sehr ist ein bescheidenes Maß derselben 
nicht nur zulässig, sondern nötig, um den Mißbrauch mit dem Mandat 
zu verhüten (vgl. oben S. 250). 

3. Wie endlich die Besoldung auszuzahlen sei bezw. ın welcher 
Form, ist eine untergeordnete Frage, deren Beantwortung sich auch 
von selbst ergibt. 

In Frage kommen Gehalt und Taggelder. 

Das Gehalt ist als fixe Besoldung die gegebene Art der Bezah- 
lung kontinuierlicher, höherer und niederer, Dienste; den höheren 
Ämtern entspricht aber die Jahres- bezw. Quartalsbesoldung, während 
die niederen Dienste mindestens alle Monate abgelohnt werden soll- 
ten. — Für andere, nicht kontinuierliche, höhere Dienste dagegen ist 
die Besoldung in Form des Tagegeldes richtiger und bezeichnender. 
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Richtiger insofern, als es sich um Entschädigung für einen bestimm- 
ten Zeitausfall handelt, und das Tagegeld bezeichnet auch besser das 
Amt, das doch mehr oder weniger Ehrenamt ist, im Gegensatz zur 
fixen Besoldung, die einen Beruf oder doch eine Tätigkeit voraus- 


setzt, die einen Erwerbszweig bildet. 


3. Kollegial- und Individual- oder Einzelämter. 


Die eine oder die andere Art von Beamtung ist vorhanden, je 
nachdem entweder eine Mehrzahl von Beamten gemeinsam beraten 
und mit Mehrheit Beschlüsse fassen oder jeder einzelne Beamte 
selbständig handelt (Bluntschli, S. 602). 

Betr. den jeder der beiden Arten eigentümlichen Vorzug bemerkt 
Bluntschli: zum Rate, welcher vielseitige Erwägung fordert, sind 
die Kollegien, zur Tat, in welcher die rasche und ein- 
heitliche Willensenergie entscheidet, sind ‘die Individualämter 
geeigneter (ibidem;: .vgl.. auch Mohl IE, S. 382). .’Das ist 
richtig und heißt, in einer weniger blumigen Sprache aus- 
gedrückt: es kommt darauf an, ob es sich um Festsetzung oder 
Durchsetzung handelt — um Festsetzung, was besser, mehr recht- 
mäßig oder mehr zweckmäßig sei, und Durchsetzung des als recht- 
mäßig oder zweckmäßig festgesetzten Tuns oder Unterlassens; dort 
sind Kollegialbehörden, hier Einzelämter am Platz. 

Um die Anwendung von diesen Grundsätzen zu machen, ist die 
Rechtspflege ohne Unterschied Kollegialgerichten und nicht Ein- 
zelrichtern zu übertragen. Die Einrichtung von Einzelrichtern für 
sogenannte Bagatellsachen ist minderwertig, bedingt einen ver- 
minderten Rechtsschutz für solche schon der Bezeichnung nach auch 
für minder wichtig gehaltene Rechtssachen, die aber für den Be- 
treffenden je nach seiner ökonomischen Lage den größten Wert 
haben können. Es kommt eben nicht auf den absoluten, sondern 
auf den relativen Wert an: 50 Frs. Lohnguthaben eines Arbeiters 
sind unter Umständen so viel und mehr als 50000 Frs. Geschäfts- 
guthaben seines Arbeitsherrn. Auch solche Sachen haben also 
Anspruch auf die Rechtsprechung durch Kollegialgerichte, die ihnen 
auch, soweit es das Arbeiterverhältnis betrifft, nach und nach in 
der Form von Gewerbegerichten zuerkannt werden. Es bleiben aber 
noch andere „Bagatellsachen“, wie der Kampf des Taglöhners um 
das Recht auf ein paar Fuß Land, so daß der Arme insoweit immer 
noch, wie Christus dem Pilatus, dem Machtspruch eines Einzelrich- 
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ters überantwortet wird. Fort mit den Einzelgerichten! und auch 
in dieser Beziehung nach der Machiavellischen Vorschrift zurück zu 
den Anfängen der Rechtspflege mit ihren Volksgerichten, wo der 
„Umstand“, der Ring, sogar das ganze Volk war. 

Bei der Verwaltung dagegen ist folgendermaßen zu unter- 
scheiden. Die Exekutive, namentlich also die Polizei, d.h. die 
Vollziehung von Polizeigeboten und -verboten oder der Schutz vor 
Gefahren der öffentlichen Ordnung und Sicherheit verlangt Einzel- 
ämter; die Administrative hingegen, die positive Fürsorge für 
das öffentliche Wohl, die früher sogenannte Wohlfahrtspolizei wird 
besser von Kollegialbehörden wahrgenommen, weil hier umsichtige 
Prüfung und bedachtsame Erwägung so wünschenswert wie mög- 
lich ist. 


4. Bureaukratie. 
Vgl. die ausgezeichnete Monographie bei Mohl, I, S. 99ff. 
a) Begriff und Wesen. 


Bureaukratie, wörtlich Schreibstubenherrschaft, ist die Herr- 
schaft des Beamtentums ohne Rücksicht oder ohne gehörige Rück- 
sicht auf das Leben. — Sie äußert sich sachlich und formal. Sach- 
lich darin, daß sich der Staat entweder zu wenig oder zu viel um 
die Bedürfnisse des Lebens bekümmert, in letzterem Falle besteht 
sie in der sogenannten Vielregiererei. Formal kommt die Bureau- 
kratie dadurch zum Ausdruck, daß die Beamten sich als eine beson- 
dere Kaste fühlen, ihre Aufgabe in leerer Schreiberei erblicken 
und dem rechtsuchenden Publikum hochfahrend und grob begegnen. 
Schon die eine oder die andere dieser Äußerungen für sich gilt 
als Bureaukratie, insbesondere aber werden als bureaukratisch die 
äußerlichen Unarten des Beamtentums empfunden. — Die Bureau- 
kratie ist also nicht zu verwechseln mit dem Bureausvstem oder 
Departementalsystem, dem Gegensatz vom Kollegialsystem; diese 
beiden sind Systeme der Verwaltung mit Bezug auf deren Organisation, 
und zwar ist Bureausystem dasjenige Verwaltungssystem, bei wel- 
chem die Leitung eines oder mehrerer Verwaltungszweige in der Hand 
einer Einzelperson liegt, während beim Kollegialsystem die Verwaltung 
durch eine Kollegialbehörde besorgt wird. — Bureaukratie kann sich 
auch bei der Rechtspflege geltend machen und auch bei Kollegial- 
behörden, findet aber der Natur der Sache nach zur Geltendmachung 
mehr Gelegenheit bei der Verwaltung und mehr beim Einzelamt, 
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das namentlich den Hochmut des Beamten auf seine Selbstherrlich- 
keit weckt. 

Aus der treffenden Charakterzeichnung der Bureaukratie bei 
Mohl seien einige Züge der Reihe der Ausführungen nach hervor- 
gehoben. „Ebenso ist wahrscheinlich, daß jene Menschen, deren 
Blick geistig und physisch niemals über ihren Tisch und über den 
Aktengletscher auf demselben wegstreift, von diesen Übelständen 
(gleichviel welchen) noch nichts gehört haben...‘‘ Die Bureaukratie 
glaube durch Beschreibung eines Foliobogens die Gewissen 
beiseite setzen, Weltansichten eines ganzen Lebens ändern zu kön- 
nen... „Will man recht eigentlich verachtende Klagen über die- 
selbe (die Bureaukratie) hören, so wende man sich an die in öffent- 
lichem Dienste stehenden oder mit öffentlichen Arbeiten beauftrag- 
ten Techniker, also an Baumeister, an Ingenieure bei Eisenbahnen 
und Kanälen, an die Verwalter von Domanialbergwerken, Hütten- 
werken u. dergl. Diese wissen, fast ohne Ausnahme, kein Ende zu 
finden in ihren Beschwerden über den Mangel an wahrer Einsicht, die 
Erdrückung durch nutzlose Schreibereien und störende so- 
wohl als nichtssagende Kontrolle, über die Befehle zu unzeitigen 
und unwirtschaftlichen Ersparnissen, über verletzende Formen im 
amtlichen Verkehre. Bis zum Überwallen siedet in solchen Männern 
das beleidigte Künstlerbewußtsein und der Unwille des Gewerbever- 
ständigen und des Wirtschafters über unverständige und verletzende 
Einmischung oder Beschränkung. Sie behaupten, ihre meiste Zeit 
und Krafi am Schreibtische anstatt beim Geschäfte verbringen, Be- 
richte und Tabellen anstatt Ergebnisse liefern zu müssen... Da ist 
es denn klar geworden, daß nur allzu oft anstatt einer Auffassung 
und Führung des Lebens eine Tintenverschwendung stattfindet; 
daß anstatt persönlicher Einsichtnahme und verständiger sowie 
schneller Anordnung an Ort und Stelle jahrelang nur Berichte und 
Befehle geschrieben werden, während alles beim alten bleibt; daß 
die fehlende persönliche oder örtliche Kenntnis ersetzt werden soll 
durch Papierkontrollen, welche lediglich keinen andern Erfolg 
haben, als den der Verschleppung, der Hemmung der wirklichen 
Tätigkeit, der sicheren Tötung jedes genialen Gedankens... Der Be- 
amte spricht im Namen des Staates; allein er spricht nicht zu 
Sklaven, sondern zu freien Bürgern... nur Roheit der Gesin- 
nung und der Lebensweise kann sich durch die vom Staat ver- 
liehene Gewalt berechtigt glauben, die Gefühle der Tieferstehenden 
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nach Belieben verletzen zu dürfen... Wo also die Geschäften- 
mühle nur leer geht oder gar Schaden anrichtet wegen unrichtiger 
Verwendung, da muß Abhilfe stattfinden... Natürlich sollen rüde 
Formen und absichtliche oder aus Unkenntnis der Sitte der gebildeten 
Welt herrührende Ungezogenheiten nicht in Schutz genommen 
werden... Daß es ihm (dem Beamten) um die Erreichung eines 
Zweckes, nicht aber um die bloße Erledigungder Aktennummer 
oder um den leeren Schein einer Tätigkeit zu tun sei... Man bedenke, 
daß die Verwaltung keinen Zivilprozeß mit dem Leben führt... 
Ein Minister kann in der Tat keinen größern Beweis von Unfähig- 
keit zu seinem Amte geben, als wenn er nur eine Schreibmaschine 
ist, wenn ihm das Land, die Menschen, die bedeutendsten unter 
ihm gemachten Unternehmungen persönlich gänzlich unbekannt 
bleiben, wenn sein Pflichteifer und sein Stolz darin besteht, die 
Kosten eines Sekretärs oder Kanzlisten durch eigene unablässige 
Tintenvergießung zu ersparen, und wenn er daher auch bei allen 
ihm untergeordneten Geschäften alles glaubt durch bloßes Schreiben 
und vieles Schreiben abmachen zu können. Es beweist einen der 
Natur des wahren Staatsmannes ganz entgegengesetzten Geist, wenn 
ein Beamter in einer hohen Stellung alles selbst besorgen und ent- 
scheiden will, keinem Untergeordneten, und wäre es der tüchtigste 
Mann und verstände er die Sache ganz allein, etwas anvertraut...“ 

b) Die Politik. 

Die Politik hat die Aufgabe, die Stellung zu bezeichnen, welche 
ler Staat gegenüber der Bureaukratie einnehmen soll. Daß die Bu- 
reaukratie ein Übel und daher zu heseitigen ist, liegt schon im Be- 
griff. Es ist daher nach den Ursachen des Übels zu sehen, um die 
Mittel für dessen Beseitigung zu finden. — Die Voraussetzung aller 
Bureaukratie ist das Berufsbeamtentum, das läßt sich nicht leugnen. 
Je mehr Ehrenämter, um so weniger ist Bureaukratie möglich; daher 
ist in England die Bureaukratie in der untern Verwaltung unbekannt. 
Und wenn alles Ehrenämter wären bezw. wenn die Bürger selbst 
wie ihre privaten, so auch die Staatsgeschäfte zusammen, abwech- 
selnd oder jeder zu seinem Teil besorgten, so gäbe es überhaupt 
keine Bureaukratie. Insofern ist also das Berufsbeamtentum der 
Grund der Bureaukratie. Aber Berufsbeamte sind nun einmal, wie 
oben gesehen, in irgendwie größeren und entwickelteren Staaten 
unentbehrlich und auch vorzüglich, und andererseits ist die Bureau- 
kratie nur eine Ausartung des Beamtentums, auch keine unvermeid- 
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liche Folge des Berufsbeamtentums an sich. Die Bureaukratie hat 
vielmehr, wenn sie sich auch nicht ganz vom Berufsbeamtentum 
trennen läßt, doch ihre besonderen Gründe und zwar hauptsächlich 
folgende. i 

1. Die Masse von Beamten, d.h. also von Berufsbeamten. 
Das ist der Umstand, an dem die Bureaukratie gewissermaßen schon 
von ferne und auch für Unbeteiligte erkennbar wird. Je größer 
natürlich der Staat und je komplizierter das Staatsleben, um so 
mehr Beamte sind erforderlich. Aber bei gleicher Größe und Kultur- 
stufe des Staates kann doch die Beamtenzahl sehr verschieden groß 
sein. Je größer aber die Beamtenzahl bei gleichen Verhältnissen, 
um so mehr treten zwei Übelstände hervor, die sich gerade als 
solche von bureaukratischer Art erweisen: einmal die zu große 
Spezialisierung der Geschäftskreise oder die zu weitgehende Ge- 
schäftsteilung, so daß unter Umständen eine Sache durch hundert 
Hände gehen muß, um ihre Erledigung zu finden, und sodann die 
infolge davon eintretende Halbbeschäftigung des Beamten, die ihn, 
um sich den Anschein voller Beschäftigung zu geben, zu leeren 
Schreibereien verleitet. Kurz gesagt: der Beamte hat einen zu 
kleinen Wirkungskreis und daher zu wenig Beschäftigung, und das 
Publikum wird von Pontius zu Pilatus geschickt und mit Papier 
überflutet. Der Fehler der Massenhaftigkeit von Beamten findet 
sich vorzugsweise in Demokratieen, aus dem falschen Motiv, es 
sei demokratisch, möglichst viele Bürger am Staatsleben zu be- 
teiligen, vielleicht auch um möglichst viele zu versorgen. Jenes 
Motiv ist falsch insofern, als es sich um das Berufsbeamtentum 
handelt, also um ein Beamtentum, das eine besondere Berufsbildung 
voraussetzt, nicht um Ehrenämter oder gar nur um Ausübung poli- 
tischer Rechte, und der Versorgungsstandpunkt ist gar verfehlt, weil 
der Staat selber unterhalten werden muß und um so besser unter- 
halten wird, je mehr es deren sind, die ihn unterhalten, ohne wieder 
von ihm zu zehren. Das Bedenklichste aber ist, wenn Leute, die reich 
genug wären, andern Arbeit und Verdienst zu gebent), selbst sich in 
öffentliche Stellen drängen und sich insofern noch vom Gemein- 
wesen erhalten lassen. — Freilich sucht die Demokratie die Kosten 
eines zu großen Beamtenheeres wieder auszugleichen dadurch, daß 





!) Auch eine Pflicht des Reichtums — wie Carnegie, die Pflichten des 
Reichtums, solche festgestellt hat. 
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sie um so mehr an den einzelnen Besoldungen abbricht. Aber das 
ist nur ein weiterer Fehler. „Keine schlechtere Einrichtung, 
als eine Schar von halbbezahlten, aber auch nur halb- 
beschäftigten Beamten“ (Mohl II, S. 451, Note). Grundsatz muß 
vielmehr sein: möglichst wenige, aber gut besoldete und dafür voll- 
auf beschäftigte Beamte. Volle Beschäftigung ergibt sich, wenn der 
Beamten wenige sind, von selbst, und gute Bezahlung ist dann mög- 
lich. Damit aber möglichst wenige Beamte nötig seien, ist darauf 
zu sehen, einerseits, daß nur kontinuierliche Beschäftigungen zu 
Berufsbeamtungen erhoben, andere dagegen den Ehrenämtern vor- 
behalten werden, und andererseits, daß in der kontinuierlichen Be- 
schäftigung des Beamten nicht rein mechanische Tätigkeiten inbe- 
griffen seien, sondern daß letztere gesondert werden, um sie niederen 
Bedienstungen zu überweisen. 

2. Der Mangelan Lebenskenntnis und Lebensrücksicht. 
Das ist im Gegensatze zum vorigen als einem gewissermaßen quan- 
titativen Grunde der Bureaukratie, ein qualitativer Grund. — Die 
Ursache dieses Mangels seinerseits ist die Abschließung des Amtes 
zu einem Stand und zu einer Kaste, wozu das Beamtentum schon 
als solches Neigung besitzt. Die Folgen dieses Mangels sind wieder 
echt bureaukratisch: entweder wird zu wenig oder, und das noch 
eher, zu viel regiert, und in jedem Fall wird gern der richtige Ton 
ım Verkehr mit dem Publikum verfehlt. Der Mittel aber dagegen 
gibt es hauptsächlich zwei. Einmal die Volkswahl und zwar auf 
kurze Amtsdauer. In Demokratieen also, wo dieses Mittel zur Ver- 
fügung steht, sollte davon auch Gebrauch gemacht werden, nicht 
bloß also deshalb, weil die Volkswahl demokratischer ist (vgl. oben 
S.213), sondern auch aus dem Grunde, weil sie das beste Mittel 
gegen die Bureaukratie bildet; jedenfalls sollten Beamte mit exeku- 
torischer Bußekompetenz, namentlich also Polizeibeamte, nicht der 
Behördenwahl überlassen werden, damit sie sich nicht hinter ihre 
Wahlbehörde verstecken könnten, um so der Vergeltung des Publı- 
kums für ein brutales Regiment zu entgehen. — Das andere 
‚Mittel, Lebenskenntnis und Lebensrücksicht in den Beamten zu pflan- 
zen und zu erhalten, ist das, jedes Berufsamt womöglich in Ver- 
bindung mit Ehrenämtern zu setzen in der Weise, daß der 
Berufsbeamte. zeitweise mit Leuten aus dem Volke, die zur Be 
ratung und Erledigung wichtiger, aber nur gelegentlich vorkommen- 
der Geschäfte zuzuziehen wären, zusammen sitzen und ratschlagen: 
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müßte. Also zeitweise Versammlung des Berufsbeamten mit einer 
Art von Geschworenen oder Schöffen zur Erledigung der inzwischen 
aufgelaufenen Traktanden (vgl. auch Mohl II, S. 389). Dadurch wird 
andererseits auch der Bürger zur Verwaltung herangezogen und 
diese dadurch volkstümlicher und beliebter. „Es muß darauf an- 
kommen, daß möglichst viele Personen genötigt und ge- 
wöhnt werden, ihre persönlichen Erfahrungen und Eigen- 
schaften dem Wohle ihrer Nachbarn und der Gesamtheit 
selbsttätig zu widmen; nicht aber darauf, daß möglichst 
viele Personen alljährlich einmal einen Stimmzettel ab- 
geben... Wie ist die praktische Mittätigkeit in der täglichen Arbeit 
der Gemeinde und des Staates auf möglichst viele auszudehnen, ohne 
die notwendige Einheit der Verwaltung zu verlieren?‘ Das ist die 
Frage (Gneist, Die Stadtverwaltung der City von London). 

3. Mangel an Rechts- und Staatskenntnis, das ist der 
andere qualitative Grund der Bureaukratie. Durch diesen Mangel 
wird nicht weniger als durch den vorigen die Bureaukratie gezüchtet, 
nur von einer anderen Art. Daraus entsteht nämlich einerseits die 
leere, nichtssagende Schreiberei, weil der Beamte eben die Sache 
selbst, ihren Kern, nicht zu erfassen und zu behandeln versteht. In 
dieser Beziehung ist es, wie Mohl ganz richtig bemerkt (I, S. 123), 
bezeichnend, daß in der Rechtspflege am wenigsten über Bureau- 
kratie geklagt wird, weil sich hier am meisten Fachgebildete finden, 
soweit nicht das Volk an der Rechtspflege beteiligt ist. — 
Andererseits der rohe, brutale Ton, durch den der ungebildete Mann 
seine Leere zu verdecken sucht. Man würde sich sehr irren, wollte 
man hochfahrendes Wesen nur beim geschulten Berufsbeamten 
suchen; wahre Bildung schließt im Gegenteil ungezogenes Benehmen 
aus, während gerade der Mann, der von unten herauf gekommen und 
über seinen Stand hinaus großgezogen worden ist, gleich dem Bettler, 
wenn er aufs Roß kommt, scharf zu reiten pflegt. Der Hochmut 
von dieser Seite ist auch der widerwärtigste. — Das Mittel aber 
gegen den Mangel der nötigen Kenntnis ist einfach: für jede höhere 
Berufsbeamtung soll ein wissenschaftlicher Ausweis zur Be- 
dingung gemacht werden, wovon bereits oben S.259 die Rede war. 
Durch Aufstellung dieser Bedingung würde auch dem Besuch der 
staatswissenschaftlichen Fakultäten aufgeholfen, weil nur die Jünger 
dieses Studiums in den höheren Stellen der Verwaltung ankommen 
könnten, sie aber dann sicher wären, Anstellung zu finden und 
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nicht befürchten müßten, durch anderweitige, nicht qualifizierte Leute 
vom Brot gedrängt zu werden. Freilich wären dann auch da und 
dort die hohen Schulen noch besser nach dem Leben einzurichten; 
vgl. m. Aufsatz „Eine schweizerische Beamtenschule“ in den 
Schweiz. Blättern für Wirtschafts- und Sozialpolitik, Bd. V, S. 605£f. 


E. Selbstverwaltung. 


I. Begriff und Wesen. 


Das ist die juristische Frage. 


Begriff: Selbstverwaltung ist Staatsverwaltung durch lokale 
Verbände, besteht also in einer Art der Dezentralisation mit Bezug 
auf die Verwaltung im engern Sinne. 


Erläuterung: Dezentralisation ist der Gegensatz zur Zentralisa- 
tion. Zentralisation im rechtlichen, staatsrechtlichen Sinn ist 
dasjenige System der Staatsverwaltung (im weitesten Sinne genom- 
men, mit Inbegriff also von Gesetzgebung und Rechtspflege), wonach 
die Staatstätigkeit von einem Zentralpunkt ausgeht bezw. von Zen- 
tralorganen, d.h. für den Staat im ganzen bestellten Organen vor- 
genommen wird. Dezentralisation im Gegensatz dazu ist das- 
jenige System, wonach der Staat für die Vornahme der Staatstätig- 
keit in Teile zerlegt und die Tätigkeit nach oder in diesen Teilen 
vorgenommen wird. Gegenstand der Dezentralisation kann an sich 
nicht nur die Verwaltung im engern oder eigentlichen Sinn, sondern 
auch Gesetzgebung und Rechtspflege sein. Die Art der Dezentra- 
lisation aber ist wesentlich zweifach verschieden, und danach gibt 
es zwei verschiedene Dezentralisationen. 1. Bloß organische De- 
zentralisation, wonach nur das Staatsgebiet zum Zwecke der De- 
zentralisation untergeteilt ist. Das letztere kann wieder in doppelter 
Art geschehen. Entweder nach dem sogenannten Provinzial- 
system, wonach es zwar nur Zentralbehörden, aber für die ein- 
zelnen Provinzen besondere Zentralbehörden gibt, so daß eigentlich 
so viele einzelne Staaten als Provinzen sind. Dieses System gehört 
aber der Geschichte an. — Oder die Unterteilung des Staatsgebietes 
geschieht nach dem sogenannten Realsystem, bestehend in der 
„Organisierung des durchweg mit einheitlichen Zentralbehörden 
versehenen Staates durch Mittel- oder Lokalbehörden und deren 
Ausstattung mit selbständigen Verwaltungs- und Entscheidungsbe- 
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fugnissen‘“‘ (Jellinek, Recht des modernen Staates I, S. 583)1). — 
2. Die korporative Dezentralisation, wonach neben und unter der 
staatlichen Korporation, dem Staat, zum Zwecke der Staatsverwaltung 
noch lokale Korporationen bestehen. Das ist die Form der soge- 
nannten Selbstverwaltung. 

Bei welchem Gegenstande aber kommt die Dezentralisation über- 
haupt in Frage und welche Art derselben? speziell wo die Selbst- 
verwaltung? Die Gesetzgebung ist durchweg grundsätzlich zen- 
tral. Es gibt zwar auch eine Dezentralisation der Gesetzgebung, 
die sogenannte Autonomie im eigentlichen Sinn, im Sinn von 
Selbstgesetzgebung; das ist aber keine staatliche, sondern lokale Ge- 
setzgebung, während die sogenannte Selbstverwaltung immerhin 
Staatsverwaltung ist, wenn sie gleich durch lokale Verbände aus- 
geübt wird. — Verwaltung und Rechtspflege hingegen sind um- 
gekehrt durchweg dezentralisiert, wie denn eine durchaus zentrale 
Verwaltung und Rechtspflege in Staaten von irgendwelchem größeren 
Umfange schlechthin unmöglich ist. Dezentralisation versteht sich 
also hier von selbst, und soweit sie nur als organische Dezentra- 
lisation vorkommt, spricht man von Dezentralisation nicht ein- 
mal besonders. Erst da, wo es sich um korporative Dezentralisa- 
tion handelt, beginnt die Frage nach der Dezentralisation, und inso- 
fern als die korporative Dezentralisation ihrerseits hauptsächlich 
nur bei der Verwaltung im engeren Sinne vorkommt, fällt die Frage 
der Dezentralisation zusammen mit der Frage der Selbstverwaltung, 
von der hier die Rede ist. 


II. Die Zweckmäßigkeit der Selbstverwaltung 
oder die politische Frage. 


Ist die Selbstverwaltung für den Staat überhaupt zweckmäßig 


’) Der Name Realsystem ist hier ganz falsch. Es soll heißen 
Territorialsystem, wonach eben das Staatsgebiet zwecks der Verwaltung 
in Untergebiete abgeteilt wird. Das wirkliche Realsystem dagegen, das 
besser Fächer- oder Radialsystem genannt würde, besteht darin, daß die 
Verwaltung in Fächer (Gesundheitswesen, Schulwesen etc.) abgeteilt und 
für jedes Fach eine besondere Zentralbehörde bestellt wird, die aber durch 
das ganze Staatsgebiet bis in die Gemeinden hinunter tätig ist. Das Real- 
system ist also im Gegensatz zum Territorialsystem gar kein System der 
Dezentralisation, sondern der Zentralisation. Vergl. auch Seidler, Leitfaden. 
der Staatsverrechnung, II, S. 5. 
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und wie ist sie zweckmäßig einzurichten ? oder kurzweg: soll Selbst- 
verwaltung sein und wie soll sie sein? 

In ersterer Beziehung: die Selbstverwaltung hat unleugbare Vor- 
teile, denen aber gelegentlich auch Nachteile gegenüberstehen. 
Die Vorteile sind: 1. Dehnbarkeit und Anpassungsvermögen 
der Staatsverwaltung. Je weiter die Staatsverwaltung sich von 
einem Zentrum aus erstreckt, um so schwächer wird sie, und die 
Bevölkerung: je größer sie ist, um so verschiedenartiger ist sie 
auch und daher um so weniger geeignet für eine gleichförmige Be- 
herrschung, wie solche die Zentralisation bedingt (vgl. oben S. 159). 
Beiden Schwierigkeiten begegnet die Selbstverwaltung, dadurch daß 
sie mit gleicher Kraft an der Peripherie des Staates wie im Zentrum 
gebietet und den lokalen Verschiedenheiten dabei Rechnung tragen 
kann. Aber die Selbstverwaltung bedingt als Dezentralisation ande- 
. rerseits eine Schwächung der Zentralgewalt, und so bewegt sich 
die Politik hier notwendig in einem falschen Zirkel: je mehr Selbst- 
verwaltung, um so kräftiger ist die Staatsverwaltung allerorten, 
aber um so schwächer ist diese in sich, im Zentrum, weil sie 
gewissermaßen in ihrem Kerne ausgehöhlt wird. — 2. Beschrän- 
kung der Bureaukratie. Je mehr die Staatsverwaltung zentra- 
lisiert ist, um so mehr bildet sie notwendig eine kontinuierliche 
und daher berufsmäßig einzurichtende Tätigkeit, und je mehr sie 
Beruf ist, um so mehr entfremdet sie sich dem Leben. Die Dezentra- 
lisation hingegen und speziell die Selbstverwaltung vermindert, weil 
sie die Staatsverwaltung teilt, die kontinuierliche Tätigkeit, gestattet 
also Verwaltung durch Ehrenämter, deren Inhaber die Staatsgeschäfte 
nur nebenbei besorgen und daher nicht aufhören, mitten im bürger- 
lichen Leben zu stehen. Je mehr also Selbstverwaltung, um so 
weniger Bureaukratie. Aber, und das ist wieder die Gegenseite, je 
mehr Berufsamt, um so besser ist das Amt an sich bedient, und eine 
übertriebene Selbstverwaltung müßte zur Auflösung des Staates füh- 
ren. — 3. Die Heranziehung und Heranbildung der bürger- 
lichen Kreise zur Regierungstätigkeit. Durch den Beamten- 
staat, den Berufsbeamtenstaat, wird die Bevölkerung der persön- 
lichen Selbsttätigkeit am Staat entwöhnt, und dadurch wird sie der 
Staatsverwaltung nicht nur entfremdet, sondern ihr auch gelegent- 
lich feindselig gesinnt, und damit die Staatsverwaltung selbst um 
so schwieriger und schwächer, weil sie der Stütze im Volk entbehrt. 
Die Selbstverwaltung hingegen beteiligt das Volk am Staatsleben, 

Schollenberger, Politik. 18. 
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macht die Staatsverwaltung dem Volke verständlich und lieb; die 
Geschäfte des Staates werden so gewissermaßen zu Geschäften der 
Bürger, die sie um so besser und nachdrücklicher besorgen. 
Speziell ist die Selbstverwaltung, wie das Selfgovernment in England, 
das zwar keine Staatsverwaltung durch lokale Verbände, aber Staats- 
verwaltung durch Ehrenämter ist — als die beste Vorschule für die 
parlamentarische Laufbahn geschätzt; je mehr die Bürger in ihren 
lokalen Kreisen am Staatsleben beteilist sind, um so besser werden 
sie.als Parlamentarier die Bedürfnisse des Staates zu erkennen ver- 
mögen. Immerhin können auch bei der Selbstverwaltung Berufs- 
ämter nötig werden, namentlich in großen Städten; hier gilt dann, 
was von der Staatsbureaukratie und den Mitteln, sie zu vermeiden, 
gesagt worden ist (vgl. oben S. 265ff.). 

Wie aber soll die Selbstverwaltung eingerichtet sein? Die 
Frage hat zwei Seiten, eine örtliche und eine inhaltliche; m. a. W., 
es fragt sich: 1. in welchen Kreisen ist die Selbstverwaltung ein- 
zurichten? und 2. in welcher Art? — Ad. Als gegebene Kreise 
der Selbstverwaltung erscheinen überall jedenfalls die Gemeinden, 
insofern als diese überall als Korporationen eingerichtet sind und 
daher sich ohne weiteres auch als Selbstverwaltungskörper präsen- 
tieren. In Frage kommt nur, ob auch größere Teile des Staats- 
ganzen, Provinzen, Bezirke oder Kreise, als Selbstverwaltungskörper 
neben und über den Gemeinden bestehen sollen. Es ist zu unter- 
scheiden, ob sie als solche bereits von früher her bestehen oder erst 
dazu eingerichtet werden sollen. Im ersteren Fall ist der geschicht- 
lichen Entwicklung Rechnung zu tragen und ist namentlich . bei 
solchen Gebieten, die, wie vielfach die Provinzen im heutigen Preußen 
‘oder die Kreise im Kanton Graubünden, selbst souverän gewesen 
sind, die Selbstverwaltung als ein natürlicher Übergang zur Zen- 
tralisation zu betrachten. Im Falle aber der Frage der Neubildung 
ist entschieden von dieser abzuraten, weil eine Neubildung solcher 
größeren Selbstverwaltungskörper von Nachteil und kein Bedürfnis 
ist. Enthält schon die Selbstverwaltung der Gemeinden unleugbar 
eine Schwächung der Staatsgewalt, so die Selbstverwaltung größerer 
Landesteile noch mehr, und zwar nicht nur quantitativ, insofern 
als sie die Zahl der Selbstverwaltungskörper vermehrt, sondern 
auch qualitativ dadurch, daß sie die Gemeinden dem Staat noch 
mehr entfremdet, weil sie zwischen beide tritt und dadurch die 
Gemeinden in bloß mittelbarer Verbindung mit dem Staate erhält. 
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Und mag andererseits die Selbstverwaltung der Gemeinden eine Be- 
dürfnis sein, das schließlich, selbst wenn es mit noch größerem 
Nachteil verbunden wäre, nach Befriedigung verlangte — so ist das. 
die, Selbstverwaltung größerer Gebiete durchaus nicht, soweit sie 
eben nicht durch die geschichtliche Entwicklung bedingt ist. — 
Ad 2. Die Art, wie die Selbstverwaltung einzurichten sei, ist hier 
positiv nicht näher zu bestimmen, sondern nur negativ, nach den 
Schranken, welche der Selbstverwaltung zu ziehen sind. Solcher 
Schranken gibt. es jedenfalls zwei: einmal darf die Selbstverwaltung 
keine Verletzung von Verfassung und Gesetz begehen, sondern soll 
sich streng innerhalb von Verfassung und Gesetz halten, und anderer- 
seits darf die Selbstverwaltung nicht über ihren Zweck hinaus- 
gehen oder gar zur Vernichtung und zum Ruin des Verbandes 
führen, m. a. W., die Zentralgewalt hat einzuschreiten gegen for- 
male Verfassungs- oder Gesetzesverletzung durch die Selbstverwai 
tung und gegen materielle Ausschreitungen derselben. Soweit die 
Möglichkeit der letztern den Staat in Gefahr bringt, 
ist die Selbstverwaltung ganz aufzuheben und durch die Zentral- 
verwaltung zu ersetzen. So bei unverhältnismäßig großen Gemeinde- 
wesen im Staat, deren Ruin den des Staates nach sich ziehen 
würde. Daher pflegen die Hauptstädte des Landes und auch wohl 
sroße Provinzialstädte von der Staatsregierung mehr oder weniger 
direkt verwaltet zu werden, auch wo den Gemeinden sonst Selbst- 
verwaltung zugestanden ist. Von diesem Standpunkt erscheint es 
unbegreiflich, wie die Großstadt Zürich, deren Ausgabenbudget sich 
mehr und mehr demjenigen des ganzen Kantons gleichstellt, noch 
ein freieres Selbstverwaltungsrecht, als es die Gemeinden des Kan- 
tons sonst schon besitzen, in Anspruch nehmen kann. 


III. Verwaltungspolitik. 


1. Begriff der Verwaltungspolitik. 

Als Verwaltungspolitik ist im ersten Teil, im Teil von der „All- 
gemeinen Politik‘, diejenige Politik bezeichnet, die in der Anwen- 
dung von Staat und Recht, im Gegensatz zur Schaffung von Staat 
und Recht, besteht (vgl. oben S. 7). Hier, in der „Speziellen Politik“, 
dagegen bezeichnet Verwaltungspolitik die Politik mit Bezug auf die 
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Aufgaben des Staates, auch soweit sie erst gesetzgeberisch fest- 
zustellen sind, im Gegensatz zur Verfassungspolitik als der Politik 
betr. die Einrichtung des Staates. Und zwar bezeichnet Verwaltungs 
politik die Politik mit Bezug auf die Aufgaben des Staates für die 
Volksgenossenschaft, im Gegensatz andererseits zur Staatspo- 
litik, die auch Aufgaben des Staates zum Gegenstande hat, aber Auf- 
gaben des Staates für sich als Korporation bezw. für seine Sub- 
strate, Gebiet und Volk, als solche, als Substrate des Staates. 

Die Verwaltungspolitik im Sinne der speziellen Politik ist also 
wie die Staatspolitik materielle Politik, im Gegensatz zur Ver- 
fassungspolitik als der formalen Politik. Sie ist aber individuell- 
materielle Politik, bestehend in der Sorge für die Individuen, die zu-. 
sammen die Volksgenossenschaft ausmachen — im Gegensatz zur 
Staatspolitik als der korporativ-materiellen Politik, die in der Sorge 
für die Korporation des Staates bezw. für dessen Substrate besteht. 


2. Arten der Verwaltungspolitik. i 


Die Verwaltungspolitik zerfällt in die innere und die äußere 
Politik. | 

Die innere Politik hat es zwar schon dem Namen nach nur 
mit den inneren Aufgaben im Staat zu tun; sie deckt sich aber dem 
Gegenstande nach nicht mit der sogenannten inneren Verwaltung, 
sondern erstreckt sich viel weiter als diese. Das Verhältnis beider 
zueinander ist nämlich folgendes. Die innere Verwaltung beschränkt 
sich auf diejenigen Aufgaben mit Bezug auf die Volksgenossenschaft, 
welche die Interessen der Volksgenossenschaft, das, was ihr nötig 
und nützlich ist, zum Gegenstande haben. Die innere Politik da- 
gegen bezieht sich auch und vor allem auf die Feststellung der 
Rechtsordnung, und nach Seiten der Verwaltung bezieht sie sich 
nicht nur auf die genannten Aufgaben, sondern auch auf die 
Beschaffung und Erhaltung der Mittel zur Lösung jener Aufgaben 
und zur Ermöglichung der Staatstätigkeit überhaupt: der Finanzen 
als der ökonomischen Mittel und der Polizei und des Militärs als 
der physischen Machtmittel des Staates. 

Die äußere Politik hat die Aufgaben des Staates nach außen, 
zu andern Staaten zum Gegenstand, daher ihr Name, und zwar 
nicht nur das, was er der Rücksicht auf andere Staaten, sondern auch 
und vor allem, was er der Rücksicht auf sich selbst, auf seine Exi- 
stenz und sein Ansehen, schuldet, damit er in der Staatengemein- 
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schaft bestehen und darin eine möglichst vorteilhafte Stellung ein- 
nehmen kann. Auf alle Fälle handelt es sich dabei um die aus- 
wärtigen Beziehungen und nur um diese, und Mohl geht ganz fehl, 
wenn er auch Heer und Finanzen zum Kreise der äußeren Politik 
rechnet. Beide sind als die Hauptmittel des Staates gewiß auch 
für die äußere Politik wichtig; ja, vom Heere mag zugegeben werden, 
daß es speziell zum Zwecke der Aufrechterhaltung und Sicherung 
‚des Staates nach außen gehalten wird, wenn es auch gelegentlich, 
und in neutralen Staaten mehr noch als nach außen, im Innern 
zur Verstärkung der Polizei bestimmt ist. Aber darauf, zu welchem 
Zwecke diese Mittel, speziell das Heer, dienen, kommt es nicht an, 
um sie der einen oder andern Politik als Gegenstand zuzuweisen — 
sondern darauf, auf welchem Wege sie zustande kommen bezw. 
geschaffen werden, ob durch den Staat aus sich oder in Verbindung 
oder im Vernehmen mit anderen Staaten. Nur das letztere ist Gegen- 
stand der äußeren Politik, und dazu gehören doch die genannten 
Mittel ordentlicherweise nicht; sie gehen andere Staaten, abgesehen 
von ausnahmsweisen Vereinbarungen, wie eine solche betr. die Her- 
absetzung der Präsenzstärke der Heere in der Idee des russischen 
Kaisers liegt, nichts an. 


3. Aufgabe der Politik mit Bezug auf die Darstellung der Ver- 
waltungspolitik. 

Die einzelnen Teile der Verwaltungspolitik darzustellen, ist ent- 
weder nicht Sache einer Lehre der Politik im ganzen oder über- 
haupt nicht Sache der Politik als Lehre. 

Die innere Politik einerseits gehört deshalb nicht hieher, weil 
ihre einzelnen Teile Gegenstand ebenso vieler besonderen Diszi- 
plinen sind (vgl. auch Escher II, S. 554). Die Politik der Rechts- 
ordnung einmal, das ist die Rechtspolitik im ganzen, und ihre 
einzelnen Teile sind Privatrechtspolitik, Kriminalpolitik etc. Die 
Politik der inneren Verwaltung sodann oder die Wohlfahrtspolitik 
besteht aus folgenden Teilen, deren Aufzählung wieder genügt, um 
sie als Gegenstand von Spezialwissenschaften erscheinen zu lassen. 
Ihre Teile sind nämlich: 1. Wirtschaftspolitik, als die Politik 
mit Bezug auf die Aufgaben, die der Staat der Gesellschaft, der 
bürgerlichen Gesellschaft gegenüber zu erfüllen hat. Eine Art oder 
besondere Richtung der Wirtschaftspolitik ist die Sozialpolitik, 
insofern als danach die Sorge speziell für die große Masse des 
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Volkes Staatsaufgabe ist. 2. Kirchenpolitik, als die Politik mit 
Bezug auf die Aufgaben des Staates den Kirchen und Religions- 
genossenschaften oder den kirchlichen und religiösen Gesellschaften 
gegenüber. — Die Politik der äußeren Verwaltung (nicht zu ver- 
wechseln mit der „äußeren Politik“ als der Politik der auswärtigen 
Angelegenheiten) endlich als letzter Teil der inneren Politik umfaßt 
die Machtpolitik. Sie betrifft die Machtmittel des Staates : ökono- 
mische (Finanzen) und physische Machtmittel (Polizei und Militär), 
von denen bereits die Rede war, und zerfällt wieder in: Finanz- 
politik, Zollpolitik etc., die von anderen Spezialisten als as; 
Domäne in Anspruch genommen werden. Hin 

Die äußere Politik andererseits aber kann nicht Aufgabe dieser 
Darstellung sein, weil sie überhaupt nicht Gegenstand einer Dar- 
stellung sein kann. Sie betrifft nämlich die zweckmäßigste Art 
und Weise der Verhandlung mit auswärtigen Staaten, um einen 
bestimmten Zweck zu erreichen und richtet sich daher ganz nach 
dem Staat, mit dem man es zu tun hat und nach dem Zweck, 
den man verfolgt — also nach dem einzelnen Fall, und im einzelnen 
Fall die zweckmäßigste Art und Weise des Vorgehens zu 2 ist 
durchaus Sache staatsmännischer Intuition. — 

Das Verhältnis aber der einzelnen Teile der Verwaltungspolitik 
zueinander zu bestimmen, erscheint als Aufgabe der Politik im gan- 
zen, so wenig ihr die Darstellung der einzelnen Teile selbst zuge- 
mutet werden kann, und über dieses Verhältnis läßt sich folgendes 
‚sagen. 

Zunächst betr. die innere Politik. Hier kommen in Betracht 
die Rechts-, Wohlfahrts- und Machtpolitik in ihrem Verhältnis zu- 
einander. Das erste und wichtigste dieser drei Gebiete ist die 
Machtpolitik, die Sorge dafür, daß der Staat in seinen finanziellen 
und physischen Machtmitteln möglichst fest und stark dastehe. Von 
diesen beiden Faktoren, speziell Finanzen und Heer miteinander ver- 
glichen, gehen die ersteren vor; die Finanzen stehen überhaupt in 
erster Linie, insofern als von ihnen im Staatsleben wie im Privat- 
leben alle Betätigung mehr oder weniger abhängt, nicht zum wenig- 
sten die Aufstellung und Unterhaltung der Streitkräfte des Taandes. 
Die Sorge für geordnete Finanzen, ein durchaus sicheres Gleich- 
gewicht derselben, ist daher die oberste Aufgabe, der alle andern 
Aufgaben sich unterzuordnen haben, auch die militärische. Auch 
die letztere hat sich schließlich Einschränkungen gefallen zu lassen, 
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wenn es nicht anders geht, um das finanzielle Gleichgewicht zu be- 
haupten: besser eine kleinere Macht, die wohl ausgerüstet ist und 
im Ernstfalle auch .lange. aushalten kann, als wenn sie dem 
Staat zur Last wird, die er auf die Länge nicht zu tragen vermag. 
Danach hat sich denn auch die hohe Politik zu richten, und: wer 
das Geld zur Großmachtspolitik oder zur militärischen. Großtuerei 
nicht hat, lasse die Hand davon. Immerhin ist an der Machtent- 
faltung, als der Bedingung der Existenz und Sicherheit des Staates, 
soweit sie nicht. sonst übertrieben erscheint, am letzten zu sparen 
und eher noch haben die Ausgaben für Recht und Wohlfahrt eine 
Kürzung zu erfahren. Das klingt hart namentlich für. die Wohl- 
fahrtspolitik; es besteht aber die glückliche Wechselwirkung zwischen 
dieser und der Machtpolitik, daß der Macht, der militärischen Macht, 
auch mit der Pflege der Wohlfahrt gedient wird, ja insofern nicht 
anders gedient werden kann, als „eine hungersterbende Bevölkerung 
keine Macht, vielmehr eine große Gefahr und eine Ursache von 
Schwäche und Verwundbarkeit ist“ (vgl. oben S. 162). Der Staat 
also, der für das Volkswohl sorgt, schafft sich schon dadurch eine 
Macht, die um so größer sein wird, je ausgiebigere Pflege jenes 
findet (vgl. oben S. 14). | | 

Auch Rechtspolitik und Wohlfahrtspolitik bedingen sich 
gegenseitig. Je mehr dem starren Rechte noch gehuldigt wird, um 
so mehr müssen dessen Härten durch die Wohlfahrtspolitik ge- 
mildert werden. Speziell: je mehr die Privatrechtsordnung, nament- 
lich das Eigentumsrecht, in den althergebrachten Formen aufrecht- 
zuerhalten gesucht wird, um so mehr muß für diejenigen, die dar- 
unter leiden, für die große Masse des Volkes, auf dem Wege der 
Sozialpolitik Erleichterung geschaffen werden. Zu diesem Zwecke 
ist aber nötig, daß, um mit Machiavelli zu sprechen (vgl. oben S. 202), 
zu den Anfängen zurückgekehrt werde. Es ist nötig, daß der Staat 
wieder zuerst und am meisten um das sich kümmere, worum er 
sich geschichtlich zuerst bekümmert hat und hat bekümmern müssen, 
d.h. um die Armen und Elenden des Volkes. Es soll für anderes 
kein Kredit ausgesetzt werden, ehe für diese gesorgt ist, und wenn 
das Geld nicht für alles reicht, so soll eher an allem andern ge- 
spart werden, als am nötigen Bedarf für die Armen. „Mably 
(französischer Publizist, gestorben 1785), dieser tiefe Kenner der 
Geschichte Frankreichs nicht nur, sondern auch der Ge- 
setzgebung überhaupt, wollte nichts von den schönen Kün- 
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sten, nichts von einer Malerakademie u.s. w. wissen, SO 
lange esin Frankreich noch Bettler gebe, dieohne Obdach, 
hungernd, in Lumpen, ein verzweiflungsvolles Dasein hin- 
fristen‘“ (Rosenkranz, Diderots Leben und Werke I, S.257). Wir 
aber machen es gelegentlich umgekehrt: wenn die Not an den 
Mann, d.h. an das Gemeinwesen kommt, wird zuerst an den Armen 
gespart, an Armenbeiträgen, Arbeitslosenunterstützungen etc. gekürzt, 
die Subventionen aber an Hof- und Stadttheater, Konzert- und Kunst- 
hallen werden beibehalten oder gar noch erhöht u.s.w. Auch das 
Geld für die Feste, so lange nicht für alle ordentlich gesorgt ist, so 
daß auch alle ordentlich daran teilnehmen könnten, ersparen wir 
besser, eingedenk des Fröbelschen Spruches: | 


„Wenn an des Landes Fest des Landes Armen kämen, 
Verwahrlost wie sie sind, 
Wie müßten wir uns schämen 


Ne 


Um der Verwaltung das richtige Verhältnis stets vor Augen zu 
halten, sollte, es ist das ein ernsthafter Vorschlag, ein Staffel-Budget 
aufgestellt werden, mit Aufreihung der Ausgaben nach notwendigen, 
nützlichen und Ausgaben für Annehmlichkeiten oder Luxus, in der 
Meinung, daß bei Abstrichen von oben nach unten, nicht umgekehrt, 
vorzugehen sei. — Jedenfalls läßt sich nur mit einer richtigen und 
ausgiebigen Sozialpolitik der Sozialdemokratie begegnen oder ihr 
entgegenkommen. Die Sozialdemokratie ist nicht vom Bösen, im 
Gegenteil: auch wer sie nicht als die Lösung der Menschheitsfrage 
anerkennt, muß sie doch als Symptom einer Menschheitskrankheit, 
der Armut und Entbehrung des Volkes, erkennen. Und er mag sich 
mit einer Abänderung des Ausspruches eines schweizerischen Sozia- 
listenführers!) sagen: „Ein zufriedenes Volk kann auch durch 
den besten Redner nicht zu den Sozialdemokraten hinübergezogen 
werden; ein unzufriedenes Volk aber kann auch der beste Redner 
nicht von der Sozialdemokratie zurückhalten.“ 

Es ist auch falsch, wenn bei Dekretierung von Staatsausgaben 
oder Erlaß von Gesetzen, die solche zur Folge haben, die Energie 
und der Nachdruck eines Ressortchefs, mit der dieser für seinen 
Verwaltungszweig eintritt, ausschlaggebend sein kann; es ist eine 
falsche, weil individuelle Politik, damit andere Verwaltungszweige zu 


!) Greulich, in der schweizerischen Bundesversammlung; vergl. „Land- 
bote“ von Winterthur 1902, No. 296, 
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überholen und noch weniger richtig, einer solchen Politik nachzugeben. 
Der wahre Staatsmann muß aufs Ganze wie aufs Große sehen. — Dafür 
dürfte gelegentlich ein anderer von weniger Initiative aufzurütteln 
und zu größerer Produktion anzuspornen sein. Es verhält sich damit, 
wie mit der verschiedenen Teilnahme der Abgeordneten zum Parla- 
ment an dessen Verhandlungen, wovon S. 254 die Rede war. — Es 
soll nicht einfach vom Belieben, Talent und Temperament der Person 
abhängen, welches Fach etwas und ob viel oder wenig gewinnen 
solle. — Ausschlaggebend für Richtung und Maß staatlicher 
Sorge soll allein die Wichtigkeit eines Verwaltungszweiges 
im Vergleich zu andern Verwaltungszweigen, bezw. der Be- 
darf dieses Zweiges zu den Bedürfnissen der andern sein; es soll 
überhaupt die Gesetzgebung und Dekretierung von Ausgaben von 
einem die ganze Verwaltung beherrschenden Standpunkte aus er- 
folgen, um die Staatsverwaltung in allen ihren Teilen immer mög- 
lichst auf gleicher Höhe zu erhalten. Die Garantie einer in dieser 
Weise ausgleichenden Gesetzes- und Budgetpolitik bietet die Orga- 
nisation der Regierung, die oben S.203 in Vorschlag gebracht war: 
die Geschäftsministerien mögen sich dann nach Neigung, Pflicht- 
gefühl und Willensstärke jedes für sein Ressort wehren, das letzte 
Wort der Regierung spricht das Vollziehungsdirektorium, das die 
übrigen Zweige gleicherweise übersieht und sie nach der Wichtig- 
keit ihrer Bedürfnisse zu berücksichtigen berufen ist. Eine über- 
sichtliche Zentrale, das ist es, was den schweiz. Verwaltungen fehlt; 
die Regierungspräsidien nehmen diese Stellung nicht ein, konkur- 
rieren vielmehr als Departementsvorsteher mit den andern und haben 
keine andere entscheidende Stimme als den Stichentscheid. — 

Betr. endlich das Verhältnis der äußeren Politik zur innern 
Politik im ganzen mag es genügen, an das Wort Eschers (II, S. 556) 
zu erinnern: „...die Politik der auswärtigen Angelegenheiten ist 
wohl durch das innere Verhältnis bedingt; die Maximen dieser letz- 
tern muß die Staatsgewalt konsequent auch in auswärtigen Angelegen- 
heiten zur Richtschnur nehmen und die Machtstellung des Staates 
dem Ausland gegenüber ist das Resultat der inneren Verwaltung.“ 
Dieses Wort dürfte einer neuen Großmacht, die nach außen lärmt 
und poltert, während ihr armes Volk, um leben zu können, in aller 
Herren Ländern nach Arbeit und Brot suchen muß, ins Stamm- 
buch geschrieben werden. 
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IV. Bundesstaatspolitik. 


Es erheben sich hier hauptsächlich zwei Fragen, eine formelle 
und eine materielle. - | 

Die erstere betrifft die Organisation, es ist die Frage nach dem 
Vertretungssvstem, ob Ein- oder Zweikammersystem. Es handelt 
sich also um das Zweikammersystem und zwar um das bundes- 
staatliche Zweikammersystem. Die Frage ist wie die nach dem 
ständischen Zweikammersystem nicht sowohl eine politische, als 
eine Rechtsfrage; wie es sich nämlich dort fragte, ob eine erste 
Kammer mit der Rechtsidee der Volksvertretung sich vertrage, so 
fragt es sich hier: ob im Gesamlistaat eine zweite Kammer, als 
Vertretung der Einzelstaaten, neben der Vertretung des Gesamtstaates 
durch das bundesstaatliche Verhältnis bedingt sei. Die Frage ist 
vom Verfasser in seinem Bundesstaatsrecht der Schweiz (S. 170£f.) 
für diese verneint worden. Der Anteil der Kantone an der Bundes- 
legislative sei unlogisch. „Die Einräumung eines solchen Anteils 
läßt sich nur rechtfertigen als Übergang vom Staatenbund zum 
Bundesstaat, verträgt sich aber nicht mit der reinen Idee des Bundes- 
 staates. Wenn es im Staatenbund nur Kantone gab und die Tag- 
satzung daher nur aus Abgeordneten der Kantone bestand, so bildet 
im Bundesstaat der Bund, die Eidgenossenschaft, einen Staat für 
sich, so gut. wie die Kantone ihrerseits, soweit sie souverän sind. 
Und so wenig der Bund als solcher Anteil an der kantonalen Legis- 
lative hat, so wenig sollte es logischerweise umgekehrt der Fall 
sein. Die Kantone sind ja gewiß ein unerläßliches Element im 
Bundesbegriff; der Bund besteht aus der Gesamtheit der Kantone; 
aber diese Gesamtheit hat sich zu einer Einheit, zu einem eigenen 
Staat erhoben, der als solcher seine eigene, nicht mehr auf die 
der Kantone gestützte Existenz führt, — die Kantone bilden darin 
also auch gar kein konstitutives Element mehr. Sie sind nicht mehr 
Bestandteil des Bundes und dürfen daher auch nicht als solche be- 
tätigt werden. Es haben beide ihre eigenen Kompetenzen, und 
wenn sie auch gegenseitig Pflichten und Rechte haben, so ist in 
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deren Ausübung doch jeder Teil selbständig und hat dafür auch 
seine eigenen Organe. Die Kantone sind zwar auch mitunter Organe 
des Bundes, aber dann innerhalb ihrer territorialen Kreise; sie 
sind nicht selbst Zentralorgan, wozu sie hier, bei der Gesetzgebung, 
die ja immer zentral ist, gemacht werden, — hier sind die Gesetz- 
gebungsfaktoren des Bundes. Diese Beteiligung der Kantone am 
Zentralleben des Bundes ist es schließlich, die mit dem Bundesstaat 
unvereinbar erscheint.“ 

Die zweite, materielle Frage betrifft die staatlichen Aufgaben 
im Bundesstaat. Die staatlichen Aufgaben sind an sich überall die 
gleichen; sie sind nicht gleich, vielmehr sehr verschieden nach 
dem Zeitalter und nach der Kulturstufe der Völker, aber zur gleichen 
Zeit und beim gleichen Volk sind sie die gleichen, ob das Volk 
einen einzigen oder Einheitsstaat oder aber eine Staatenvereinigung, 
speziell einen Bundesstaat bilde. Die Frage nach den Aufgaben im 
Bundesstaat ist also nicht etwa die, welch andere, besondere Auf- 
gaben der Bundesstaat im Unterschied von einem Staat für sich oder 
einem Einheitsstaat habe; die Aufgaben für beide sind im ganzen 
die gleichen. Vielmehr fragt es sich, wie die an sich gegebenen 
Aufgaben, die staatlichen Aufgaben überhaupt, sich auf den Ge- 
samtstaat (den Bund, das Reich) und die Einzelstaaten verteilen. 
Der eine Teil der Aufgaben geht also an den Bund über, während 
‘der andere bei den Einzelstaaten verbleibt. Jenes sind die ge- 
'meinschaftlichen Aufgaben, und gerade das Bedürfnis nach Verge- 
meinschaftlichung gewisser Aufgaben hat zum Zusammenschluß der 
Einzelstaaten zum Bundesstaat geführt; erst um dieser gemeinsamen 
Aufgaben willen ist auch eine gemeinsame Organisation nötig ge- 
worden und dadurch die Frage nach dem Zweikammersystem ent- 
standen. Die letztere Frage ist also, wenn sie schon in erster Linie 
behandelt worden ist, durchaus sekundär, wie überhaupt die Staats- 
einrichtung als formaler Zweck durch die Staatsaufgaben als ma- 
terielle Zwecke bedingt ist (vgl. oben S. 19 und 23). 

Aber welche Aufgaben sind es nun, die auf den Gesamtstaat 
zu übertragen sind? Es kommt auf das Bedürfnis an, wie über- 
haupt das Bedürfnis nach Vergemeinschaftlichung von Aufgaben 
zum Bundesstaat führt, und dieses Bedürfnis läßt sich nicht a priori 
bestimmen; es läßt sich nicht prinzipiell angeben, welche Aufgaben 
zu zentralisieren seien, wie denn auch das Bedürfnis nach solcher 
Zentralisation, nachdem es zum Bundesstaat geführt hat, fortzu- 
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schreiten pflegt. Nur so viel läßt sich von vornherein sagen, dab 
das Bedürfnis keinenfalls beim Zwecke von Schutz und Trutz nach 
außen stehen bleiben darf — dafür genügt das Bündnis — und daß 
auch die inneren Zwecke vielfältiger und tiefer als beim Staaten- 
bunde sein müssen, um überhaupt, statt mit diesem sich zu be- 
gnügen, zum Bundesstaat überzugehen. — Lassen sich also auch die 
Bedürfnisse der Vereinheitlichung und damit die vereinheitlichten 
Aufgaben, die den Bedürfnissen entsprechen, im allgemeinen nicht 
aufzählen, so sind doch die Gründe, aus denen die Bedürfnisse und 
damit die Aufgaben des Bundesstaates erwachsen, einer Gruppierung 
zugänglich. Es lassen sich folgende Gründe für Zentralisierung 
der Aufgaben im Bundesstaat bezw. für Übertragung derselben auf 
den Gesamtstaat unterscheiden. 1. Die örtliche Ausdehnung ge- 
wisser Aufgaben. Es gibt Aufgaben, die sich über die Gebiete von 
Einzelstaaten hinauserstrecken und um so eher und um so mehr, 
je kleiner diese sind; so die Verkehrsanstalten, als Post und Tele- 
graph, Eisenbahnen, und andererseits das Seuchenwesen, die Be- 
kämpfung von Epidemieen und Epizootieen, deren Verbreitung sich 
durch keine staatlichen Schlagbäume aufhalten läßt. 2. Die Größe 
und Kostspieligkeit notwendiger staatlicher Veranstaltungen, 
deren Ausführung die finanzielle Kraft von Einzelstaaten übersteigt. 
Dahin gehören namentlich die großen Öffentlichen Werke (Trocken- 
legung großer Landstriche, große Flußkorrektionen etc.) und zentrale 
Anstalten (hohe Schulen etc.). 3. Vernachlässigung gewisser 
‚Zweige der Öffentlichen Verwaltung. Der Fall ist hier der: die Auf- 
gaben sind an sich weder so ausgedehnt, daß sie nicht von jedem 
Einzelstaat innerhalb seiner Grenzen erfüllt werden könnten, noch 
verlangen sie einen über die Kraft des Einzelstaates hinausgehenden 
Aufwand; aber sie werden schlechterdings in den Einzelstaaten nicht 
oder ungenügend gepflegt, während ihre Pflege nicht weniger als 
diejenige anderer Aufgaben im wohlverstandenen öffentlichen Inter- 
esse liegt. Aus diesem Grunde nicht zuletzt sind in der Schweiz 
Wasserbau- und Forstpolizei, Jagd und Vogelschutz in die Kom- 
petenz des Bundes wenigstens zu gesetzgeberischer Ordnung dieser 
Zweige übergegangen. 4. Bei anderen Aufgaben liegt der Grund der 
Zentralisation in der Möglichkeit und Neigung gleicher Behand- 
lung. Es gibt Aufgaben, deren Regelung keinen Unterschied nach 
einzelnen Staaten bedingt, die mehr oder weniger gleichartig und 
daher einer gemeinsamen Regelung nicht nur zugänglich, sondern 
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auch von Natur zugeneigt sind; so vor allem das Rechtswesen im 
engern Sinn (Privatrecht, Strafrecht und Prozeß). 5. Endlich gibt 
es Aufgaben, deren einzelstaatliche Ordnung mit dem Wesen des 
Bundesstaates, nachdem dieser einmal zustande gekommen bezw. 
_ projektiert ist, unvereinbar erscheinen, die also, wenn man den 
Bundesstaat will, gar nicht anders als ihm übertragen werden können. 
Das ist, insbesondere der Fall mit dem Rechte der freien Bewegung 
der Bürger des Gesamtstaates in Handel und Wandel, also mit der 
Freizügigkeit im weitern Sinne, die nicht mehr in die Grenzen der 
Einzelstaaten gebannt werden darf. | 

Die Vergemeinschaftlichung gewisser Aufgaben aber, die den 
Bundesstaat verlangt, wie dieser sie, hat die Neigung die Über- 
tragung anderer Aufgaben an den Gesamtstaat nach sich zu ziehen, 
deshalb, weil einmal die staatlichen Aufgaben alle mehr oder weniger 
zusammenhängen und weil sodann die Vorteile der Zentralisation 
der einen Aufgaben einerseits die Nachteile der Dezentralisation der 
zunächst anliegenden Aufgaben andererseits hervortreten lassen, bis. 
die Zentralisation auch diese ergreift, und so immer weiter. Der 
Bundesstaat hat also die natürliche Inklination zum Zentral- 
oder Einheitsstaat, d.h. zum vollendeten Staat oder Staat 
schlechthin. In diesem Zuge ist der schweizerische Bundesstaat seit 
der neuen Bundesverfassung von 1874 begriffen; während die frühere 
Bundesverfassung von 1848 bis auf eine einzige, kleine Partialrevi- 
sion vom Jahre 1866 über ein Vierteljahrhundert sich gleich geblieben. 
war, hat die neue Bundesverfassung schon 1879 mit der partiellen 
Änderung begonnen, die sich bis heute in nicht weniger als 11 Partial- 
revisionen fortgesetzt und dadurch dem Bund neue Kompetenzen 
bezw. Aufgaben Stück für Stück zugesetzt hat. Die gleiche Neigung: 
wohnt sicher auch dem Deutschen Reiche inne. Und wie die Schweiz 
unaufhaltsam dem Einheitsstaate zustrebt, so wird auch die Zen- 
tralisation im Deutschen Reiche, wenn sie erst einmal weiter um. 
sich zu greifen angefangen hat, nicht eher zum Stillstand gelangen. 
Aber da liegt ein Stein im Wege, von dem bereits oben S. 186 
die Rede war. Während die Umwandlung des Bundesstaates in 
den Einheitsstaat in der Schweiz wie schon der bisherige Verlauf 
der Zentralisation keinen Widerstand in der Staatsform findet, kom- 
men beim gleichen Prozeß im Deutschen Reiche dynastische Inter- 
essen der einzelstaatlichen Monarchieen in Frage, die offenbar nicht 
zum wenigsten bereits die weitere Zentralisation aufgehalten haben, 
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der vollkommenen Auflösung dieser Staaten in den deutschen Einheits- 
staat aber heute unübersteigliche Hindernisse in den Weg zu legen 
scheinen, wenn nicht über dem Versuche, sie zu nehmen, sogar der 
Gesamtstaat wieder dem Zerfalle ausgesetzt werden soll. Deutsch- 
land hat offenbar noch die große Zukunft einer Weltmacht vor sich, 
der es getrost entgegenblicken mag; die größere, weitaus größere 
Schwierigkeit seiner Entwicklung liegt in dieser inneren Frage. 
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Politische Behörden 8. 
Politische Geschichte 10. 
Politische Moral 42. 
Politische Personen 74. 
Politische Rechte 210 ff. 
Polizeistaat 21. 
Polnische Frage 175. 
Postulate 198. 
Praktische Politik 16. 
Präventivsystem (Presse) 123. 
Presse 117 ff. 
Preßfreiheit 124, 206. 
Preßpolizei 124. 
Privatmoral 42. 
Produktionskräfte 132, 154 ff. 
Prohibitivsystem, siehe Präventiv- 
system. 
Schollenberger, Politik. 
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Proportionalwahl 218. 
Prostitution 61. 
Provinzialsystem, s. Dezentralisation. 


Rasse 158, 167 ff. 

Realpolitik 16. 

Realsystem, siehe Dezentralisation. 

Rechte (Partei) 94. 

Rechtsgleichheit 205. 

Rechtspolitik 180, 277. 

Rechtsstaat 21, 

Rechtsverletzungen 45 ff. 

Referendum 225, 228 f., föderatives 225, 
fakultatives und obligatorisches 230. 

Regierungsparteien 96 ff., 100, 

Regierungspresse 118. 

Repressivsystem (Presse) 123. 

Republik 186, 199. 

Reservationen, für die Indianer 169. 

Revolution 24. 

Rößlispiel, siehe Hazardspiele. 


Schächten 69. 
Schutzländer 135. 
Schweizerische Frage 178. 
Selbstverwaltung 258, 271 ff. 
Selfgovernment 258. 
Sittenwidrigkeiten, positive 54. 
Sozialisten, Sozialdemokratie 89. 
Sozialpolitik 277. 
Sozialpolitische Partei 89. 
Spielbanken, siehe Hazardspiele. 
Spiritismus 36. 
Sprachenfrage, 

frage 175. 
Sprachenverordnungen (österr.) 177. 
Staatsdienst 255. 
Staatsform 182. 
Staatslehre 8. 
Staatsmänner 75 ff. 
Staatsmoral 42. 
Staatspolitik 130, 131 ff. 
Staatspolitische Parteien 90. 
Staatsraison, moderne 29, 41 ff. 
Staatsrecht 8. 
Staatsromane 18. 
Staatssouveränetät 184. 

19 


siehe Nationalitäts- 
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Staatsstreich 24. 
Staatswissenschaften 8. 
Standrecht 57. 
Statistik 163. 
Stimmrecht 230 ff. 
Streber, politische 84. 


Tagegelder 263. 

Talweg 146. 

Teilwahlkreise, siehe Wahlkreise. 
Theokratie 12. 

Todesstrafe 57. 

Triarchie 201. 

Trias politica 182. 


Ubervölkerung 160 ff. 

Ultramontane 837. 

Ultras 94. 

Uninominalsystem , siehe Proportional- 
wahl. 

Unsittlichkeiten, Duldung von 59. 

Untervölkerung, siehe Übervölkerung. 

Urnensystem 216, 225. 

Usurpation 24. 

Utilitarismus 15. 


 Volksgesetzgebung., 


Sachregister. 


lokalisierte und 
zentralisierte 224 £. 


' Volksparteien 82. 
 Volksrechtsbewußtsein 112. 


Volkssouveränetät 185. 


' Volksvertretung 241 ff. 


Volkswahl 257. 


' Volkszählungen 163. 


Wahlkreise 216, 247. 
 Wahlkreisgeometrie 248. 

‚ Wahlmännersystem 212. 

' Wahlorganisation und Wahlverfahren 


211, 216 ff. 


Wahlrecht, objektives 211, subjekti- 


ves: aktives und passives 230 ff. 


| Wahlsystem 216. 


Wahlverhandlung, lokalisierte, zen- 
tralisierte 216. 

Widerstand, Recht des Widerstan- 
des 24. 

Wirtschaftspolitik 277. 


ı Wohlerworbene Rechte, siehe Eigen- 


Vereins- und Versammlungsrecht 206. 
‚ Zeitgeist 109, 116 £. 


Verfassungspolitik 130, 181 ff. 


Verfassungsverletzung, siehe Gesetzes- 


verletzung. 
Versammlungssystem 216, 225. 
Versorgungszustand, siehe Nahrungs- 
spielraum. 
Verstandespolitik 14. 
Vertragsverletzung 48. 
Verwaltungspolitik 7, 130, 275 ft. 
Veto 196. 
Vivisektion 68. 





tumsgarantie. 


Wohlfahrtspolitik 277. 


Wohlfahrtsstaat 21. 


Zensur 124. 

Zentralisation, siehe Dezentralisation. 

Zentrum 95. 

Zionisten 87. 

Zug nach der Stadt, siehe Abwande- 
rung. 

Zuhälterwesen, siehe Prostitution. 

Zweikammersystem, bundesstaatliches, 
ständisches 241, bundesstaatliches 
282 ff. 


Corrigendum. 
Auf Seite 104, in der Mitte, ist statt „Tätigkeit“ zu lesen: „Tätlichkeit.* 


Verlag von O. Bäring in Berlin. 


(Zu beziehen durch alle Buchhandlungen.) 





SETASAUSETNUEUTETNUEUSTENNUSTET NUN 


Arndt, Dr. Adolf, Profefjor der Rechte 
an der Univerfität Königsberg, Das 
Staatsrecht des Deutjchen Reiches. 
el; 8% 

M. 20,—. Gebunden M. 23,—. 

Dies Lehrbuch des Bekannten Staat3recht3- 
lehrers fteht in jeder Hinficht auf der Höhe 
der Wijjenfchaft; es enthältingedräng- 
ter Kürze alles daS, was andere 

Teerterine aivehmerent. SBosmdens De- 
handeln. 


Beling, Dr. €&,, ord. Profejior des 
Strafrechts in Gießen, Tabellen zur 


Reichs = Militärjtrafgerichtsordnung. ' 
3 M. 1,—. 


Birkmeyer, Dr. Barl, Brofefjor der 
Rechte in München, Encentlopädie der 
Rechtswiflenjchaft, bearbeitet von Dr. 
Adolf Arndt, PBrofeffor in Königs- 
berg, Dr. Franz Bernhöft, Pro= 
feffor in Noftod, Dr. Karl Birf- 
meyer, Profefjor in Münden, Dr. 
Erwin Grueber, Profeffor in 
München, Dr. Sriedrid Hellmann, 
Brofefjor in München, Dr. Baul 
Hinfhius 7, Geh. Juftizrat und 
Profejjor in Berlin, Dr. Baul $ör3, 
Brofefjor in Breslau, Dr. Heinrich 
Dtto Lehmann, Profefjor in Mar- 
burg, Dr. Karl von Lilienthal, 
PBrofejjor in Heidelberg, Dr. Franz 
v. Liszt, Geh. Initizrat und Bro- 
fefjor in Berlin, Friedrid 
Stein, Profefjor in Halle. Ler. 8°. 

M. 32,—. Gebunden m ge_ 


Snhalt: 
I. Einführung in die Behtswifen- 
Icyaft, Bon E. Grueber. 
1. Das Brivatredht, 
1. Römische Rechtsgejchichte und Syiten 
des römischen Privatrechts. 

Bon PB. Fdr2. 
2. Deutiche Rechtsgejchichte und Grund: 

züge des deutichen Privatredhts. 
Von HD. Lehmann. 
3. Deutjches bürgerlihes Recht (Bür- 
gerliches Gejegbuch nebjt reich®=- und 
landesrechtlichen Ergänzungen) in ein: 
gehender dogmengejchichtlicher Ent: 
widelung. Bon Fr. Berndhöft. 


4. Kandels:, Wechjel: und Seerecht. 
Bor HD. Lehmarnı. 


5. Konfursrecht mit Konfursproseb. 
Bon Fr. Hellmann. 
IH. Das öffentliche Bedht. 


1. Staats: und Derwaltungsredt. 
Bon Ad. Arırdt. 


. Kirhenreht. Von PB. Hinichtus. 
. Strafredht. Bon 8. Birfmeyer. 


k STUORDEOSEBEEND, 
ee Lrrtetcnaok 


5, El ehrese Bon Fr. Stein. 


IV. Das europäilche Bälkerrerht, 
Von Fr. d. Lidzt. 


Eivilprozegordnung,  Gerichtsperfaj: 
jungsgejeß, Konkursordnung und An= 
fechtungsgejeß in der jegigen und der 
urjprünglichen Zafjung. Erfjte und 
zweite Auflage. 8°. 

Rartonniert M. 4,—. 


ROUND 


Coermann, 3U,, Raijerl. Amtsrichter 
in Mülhaujen i. €, Die deutiche 
und internationale Srachtgejeh: 
gebung. Ein Handfommentar für 
den Suriftenftand und die HandelS- 
und Berfehröwelt. 8°. 

KRartonniert M. 3,—. 


Gbberke, Dr. Inlins, Kammer: 
gerichtsrat, Grundjäge des een 
lihen Redts. ©r. 8°. MA, 


Firgau, Dr. med. Fritz, Gifte 
und stark wirkende Arzneimittel 
in gerichtlicher, hygienischer und 
gewerblicher Beziehung. Gr. 8°. 


’ 


Bandelsgefegbuh (mit Ausichluß des 
GSeerechts) von Hedem, Brofellor 
Dr. 3,., Landgerichtsrat. Vollitän- 
diger Abdruck des neuen und des 
alten Textes nebeneinander nebjt Ein= 
führungsgefeß und Preußischen Aus- 
führungsgefeg. Mit ausführlichen 
Sadıregiiter. 8°. 

Kartonniert M. 2,50. 


Britfihky, Dr. jur. W, €&,, Land- Biichen Minifterium für Handel und 


gerichtsrat in NRoftod, Das Rechts: Gewerbe, Der zZollfreie Deredelungs: 
verhältnis zwijhen Eltern und verfehr. Gr. 8°. M.5,—. 
Kindern nad) Ay Bürgerlichen Ge 

jegbuch. Gr. 8°. M. 5,—. | Peters, Dr. M,, Die Klagentontur: 


ren; im römijchen, gemeinen und 
Lemwinfohn, Dr. jur. Ridarp, Das neuen bürgerlichen Reit. Gr. 8°. 
Handelsrecht unter Berüdfichtigung M. 
de3 Geereht3 für Die juriftiichen 
Prüfungen. 8°. Kartonniert W.1,50. | Prien, Dr. R., Der Zusammen- 
stoss von Schiffen. 2. Ausgabe. 
Liepmann, Dr. Morik, Privat- Gr. 8°. M.20,—. Gebund. M. 22,—. 
Dozent der Nechte an der Univerfität 
Halle, Einleitung in das Strafrecht. | GHeyffarth, Lrik, Landrichter, Die 
Eine Stritif der friminaliftijchen Grund- DaB Gejinde: Ordnung vom 
begriff. Gr. 8°. M. 4,50. . Kovember A810 unter der Herr- 
haft de3 Deutjchen Bürgerlichen ©e- 
Lufensky, £,, Geh. Ober-Regierung?- jeßbuchs. 8°. 
rat und vortragender Nat im Preu- M. 1,40. Gebunden M. 2,— 


Tehrdush rs Hürgenlishen Reshtes 


Dr. Seruhard Matthiaß, 


Profefjor an der Univerjität Roitod. 


’ 


Dritte und vierte erweiterte und verbelferte Auflage. 
3mei Bande, 
Gr. 8%. M. 25,—. Gebunden M. 29,—. 


Dier Auflagen iprechen am beiten für den hohen wifjenjchaftlichen Wert des 
bedeutenden. Werfe3, das in Einzelheiten fich verlierende Kontroverjen vermeidet 

und in vollitändiger fyftematijcher Darstellung im mejentlichen dasjenige 
gibt, was jeder praftifche Zurift unter allen Umständen im Gedädtnis 
haben muß. — Die neue Auflage berüdjichtigt die gejamte Titeratur de3 Bürger- 
lichen Gejegbuches und die Ausführungsgejege jämtliher Deutjchen Staaten, 
jo daß das Buch in feiner Bollftändigfeit und Zuverläffigfeit allen anderen 
voranfteht. — Durch das ausführliche Regifter zu den Paragraphen des Bürger- 
lichen Gejegbuches und des Einführungsgejeßes zur diefem fanrı das Lehrbuch von 
Matthiak auch al? Kommentar benußt: werden. WIE jolcher ift e3 der willen: 
ichaftlic hervorragendite, welcher exiitiert. a! 


Die Kritik ift darin einig, daß das Werf in feiner Gejchlofjenheit, in feiner 


fnappen, flaren Zafjung das neue Recht in mufterhafter, niemals mißzuverftehender 
Zorm darftellt. 


Aus diefem Grunde ift e3 bei den Gerichten in Preußen, Bayern, 


Sadien, Württemberg, Medlenburg, Hejjen empfohlen und allgemein 
im Gebraud, 


BGN» 
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